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CODE ist ein Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, die in der 
Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 

CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 

CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 

CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre 
politischen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen 
davon aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten 
jene nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 

CODE wird in den Fragen des Antizionismus von jüdischen Persönlichkeiten beraten, die 
der Redaktion ausdrücklich bestätigt haben: »Wir kennen die Zeitschrift und finden darin 
kein Material, das seiner Natur nach anti-semitisch ist, und verstehen die Position, die 
Unterschiede zwischen Zionismus und Judaismus aufzuzeigen. Obwohl wir nicht mit allen 
vertretenen Positionen übereinstimmen mögen, unterstützen wir das Recht darauf, politi- 
sche Ansichten darzustellen.« Dieser Satz wurde von sechs namhaften Rabbinern unter- 
zeichnet. 

CODE verfügt auch auf anderen Gebieten über kompetente Mitarbeiter: Victor Mar- 
chetti, Autor des bekannten Bestsellers über den CIA, war stellvertretender Direktor des 
CIA; Mark Lane, ein bekannter Washingtoner Rechtsanwalt, hat Prozesse wegen der 
Ermordung des US-Präsidenten John F. Kennedy gegen CIA-Mitarbeiter geführt; C. 
Gordon Tether, der für den Finanzteil zuständig ist, arbeitet seit langem für die »Financial 
Times«. 
CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. Dadurch paßt dieses Nachrichtenmagazin auch nicht in das 
Schablonendenken der im Aüftrage des Bonner Staates tätigen »Aufsichtsbeamten«. 
CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 
Problemen besonders aufgeschlossen. : 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis Ihrer Familie, Ihrer Bekannten, 
Kollegen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
von Des Griffin »Wer regiert die Welt?« 
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6 Diskussion um 
Nachkriegsgrenzen 


Bundeskanzler Kohl vermeidet 


Mit der Diskussion um den 
Hitler-Stalin-Pakt kommen 
auch Fragen der 
Nachkriegsgrenzen wieder 
in die Diskussion. In Bonn 
herrscht jedoch hierzu das 
berühmte Schweigen im 
Walde, beziehungsweise 
werden Politiker, die sich in 
diese Richtung äußerten, 
mundtot gemacht. 


konstruktive Äußerungen zur 
Diskussion der 
Nachkriegsgrenzen. 
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Skandale in der SPD 


Als eine immer weniger am 
deutschen und immer 
stärker am internationalen 
Interesse ausgerichtete 
Partei entpuppt sich die 
SPD. Die Vorstellungen 
eines Kurt Schumacher 
hätten heute keinerlei Basis 
mehr in dieser Partei. 
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Weizsäckers Verzicht Die Aktienpreise der Welt 
auf deutsche haben den Boden, den sie 
Ostgebiete in dem Trauma von 1987 

verloren, wieder 

13 Eisenhowers gewonnen. Aber die Frage, 

Todeslager wo sie jetzt hingehen, 


beschäftigt die Finanzwelt, 
da sich die Balance des 
Risikos in den USA von 
Inflation zu Rezession 
verlagert hat. 


Eisenhower, ein Idol der 
westlichen Welt, wird heute 
in den USA des vorsätzlich 
geplanten Massenmordes 
an bis zu einer Million 


deutscher Kriegsgefangener | 20 Spekulationen der 
nach Ende des Zweiten Banken auf Kosten 
Weltkrieges bezichtigt. der Kunden 


21 Die Verlierer der 
argentinischen 
Wahlen sind die 


Banker 


22 Die Sowjetunion auf 
dem Weg von Lenin 


zur Marktwirtschaft 


Eisenhower erklärte fast zwei 
Millionen deutsche 
Kriegsgefangene für vogelfrei. 
Sie hatten keine Rechte und 
waren dem Tod durch 
Verhungern preisgegeben. 


Staats- und Parteichef Michail 
Gorbatschow kann mit seiner 


15 Das Ziel des Bomben- 


Terrors hieß Reformpolitik nur 

Darmstadt vorankommen, wenn er die 
allgegenwärtige 
Wirtschaftsbürokratie 


überwindet. 
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Protest gegen die 
Revolutionsfeiern in 
Frankreich 


Die Amtskirche ohne 
Christus 


Der Begriff »Kirche« hat 
heute keine verbindliche 
Bedeutung mehr. Die 
Vertreter der politischen 
Theologie glauben alle, nur 
mit Hilfe des Marxismus die 
Welt retten zu können. 


Das Ende der 
Monroe-Doktrin in 
den USA 


Der Rückzug der USA 
aus Mittelamerika 


Die Zusammenarbeit 
der Geheimdienste im 
Drogenkartell 


Die Einwohner 
Hongkongs zieht es 
nach Kanada 


Wie London die USA 
in den Zweiten 
Weltkrieg drängte 


Die Sklaven der 
Amerikaner 


Wiederholt sich in 
Südafrika die 
Kapitulation 
Rhodesiens 


Die neue südafrikanische 
Regierung scheint vom 
Geist Ian Smith’ geprägt zu 
sein, dem letzten Führer 
Rhodesiens. Smith beugte 
sich dem Druck des 
britischen 
Außenministeriums und 
der USA und schloß mit 
den marxistischen 
Schwarzen einen Handel 
ab. 
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»Neuartiges Waldsterben«, 
folgenschwere 
Erkrankungen von Mensch 
und Tier, Zerstörung 
wertvoller Bausubstanz, 
Versauerung der 
Atmosphäre, des Bodens, 
der Seen und des 
Trinkwassers sowie eine 
erhebliche Verschwendung 


Kommunistische Reformen 
sind nicht unabänderlich; 
Gewalt gegen Robert 
Faurisson; Schewardnadse 
lobt Iran und verdammt 
Pakistan; Kissingers gute 
Geschäfte mit China; 
Europäische Banker sehen 
Parallele zu 1987; Berlins 
Aspen-Institut.warnt die 
USA. 


elektrischer Energie durch 
Hochspannungs- 
Freileitungen. 


Unser Mitarbeiter Ivor Benson 
analysiert die islamische 
Revolution, eine der wichtigsten 
politischen und gesellschaftlichen 
Bewegungen dieses 
Jahrhunderts. 
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_Nachkriees-Grenzen 


Diskussion 


ohne 


Deutschland 


Alfred König 


Die Diskussion um die seit Beendigung des Zweiten Weltkrieges 
geltenden Grenzen - inklusive der Verwaltungslinien der polnischen 
und sowjetischen Besatzungszone — wird immer lauter. Ausgelöst 
werden sie durch die Absicht des sowjetischen Staats- und Partei- 
chefs Michail Gorbatschow, den Hitler-Stalin-Pakt vom .23. August 
1939 zu annullieren. Wer aber nun geglaubt hatte, daß die Bundesre- 
gierung dies nutzt, um die deutschen Ansprüche geltend zu machen, 
der sah sich leider getäuscht. Vielmehr herrscht hierzulande das 
berühmte Schweigen im Walde beziehungsweise wurden Politiker, 
die sich in diese Richtung äußerten, mundtot gemacht. 


Besonders laut und im positiven 
Sinne progressiv wird diese Dis- 
kussion jedoch in der Sowjetuni- 
on geführt. Sehr bemerkenswert 
ist dabei der Beitrag des Histori- 
kers Jurij Jemeljanow in der 
Moskauer Tageszeitung »So- 
wjetskaja Rossija«. Bemerkens- 
wert deswegen, weil diese Zei- 
tung bislang kommunistisch- 
dogmatisch und vor allem auch 
als großrussisch-nationalistisch 
galt. So veröffentlichte beispiels- 
weise die bekannte Gorba- 
tschow-Kritikerin Nina Andreje- 
wa aus Leningrad in diesem 
Blatt ihre erste scharfe Kritik an 
der Politik der Perestroika. 


Die Konsequenzen 
der Annullierung 


Carl Gustav Ströhm schrieb 
hierzu in der »Welt«: »Nun er- 
klärt Jemeljanow, eine Überprü- 
fung des Pakts stelle notwendi- 
gerweise auch den »Charakter 
der existierenden Grenzen der 
UdSSR in Frage«. Denn die Fol- 
gen des Paktes seien nicht von 
. dem Vertrag selber zu trennen.« 


Jemeljanow meine, daß eine 
Überprüfung des Paktes die 
Möglichkeit in sich berge, die 
»Rechtmäßigkeit aller Institutio- 
nen der Sowjetmacht im Balti- 
kum, wie in allen anderen Ge- 
bieten - die nach dem 23. Au- 
gust 1939 durch die Sowjets an- 
nektiert wurden — in Zweifel 
> ziehen«. 


Rune [SoDE 


Dies gelte sowohl für das Balti- 
kum - das mittlerweile eine weit- 
gehende Souveränität erhalten 
hat -, für den östlichen Teil Po- 
lens sowie für die Nord-Bukowi- 
na und Bessarabien — das heuti- 
ge Sowjet-Moldau -, die beide 
damals zu Rumänien gehörten. 
Der sowjetische Historiker stell- 
te dann die Frage, ob nicht die 
heutige sowjetische Herrschaft 
über alle damals von der UdSSR 
geraubten Gebiete ungültig sei, 
sofern der Hitler-Stalin-Pakt an- 
nulliert werde? 


Ströhm weiter: »Diese Möglich- 
keit wird von Jemeljanow aus- 
drücklich erwähnt. Zugleich ver- 
sucht der Historiker aber eine 
Art Notbremse zu ziehen. Dem- 
nach bleibe, auch wenn sich der 
Pakt aus dem Jahre 1939 als un- 
gültig erweisen sollte, der An- 
schluß der baltischen Staaten an 


- die Sowjetunion trotzdem gültig, 


denn es bestehe kein Zweifel am 
rechtlichen Charakter der An- 
schlußdokumente«. 


Keine juristische 
Rechtfertigung für 
Annexion 


Hier versucht sich Jemeljanow 


- am eigenen Zopf aus dem Sumpf 
‚zu ziehen. Daß die »Freiwillig- 


keit< des Anschlußbegehrens in 
Anwesenheit einmarschierender 
Sowjettruppen zustande kam - 
im estnischen Parlament war 
1940 bei der Abstimmung sogar 


eine Abordnung der Roten Ar- 
mee in voller Uniform zugegen, 
offenbar um den Parlamentari- 


ern den Ernst der Lage vor Au-. 


gen zu führen -—: soll das nicht 
relevant sein? 


Aber selbst wenn man im’ Falle 
der baltischen Republiken mit 
Mühe und Not ein völkerrechtli- 
ches Feigenblatt für deren Ein- 
gliederung in die Sowjetunion 
vorschieben wollte - völker- 
rechtlich, nicht moralisch -, so 
fehlt im Falle Polens, aber auch 
Rumäniens jede juristische 
Rechtfertigung der sowjetischen 
Annexion. Die damals amtieren- 
de polnische Regierung hat we- 
der in der Heimat noch später im 
Londoner Exil ihre Zustimmung 
zur Abtretung polnischen Ge- 
biets an die UdSSR erteilt. 


Im Falle Rumäniens gründete 
sich die Abtretung Bessarabiens 
und der Nord-Bukowina auf ein 
sowjetisches Ultimatum an die 
damalige königliche Regierung 
in Bukarest. Die Folge war das 
Einschwenken Rumäniens auf 
die politische und militärische 
Linie Hitlers.« 


Was bedeutet dies nun juristisch 
konkret - das Baltikum jetzt ein- 
mal außer acht lassend -: Nicht 
nur, daß. die litauische Haupt- 
stadt Wilna wieder an die Polen 
zurückgegeben werden müßte - 
diese wurde nach Beginn des Po- 
lenfeldzugs Hitlers von litaui- 
schen Truppen, also Kämpfern 
Stalins, besetzt —, nein, den Po- 
len stünde der: gesamte heute 
noch immer von den Sowjets be- 
setzte Ostteil ihres Landes wie- 
der zu. Sollte dies erfolgen - und 
die Chancen hierfür sind aus 
später folgenden Gründen 


durchaus als gut zu betrachten -, ' 


würde Rumänien wohl auch An- 
sprüche gegenüber Moskau be- 
züglich ihrer beiden Gebiete gel- 
tend machen. ö 


- Atomwalffenfreier Raum 


zwischen den 
Supermächten 


Die deutschen Annektionen sind 
durch den Ausgang des Zweiten 
Weltkrieges bereits »bereinigt«. 
Da aber noch kein förmlicher 
Friedensvertrag der damaligen 
Gegnermächte unterzeichnet 
wurde, stehen also auch noch die 
damaligen Annektionen zur Fra- 
ge und müßten eigentlich, so 
Auffassung mancher im Völker- 


-Hitler-Stalin-Paktes 


recht bewandter Politiker, im 
Falle einer Annullierung des. 


zur Disposition stehen. 


Und hier könnte dann die aktu- 
elle Tagespolitik, und hier vor 
allem auch die Geschehnisse in 
Polen und Ungarn, besondere 
Wichtigkeit gewinnen. In Polen 
ist der Kommunismus, nachdem 
die Solidarnosc nun Regierungs- 
partei ist, zwar nicht tot, aber . 
doch weitgehend ausgehebelt. 


Ungarn entwickelt sich immer 
mehr zu einem Staat freiheitli- 
cher Prägung mit im Ostblock 
einzigartigen Freiheitsrechten 
für den einzelnen Bürger. Die 
Grenzen zum Westen sind prak- 
tisch gefallen. 


Und selbst in der DDR wird sich | 


‘trotz des sturen Festhaltens Ho- : 


neckers an den Grundgedanken : 
stalinistischer Politik ein Wandel 
zu mehr Öffnung nicht aufhalten 
lassen. - 


Was könnte Folge all .dessen - 
sein? Nunmehr bietet sich die in 


der Geschichte wahrscheinlich 
bislang einmalige Möglichkeit, 
einen riesigen neutralen und vor 
allem auch atomwaffenfreien : 


Raum zwischen den beiden Su- : 


permächten zu schaffen. Dieser . 
könnte von der rechtmäßigen 
polnischen Ostgrenze bis zur’ 
deutschen Westgrenze reichen 
und auch Rumänien und Ungarn ° 
umfassen - daran grenzen be- 
kanntlich die ebenfalls atomwaf- 
fenfreien Staaten Österreich und 
Schweiz -. Als »Zeichen guten 
Willens« erhalten die Deutschen 
in der Sowjetunion und in der 
polnischen Besatzungszone 
ebenfalls weitgehende Souve- 
ränität mit all ihren vollen Rech- 
ten für Sprach-, Kultur- und Re- 
ligionsfreiheit. 


Hintergründe der Pläne 


Gorbatschows 


Zur Absicherung beider Super- 
mächte bleiben die Bundesrepu- 
blik einer- und die DDR und Po- 
len andererseits mit »Bündnis- 
verträgen« an die NATO bezie- 
hungsweise den Warschauer 
Pakt angeschlossen. Dies böte 
den beiden deutschen Staaten - 
um jetzt mal auf diesen Termi- 
nus zu verfallen - sowie Polen 
die Sicherheit, daß keiner der 
beiden Machtblöcke versuchen 
kann, seinen Einfluß militärisch 


ebenfalls 


: oder quasimilitärisch auf sie aus- 
zubauen, da ihnen in einem sol- 
chen Falle der Bündnispartner 
zu Hilfe käme. 


Damit wäre dann ein wirklicher 
Puffer zwischen den beiden Su- 
permächten geschaffen worden. 
Denn eine lediglich aus der Bun- 
desrepublik und der DDR beste- 
hende atomwaffenfreie Zone 
mit ihren wenigen hundert Kilo- 


metern Breite wäre nur eine 
Vortäuschung falscher, in Wirk- 
lichkeit nie vorhandener Sicher- 
heit. Durch diesen nun aber weit 
über tausend Kilometer breiten 
Puffer würde die heute noch vor- 
handene Notwendigkeit von ato- 
maren Mittel- und vor allem 
auch Kurzstreckenraketen ent- 
fallen, da sie ganz einfach nicht 
mehr gebraucht würden. 


Und sollte sich in der UdSSR 
dann wirklich irgendwann mal 
wieder ein totalitäres Regime in- 
stallieren, dann wäre die Auf- 
marschzeit für die konventionel- 
len Gefechtswaffen - also vor al- 
lem Panzer und die gesamte Ar- 
tillerie — aufgrund der riesigen 
Pufferzone so lang, daß die NA- 
TO sofort wieder der Bundesre- 
publik zu Hilfe kommen könnte 
- jetzt einmal Vertragstreue vor- 
ausgesetzt; doch auch heute sind 
viele NATO-Staaten bereit, die 
Bundesrepublik im Konfliktfall 
lieber zu opfern, ehe ihr Gebiet 
in einem atomaren Krieg verwü- 
sten zu lassen, so daß sich im 
Endeffekt nichts ändert -. 


Dies sollen, so vertrauliche In- 
formationen, die ganzen Hinter- 
gründe der Pläne Gorbatschows 
sein. Denn für ihn würden sich 
sehr viele Vorteile aus einer der- 
artigen oder zumindest ähnli- 
chen Regelung ergeben. Die gi- 
gantischen Rüstungsausgaben 
könnten um 20 bis 30 Prozent 
gesenkt werden, ohne ihm den 
Vorwurf der »Vernachlässigung 
der Sicherheitsbedürfnisse der 
UdSSR« machen zu können. 
Diese freigewordenen Gelder 
und vor allem auch das soge- 
nannte »human capital«, also die 
menschliche Arbeitskraft, könn- 
ten dann zur Verbesserung der 
Lebensbedingungen des sowjeti- 
schen Volkes eingesetzt werden. 
Eine umfassende Agrarreform 
könnte stattfinden. 


Ein ganz anderes Problem gilt es 
aber vorher noch zu lösen, näm- 
lich die Macht der westlichen 
Rüstungskonzerne; für die, allen 
anderslautenden Beteuerungen 


zum Trotz, eine solche Lösung 
aus Profitgründen nicht wün- 
schenswert. wäre. Aufgefangen 
werden könnte dies aber durch 
massive Investitionen der 
UdSSR zur Lieferung von Robo- 
tern, Computerchips, Maschi- 


Aus Bonn kommt nichts 
Konstruktives 


nen und ähnlichem, auf dessen 
Produktion von der Rüstungsin- 
dustrie mit relativ geringem Auf- 
wand umgestellt werden könnte. 


Unter Berücksichtigung allen für 
und widers könnten also derarti- 
ge Pläne der Welt eine ganz 
neue, bisher nicht gekannte Si- 
cherheit und vielleicht sogar 
wirklichen Frieden bringen - zu- 
mindest für einen Großteil die- 
ses Globus’ -. Um so trauriger 
ist es aber, daß von »unserer« 
Bundesregierung nichts Kon- 
struktives bezüglich der Grenz- 
diskussion zu hören ist. Ganz im 
Gegenteil, rund um den 1. Sep- 
tember, bekanntlich der 50. Jah- 
restag des Beginns des Polen- 
feldzugs, überboten sich fast alle 
Politiker der etablierten Partei- 
en mit Demutsphrasen vor den 
Siegern - oder vermeintlichen 
Siegern - des Zweiten Welt- 
kriegs. 


Von einer »Unverletzbarkeit der 
polnischen Westgrenze« war zu 
hören, von einem Wiedererwa- 
chen deutschen Nationalismus- 
ses, wenn es gewagt wurde, auf 
das Fehlen einer friedensver- 
traglichen Lösung der Grenzfra- 
gen hinzuweisen. Die bundes- 
deutschen Politiker zeigten da- 
mit, daß sie in Wirklichkeit eben 
nicht die von ihnen so oft zitier- 
ten wahren Interessen des deut- 
schen Volkes vertreten, sondern 
eine Politik betreiben, die nur 
der Profitgier der Internationali- 
sten dient. 


Diese müssen aber an gewissen 
Spannungen der Supermächte 
interessiert sein, denn ansonsten 
verlieren sie ihre Existenzbe- 
rechtigung. Denn ein Minimum 
an Spannungen beraubt sie ihres 
Einflusses. Wenn. die Rüstungs- 
industrie - und damit eben auch 
die Atomlobby — nicht mehr in 
diesem Maße benötigt wird, 
schwindet parallel zu diesem 
Rückzug auch ihr Einfluß. Selbst 
dann, wenn andere Aufträge in 
ähnlicher Größenordnung her- 
einkommen. 


Parteien 


Skandale der 


SPD 


Franz-Josef Krämer 


Als eine immer weniger am deutschen. und immer stärker am interna- 
tionalistischen Interesse ausgerichtete Partei’entpuppt sich die SPD. 
Die Vorstellungen und Ideale eines Kurt Schumacher hätten heute 
keinerlei Basis mehr in dieser Partei. Vielmehr ist wieder Klassen- 
kampf angesagt, der nur noch mühselig mit dem Mäntelchen der 


»Volkspartei« umhüllt wird 


Zum Glück für diese Partei wird 
ihre nationale Verratspolitik von 
dem erbärmlichen Erschei- 
nungsbild der derzeitigen Regie- 
rungskoalition, von den. Diskus- 
sionen über die Republikaner, 
vom 50. Jahrestag des sogenann- 
ten »Überfalls Hitler-Deutsch- 
land auf das arme Polen« sowie 
die Infiltration linker und linke- 


‘ ster Journalisten in die Redak- 


tionen von Zeitungen, Rund- 
funk und Fernsehen kaschiert. 
Dabei sprechen alleine die in 
diesem Jahr bekannt geworde- 
nen Vorfälle eine beredte 
Sprache. 


Gespaltenes Verhältnis 
zur Justiz 


Besonders auffällig ist dabei das 
gespaltene Verhältnis der. SPD 
zur Justiz. im weitesten Sinne. 
Das Aushängeschild einer so- 
zialdemokratischen liberalen 
und angeblich »am Bürger aus- 
gerichteten« Rechtspolitik ist 
bekanntlich der nordrhein-west- 
fälische Innenminister Herbert 
Schnoor, der durch sein un- 
rühmliches Verhalten während 
des Giadbecker Geiseldramas 
eine noch unrühmlichere Be- 
kanntheit erhielt. 


Besonders interessant ist dabei, 
daß der der SPD sehr naheste- 
hende »Spiegel« in einer Enthül- 
lungsserie über die damaligen 
Vorfälle viele bisher unbekannte 
Dinge aufdeckte. So entging der 
damals noch unter nordrhein- 
westfälischer Verantwortung 
handelnden Polizei in Bremen- 
Vegesack, daß der Geiselgang- 
ster Degowski einmal tief einge- 
schlafen war und ein anderes 
Mal für eine längere Pinkelpause 
den Wagen verließ, so daß ein 


ungefäirlicher Zugriff hätte er- 
folgen können. Rösner und Löb- 
lich befanden sich mehrere Kilo- 
meter weit weg in der Bremer 
Innenstadt. 


Schnoor gab dies natürlich nicht 
kund. Dazu der »Spiegel«: »An 
die Gespräche über die Geisel- 
nahme, die Schnoor an diesem 
zweiten Tag des Dramas mor- 
gens mit seinen Beamten führte, 
kann sich der Minister nach eige- 
nem Bekunden »nicht mehr erin- 
nern«. Ein anderes Ereignis hin- 
gegen ist Schnoor »in guter Erin- 
nerung«. 


Während seine Beamten in Bre- | 


men-Vegesack die wohl besten 
Zugriffschancen verpaßten, ist 
Schnoor um 14 Uhr in der jüdi- 
schen Gemeinde Düsseldorf zu 
Gast. Nach einem Gespräch 
über Sicherheitsfragen wird er 
noch zu einer religiösen Be- 
schneidungszeremonie eingela- 
den. Was er da erlebt, gesteht er 
vor dem Düsseldorfer Untersu- 
chungsausschuß, hat ihn an die- 


sem Mittwoch »mehr belastet als 


alles andere, was mir dienstlich 
zu Augen und zu Ohren kam«. 


Welcher Hohn spricht aus 


- Worten und Handlungen 


Nachdem die Geiselgangster mit 
dem in Holland zur Verfügung 


gestellten BMW wieder in die 


Bundesrepublik. und dann nach 
langem Irrweg Richtung Köln 
fuhren, passiert folgendes - so 
der »Spiegel« -: »Ausgerechnet 
jetzt, da die Täter wieder in 
NRW agieren, fliegt Innenmini- 
ster Schnoor doch noch nach 
Holland, ı 
Shakehands zu machen. Schnoor 
will die Geiseln begrüßen, die 
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um werbewirksam. 
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. von drei 
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- Verfassungsschutzbericht 


Skandale der 
SPD 


dort freigelassen wurden. >Ich 


fühlte mich gegenüber den Men- 
schen, die so- Schreckliches 
durchgemacht hatten, hierzu 
verpflichtet, begründet der Mi- 
nister seinen spontanen Hub- 
schrauber-Irip. Als ob die Hol- 
länder dazu nicht in der Lage 


wären, kümmert sich der Politi- - 


ker persönlich um die Rückfahrt 
der Geiseln.« 


Während also viele Menschen 
eiskalten brutalen 
Gangstern bedroht. werden, hat 
der SPD-Politiker nichts besse- 
res zu tun, als zu einer jüdischen 
Beschneidungszeremonie zu ge- 
hen und auf Steuerkosten durch 


die Gegend zu fliegen, anstatt 


sich im Einsatzzentrum ein kla- 
res Bild über die Lage zu ma- 
chen. 


"Was muß in den Köpfen der da- 


maligen Geiseln, der Angehöri- 
gen der Toten, aber auch den im 
Regen stehen gelassenen Polizi- 
sten vorgehen, wenn sie dann 
noch erfahren müssen, daß die- 
sem Mann nur wenige Monate 
später, im Mai dieses Jahres, der 
Gustav-Heinemann-Bürgerpreis 
der SPD verliehen wurde. 


In seiner Laudatio verkündete 
SPD-Parteivorsitzender Vogel, 
daß Schnoor es immer wieder 


verstehe, die Liberalität und die 


Schutzfähigkeit des Staates mit- 
einander zu verbinden. Dem lie- 
ge ein Staatsverständnis zugrun- 
de, das nicht Stärke mit Militanz 
und Gesetzestreue mit Ein- 


‚schüchterung verwechsle. Auch 


seien die »ganz überwiegende 


‚Zahl der Geiselnahmen« in 


NRW unblutig gelöst worden. 
Welcher Hohn spricht aus diesen 
Worten! 


Es ist der gleiche Schnoor ge- 
meint, der jetzt kürzlich einen 
Aufruf der Deutschen Friedens- 
Union (DFU) »Der Intoleranz 


keine Chance -— NRW braucht: 


Offenheit und Vielfalt«, der sich 
gegen rechtsradikale und.-extre- 
me Parteien richtet, unterschrie- 
ben hat - übrigens ebenso wie 
NRW-Arbeitsminister  Heine- 
mann -. Die DFU wird aber im 
aus- 
drücklich als kommunistische 
Organisation erwähnt. 


8 


Dt 


Nur wenige Tage später zogen 
beide Politiker dann ihre Unter- 
schriften wieder zurück. In der 
»Rheinischen Post« war hierzu 
zu lesen: »Schnoors Sprecher 
Schmidt-Künzel erklärte ge- 
stern, man habe nicht gewußt, 
daß die DFU mit der Unter- 
schriftenliste werbe, insofern 
fühle man sich »geleimt«. Auf die 
Frage, ob man nicht hinter dem 
Namen des Initiators (des Pfar- 
rers Johannes Voigtländer) den 
Hinweis auf dessen DFU-Zuge- 
hörigkeit wahrgenommen habe, 
meinte Schmidt-Künzel, dies sei 
offenbar übersehen worden.« 
Welchen Sinn, Herr Schnoor, 


kann man da nur fragen, hat 


eine Unterschriftenliste, wenn 
diese nicht veröffentlicht werden 
soll? 


Moralische 
Verantwortung für 
tödliche Fehler 


Daß Herbert Schnoor sich vehe- 
ment gegen den sogenannten ge- 
zielten Todesschuß ausspricht, 
mit dem nur als allerletzte Mög- 
lichkeit nichts anderes als das 
Leben Unschuldiger gerettet 
werden. soll, versteht sich von 
selbst. 


Zum Abschluß des Kapitels 
Schnoor soll ein Kommentar von 
Klaus Blume in der »Bild am 
Sonntag« auszugsweise zitiert 
werden. Dort hieß es: »Kann ein 
verantwortlicher Politiker die 
moralische Verantwortung für 
tödliche Fehler so kaltherzig ab- 
schütteln? Kann Schnoor noch 
ruhig schlafen, wenn im Gericht 
die folgenschweren Pannen sei- 
ner Polizei erneut aufgerollt 
werden? Offenbar ja. 


Es gab einmal Minister, die poli- 


tische Verantwortung ernster 
nahmen: Georg Leber zum Bei- 
spiel. Und Willy Brandt. Beide 
traten zurück, als Spione und 


. Geheimdienstwanzen ihre Am- 


ter erschütterten. 


Damals war die Moral der Politi- 
ker noch intakt. Aber das ist lan- 
ge her.« 


Daß ein Mann wie Schnoor dann 
aber bereits in Bonner Ge- 
sprächsrunden als wahrscheinli- 
cher Justiz-Minister im Falle ei- 
nes rot-grünen Bundestagswahl- 
erfolges gehandelt wird, zeigt, 
was jeder anständige Deutsche 
von dieser Partei zu halten hat. 
Ein Mann, der Straffreiheit für 


Sitzblockierer gefordert und sich 
geweigert hat, gegen die un- 
rechtmäßige Brückensperrung 
der Rheinhausen-Stahlarbeiter 
mit ihrer Blockade von zighun- 
derttausend Berufstätigen vor- 
zugehen. 


Das Verhältnis zur DKP 
neu überdenken 


Dafür arbeitet die SPD aber oh- 


ne jede. Gewissensbisse in Ber- 
lin, Frankfurt, aber auch anders- 
wo mit radikalen Kommunisten 
zusammen, die sich heute mit 
dem Deckmäntelchen des ökolo- 
gisch angehauchten Grünen um- 
geben. So waren beispielsweise 
von den 51 Abgeordneten, die 
die Alternative Liste in den ver- 
gangenen Jahren in den Berliner 
Senat entsandte, mindestens 17 
zuvor Mitglieder oder sogar Ak- 


- tivisten diverser K-Gruppen ge- 


wesen, und vier ließen sich sogar 
dem terroristischen Umfeld zu- 
rechnen. 


Und Erhard Eppler sprach sich 
vor einem Jahr sogar dafür aus, 
das Verhältnis seiner Partei zur 
DKP neu zu überdenken. Die 
SPD dürfe die Kommunisten 
nicht länger aus dem »inneren 
Dialog« ausklammern. Dies ist 
genau der gleiche Mannn, der 
als Redner zum Tag der Deut- 
schen Einheit in diesem Jahr 
auserkoren wurde und starken 
Beifall von allen fünf im, Bundes- 
tag vertretenen Parteien bekam. 


Auch bei seiner Passage, die 
Ostpolitik Willy Brandts als legi- 
tim anzuerkennen, eine Politik, 
die: den Verzicht Deutschlands 
auf seine Ostgebiete festschrei- 


ben wollte. Dazu paßt es dann, 


auch, daß der Parteivorsitzende 
der Sozis, Vogel, in einem Ge- 
spräch mit Radio Luxemburg 
vorschlug, anstelle des 17. Juni 
einen Gedenktag einzurichten, 
der in beiden deutschen Staaten 
gefeiert werden könne. Bei- 
spielsweise den 18. März, weil 
an diesem Tag 1848 die erste 
bürgerliche deutsche Revolution 
erfolgreich gewesen sei. Honek- 
ker wird sich freuen! 


Wie schwach ausgeprägt das De- 
mokratiedenken vieler SPD- 
Funktionäre ist, zeigen Beispiele 
des 
SPD-Landtagsfraktionsvorsit- 
zenden Friedhelm Farthmann, 
der sich gerne selber als zum 
rechten SPD-Flügel zugehörig 
bezeichnet. 


nordrhein-westfälischen. 


“ kündete 


So legte sich Farthmann am En- 
de der Feierstunde zum Tag der 
Deutschen Einheit in der rheini- 
schen Stadt Neuss mit einem 
NPD-Mitglied an, als dieser mit 
mehreren anderen Personen die 
erste Strophe der deutschen Na- 
tionalhymne anstimmte. Hierzu 
die »Rheinische Post«: »Farth- 


‘ mann entriß daraufhin einem 


jungen Mann die Fahne der Jun- 
gen Nationaldemokraten (JN), 
zerriß die Fahne und zerbrach 
die Stange über dem Knie; einer 
kurzen Rauferei folgte eine län- 
gere verbale Auseinanderset- 
zung,« Die NPD hat mittlerweile 
Strafantrag gegen Farthmann 
gestellt. 


Verfassungsschutz soll 
Wähler verunsichern 


In einem Interview mit dem 
»Stern« forderte derselbe Farth- 
mann. die Verfassungsschutzbe- 
hörden auf, die Republikaner zu 
überwachen. Interessant ist da- 
bei die Begründung des Sozis: 
»Ich möchte schon wissen, was. 
bei den Republikanern wirklich 
los ist. Und wenn die Bürger eı- 
fahren, daß die überprüft wer- 
den, dann ist das für sie ein 
Warnzeichen, und sie werden 


sich überlegen, ob sie denen 


leichtfertig ihre Stimme geben, 
nur um anderen Parteien einen 
Denkzettel zu verpassen. Diesen ' 
Effekt halte ich für wünschens- 
wert.« 


Danach geht es Farthmann also 


weniger um die Überprüfung der ... 


angeblichen Verfassungswidrig- . 
keit der Ziele der Republikaner, 
sondern vielmehr darum, daß 
durch die Überprüfung durch 
den Verfassungsschutz Wähler 
verunsichert werden sollen.. 
Welche Verachtung des Demo- 
kratieverständnisses spricht aus 
diesen Worten, und ‘das von ei- 
nem führenden Mitglied einer 
Partei, die sich angeblich den 
Kampf um die Menschenrechte 
auf die Fahne geschrieben hat. 


Dazu paßt, was die »Welt am 
Sonntag« Ende Februar schrieb: 
»Beim Versuch, in ihrem Alpha- 
bet der Gemeinsamkeiten Fort- 
schritte zu erzielen, sind SPD 
und SED jetzt bei »M« wie »Men- 
schenrechtsfähig: angekommen. 
Offenbar von der galoppieren- 
den Dialog-Psychose erfaßt, ver- 
kürzlich. Wilhelm 
Bruns, Abteilungsleiter der 
Friedrich-Ebert-Stiftung der 
SPD, allen Ernstes, er und seine 


Gesprächspartner von der SED 
hätten sich nun gegenseitig auch 


»menschenrechtsfähig« gespro- 
chen.« 

Honecker kann auf die 
SPD stolz sein 


Damit wird ein System aufge- 
wertet, das auch heute noch 
hartnäckig an dem menschen- 
verachtenden stalinistischen Sy- 
stem festhält, noch immer auf 
seine Landsleute schießen läßt, 
wenn diese das von der DDR bei 
der KSZE-Konferenz unter- 
schriebene Recht auf freie Aus- 
reise in Anspruch nehmen 
wollen. 


Was geschah aber, als sich Mitte 
Februar in der slowenischen 
Landeshauptstadt Laibach 
(Ljubljana) das erste. Mal seit 
vielen Jahren wieder eine Sozial- 
demokratische Partei konstitu- 
iere? Hierzu Carl Gustaf 
Ströhm von der »Welt«: »Doch 
die Hoffnung von der jungen 
slowenischen Sozialdemokratie, 
von der. großen . deutschen 
Schwesterpartei ein Zeichen der 
Ermutigung oder auch nur der 
Sympathie zu erhalten, erfüllte 
sich nicht. Die SPD entsandte 
zur Gründung der ersten Sozial- 
demokratischen Partei in einem 
kommunistisch regierten Land 
keine Delegierten, auch keinen 
Beobachter — nicht einmal ein 
Grußtelegramm. Dabei wäre zu 
vermerken, daß die SPD bei 
sämtlichen Kongressen der ju- 
goslawischen Kommunisten mit 
großen Delegationen vertreten 
ist. 


Die Vermutung oder der Ver- 
dacht, die SPD .arbeite in den 
kommunistisch regierten Län- 
dern lieber mit den Kommuni- 
sten als mit den sich formieren- 
den oppositionellen Kräften zu- 
sammen, wird durch eine seltsa- 
me Erklärung des stellvertreten- 
den SPD-Fraktionsvorsitzenden 
Horst Ehmke erhärtet. Ehmke - 
ein häufiger Gast der jugoslawi- 
schen und anderer Kommuni- 
sten - gab zur Gründung der slo- 
wenischen Sozialdemokraten ei- 
ne Erklärung ab, die für künftige 
Anlässe festzuhalten ist: 


Die SPD habe nicht die Absicht, 
die Sozialdemokratie zu »expor- 
tieren«. Sie werde nicht »kritiklos 
jede politische Gruppe unter- 
stützen, welche in den sozialisti- 
schen Ländern entsteht und sich 
als sozialdemokratisch ausgibt«. 


Zur Frage einer möglichen Hilfe 
der SPD für die Sozialdemokra- 
ten Sloweniens, aber auch ganz 
Osteuropas, meinte Ehmke, die 
SPD erhalte viele solcher Hilfe- 
rufe. Es sei aber falsch, allen 
diesen Gruppen zu helfen. 
Gleichzeitig forderte der SPD- 
Politiker die oppositionellen 
Gruppen in den kommunisti- 
schen Ländern auf, selber »Ver- 
‚antwortung« für den Zustand der 
Gesellschaft zu übernehmen. 
Anscheinend wünscht Ehmke, 
daß sich die Demokraten und 
die Sozialdemokraten Ost- und 
Südosteuropas den Kommuni- 
sten unterordnen.« 


Das Kapitel 
Hamburger SPD 


Von besonderer Traurigkeit ist 
das Kapitel »Hafenstraße«. Es 
vergeht kaum eine Woche, in 
der nicht Polizisten gewaltsam 
bei der Ausübung ihrer Aufga- 
ben behindert, zusammenge- 


schlagen oder mit Steinen be-. 


worfen werden. Jüngst wurde 
sogar ein Stadtoffizieller bei der 
vorher angekündigten Besichti- 
gung der Häuser schwer verletzt. 
Von den vielen verletzten und/ 
oder ausgeraubten Passanten gar 
nicht erst zu reden. Dennoch 
weigert sich Hamburgs Oberbür- 
germeister Voscherau, die Häu- 
ser räumen zu lassen. Vielmehr 
wird der Rechtsweg begangen, 
der sich noch Jahre hinausziehen 
kann. 


Damit duldet also ein SPD-Se- 
nat einen rechtsfreien Raum, 
duldet Straftaten, die von ihm 
aufgrund des dort vorhandenen 
Gewaltpotentials noch nicht ein- 
mal, verfolgt werden können, 
statt im Interesse der Sicherheit 
Unschuldiger dieses Terrornest 
auszuräuchern und auch eine ge- 
richtliche Niederlage hinzuneh- 
men. Glaubt denn wirklich ei- 
ner, der Hamburger Senat hätte 
sich auch nur eine Sekunde lang 
um geltendes Recht gekümmert, 
wenn 100 Neonazis die Häuser 
besetzt und Hakenkreuzfahnen 
gehißt hätten? Aber dieses wäre 
komischerweise etwas ganz an- 
deres! 


- Daß Hamburg jetzt als erste 


Stadt der Welt beabsichtigt, an 
Süchtige kostenlos Heroin und 
Kokain zur Verfügung zu stel- 
len, soll nur am Rande erwähnt 
werden. Wie damit die Sucht 
eingedämmt werden soll - so die 


Begründung für diese Maßnah- 


me -, wenn jeder es nun bequem 
umsonst erhalten kann, . bleibt 
wohl für immer ein Rätsel der 
Alster-Sozis. Aber dafür vergibt 
die ohnehin hoch verschuldete 
Stadt ein »Nelson-Mandela-Sti- 
pendium«, das folgerichtig dann 
auch der 34jährige Mabutto Msi- 
mag, ein Funktionär des pro- 
kommunistischen ANC, als er- 
ster erhalten hat. 


Die Polizei durch 
Einsatzbefehle gelähmt 


In Berlin faßt mit den Stimmen 
der SPD die rot-grüne Senats- 
mehrheit den Beschluß, auch 
kriminellen Asylbewerbern und 
Ausländern ein praktisch lebens- 
lang währendes “ Aufenthalts- 
recht einzuräumen. Folgerichtig 
wettern dann die SPD-Politiker 
in schärfsten Tönen gegen die 
Absicht des niedersächsischen 
Innenministers Stock (CDU), 
Asylbewerber, die des Drogen- 
handels überführt werden, auch 
ohne Beendigung des Asylver- 
fahrens in ihre Heimatländer ab- 
zuschieben. Das Asyl wäre ein 


- höher einzuschätzendes Recht, 


heißt es sinngemäß. 


Dafür fordert aber der Viel- 
leicht-Kanzlerkandidat Oskar 
Lafontaine, Übersiedler aus der 
DDR weiterhin in der Bundesre- 
publik aufzunehmen, deutsche 
Aussiedler aus Polen und der 
Sowjetunion aber nicht. Diese 
sind damit also nach Lafontaines 
Ansicht anscheinend Deutsche 
zweiter Klasse. 


Der Berliner SPD-Innensenator 
Pätzold war maßgeblich verant- 
wortlich für die bürgerkriegs- 
ähnlichen Krawalle am vergan- 
genen 1. Mai, während denen 
hunderte Polizisten und unschul- 
dige Bürger zum Teil schwer 
verletzt wurden und ihnen ihr 
Eigentum beschädigt oder sogar 
ganz geraubt wurde. Statt nun 
aber für seine Fehler einzuste- 
hen, beschuldigt er die Polizei- 
führung, die er aber vorher noch 


“mit seinen Einsatzbefehlen ge- 


lähmt hat. Aber dafür soll nun in 
Berlin der offene Strafvollzug 
erweitert und »Hafturlaub auf 
Ehrenwort« weiter ausgebaut 
werden. 


Mit einem Trick versuchen der- 
zeit SPD-Politiker und DGB- 
Gewerkschaftler in- Nordrhein- 
Westfalen, die dortigen Gymna- 
sien eindeutig gegenüber den 
Gesamtschulen zu benachteili- 


gen. Vereinfacht gesagt, wollen 
die Sozis, daß »möglichst gleich- 


‚starke Klassen gebildet« werden 


sollen, wobei Schulen mit vier 
Klassen pro Jahrgang maximal 
28 Schüler pro Klasse haben dür- 
fen, Schulen mit zwei und drei 
Parallel-Klassen 30. Schüler und 
Schulen mit nur einer Klasse 35 
Schüler, wovon meist Gymna- 
sien betroffen wären. Melden 
sich also beispielsweise 45 Schü- 
ler, müssen zehn wieder wegge- 
schickt werden. Gesamtschulen 
wären dagegen aufgrund ihrer 
Struktur von dieser Regelung 
nicht betroffen. 


Ein Bündnis für den® 
Klassenkampf 


Dies zeigt eine andere Proble- 
matik der SPD auf, nämlich die 


Verzahnung zwischen Sozialde- . ---: 


:mokraten und Gewerkschaften. 


So ist von den Vorsitzenden der 
16 DGB-Mitgliedsgewerkschaf- 
ten nur einer (Hermann Lutz 
von der Polizeigewerkschaft) 
CDU-Mitglied, alle anderen ge- 
hören der SPD an, von denen 
zwei (Rappe von der IG Chemie 
und Meyer von der IG Bergbau) 
sogar für die SPD im Bundestag 
sitzen. Und von den neun Mit- 
gliedern des geschäftsführenden 
DGB-Bundesvorstandes gehö- 
ren sieben den Sozis an, wäh- 
rend kaum ein SPD-Bundestags- 
abgeordneter nicht zugleich 
auch DGB-Mitglied ist. 


Illusionen 
statt Politik 


Politik wie zu Zeiten von Hel- 
mut Schmidt heißt, daß man bei 


seinen Forderungen und politi- - 
‘schen Zielen Tatsachen zur 


Kenntnis nimmt, daß man das 
Machbare tut, daß man pragma- 
tisch ist und sich nicht an irgend- 
welchen Trends orientiert, die 


gerade in der Bevölkerung po- 


pulär sind. Das aber macht zur 
Zeit die SPD.« 


Zur Anmerkung, daß Sozialde- - 


mokraten den Verzicht auf die 
Wiedervereinigung fordern, er- 
klärte Haack: »Ich halte das für 
falsch. Illusion ist auch, wenn 
Egon Bahr den Abschluß »zwei- 


“ er Friedensverträge< vorschlägt. 
Er vertieft damit nur die Spal- - 


tung.« Haack schließt mit den 
Worten: »Ich glaube nicht, daß 
wir nach der Bundestagswahl 
1990 wieder ans Ruder Kann 


men.« 
. [BoDE 
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Parteien 


Grenz- 


diskussion als 
Stimmenfang 


Lothar Bansemer 


Das erste Juli-Wochenende dieses Jahres schien ein interessantes 


Datum in der deutschen Nachkriegsgeschichte zu sein. Erstmals seit 
langem hatte ein hoher Unionspolitiker, der CSU-Vorsitzende und 
Bundesfinanzminister Theo Waigel, auf dem Deutschland-Treffen 
der Schlesier darauf hingewiesen, daß das Deutsche Reich 1945 mit 
der Kapitulation der Wehrmacht nicht untergegangen sei und die 
Gebiete jenseits von Oder und Neiße nach wie vor zu Deutschland 


gehörten. 


Im Laufe der Zeit, besonders bei 
den Diskussionen anläßlich des 
50. Jahrestags des Polenfeld- 


zugs, entpuppte sich dies jedoch ' 


als rein populistischer Versuch, 
den Republikanern Stimmen ab- 
zujagen. In Wirklichkeit betreibt 
die Union - wie im übrigen alle 
anderen etablierten Parteien 


‚ auch - eine Verzichtspolitik be- 


treffend der deutschen Ostge- 
biete. 


Der alte Spruch vom 
Rad der Geschichte 


Muß sich Waigel nun aber den 


Vorwurf gefallen lassen, zu 
durchsichtig gehandelt zu haben, 
so dankbar muß ihm aber jeder 
national eingestellte Deutsche 
im Grunde dafür sein. Denn 
durch die sich daran anschlie- 
ßende Diskussion wurde für je- 
den deutlich erkennbar, wie. we- 
nig die Politik der etablierten 
Parteien am deutschen Interesse 
ausgerichtet ist. 


So wies Außenminister Gen- 
scher (FDP) unmittelbar nach 
der Rede Waigels auf die für alle 
verbindlichen Ost-Verträge von 
1970 hin, und daß das »Rad der 
Geschichte« nicht mehr zurück- 
gedreht werden könne. Die 


- Achtung der territorialen Inte- 


grität und Souveränität aller eu- 
ropäischen Staaten in ihren ge- 


- genwärtigen Grenzen seien die 


Grundlage für den Frieden in 
Europa. 


: Und der Vorsitzende des inner- 


deutschen Ausschusses, der im- 
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merhin als konservativ geltende 
FDP-Abgeordnete Hans-Günter 
Hoppe, sah sich zu folgendem 
genötigt: »In einem Europa des 
Aufbruchs wollen wir.das Selbst- 
bestimmungsrecht für beide 
Staaten in Deutschland. Das 
heißt: Unser Ziel ist selbstver- 
ständlich begrenzt auf diese bei- 
den Staaten. Wer bei dem Wort 
Wiedervereinigung noch immer 
an die deutschen Ostgrenzen des 
Jahres 1937 denkt oder gar laut 
darüber redet, der. beschädigt 
unsere realistischen Bemühun- 


.gen für ein Deutschland in Frei- 


heit auf dem Gebiet der beiden 
deutschen Staaten.« 


$o und so ähnlich hörten sich 
dann auch die Kommentare der 
SPD und der Grünen zu Waigels 
richtigem Standpunkt an. Zwar 
verteidigte die CSU anfangs 
noch zaghaft ihren Vorsitzen- 
den, doch wurde dies im Laufe 
der Zeit immer weniger und ist 
nunmehr ganz verschwunden. 


Adenauer legte den 
Grundstein 


Wie wenig mehrheitsfähig der 
von Waigel geäußerte Stand- 
punkt in der Union ist, läßt sich 
leicht aus folgendem erkennen: 
Es gebe keine »Notwendigkeit, 
eine Grenzdiskussion anzufan- 
gen«, erklärte Bundeskanzler 


. Helmut Kohl nur vier Tage nach 


Waigels Rede gegenüber einer 
in Bonn weilenden Delgation 
der Gewerkschaft Solidarität. 


: Dies schließt sich fast nahtlos an 


das Wirken Konrad Adenauers 
an, der bereits in den fünfziger 
Jahren einen Verzicht auf die 
deutschen Ostgebiete zumindest 
indirekt ausgesprochen hatte. 


Nicht zu vergessen der linkslasti-. 


ge Ulf Fink von den CDU-So- 
zialausschüssen: Dieser warnte 
die CSU sogar vor einer »über- 
heblichen und aggressiven 
Deutschtümelei«. 50 Jahre nach 
dem ‚Überfall auf Polen müsse 
die Bundesregierung »ein Zei- 
chen des Bewußtseins ihrer ge- 
schichtlichen Verantwortung 
setzen«. Das Jahr 1989 dürfe 
nicht enden, »ohne daß ein neu- 
es Kapitel in den Beziehungen 
zwischen den Polen und den 
Deutschen aufgeschlagen wird«. 


Die eigentlichen Skandale fan- 
den dann aber am 29. August 
und am 1. September statt. Un- 


ter Berufung auf den sogenann- 


ten Warschauer Vertrag vom 
7. Dezember 1970 - die SPD/ 
FDP-Regierung war gerade ein 
Jahr im Amt, als sie diesen Ver- 
zichtsvertrag auf die deutschen 
Ostgebiete abschloß - erklärte 
Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker in seiner Botschaft 
an den polnischen Staatspräsi- 
denten Jaruzelski: »Mein Land 
hat verbindlich zugesagt, jetzt 


und in Zukunft keinerlei Ge-' 


bietsansprüche gegen Polen zu 
erheben.« 


Hier ist im übrigen einen Leser- 
Briefschreiber zuzustimmen, der 
schrieb, daß nicht Deutschland 
Gebietsansprüche gegen Polen 
erhebt. Schließlich ist Schlesien, 
Oberschlesien und Danzig ur- 
deutsches Gebiet, sondern daß 
Polen seinerseits rechtswidrig 
Ansprüche auf deutsches Gebiet 
erhebt. 


Fast noch schlimmer wurde es 
dann am 1. September. Unge- 
achtet der vielen alten und aller 
neuen historischen Erkenntnisse 
über die tatsächlichen Gründe 
am Kriegsausbruch 1939, daß 
genau wie im Ersten Weltkrieg 
Deutschland nämlich keine Al- 
leinschuld daran hat, erklärte 
Bundeskanzler Helmut Kohl vor 
dem Deutschen Bundestag im 
Beisein von Weizsäcker und 
dem polnischen Botschafter: 
»Anders als nach dem Ersten 
Weltkrieg gab es nach 1945 kei- 
ne Diskussion über die Kriegs- 


. schuld. Hitler hatte den Krieg 


gewollt, geplant und entfesselt. 


Daran gab es nichts zu deuteln. 
Wir müssen entschieden allen 
Versuchen entgegentreten, die- 
ses Urteil abzuschwächen. Dies 
ist ein Gebot der Wahrhaftigkeit 
und des politisch-moralischen 
Anstands.« 


Sollte es aber nicht Politik eines 
deutschen ‚Bundeskanzlers sein, 
bei Indizien für eine Schuldver- 
ringerung Deutschlands, diese 
auch zu prüfen? 


Bonn ist nicht befugt über 
deutsches Gebiet zu 
verfügen 


»Mit dem Warschauer Vertrag 
von 1970 - unterzeichnet vom 
damaligen Bundeskanzler 
Brandt - gelang ein weiterer 
Schritt in diese Richtung (der 
deutsch-polnischen Aussöh- 
nung; der Verfasser). An Buch- 
staben und Geist dieses Vertrags 


‘“ werden wir uns weiterhin hal- 


ten.« Wer erinnert sich aber 
nicht noch daran, wie sehr die 
Ostverträge 1970 von der Union 
bekämpft wurden? Heute soll 
dies alles aber anscheinend 
nichts mehr gelten. 


“Und selbst Alfred Dregger, als 


Rechtsaußen der CDU geltend, 
sagte in dieser Gedenkveranstal- 
tung, die Bundesrepublik könne 
»keine Grenzregelung mit Polen 
treffen, da sie keine gemeinsame 
Grenze mit Polen hat«, und sie 
sei auch nicht befugt, »über ost- 
deutsches Gebiet zu verfügen«. 


Daß die SPD in einem Antrag 
beschließen wollte, daß der 
Deutsche Bundestag den »dau-. 
erhaften Bestand der Westgren- 
ze Polens« bekräftigen soll, wun- 
dert genausowenig wie die Au- 


Berungen Willy Brandts: »Und . 


es gibt im übrigen nicht den ge- 
ringsten Zweifel daran, daß un- 
ser erster Bundeskanzler auch 
hinsichtlich der früheren preu- 
Bisch-deutschen Ostgebiete kei- 
nen Illusionen anhing . . . Wer 
im Gegensatz zum Geist des 
Warschauer Vertrages die Gren- 
zen in Frage stellt, gefährdet den 
Zusammenhalt der Deutschen, 
wo sie heute leben.« Angesichts 
des Lebenslaufs Willy Brandts - 
ehedem Herbert Ernst Karl 
Frahm - war auch nichts anderes 
zu erwarten. 


Auch der FDP-Vorsitzende Otto 
Graf Lambsdorff gab in seiner 
Rede einige Dinge kund, die 


man sich vor den kommenden 
Wahlen gut merken sollte: Nicht 
nur, daß er die angebliche Al- 
leinschuld des Deutschen Reichs 
am Zustandekommen des Zwei- 
ten Weltkriegs betonte, nein, 
nicht nur die deutsche Genera- 
tion, die damals erwachsen ge- 
wesen sei, sondern auch die 
Nachgeborenen müßten mit die- 
ser »Schuld« leben. Daran ände- 
re auch die Tatsache nichts, daß 
erst der Hitler-Stalin-Pakt den 
Weg zum Kriegsbeginn freige- 
macht habe. »Niemand von uns, 
der die Namen Auschwitz oder 
Majdanek hört, kann so weiter- 
leben, als ob dies alles nicht ge- 
schehen wäre«, sagte der FDP- 
Politiker. 


Immer wieder Polemik 
statt Argumente 


Und eine durfte nicht fehlen: Ri- 
ta Süßmuth. Die Bundestagsprä- 
sidentin hat »nachdrücklich« vor 
einer weiteren Diskussion um 
die Westgrenze Polens gewarnt. 
Die Polen müßten und sollten 
wissen, daß sie in gesicherten 
Grenzen leben. 


So ist dann auch klar, daß die 
Republikaner, die von den rech- 
ten Gruppierungen am lautesten 
besonders gegen die Weizsäk- 
ker-Botschaft protestierten, 
dann statt Argumente nur billige 
Polemik zu hören bekamen. Re- 
publikaner-Sprecher Neubauer 
hatte »im Namen von über zwei 
Millionen Republikaner-Wäh- 
lern gegen Geschichtsklitterung 
und Rechtsbruch« protestiert 
und erklärt, es sei eine »Schan- 
de«, wie »eiskalt« Weizsäcker 
über die Unterdrückung ‘der 
Deutschen in seiner Botschaft 
hinweggehe. 


Die FDP-Generalsekretärin 
Schmalz-Jacobsen warf Neu- 
bauer »rüden Stil« vor, während 
Bundesbildungsminister Mölle- 
mann (O-Ton Strauß: »Müm- 
melmann«) sagte, daß »die 
Rechtsradikalen im Stile unrei- 
fer Hitlerjungen den geachteten 
Repräsentanten unseres Staates 
anpöbelten«. Der deutschland- 
politische Sprecher der CDU/ 
CSU-Fraktion, Lintner, wertete 
die Außerungen Neubauers als 
»völlig ungehörig. und unange- 
messen«, während SPD-Vorsit- 
zender Vogel sie eine »Schande« 
"nannte. 


Nicht die Sprache Neubauers ist 
der eigentliche Skandal, sondern 
die Art und Weise, wie die etab- 


lierten Politiker mit Andersden- 
'" kenden umgehen. Zumal diese 


nur das gesagt haben, was gel- 


tendes Recht ist. Diese Politiker 
rühmen sich Demokraten zu 
sein, greifen jedoch andere, die 
eine anderslautende Meinung 
haben, in polemischer Weise an, 
statt sich mit diesen Argumenten 
auseinanderzusetzen. 


Wohin dies alles führt, läßt sich 
leicht erkennen: Zu der Forde- 
rung der neuen polnischen Re- 
gierung zu massiver Finanzhilfe 
aus dem Westen. So positiv die 
derzeitige Entwicklung in Polen 
zu werten ist, so sehr man diese 
auch unterstützen muß, so wenig 
darf man aber doch auch die 
Realitäten aus. den Augen verlie- 
ren - wie dies viele »unserer« 
Politiker bereits tun. 


Bonn soll auch Polens 
Zahlmeister sein 


So sprach sich jetzt Bundesar- 
beitsminister Blüm (CDU) dafür 
aus, alle Investitionen deutscher 
Unternehmen in Polen mit Her- 
mes-Bürgschaften abzusichern. 
Ahnlich äußerten sich auch an- 
dere Politiker der etablierten 
Parteien. Damit sind diese Leute 


bereit, Risiken in Milliardenhö- 
he einzugehen, ungeachtet der - 


Tatsache, daß in der Bundesre- 


publik vieles im argen liegt, sei‘ 


es bei den Kindergärten, im 
Wohnungsbau oder der Arbeits- 
marktsituation. 


Sogar von einem Marshallplan 
“für Polen ist die Rede. Schließ- 
lich habe dieser Marshallplan 
bereits den Deutschen nach 
Kriegsende geholfen zu Wohl- 
stand zu kommen. »Vergessen« 
wird dabei aber, daß die Ameri- 
kaner den Marshallplan nicht 
schufen, um den von ihnen so 
heißgeliebten »Krauts« zu hel- 
fen, sondern daß diese Finanz- 
hilfe dazu gedacht war, die Bun- 
desrepublik als Bollwerk gegen 
den Kommunismus und damit 
als Puffer vor dem eigenen Land 
aufzubauen. 


Wie unverschämt die polnischen 
Forderungen sind, läßt sich un- 
ter anderem aus dem Interview 
des Beraters von Solidarno$e- 
Chef Walesa, Bronislaw Gere- 
mek, erkennen, das dieser der 
‘ »Bild am Sonntag« gegeben hat. 
Dort heißt es: »Aber die Zu- 
kunft Europas hängt von dem 
Ausgang der Erfahrungen in 
Ungarn und Polen ab. Zum an- 
deren erwarte ich, daß West- 


deutschland als reichstes Land 


Europas seine Rolle annimmt 
bei der Gestaltung Europas - 
und Polen finanziell unter- 
stützt.« Nicht viel anders äußer- 
te sich Lech Walesa bei seinem 
Besuch in der Bundesrepublik in 
der ersten September-Woche. 


Nach den Zigeunern, Schwulen 
und anderen Gruppen, die von 
der Bundesrepublik Gelder für 
in der Nazizeit angeblich an ih- 
nen begangene Verbrechen for- 
dern, nach den vielen Milliar- 
den, die auch heute,noch an Is- 
rael fließen, soll die Bundesre- 
publik also auch noch den Duka- 
tenesel für Polen spielen. Und 
dies, obwohl den Polen mit das 
fruchtbarste Gebiet Deutsch- 
lands nach dem Krieg in die 
Hände fiel. Doch was passiert: 
Die Polen ernten noch nicht ein- 
mal so viel, daß es für ihren eige- 
nen Verbrauch reicht. 


Schließlich wurde die frühere 


Kornkammer Deutschlands 
durch den Aufmarsch der Wehr- 
macht, dem anschließenden 


Rückzug mit gleichzeitigem Vor- 
marsch der Roten Armee, die 


sich nach 1945 dann wieder nach ° 


der UdSSR zurückzog, insge- 
samt viermal verwüstet, heißt es 


dann immer von »kompetenter« 


Seite. 


Nicht wahllos Geld 
nach Polen geben 


Und wenn man sich Ortschaften 
in Schlesien und Oberschlesien 
ansieht, die noch heute mehr- 
heitlich von Deutschen bewohnt 
sind, dann läßt sich deutlich er- 
kennen, wie verwahrlost in der 
Regel die von Pölen okkupierten 
Landwirtschaften sind. Denn die 
deutschen Bauern haben auch 
heute noch sehr große Ernteer- 
träge - obwohl auch ihr Land 
unter den Kriegswirren litt und 
nicht nur das, das die Polen be- 
kommen haben. 


Von daher ist dem zuzustimmen, 
was der Vorsitzende des Ostaus- 
schusses der Deutschen Wirt- 
schaft, Otto Wolff von Ameron- 
gen, dem »Express« in einem In- 
terview sagte: »Auch wenn .es 
dem Land sehr schlecht geht, 
dürfen wir jetzt nicht den Fehler 
begehen, wahllos Geld nach Po- 


- len zu pumpen.« 


Vor allem müßte vor jedweder 
Hilfe an Polen - und sollte sie 


auch noch so klein sein - sicher- 

gestellt sein, daß die heute noch 

in der polnischen Besatzungszo- 
ne lebenden Deutschen wenig- 

stens ihre elementarsten Rechte 

erhalten; so wie es die Polen ja 

unter anderem auch bei der Un- 

terzeichnung der Schlußakte der - 
KSZE-Konferenz zusicherten. 
Einerseits wollen die Polen 
Geld, auf der anderen Seite ver- 
sagte jetzt aber kürzlich ein Op- 
pelner Gericht dem »Deutschen 
Freundeskreis« in Schlesien, die 
Anerkennung als deutscher Kul- 
turverband. Dies Urteil wurde 
am gleichen Tag verkündet, an 
dem die EG eine großzügige Hil- 
fe in Form von Nahrungsmitteln 
in einem Gösamtwert von 220 
Millionen DM zuzüglich Trans- 
portkosten beschlossen hatte. 


Und wie wenig die Polen selbst 
45 Jahre nach Kriegsende an ei- 
ner wirklichen Normalisierung 
ihres Verhältnisses zu Deutsch- 
land interessiert sind und wie 
sehr alles Deutsche in diesem 
Land noch unterdrückt wird, 
kennzeichnet folgender Fall. Ei- 
ne Dame aus Krefeld, die sich 
seit Jahrzehnten bemüht, etwas 
über das Kriegsgrab ihres im 
März 1945 gefallenen zwanzig- 
jährigen Bruders in Erfahrung 
zu bringen, erhielt Anfang Sep- : 
tember einen Brief vom Volks- 
bund deutsche Kriegsgräberfür- 
sorge. Darin stand folgendes ge- 
schrieben: 


»Zur Situation der deutschen . 
Kriegsgräber in Polen müssen 
wir Ihnen mitteilen, daß die pol- ' 
nische Regierung immer noch 
die Feststellung, Instandsetzung 
und Pflege deutscher Soldaten- 
gräber des Ersten und Zweiten 
Weltkriegs in ihrem Lande un- 
tersagt. Dies, obwohl sie hierzu 
durch die Unterzeichnung der 
Genfer Konvention vom 12. Au- 
gust 1949 völkerrechtlich ver- 
pflichtet ist. Entsprechende 
Klauseln des deutsch-polnischen 
Vertrages (Warschauer Vertrag) 
vom 7. Dezemer 1970, welche 
die völkerrechtliche Verbind- 
lichkeit der Genfer Abkommen 
unterstreichen, haben bis heute 
keine Wirkung gezeigt. Die pol- 
nische Regierung begründet ihre . 
Meinung damit, daß es ihrer Be- 
völkerung aufgrund von. Ge- 
schehnissen im Zweiten Welt- 


. krieg auch heute noch nicht zu- 


zumuten sei, deutsche Soldaten- 
gräber in ihrem Lande herzu- 
richten und zu versorgen. « U 


[Fope ıı. 


Richard von Weizsäcker 


Verzicht auf 
deutsche 


Alfred König 


Ostgebiete 


‚Der Eid, den der jeweilige deutsche Bundespräsident gemäß Aritkel 

56 des Grundgesetzes leisten muß, lautet wie folgt: »Ich schwöre, daß 
ich meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, seinen 
Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden, das Grundgesetz und die 
Gesetze des Bundes wahren und verteidigen, meine Pflichten gewis- 
senhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. So 
wahr mir Gott helfe.«' Richard von Weizsäcker verstößt dagegen, 
wenn nicht unbedingt de jure, so aber doch de facto. 


Die Rede ist von der Botschaft 
des Bundespräsidenten anläßlich 
des 50. Jahrestages des Beginns 
des Polenfeldzuges des Deut- 
schen Reichs an den polnischen 
Staatspräsidenten  Jaruzelski. 
Diesem Feldzug ging die Ermor- 
dung tausender Deutscher, die 
Okkupation deutschen Landes 
und Provokationen ungeheuren 
Ausmaßes durch Polen voraus. 
In von Weizsäckers Botschaft 
findet sich hiervon jedoch 
nichts. Es ist eine Anklage gegen 
das deutsche Volk, wie es sie bis- 
lang von keinem Bundespräsi- 
denten gegeben hat. Sie über- 
trifft in ihrer Konsequenz sogar 
noch die »Befreiungsrede« vom 
8. Mai 1985 oder ist ihr zumin- 
dest ebenbürtig. 


Das ist schlicht 
und einfach eine Lüge 


So schreibt von Weizsäcker: 
»Vor fünfzig Jahren, am 1. Sep- 
tember 1939, wurde mit dem 
deutschen Angriff auf Polen der 
Zweite Weltkrieg entfesselt.« 
Dies ist schlicht und einfach eine 
Lüge! Bei dem Polenfeldzug 
handelte es sich um nichts ande- 
res als einen ganz »normalen« 
Zwei-Staaten-Krieg, der sich 
erst durch die Kriegserklärung 
Großbritanniens und Frank- 
reichs am 3. September zu einem 
westeuropäischen Krieg auswei- 
tete und von dem dann - 
zwangsläufig - der ganze euro- 
päische Kontinent erfaßt wurde 
- nicht zuletzt durch den Grö- 
Benwahn Mussolinis. 
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Ein Weltkrieg wurde erst dann 
daraus, als die Japaner Pearl 


“ Harbor angriffen und die USA 


daraufhin Japan den Krieg er- 
klären konnten und das Deut- 
sche Reich wiederum seinen 
Bündnispflichten nachkam und 
seinerseits den USA den Krieg 
erklärte. 


Warum schreibt der Bundesprä- 
sident nicht, was viele amerikan- 
siche Historiker ans Licht der 
Öffentlichkeit brachten, unter 
ihnen Hamilton Fish, der zwi- 
schen 1920 und 1945 zu den füh- 
renden republikanischen Abge- 
ordneten im US-Kongreß zählte. 
Sie fanden nämlich heraus, daß 


der damalige amerikanische Prä- 


sident, Theodor Roosevelt, 
frühzeitig über den Angriff der 
Japaner auf Pearl Harbor Be- 
scheid wußte, ja, daß Roosevelt- 
selber weniger Tage zuvor, ge- 
nauer gesagt, am 26. November 
1941, den Japanern ein Kriegs- 
ultimatum zukommen ließ. 


Wesentliches übergeht 
der Bundespräsident 


Von Weizsäcker schreibt weiter: 
»Polen wurde zum ersten Opfer 
eines Krieges, den die national- 
sozialistische deutsche Führung 
vom Zaune brach: In ihrer Ver- 
antwortlichkeit für den Kriegs- 
beginn wird sie weder durch die 
damals bestehenden deutsch- 
polnischen Spannungen noch 
durch den zynischen Hitler-Sta- 
lin-Pakt entlastet. Sie allein 
eröffnete den Angriffs- 
krieg... .« 


Tatsache bleibt jedoch, daß Sta- 
lin lediglich taktisch klüger han- 
delte, indem er die Rote Armee 
erst am. 17. September in Ost- 
Polen einmarschieren ließ. An 
seinem gleichzeitigen De-facto- 
Kriegseintritt ändert dies jedoch 
nichts. Auch wurde, das muß 
noch einmal betont werden, der 
europaweite Angrifiskrieg erst 
durch die Kriegserklärung Groß- 
britanniens und Frankreichs aus- 
gelöst. 


. Originalton Weizsäckers: »Wel- 


che Stadt wurde so schrecklich 
zugerichtet wie Warschau beim 
Aufstand 1944? Wer dürfte je- 
mals das Schicksal vergessen, 
welches den Juden aus Polen 
und ganz Europa in Auschwitz, 
Majdanek, Treblinka, Sobibor 
und anderwärts auf dem Boden 
ihres Landes durch Deutsche wi- 
derfahren ist? Beispiellos sind 
die Folgen. von Krieg und 
Kriegsverbrechen, die die ganze 
polnische Nation zu tragen hat.« 


Erst einen Absatz später spricht 
der- Bundespräsident dann von 
der »Zerstörung von Dresden 
und vieler anderer Städte«. Nur, 
Herr. Bundespräsident, wo bleibt 
denn da der kleine, aber feine 
Unterschied? Deutsche untersu- 
chende Stellen haben ganz klar 
festgestellt, daß in das jüdische 
Ghetto in Warschau Unmengen 
von Waffen geschmuggelt wur- 
den. Daraus erklärt sich auch, 
warum die deutsche Wehrmacht 
Wochen brauchte, um der Unru- 
hen Herr zu werden. 


Im Gegensatz hierzu wurde 


Dresden, in dem sich im Februar. 


1945 ausschließlich Millionen 
von Zivilisten befanden, unter 
der Führung von »Bomber-Har- 


ris« mit Phosphor-Bomben dem 


Erdboden gleichgemacht, wurde 
keine Rücksicht auf Rote- 
Kreuz-Stellen und durch die 
Straßen flüchtende deutsche 
Frauen und Kinder genommen. 
Ein Kriegsverbrechen, das den 
Atombombenabwürfen über die 
wehrlosen japanischen Städte 
Hiroshima und Nagasaki gleich- 
zusetzen ist. 


Die Relationen 
stimmen nicht 


Und warum geht Weizsäcker 
nicht - beispielsweise .auf den 
Bromberger Blutsonntag ein, an 
dem am 3. September tausende 
deutsche Zivilisten in bestia- 


lischste Weise von Polen im 


es 


wahrsten Sinne des Wortes ab- 
geschlachtet wurden? 


Und warum geht der Herr Bun- 
despräsident nicht auf die neue- 
sten Erkenntnisse des Leuchter- 
Berichts ein und fordert zumin- 
dest die wissenschaftliche Über- 
prüfung der dort veröffentlich- 
ten Ergebnisse? Erst dann kann 
eventuell von einer »Ausgeburt 
einer kranken Phantasie«, so 
»Kritiker« des Leuchter-Be- 
richts, gesprochen werden. So- 
lange die Ausarbeitung des ein- 
zigen amerikanischen Gaskam- 
mer-Experten aber nicht ebenso 
wissenschaftlich widerlegt wur- 
de, muß sie zumindest zu ernst- 
haften Zweifeln an der Holo- . 
caust-Theorie Anlaß geben. . 
Und dies trotz aller »gesicherter 
wissenschaftlicher Erkennt- 
nisse«. 


»In einer tausendjährigen -Ge- 
schichte deutsch-polnischer 
Nachbarschaft gab es neben tie- 
fen Schatten auch viel Licht und 
gegenseitige Bereicherung. In 
ihren Unterschieden. und ihrer 
Nähe sind wenige andere euro- 
päische Völker ‚mit ihrem Geist 
und ihrer Kultur, ihrer Lage und 
Geschichte so sehr aufeinander 
angewiesen wie das polnische 
und des deutsche.« So jedenfalls 
Herr von Weizsäcker. 


Ohne den Polen jetzt etwas Bö- 
ses zu wollen: Sicherlich haben 
auch sie berühmte Köpfe her- 
vorgebracht, Chopin soll hier 


‚ nur als ein Beispiel gelten, doch 


wo, bitte schön, sind ihre kultu- 
rellen und wissenschaftlichen 
Leistungen in den vergangenen 
Jahrhunderten auch nur annä- 
hernd mit dem gleichzusetzen, 
was Deutsche für die Kultur Eu- 
ropas geleistet haben. 


Personen wie Goethe, Schiller, - 
Kleist, Mozart, Beethoven, 
Bach, Wagner, Nietzsche und 
Schopenhauer - um nur einige 
wenige zu nennen - haben die 
europäische Kultur und Geistes- 
welt in einem so starken Maße 
beeinflußt, wie es kein Pole je in 
der Lage gewesen ist. Wo also ist 
Deutschland »mit seinem Geist 
und seiner Kultur« so sehr auf 
Polen angewiesen, Herr Bundes- 
präsident? 


Verstoß gegen 
den Verfassungseid 


Und dann kommt der Passus, in 
dem von Weizsäcker nach An- 


sicht mancher sogar gegen sei- 
nen Verfassungseid verstoßen 
hat: »Bei den politischen Aufga- 
ben (der Nachkriegspolitik; der 
Verfasser) war zu berücksichti- 
gen und wird von uns respek- 
tiert, daß es für Deutschland als 
Ganzes nach wie vor keine 
Nachkriegsregelung gibt. Die 
damaligen Siegermächte haben 
sie sich vorbehalten. Die Bun- 
desrepublik Deutschland und 
die Volksrepublik Polen haben 
. sich aber im Rahmen ihrer eige- 
nen Kompetenz und Verantwor- 
tung gegenseitig ihr Wort gege- 
ben. Dies ist mit dem Warschau- 
er Vertrag vom 7. Dezember 
1970 geschehen, und er weist uns 
den Weg. Dabei wird es bleiben. 
Mein Land hat verbindlich zuge- 
sagt, jetzt und in Zukunft kei- 
nerlei Gebietsansprüche gegen 
Polen zu erheben.« 


Damit stellt sich der Bundesprä- 
sident ganz klar gegen Entschei- 
dungen des Bundesverfassungs- 
gerichts, die auch für ihn bin- 
dend sind. Das höchste bundes- 
deutsche Gericht hat in mehre- 
ren Entscheidungen eindeutig 
festgestellt, daß das Deutsche 
Reich in seinen Grenzen vom 
31. Dezember 1937 fortbesteht. 


Dieser Fortbestand wird aber 
vom Bundespräsidenten ganz 
klar verneint. Ja, Weizsäcker 
sagt sogar: »Mein Land hat ver- 
bindlich zugesagt...« Dies 
stellt nach Ansicht mancher Be- 
obachter einen ganz klaren 
Bruch der Verfassung durch das 
bundesdeutsche Staatsober- 
haupt dar. Zur Klärung dieser 
Frage soll in einigen Kreisen so- 
gar der Weg zum Bundesverfas- 
sungsgericht erwogen werden, 
damit die höchsten deutschen 
Verfassungsschützer den Bun- 
despräsidenten in seine Schran- 
ken verweisen sollen. 


Damit ist aber nun klar, was 
Weizsäcker in seiner Rede an- 
läßlich des 40. Jahrestags der 
Verkündigung des Grundgeset- 
zes gemeint hat. Damals hatte 
das Staatsoberhaupt erklärt: 
»Das Deutsche Reich hatte am 
8. Mai 1945 kapituliert.« Auf ei- 
nen Brief eines Kritikers, das 
nicht das Deutsche Reich, son- 
dern die deutsche Wehrmacht 
kapituliert habe und diese Tatsa- 
chenverfälschung dem Verzicht 
auf Mittel- und Ostdeutschland 
gleichkomme, hatte Dr. Kühn- 
hardt vom Bundespräsidialamt 
geantwortet: »Dem Bundesprä- 
sidenten ist die völkerrechtliche 


‚ Auffassung bewußt, daß am 8. 


Mai 1945 die deutsche Wehr- 
macht bedingungslos kapituliert 
hat.« Dies heißt aber nichts an- 
deres, als daß Weizsäcker diese 
Auffassung nicht teilt, sie ihm 
vielmehr nur »bewußt« ist. 


Gegen Ende seiner Botschaft 
schreibt Weizsäcker dann: »Auf 
der Grundlage dieser Vereinba- 
rungen (der Warschauer Verträ- 
ge; der Verfasser) und unserer 
beidseitigen Beiträge zur 
Schlußakte von Helsinki gilt es, 
den europäischen Erwartungen 
zu entsprechen, die sich in be- 
sonderer Weise an Polen und 
Deutsche richten.« 


Die besondere Scheinheiligkeit 
dieser »Botschaft« geht aber aus 
folgendem Absatz hervor: »Je- 
der von uns hat seine eigene Les- 
art der Geschichte. Aber er soll- 
te sie nicht dafür benutzen, um 
den anderen das Leben mit der 
Vergangenheit in die Zukunft 
hinein zu erschweren.« 


Was aber macht der Herr Bun- 
despräsident denn anders? Er 
übernimmt blindlings die Ge- 
schichtsdarstellung der ehemali- 
gen deutschen Gegner. Er macht 
sich nicht einmal die Mühe, die 
immer mehr werdenden Entla- 
stungsbeweise zu überprüfen, 
mit denen ernsthafte Historiker, 
wie beispielsweise David Irving, 
den Nachweis erbringen, daß die 
Alleinschuldthese bezüglich des 
Zweiten Weltkriegs ebensowe- 
nig aufrechtzuerhalten ist wie 
seiner Zeit betreffend des Ersten 
Weltkriegs. 


Wenn schon David Irving als 
»rechtsradikal« abgelehnt wird, 
bleiben aber neben vielen ande- 
ren noch immer der bereits er- 
wähnte Hamilton Fish - ein Ka- 
pitel seines Buches »Der zerbro- 
chene Mythos« lautet bezeich- 
nenderweise »Wie Roosevelt die 
britische Regierung zum Krieg 
anstachelte und aufreizte« - 
oder der Schwiegersohn des da- 
maligen US-Präsidenten Roose- 
velt, Curtis Dall. Dieser, der 
nun wohl wirklich als absolut un- 
verdächtig gelten muß, hat in ei- 
nem Buch ebenfalls dargestellt, 
welch kriegstreiberische Politik 
Roosevelt seinerzeit führte. U 


Zweiter Weltkrieg 


Eisenhowers 
lodeslager 


John Springfield 


»Das letzte dreckige Geheimnis des Zweiten Weltkrieges« ist der 
Titel eines sensationellen Artikels, den das kanadische Journal 
»Saturdy Night« in großer Aufmachung als Geschichte des Monats 
herausbrachte. Der »Toronto Star«, die auflagenstärkste und meist- 
gelesene Zeitung Kanadas mit rund 700 000 Abonnenten und mit 1,5 
Millionen geschätzter Leser, brachte zum Jahrestag des Kriegsaus- 
bruches die herzzerreißende, eingehend dokumentierte Geschichte 
eines ungeheuerlichen amerikanischen Kriegsverbrechens. Eisenho- 


wer seit fast 50 Jahren ein Idol der westlichen Welt, wird darin des 


vorsätzlich geplanten Massenmordes an bis zu einer Million deut- 
scher Kriegsgefangener nach Ende des Zweiten Weltkriegs bezich- 
tigt. Der Autor, James Bacque, ein Kanadier französischer Abstam- 
mung, rechnet schonungslos mit Menschen ab, die dieses Massen- 
sterben vorsätzlich geplant hatten, obwohl Lebensmittel und Mate- 
rial für Unterkünfte im Überfluß vorhanden waren. 


ge 


Im August 1959 kommt mit Dwight D. Eisenhower erstmals ein 


US-Präsident als Staatsgast in die Bundesrepublik. 


James Bacque hat in der nord- 
amerikanischen Öffentlichkeit 
großes Aufsehen erregt durch 
die Ankündigung seines Buches 
»Other Losses« (»Diverse Ver- 
luste«), das er eigentlich gar 
nicht schreiben wollte. Es be- 
gann damit, daß er die Geschich- 
te eines bekannten französischen 
Resistance-Helden, Raoul La- 
porterie, schreiben wollte. Als 
Vorbereitung dazu sammelte er 
Unterlagen in verschiedenen Ar- 
chiven in Frankreich und USA. 
Ungewollt stieß er dabei auch 
auf Dokumente aus der Eisen- 
hower-Zeit, die sich mit der Be- 
handlung der deutschen Kriegs- 
gefangenen, die nach Kriegsen- 
de in amerikanische Gefangen- 
schaft gerieten, befaßten. 


Bacque haßte die Deutschen 
und alles was deutsch war. Sein 


Vater kämpfte schon im Ersten 
Weltkrieg gegen Deutschland 
und trug eine Giftgasvergiftung 
davon. Jedoch die Dokumente, 
die er in den französischen Ar- 
chiven in Vincennes und in den 


USA in Washington und Suit- 


land sowie später auch in Ko- 
blenz zu sehen bekam, waren für 
ihn so schockierend, daß er sich 
entschloß, den ganzen Komplex 
der amerikanischen . Kriegsge- 
fangenenlager in Deutschland zu 
untersuchen. 


Das letzte 
dreckige Geheimnis 


Hier eine geraffte Zusammen- 
fassung der westlichen Aussagen 
aus 
Bacque: 


dem Buch von James 


Zweiter Weltkrieg 


Eisenhowers 
. Todeslager 


Gegen Ende des Zweiten Welt- 
krieges haben die Alliierten in 
Westdeutschland insgesamt 
neun Millionen deutsche Kriegs- 
' gefangene eingebracht, wovon 
5 250 000 in amerikanischen Ge- 
wahrsam kamen, 500 000 wur- 
den von den Briten und über 
zwei Millionen von den anglo- 
kanadischen Streitkräften sowie 
300 000 von den Franzosen ein- 
kassiert. 


Sie starben 
wie die Fliegen 


Dabei leisteten sich die Ameri- 
kaner zwei Dinge, die sie aus 
den Reihen einer gesitteten Na- 
tion für immer verbannen wird: 
Erstens, 1 700 000 Kriegsgefan- 
“ gene wurden überhaupt nicht re- 
gistriert. Sie wurden nirgends er- 
a ‘erscheinen in keiner Stati- 
stik. 


Zweitens: Mit einem Fernschrei- 
ben vom 10. März 1945 verfügte 
Eisenhower, daß nur ein Teil der 
deutschen Kriegsgefangenen so 
behandelt werden soll, wie es 
der Genfer Konvention ent- 
sprach, während ein anderer 
Teil in eine neugeschaffene Ka- 
tegorie der »entwaffneten- Fein- 
deskräfte« (DEF) eingereiht 
‚wurde. Diese Kategorie hatte 
. keinerlei Rechte und war vogel- 
frei. Todesfälle aus dieser Kate- 
.gorie wurden in den Statistiken 
der Amerikaner und Franzosen 
als »diverse Verluste« geführt. 


Es ist ein Verbrechen gegen alle 
bisherigen Gesetze der Mensch- 
heit, es ist ein Bruch der interna- 
tionalen Verträge und der Gen- 
fer Konvention, es ist ein.nack- 
ter Ausrottungsbefehl gegen die 
tapfersten Soldaten der deut- 
schen Wehrmacht. 


Die Amerikaner unterhielten in 
‚Westdeutschland 32 Hauptlager, 
. die Franzosen in Frankreich und 
Belgien 48 Hauptlager. 200 000 
bis 400 000 deutsche Kriegsge- 
fangene wurden auf nasse Wie- 
sen getrieben und dort ohne Zel- 
te, ohne Verpflegung, ohne 
Wasser oder Medikamente und 
ohne genügend Platz ihrem 
Schicksal überlassen. Sie starben 
wie die Fliegen, verhungert, ver- 
:,. 14 


durstet, verdreckt, in kurzer 
Zeit von Durchfall verkotet und 
von Typhus dahingerafft. 


Beim Transport durch holländi- 
sches Gebiet warfen die Hollän- 
der von den Brücken Steine auf 
die Köpfe, der ihnen schutzlos 
ausgelieferten deutschen Solda- 
ten. Mit riesigen Bulldozern zer- 
wühlten die Amerikaner Teilab- 
schnitte der Lager und zermalm- 
ten die deutschen Soldaten, die 
in den Erdlöchern lagen und sich 
vor Hunger kaum noch bewegen 
konnten. 


Am EIN dem 8. 
Mai 1945, bestimmte die ameri- 
kanische Armee, daß zwei Mil- 
lionen deutscher Kriegsgefange- 
ne den Status »entwaffnete Fein- 
deskräfte«. erhalten sollten, das 
heißt, sie waren vogelfrei, 
schutzlos, ohne jegliche Rechte, 
dem Tod durch Verhungern 
preisgegeben. 


Aus einem Fernschreiben- 
Wechsel zwischen General Lee 
in Paris und Eisenhower im 
Hauptquartier in Frankfurt vom 
31. Mai 1945 geht hervor, daß 
General Lee in seinen Büchern 
eine Million deutscher Gefange- 
ne mehr erfaßt hatte, .als das 
Hauptquartier in Frankfurt. Das 
Hauptquartier lieferte aber nur 
die Verpflegung laut Buchbe- 
stand, das heißt, eine Million 
deutscher Kriegsgefangener be- 
kam überhaupt keine nn 


gung. 


Weit mehr als durch die 
Hiroshima-Bombe getötet 


Ab 4. August 1945 bestimmte 
Eisenhower, daß alle deutschen 
Kriegsgefangenen nach DEF- 
Status behandelt werden 
müssen. 


Schon Ende Mai 1945 waren in 
den ämerikanischen Kriegsge- 
fangenenlagern mehr deutsche 
Soldaten verhungert, als in all 
den Kämpfen an der Westfront 
seit Eintritt Amerikas in den 
Weltkrieg vom Jahre 1941 bis 
April 1945 gefallen waren. Es 
sind weit mehr, als die Hiroshi- 
ma-Atombombe vernichtet hat. 


Dabei waren die US-Depots mit 
Nahrungsmittel und Ausrüstung 


. überladen und quollen über. 


Der amerikanische Quartiermei- 
ster und General Littlejohn be- 


richtet zum Beispiel für die Mo- | 


nate Juli-August 1945, daß. sich 


die überquellenden Nahrungs- 
mittelbestände in diesen Mona- 
ten um weitere 39 Prozent er- 
höht hätten. 


Unter den Verhungerten waren 
auch Frauen und Kinder zwi- 
schen sechs und sieben Jahren, 
die in Erdlöchern verfaulten. In 
einigen Fällen waren auch ver- 


sprengte KZ-Häftlinge in ihrer 


gestreiften Kleidung unter die 
Kriegsgefangenen geraten, die 
die amerikanischen Offiziere be- 
stürmten, sie aus diesen Elends- 
lagern herauszulassen; 'sie woll- 
ten wieder in ihre KZ-Lager zu- 
rückkehren. 


Die Gefangenen litten unter 
fürchterlichem Durst. Selbst die- 
ses kostenlose lebensnotwendige 


Nahrungsmittel wurde ihnen von 


den amerikanischen $iegern vor- 
enthalten. Die deutschen Solda- 
ten tranken ihren eigenen Urin. 
Geschlafen wurde auf morasti- 
ger mit Kot vermischter Erde, 
Rücken an Rücken. Gegessen 
wurde Gras, wenn und soweit es 
welches gab. 


Wenn es einmal Verpflegung 
gab, so bestand sie aus zehn Pro- 
zent der Ration, die jeder ameri- 
kanische Soldat erhielt. Bei der 
Ausgabe mußten die Deutschen 
vorher zur Gaudi der. Amis ei- 
nen Spießrutenlauf durch eine 
Gasse bestehen, die links und 
rechts mit knüppelbewehrten 
Amis besetzt war, die nach Lei- 
beskräften ihre demokratischen 
Keulen auf die heranwankenden 
Skelette »wie in Dachau und 
Buchenwald« heruntersausen 
ließen. 


Gesunde Soldaten, die ins Lager 
gingen, waren nach einigen Ta- 
gen tot. Es gab keine Latrinen. 
Es wurden mit den Händen Gru- 
ben gebuddelt und ein Balken 
darüber gelegt. Oft waren die 
Soldaten zu schwach, um sich 
auf dem Balken zu halten, sie 
fielen in die Fäkaliengrube und 
ertranken. 


Auf Beschwerden antworteten 
die amerikanischen Bewacher: 


‚»Vergessen Sie die Genfer Kon- 


vention. Sie haben keinerlei 


Rechte.« 


Es war amerikanische 
Grundsatzpolitik 


Die Leichen wurden karrenwei- 
se aus dem Lager geschafft, dort 


weitab auf Haufen zu 20 Leichen 
geschichtet, mit Kalk überstreut, 
vorher nackt ausgezogen. Jeder 
Haufen war etwa ein Meter 
hoch. Die persönlichen Sachen 
der Krepierten wurden in Säcke 
gelegt, die von den Amis abge- 
holt wurden. 


Die Tagesration eines amerika- 
nischen Soldaten hatte den Wert 
von 4000 Kalorien. Wenn die 
deutschen Soldaten in der Kapi- 
tulationszeit anfänglich ab und 
zu eine Miniverpflegung erhiel- 
ten, so betrug dies zehn Prozent 
von 4000 Kalorien - also 400 Ka- 
lorien. 


Die DEF-Gefangenen erhielten 
überhaupt keine Verpflegung 
und ab 4. August 1945 wurde die 
Verpflegung für alle Gefange- 
nen gesperrt. Die amerikani- 
schen .Militärärzte bezeichneten 
2150 Kalorien als das unterste 
Lebensminimum. 


Abschließend einige wörtliche 
Zitate aus dem Buch von James 
Bacque: »Eisenhower _ selbst 
unterzeichnete die Forderung 
nach Schaffung einer besonde- 
ren Kriegsgefangenen-Katego- 
rie, die von der Genfer Konven- 
tion nicht geschützt sein soll.« 


»Arbeitskommandos nahmen 
den Leichen die Erkennungs- 
marken ab, entkleideten sie und 
stapelten sie in Lagen auf, die 
mit Kalk bestreut wurden.« 


»Es war amerikanische Grund- 
satzpolitik, den Gefangenen 
kein Schutzdach und keinerlei 
Komfort zu gewähren. Die Män- 
ner lebten in Erdlöchern, die sie 
selbst gegraben hatten.« 


»Was sie wirklich zu unterdrük- 
ken hatten, war das Ausmaß des 
Grauens, die Gesamtzahl der 
Toten und deren hohe Zahl.« 


»Man kann es Gefühlskälte, 
Vergeltung oder die Politik 
feindlicher Fahrlässigkeit nen- 
nen: eine Million Deutsche, die 
von Eisenhowers Armeen als 
Kriegsgefangene erbeutet wur- 
den, starben in der Gefangen- 
schaft nach der Kapitulation.« 


Bacque haßt die Deutschen 
nicht mehr. Er hat es verlernt. U 


James Bacques Buch »Other Los- 
ses« ist soeben im Verlag Stoddard 
Publishing Co. Ltd., Toronto, 34 Les- 
mill Road, Kanada, erschienen. 


Bomben-Terror 


Das Ziel 


hieb 


Darmstadt 


Andrew Russo 


Historiker Em” revisionistischen Schule haben im 


Namen der 


geschichtlichen Wahrheit wertvolle Dienste geleistet, indem sie die 
Aufmerksamkeit der Welt auf alliierte Greueltaten während des 


Zweiten Weltkrieges lenkten. 


Die schrecklichen Luftangriffe 
auf Dresden und Hamburg sind 
von zahlreichen revisionistischen 
Autoren genau und korrekt be- 
schrieben worden. Und doch ist 
einer der schwersten und grau- 
samsten Luftangriffe des Krieges 
bislang nicht ernsthaft unter- 
sucht worden. Es handelt sich 
um den Angriff 1944 auf die mit- 
telalterliche Stadt Darmstadt am 
ll. September, der über 8000 
Todesopfer forderte. 


Kein militärisches 
Angriffsziel 


Bis zu jener berüchtigten Nacht 
war Darmstadt eine blühende 
Provinzstadt, etwa 25 km südlich 
von Frankfurt gelegen. In erster 
Linie ein Wohn- und Geschäfts- 
zentrum, war das alte Viertel 
Herz und Seele der Stadt. Die 
Altstadt von Darmstadt war 
stolz auf das Gewirr von engen 
mit Kopfstein bepflasterten Stra- 
Ben und Gassen, seinen Giebel- 
häusern aus dem Barock und der 
Renaissance, seinen Kunstgale- 
rien, Museum und Palästen so- 
wie dem Schloß aus dem 17. 
Jahrhundert. i 


Einst war Darmstadt der Her- 
zogsitz des Hauses Hessen- 
Darmstadt. Die Stadt war eine 
zauberhafte Erinnerung an das 
große Zeitalter deutscher Kultur 
und Architektur. 


Darmstadt war keine Industrie- 
stadt und sicherlich kein Zen- 
trum für die Kriegsproduktion. 
Die Stadt machte weniger als 0,2 
Prozent der Gesamtproduktion 
des Deutschen Reiches und nur 


einen winzig kleinen Teil der 
Kriegsproduktion aus. Sie war 
nicht einmal als Verkehrszen- 
trum bedeutend, weil sie keinen 
Hafen hat und die Hauptver- 
kehrsadern der Reichsbahn an 
ihr vorbeiliefen. 


Darmstadts geringe Bedeutung 
als militärisches Ziel machte es 
vor der häßlichen Nacht vom 11. 
September 1944 im allgemeinen 
immun gegen alliierte Luftan- 
griffe. Bis zu dem Zeitpunkt hat- 
te die Stadt »nur« 181 Todesfälle 
bei Luftangriffen erlitten. 


Die Tatsache, daß der Stadt die 
schlimmsten Auswirkungen von 
Luftangriffen bis dahin erspart 
geblieben waren, verleitete die 
Darmstädter zu dem Glauben, 
sie stünden nicht auf der Zielli- 
ste der Alliierten. 


In 51 Minuten 399 Tonnen 
Bomben abgeworfen 


So waren sie sowohl im Sinne 
der zivilen Luftverteidigung als 
auch im psychologischen Sinne 
fast völlig unvorbereitet auf den 
heimtückischen Angriff der 
Royal Fair Force, den sie bald 
erleben sollten. 


Der Autor Max Hastings erzählt 
uns vom Anflug der Gruppe 5 
der RAF an jenem traurigen 
Abend: »Als die zehn Geschwa- 
der des Hauptpulks der Gruppe 
5. zum Bombenabwurf einflog, 
wollten sie, anstatt sich wie üb- 
lich auf einer einzigen gemeinsa- 
men Flugroute zu nähern, heute 
Nacht auf nicht weniger als sie- 
ben verschiedenen Zielrouten 


aus unterschiedlichen Höhen ih- 
re Bomben abwerfen und dabei 
von dem Markierungspunkt, in 
dem was die Darmstädter später 
»den Todesventilator« nannten, 
aus breitflächig vorgehen. 


Jede Maschine variierte die Ver- 
zögerung des Ausklingens ihrer 
Bomben, nachdem sie den Mar- 
kierungspunkt passiert hatte, um 
drei bis zwölf Sekunden. Anders 
als eine einzige Vernichtungs- 
masse bemühte sich die Gruppe 
5 heute, ihren Angriff gleichmä- 
Big und tödlich über die ganze 
Länge und Breite ‘der Stadt 
Darmstadt zu verteilen.« 


Der Angriff auf Darmstadt dau- 
erte 51 Minuten und 399 Tonnen 
hochexplosiver Bomben verwan- 
delte Darmstadt in einen bren- 
nenden Trümmerhaufen. Max 
Hastings berichtet: »In den er- 
sten fünf Minuten des Angriffs 
verlor Darmstadt seine Identität 
als zusammenhängende Bürger- 
schaft, die in der Lage ge- 
wesen wäre, sich gegenseitig zu 
helfen. Es wurde ein zersplitter- 
tes, flammendes, rauchendes 
Schlachtfeld in dem Hunderttau- 
sende von Männern, Frauen und 
Kindern sich, so gut sie konnten, 
zu retten versuchten«. 


Ein Feuersturm wie in 
Hamburg und Dresden 


Ein Feuersturm, ähnlich denen 
die Hamburg und Dresden ver- 
nichteten, entwickelte sich. Ha- 


‚sting weiter: »Sogar unter denje- 


nigen, die versuchten zu ent- 
kommen, wurden Hunderte 
durch die Kraft des Windes in 
das Feuer hineingesogen, wobei 


. ein Schneegestöber von Asche 


um ihre Köpfe wirbelte. Gegen 
2 Uhr morgens tobte ein Sturm 
mit Windstärke 10 durch Darm- 
stadt, während im Kern der Feu- 
erstürme die Temperaturen auf 
unglaubliche 1500 Grad - viel- 
leicht 2000 Grad - anstiegen. 


Niemand wußte genau, wohin er 
laufen sollte, um in Sicherheit zu 
kommen ... Diejenigen, die 
versuchten ihre großen Bündel 
mit dem Rest ihrer Habe zu tra- 
gen oder Handkarten hinter sich 
herzuziehen versuchten, waren 
verloren. Viele fielen hin als sie 
rannten und konnten nicht mehr 
aufstehen. Ihre Körper sanken 
in den schmelzenden Asphalt 


‚und wurden schon lange vor 


Morgengrauen mumifiziert.« 


Das Schloß mit seiner kostbaren 
Bücherei stand in hellen Flam- 
men. Sieben der acht evangeli- 
schen Kirchen der Stadt wurden 
dem Erdboden gleichgemacht. 


Die Menschen bahnten sich. 
mühsam ihren Weg durch die 
rauchenden Gebäude sobald der 
Feuersturm nachgelassen hatte 
und suchten nach Lebenden 
oder nach ihrer Habe. Keller 
vollgestopft mit erstickten Lei- 


chen und formlosen, zusammen- _,. 


geschmolzenen und verkohlten 
Menschen wurden entdeckt. Es 
gab ganze Familien deren Über- 
bleibsel in einem Wäschekorb 


: davongetragen werden konnte. 


Es gab blau und rötlich angelau- 
fene Leichen, schwarze Haufen 
von Fleisch mit herausrägenden 
Knochen, die unter dem Trüm- 
merhaufen verschüttet waren. 


Zur Erprobung von 
Abwurfstechn 


In dem Luftangriff vom 11. Sep- 
tember 1944 wurden 4064 von 
8401 Gebäuden völlig zerstört. 
Weitere 462 waren unbewohn- 
bar geworden. 572 der 888 Ge- 
schäfte der Stadt hatten aufge- 
hört zu existieren. Die Altstadt 
war von der Erdoberfläche ver- : 
schwunden. Siebzigtausend 
Menschen wurden obdachlos; 
49 000 verließen Darmstadt als 
Flüchtlinge. 


Achttausendvierhundertdreiund- 
dreißig Menschen starben, dar- 
unter über 2000 Kinder. Die Ge- 
samtzahl der Toten und Verletz- 
ten belief sich auf über 13 000. 


Warum hatte es die RAF nötig, 
eine kleine Wohnstadt deren 
»Beitrag zum Kriegseinsatz im 
Vergleich zu den von den Alli- 

ierten eingesetzten Hilfsmitteln, - 
um sie zu zerstören, geringfügig 
war in Schutt und Asche zu 

legen?« er 


Max Hastings gibt uns die Ant- 
wort darauf. Im September 1944 
suchte die Gruppe 5 bislang un- 
beschädigte Zielgebiete von ei- 
ner zu bewältigenden Größen- 
ordnung, auf denen sie die Ge- 
nauigkeit und Wirksamkeit ver- 


“schiedener Visier- und Bomben- 


abwurfstechniken zu vertretba- 
ren Kosten ausprobieren konn- 
ten... Darmstadt paßte voll- 
kommen zu all ihren Kriterien. 
»Vertretbare Kosten?« Über 
8000 Tote, um Bombenabwurfs- 
techniken zu testen? oO 
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Banker- 


Journal 


Liloyds Bank 
gibt einen 
düsteren 
Ausblick 


Der Korrespondent der Londo- 
ner »Financial Times«, Stephen 
Fidler, berichtete, daß der 
Schritt der Lloyds Bank, die Be- 
stimmung der Darlehensverluste 
in Zusammenhang mit den 
Schulden der dritten Welt zu 
verschärfen und das Abkommen 
mit Mexiko und seinen Gläubi- 
gern, ausgearbeitet unter dem 
Schutz des amerikanischen 
»Brady-Plans«, seien in der Tat 
»symptomatisch für das gleiche 
sich vertiefende Problem .. 
Ein Land nach dem anderen ist 
mit den Zinsen in Rückstand ge- 
raten«. 


Der Vorsitzende von Lloyds, Sir 
Jeremy Morse, soll in Zusam- 
menhang mit dem Brady-Plan 
gesagt haben: »Ungewißheit, 
teilweise durch die neue Schul- 
den-Initiative erzeugt, wurde 
von Lloyds als Ursache für die 
Erhöhung in ihren allgemeinen 
Bestimmungen angegeben.« 


Fidler setzt hinzu: »Sir Jeremy 
und andere sehen unbequeme 
Parallelen zu den dreißiger Jah- 
ren, als lateinamerikanische 
Länder mit ihren Verpflichtun- 


gen. gegenüber Geldanlegern 
nicht mehr nachkamen.« oO 
American 


Express 
entschuldi 


sich bei Safra 


Die American- Express Corpora- 
tion hat Edmund Safra, einem 
ehemaligen Vorstandsmitglied 
der Firma, eine Ehrenerklärung 
zusammen mit einer Entschädi- 
gung von vier Millionen Dollar 
angeboten. In einer Vereinba- 
rung wird festgestellt, daß die 
Beschuldigungen über Safras 
Verbindungen mit internationa- 
len  Drogen-Geldwäschgeschäf- 
ten von einem Angestellten von 
. American Express stammen und 
nicht der Wahrheit entsprechen. 
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American Express räumt-ein, ei- 
ne Untersuchung gegen Safra 
eingeleitet zu haben, als dieser 
aus der Firma ausschied, und 
man habe den Verdacht gehegt, 
er habe unter Bruch einer Ver- 
einbarung Kunden und Ange- 
stellte für seine Zwecke benutzt. 
Der nicht namentlich genannte 
Angestellte, der die Untersu- 
chung leitete, soll die abträgli- 
chen Informationen an die euro- 
päische und lateinamerikanische 
Presse gegeben haben. 


Die »New York Times« berich- 
tet, daß Safra, ein libanesischer 
Staatsbürger, dessen Familie 
schon vor fünf Generationen mit 
dem Bankgeschäft für das Otto- 
manische Reich begann, be- 
schuldigt wurde, seine Republic 
Bank dazu benutzt zu haben, um 
das Flugzeug zu finanzieren, das 
den ehemaligen amerikanischen 
Berater für nationale Sicherheit, 
Robert McFarlane, nach Teher- 
an gebracht habe, um mit Aya- 
tollah Khomeini das Waffen-für- 
Geisel-Abkommen zu treffen. 


Das Ehrenrettungsgeld von 
American Express wird an 
die von Safra bevorzugten cari- 
tativen Verbände überwiesen: 
die Anti-Defamation League 
(ADL) der B’nai B’rith-Loge 
und an das Rote Kreuz. Ü 


Afrika soll 


Wirtschafts- 
gemeinschaft 
gründen 

Eine Gipfelkonferenz der Orga- 
nization of African Unity 
(OAU) endete mit einer Resolu- 
tion zur Gründung einer afri- 
kanischen Wirtschaftsgemein- 
schaft. »Um eine beschleunigte 
und gerechte sozial-wirtschaftli- 
che Entwicklung in unserer Re- 
gion zustande zu bringen, ist die 
Gründung einer solchen Ge- 
meinschaft in der Tat von ent- 


'scheidender Bedeutung«, sagte 


der äthiopische Präsident Men- 
gistu Haile Mariam. 


In einer Zusammenfassung der 
Arbeit des Steuerungsausschus- 
ses, vorgetragen durch den 
scheidenden Generalsekretär 
Ide Oumarow vor einer Sitzung 
des Gipfeltreffens hinter ver- 
schlossenen Türen, heißt es: 
»Das Konzept einer solchen Ge- 
meinschaft setzt stillschweigend 
das Vorhandensein eines ein- 
heitlichen Währungssystems 


voraus.und daß die Wirtschaft-, 
Sozial- und Kulturpolitik der 
Mitgliederstaaten vorher mitein- 
ander in Einklang gebracht 
werden.« 


»Die Zeit ist nicht auf Seiten 
Afrikas«, sagte Adebayo Ade- 
deji, der leitende Sekretär der 
Wirtschaftskommission der Ver- 
einten Nationen für Afrika. 
»Die wirklichen Verlierer in den 
neunziger Jahren und darüber 
hinaus sind jene Gegenden, be- 
sonders Afrika, wo der Prozeß 
der wirtschaftlichen Integration 
noch nicht voll gefestigt ist.« 


Afrikanische Staaten hoffen, 
daß die Integration und Koope- 
ration im Transport- und Fern- 
meldewesen, in der Industrie, 
auf dem Energie- und Agrarsek- 
tor und bei anderen Projekten 
den Druck auf die Staatskassen 
mildern werden, da sie ihre na- 
türlichen Hilfsmittel zusammen- 
legen. 


Vatikan-Bank 
wird neu 
organisiert 


Die erste Sitzung des neuen 
Council of Superintendency 
(Rat für die Oberaufsicht) des 
Istituto per le Opere di Religio- 
ne (IOR) fand kürzlich im Vati- 
kan statt. 


Das neue IOR wird von einer 
Kardinals-Kommission regiert, 
die sich aus fünf direkt vom 
Papst ernannten Kardinälen zu- 
sammensetzt, die fünf Jahre lang 
im Amt bleiben. Es sind dies der 
Staatssekretär Agostino . Casa- 
roli, der spanische Kardinal 
Eduardo Martinez Somalo, der 
amerikanische Kardinal John 
O’Connor, der brasilianische 
Kardinal Angelo Rossi und der 
afrikanische Kardinal Bernardin 
Gantin. 


Die Kardinals-Kommission ist 
verantwortlich für die Ernen- 
nung des Council of Superinten- 
dency, der dem Verwaltungsgre- 
mium einer Aktiengesellschaft 
entspricht. Der Rat setzt sich aus 
fünf Laienmitgliedern, alles 
Bankleute, zusammen. Unter 
diesen wurde Angelo Caloia, 
Präsident von Mediocredito 
Lombardo und Universitätspro- 
fessor, zum Vorsitzenden des 
Rats ernannt, und Philippe De 


“Weck, ehemaliger Präsident der 


Union Bank of Switzerland, 


wurde zum Vizepräsident auser- 
koren. De Weck, derzeit Vor- 
standsvorsitzender von Nestle, 
ist der Vertraute des Kardinals 
Agostino Casaroli. 1982 war er 
Mitglied der Kommission der 
»weisen Männer«, die ernannt 
worden waren,.um im Kielwas- 
ser des Zusammenbruchs von 
Robert Calvis Banco Ambro- 
siano die Tätigkeiten des IOR zu 
untersuchen. 


Die IOR-Beamten Monsignor 
Paul Marcinkus, Dr. Luigi Men- 
ninin und Pellegrino De Strobel, 
die alle in den Skandal um den 
Zusammenbruch der Banco 
Ambrosiano verwickelt waren, 
verloren ihre Amter: Die einzige 
Person von der alten Garde, die ' 
im Amt verblieb, ist Monsignor 
Donato De Bonis, der als Ver- 
bindungsmann zwischen der 
Kommission und dem Rat fun- 
gieren. wird. Er war fast zwei 
Jahrzehnte lang Sekretär der 
Vatikan-Bank. 


Wie sieht die Zukunft des IOR 
aus? Es ist zu früh um Voraus- 
sagen zu machen; aber es ist 
wichtig festzustellen, daß .die 
große europäische Repräsentanz 
in bezug auf die amerikanische 
Komponente eine gewisse Di- 
stanz der Vatikan-Finanzen zu 
der drückenden freimaure- 
rischen Umarmung durch die an- 
glo-amerikanische Hochfinanz 
herstellt. 


Durch Druck 
der USA 

auf Japan 
droht eine 
Katastrophe 


Die Vereinigten Staaten riskie- 
ren eine Finanzkatastrophe, 
wenn sie eine weitere politische 
Unstabilität Japans fördern, 
schreibt der. Wirtschaftsfach- 
mann David Hale in seinem wö- 
chentlich erscheinenden Finanz- 
brief. 


In einer Untersuchung der mög- 
lichen finanziellen Implikatio- 
nen, wenn die regierende Libe- 
ral-Demokratische Partei (LPD) 
weiter geschwächt wird und die 
Sozialisten in die japanische Re- 
gierung eintreten sollten, weist 
Hale warnend darauf hin, daß 
solche »Reformen« in Japan 
»die Fähigkeit des japanischen 
Elitebeamtentums, die Kapital- 


ströme in Krisenzeiten zu leiten 


und Finanzhilfe für das Brady- 


Schuldenerlaß-Programm zu ge- 
währen, schwächen«. 


»Japan hat in den achtziger Jah- 
ren eben wegen seiner hohen. 
Ersparnisrate einen sehr sta- 
bilisierenden Einfluß auf die in- 
ternationale Wirtschaft, ausge- 
übt, und niedrige Zinsfüße stell- 
ten einen nützlichen weltwei- 
ten Ausgleich zu Amerikas ho- 
hem Haushaltsdefizit und der 
schwankenden Geldpolitik dar«, 
schreibt Hale. Eine schwache ja- 
panische Regierung stelle für die 
weitere »aufgeklärte« Politik des 
japanischen Finanzministeriums 
gegenüber den amerikanischen 
Finanzmärkten eine Gefahr dar, 
heißt es bei Hale. ® 


Bis zu 

15 Millionen 
Obdachlose 
inden USA 


Auf jede beliebige Nacht ge- 
rechnet gibt es zwischen 655 000 
und vier Millionen Obdachlose 
entweder auf den Straßen oder 
in Behausungen und weitere 
zehn bis 14 Millionen »verborge- 
ne Obdachlose«, die mit der Fa- 
milie oder Freunden zusammen- 
hocken, heißt es in einer durch 
das American Affordable Hou- 
sing Institute (Institut für er- 
schwingliche Wohnungen) der 
Rutgers University freigegebe- 
nen Studie. Diese Zahlen der 
verborgenen Obdachlosen ste- 
hen im Vergleich zu früheren 
Schätzungen von bis zu drei Mil- 
lionen Menschen. 


Die Verfasser der Studie, David 
Schwartz und John Glascöck, sa- 
gen, die Verhinderung der Ob- 
dachlosigkeit sei weniger Kost- 

: spielig als die Beschaffung von 
Unterkünften und die Gewäh- 
rung von Nothilfe. 


»Obdachlosigkeit in Amerika 
kann nicht nur verhindert wer- 
den, sie ist auch behandlungs- 
und heilungsfähig«, : schreibt 


Schwartz. »Nach Jahren der Be- 


seitigung und der schwerwiegen- 

„den Beschneidung von Woh- 
nungsprogrammen für die Ar- 
men, benötigen wir jetzt einen 
Knebel, um den Strom der Men- 
schen, die durch das Netz der 
sozialen Sicherheit fallen und zu 
Obdachlosen werden, abzustop- 
pen.« 


Britische 
Banken sehen 


Parallelen zu 


dem Crash 
von 1987 


'»Geliehenes Geld schmiert den 


Aufwärtstrend der Aktien- 
marktwerte wie 1987. Die Ge- 
fahren eines urplötzlichen Ver- 
trauensschwunds sind jetzt 
ebenso groß wie vor zwei Jah- 
ren«, ist die Schlußfolgerung des 
Wirtschaftsexperten Peter War- 
burton der Londoner Handels- 
bankfirma Robert Fleming Ltd. 


Sein Bericht, indem die Dar- 
lehensaufnahme bei Banken 
durch große institutionelle Anle- 
ger im Vereinigten Königreich in 
den letzten Monaten untersucht 
wird, kommt zu der Schlußfolge- 
rung, daß der Betrag der jüng- 
sten Investitionen in Londons 
blühenden Aktienmarkt fast ge- 
nau mit den zehn Milliarden 
Dollar, die die gleichen Institu- 
tionen geliehen haben, überein- 
stimmt. 


Warburton sagt, die Verwund- 
barkeit des amerikanischen Ak- 
tienmarktes sei auf durch Leih- 
kapital finanzierte Aufkäufe von 
Gesellschaften und darauf, daß 
amerikanische Firmen den Ge- 
schäften mit »Trödel-Aktien« 
ausgeliefert sind, zurückzufüh- 
ren. IM 


Subventioniert 
Peru den 
Drogenhandel 


Die peruanische Tageszeitung 
»La Republica« wirft in einem 
Kommentar die Frage auf: »Fi- 
nanziert der Staat den illegalen 
Drogenhandel?« Die Zeitung ar- 
gumentiert dahingehend, daß 
der illegale Drogenhandel »ab- 
gewürgt werden könnte, wenn 
der peruanische Staat Wachsam- 
keit und Kontrolle über den ille- 


: galen Handel mit Schwefelsäure 


und Petroleum, zwei Chemika- 
lien, die zur Herstellung von Ko- 
kain benötigt werden, walten 
ließe. 


Die Zeitschrift »Caretas« berich- 
tete, daß 50 bis 60 mit subventio- 
niertem Petroleum beladenen 
Lastkraftwagen täglich von der 
Unterstation Pasco von Petro- 


 Kernbrennstäben 


peru zur verhältnismäßig wenig 
bevölkerten Coca-Zone abfah- 
ren, aber keiner dieser Lkw sei 
jemals von Terroristen angegrif- 
fen worden. 


»La Republica« befürwortet je- 
doch eher die Beseitigung der 
Subventionierung von Petro- 
leum, des Hauptbrennstoffes für 
peruanische Familien, als ledig- 
lich die riesigen Mengen für den 
drogenbezogenen Gebrauch zu 
stoppen. Sie argumentiert aller- 
dings dahingehend, daß strenge 
Kontrollen auf Petroleum jede 
Notwendigkeit für »aufwendige« 
Drogenbekämpfungsmaßnah- 

men wie »Operation Kondor« 
oder »umweltmäßig zerstöreri- 
sche« Herbizide wie »Spike« 
überflüssig machen. 0 


Nordkorea 
entwickelt 


Kernkraft- 
Kapazität 
Amerikanische und südkoreani- 
sche Beamte glauben, daß es im- 
mer mehr Beweise dafür gibt, 
daß Nordkorea die Kapazität zur 
Herstellung von Kernwaffen 
entwickelt, heißt es im »Wall 
Street Journal«. 


Zu dem Beweismaterial gehören 
Fotos von zwei sich im Bau be- 
findlichen Kernanlagen, 90 km 
nördlich der Hauptstadt Pyong- 
yang gelegen, die wahrscheinlich 
in der Lage sind, Plutonium her- 
zustellen. 


Beamte der. Bush-Regierung sa- 
gen, die USA hätten Beweise für 
das Vorhandensein von zwei, 
möglicherweise drei Atomanla- 
gen, von denen mindestens eine 
schon im Betrieb sei. 


Eine zweite Anlage, ein großes 
fabrikartiges Gebäude, sei jetzt 
in der Nähe des Reaktors von 
Yongbyon in Erscheinung getre- 
ten. Nach südkoreanischen Pres- 
seberichten erfuhren Beamte 
aus Seoul von einem amerikani- 
schen Team, daß dies eine Anla- 
ge zur Weiterverarbeitung' von 
Kernbrennstoffe sei, die ın der 
Lage ist, aus den verbrauchten 
Plutonium 
herauszuziehen. 


Ein Sprecher des. amerikani- 


. schen Außenministeriums soll 


gesagt haben, die Vereinigten 


Staaten hätten mit der Sowjet-' 
union, Japan, Südkorea und der 


Volksrepublik Chinas darüber 


konferiert, was wegen der fort- 
dauernden Verschleppungstak- 
tik Nordkoreas hinsichtlich der 
‚Unterzeichnung einer Vereinba- 
rung zur Öffnung aller seiner 
Atomanlagen zur internationa- 
len Inspektion zu tun sei. U 


Afrika ruft 
zu einer 
Schulden- 
konferenz 


Afrikanische Staatsoberhäupter 
riefen auf dem jährlich stattfin- 
denden Gipfeltreffen der Orga- 
nization of African Unity zu ei- 
ner internationalen Konferenz 
zur Regelung des Problems der 
Auslandsschulen des Kontinents 
in Höhe von 200 Milliarden Dol- 
lar auf. 


Die Gruppe führte in einer Re- 
solution aus, daß die afrikani- 
schen Volkswirtschaften mit 
»qualvollen« Schulden belastet 


- seien, die das Wachstum ver- 


kümmern lassen und politische 
Unbeständigkeit verursacht ha- 
be. Die führenden Persönlich- 
keiten begrüßten Initiativen die 
Frankreich ergriffen habe, um 
an einige der ärmsten Länder 
Afrikas gewährte Kredite .abzu- 
schreiben. »Es müssen den von 
Schulden geplagten Ländern in 
Afrika noch mehr Schuldener- 
leichterungen gewährt werden«, 
heißt es in der Resolution. 


Der scheidende Vorsitzende der 
Organization, der malaische 
Staatspräsident Moussa Traore, 
legte einen Bericht vor, in .dem 
ausgeführt wird, daß der franzö- 
sische Staatspräsident Frangois 
Mitterrand der erste europäische - 
Politiker sei, der den Vorschlag 
angenommen hat, der auch die 
Unterstützung der Europäischen 
Gemeinschaft habe. 


In Traores Bericht heißt es: 
»Obwohl einige Geldgeber im- 
mer noch eine Problemlösung 
von Fall zu Fall bevorzugen, 
herrscht eine bestimmte 'Ten- 
denz vor, die von Afrika vorge- 
schlagene Annäherung zu ak- 
zeptieren, die darin besteht, das 
Problem durch Einberufung’ ei- 
ner internationalen Konferenz 
über Afrikas Auslandsschulden 
zu lösen.« i oJ 
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US-Dollar 


Der 


Ausverkauf. 
Amerikas 


C. Gordon Tether 


Beunruhigt darüber, daß Japaner und andere Ausländer die Ver- 
einigten Staaten aufkaufen? Das brauchen die Amerikaner nicht zu 
sein, behaupten die Herren des Federal Reserve Systems, der US- 
Bundesbank. Nach Meinung der Banker und des amerikanischen 
Establishments sind die USA sogar auf der Sonnenseite der Welt. 


»Wird Amerika ausverkauft?« 
“ Diese Frage wird in einem Arti- 
kel eines Mitarbeiters der Fede- 
ral Reserve Bank von St. Louis 
in einer der jüngsten Ausgaben 
ihres angesehenen Bulletins ge- 
stellt. Er bezieht sich dabei na- 
türlich auf den spektakulären 
Aufschwung der Auslandinvesti- 
tionen in den Vereinigten Staa- 


ten, die sich im Kielwasser - und ° 


weitgehend als Reaktion - auf 
die dramatische Verschlechte- 
rung in der Zahlungsbilanz-Si- 


-; tuation des Landes entwickelt. 


‚haben. 


Gähnende Kluft in der 


Es war daher nicht überra- 
schend, daß das sich daraus er- 
..gebende Hochschnellen des Net- 
to-Dollar-Flusses nach anderen 


Ländern: sofort einen großen - 


Sprung beim Erwerb von ameri- 
kanischen Vermögenswerten, 
darunter größere Industrieunter- 
nehmen, ausgelöst hat. 


Die Aussicht einen beträchtli- 
chen Teil von Amerikas Aktien- 
kapitel in ausländischen Händen 
enden zu sehen - und dabei die 
Bevölkerung der USA zu zwin- 
gen, einen dauernden Tribut in 
gewaltigem Ausmaß an Auslän- 
der leisten zu müssen - hat ver- 
ständlicherweise in der breiten 
Öffentlichkeit und unter den 
amerikanischen Wirtschaftsgrö- 
Ben beträchtliche Unruhe ausge- 
löst, Appelle an Washington, 
das Problem durch Verringerung 
des Zahlungsbilanzdefizits auf 
leicht zu handhabende Propor- 
tionen an der Wurzel anzupak- 
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ken, haben jedoch nur ein be- 
grenztes Echo gefunden. 


Als Folge sieht es'nun langsam 
so aus, als ob jene gähnende 
Kluft in der amerikanischen 
Wirtschaftsszene zu einer mehr 
oder weniger dauerhaften Er- 
scheinung geworden wäre. Un- 
ter solchen Umständen wäre es 
offensichtlich vom Standpunkt 
des Establishments aus gesehen 
sehr passend, wenn sich heraus- 
stellen sollte, daß das, was als 
Fluch angesehen wurde, in 
Wirklichkeit ein Segen ist. 


- Die Lage wird 
total verkannt 


Und hier setzt der Beitrag der 
US-Bundesbank zu dieser Dis- 
kussion ein. Das Ergebnis dieser 
scheinbar sorgfältigen Untersu- 
chung des Phänomens der Über- 
nahme des Landes durch das 
Ausland ist, daß weit davon ent- 
fernt beunruhigend zu sein, sich 
diese Erscheinung, um die Wor- 
te der Studie zu gebrauchen, in 
Wirklichkeit als »wohltätig« er- 
weisen könnte. 


Die Studie kommt zu der 
Schlußfolgerung, daß die herein- 
kommenden Kapitalströme Ar- 
beitnehmer. und Management, 
Unternehmer und Geldanleger 
gleichermaßen begünstigen. Die 
Arbeiter profitieren von der grö- 
ßBeren Fülle an Werkzeugen, 
während das erhöhte Kapital die 
Arbeitsproduktivität verstärke 
und damit die Zahl der Arbeits- 
plätze und die Löhne erhöhe. 


Was das Management betrifft, 
so bedeute das hereinströmende 


Kapital, daß mehr Geld zur Ver- 
fügung steht und die Zinssätze 
heruntergehen, wodurch langfri- 
stige Planungen erleichtert wer- 
den. Aus fast den gleichen 
Gründen seien die Unternehmer 
besser dran, während Geldanle- 
ger davon profitieren, daß eine 
Wirtschaft mit überschüssigem 
Kapital eine reichere Wirtschaft 
sei, ungeachtet dessen, wem das 
Kapital gehört. 


Das läuft daraus hinaus, wird im 
Bericht der Federal Reserve 
Bank kühn versichert, daß star- 
ke Auslandsinvestitionen von 
der Art, wie sie die Vereinigten 
Staaten die ganzen achtziger 
Jahre hindurch erlebten, weit 
davon entfernt sind ein Signal 
für eine rückläufige Wirtschaft 
zu sein, sondern eher ein Grad- 
messer für die Stärke der Wirt- 
schaft sind. Wirtschaftlich relativ 
rückläufige Länder schicken ihr 
Geld ins Ausland, weil es ge- 
winnträchtiger ist, anderswo wie 
zum Beispiel in den USA zu in- 
vestieren. 


So bedeute die Geldanlage in 
den Vereinigten Staaten durch 
Ausländer keineswegs den Aus- 
verkauf Amerikas. 


Es ist treffend darauf hinzuwei- 
sen, daß ähnliche Argumente 
von der Thatcher-Regierung in 
Großbritannien vorgebracht 
wurden, um die erschreckende 


. Lücke - bei weitem die größte in. 


der Geschichte des Landes und 
verhältnismäßig größer "als die 
amerikanische e die sich in den 
letzten Jahren in der britischen 
Zahlungsbilanz aufgetan hat, zu 
sanieren. 


Die Erscheinung, so wird er- 
klärt, könne in bedeutsamem 
Ausmaß einem Hochschnellen 
der Einfuhr von Kapitalgütern 
zur Neuausrüstung der herunter- 
gekommenen Industrien des 
Landes zugeschrieben werden 
und somit eher als etwas Will- 
kommenes als das Gegenteil da- 
von betrachtet werden. Es 
braucht nicht betont zu werden, 
daß an dieser Sache viel mehr 
dran ist als solche besondere 
Verteidigungsübungen erkennen 
lassen, 


"Es ‚Wäre töricht zu bestreiten, 


daß einfließende Kapitalien von 
der Art, wie sie von den ameri- 
kanischen und britischen Zah- 
lungsbilanzdefiziten derzeit er- 
zeugt werden, für die betreffen- 
den Länder vorteilhafte Auswir- 
kungen haben. Ebenso sonnen- 


klar ist aber auch, daß in viele 
Richtungen ein hoher Preis da- 
für bezahlt werden muß. 


Da sind zunächst die schweren 
hypothekarischen Belastungen 
auf den Devisengewinnen der 
kommenden Generationen, die 
dies unvermeidlich nachsich- 
zieht, wenn es zugelassen wird, 
daß das Land Jahr für Jahr in 
hohe Zahlungsbilanzdefizite ge- 
rät — einige amerikanische Ex- 
perten gingen soweit anzudeu- 
ten, daß die Ansammlung von 
amerikanischen Vermögenswer- 
ten durch Ausländer die Verei- 
nigten Staaten schließlich dazu 
zwingen könnten, ihre Schulden 
nicht anzuerkennen. 


Aber im unmittelbarerem Sinne 
zieht dies auch hohe Strafen 


nach sich. Sowohl im Falle Ame- 


rikas als auch im Falle Großbri- 
tanniens mußten die Zinssätze 
auf anormale Höhen angehoben 


werden, um ausländischen Kapi- _ 


talisten Anreize in der Größen- 
ordnung zu bieten, die notwen- 
dig sind, um sie dazu veranlas- 
sen, Kapital in dem erforderli- 
chen gewaltigen Umfang in die 
Wirtschaften der beiden Länder 
zu transferieren. 


Da ist auch noch der Punkt, daß 
die Gastgeberrolle für riesige 
Mengen ausländischen Kapitals 
das Wohlergehen eines Landes 


. für die Turbulenz der internatio- 


nalen Konkurrenz und anderer 


Heimsuchungen außergewöhn- 


lich verwundbar macht. 


Schlecht für das 
Image Amerikas 


Darüber hinaus schädigt die blo- 


Be Tatsache, daß die Vereinig- 


ten Staaten. sich auf Einspritzun- 
gen von ausländischem Kapital 
verlassen müssen, um sich wirt- 
schaftlich über Wasser zu halten, 
ihrem internationalen Image - 
also etwas was in der gegenwär- 
tigen Zeit für sie von besonderer 
Bedeutung ist. 


Es ist auch ernsthaft die Frage 
gestellt worden, ob es für Län- 
der wie die Vereinigten Staaten 
und Großbritannien, die zu den 
reichsten Ländern der Welt zäh- 
len, angemessen ist, ihre Wirt- 
schaft in einer Weise zu führen, 
die darin besteht weltweit Kapıi- 
tal abzusaugen - in riesigem 
Umfang. und auf dauerhafter Ba- 
sis — aus Ländern, die es drin- 
gend für ihre eigene - Entwick- 
lung benötigen. OD 


auN 


Aktien 


Die Balance 
des Risikos 


C. Gordon Tether 


Die Aktienpreise der Welt haben den Boden, den sie in dem Trauma 
von Ende 1987 verloren hatten, wieder gewonnen. Aber die Frage, 
wo sie jetzt hingehen, ist besonders treffend im Lichte der Erklärung 
des Chefs des amerikanischen Federal Reserve Systems, der US- 
Bundesbank, Alan Greenspan, daß sich die »Balance des Risikos« in 
den USA von Inflation zu Rezession verlagert habe. 


Der völlige Umsturz, der im Ok- 
tober 1987 plötzlich die Börsen 
in fast jedem Land in den Ab- 
grund stürzte, löschte nicht we- 
'niger als ein Drittel der Anteil- 
werte aus. Die schlimmste der 
Befürchtungen, die er auslöste - 
daß er sich als Vorläufer einer 
Reihe von massiven Rückschlä- 
gen, von der Art wie sie durch 
den berüchtigten Zusammen- 
bruch an der Wall Street von 
1929 ausgelöst wurden, erweisen 
würde -, haben sich glücklicher- 
weise nicht verwirklicht. Aber es 
dauerte fast zwei Jahre, um die 
Verwüstung zu beseitigen. 


Schnelles Tempo bei der 
Sanierung 


In Japan und in den neu indu- 
strialisierten Ländern des Fer- 
nen Ostens hatten es die Aktio- 
näre bis Mitte 1988 geschafft 
über. die Höhe von vor dem 
Crash hinauszuklettern. Aber 
anderswo ging die Erholung im 
allgemeinen mit sehr viel langsa- 
meren Tempo vor sich. 


Im Fall Amerika - und dies gilt 
auch für die wichtigsten europäi- 
schen Länder - waren Ende 1987 
die Preise immer noch auf einem 
Niveau festgefahren, das kaum 
über dem lag, auf das sie wäh- 
rend des Crashes gesunken 
waren. 


-Und als der Aktiensturz ein Jahr 
zurücklag war nicht viel mehr als 
ein Drittel des Tributs, den er 


gefordert hatte, wieder herein- 


geholt worden. 


Der Sanierungsprozeß hat je- 
doch in den letzten Monaten ei- 
nen höheren Gang eingeschal- 
tet. Gegen Ende der ersten Jah- 


reshälfte war er in den USA und 
ın fast allen schrittmachenden 
Ländern praktisch abge- 
schlossen. 


Unvermeidlich wirft das Errei- 
chen eines so wichtigen Meilen- 
steins die Frage auf: Wohin ge- 
hen wir von hier aus? 


Das Tempo des Wachs- 
tums v ver angsamt sich 


Bis zum Beginn der zweiten 
Hälfte dieses Jahres vertrat Wa- 
shington die Ansicht, daß sich das 
Wirtschaftswachstum des Lan- 
des in einem unzulässig hohem 
Tempo vollziehe, und zwar in 
dem Sinne, daß dadurch die ver- 
fügbaren Hilfsmittel überbean- 
sprucht und damit das Saatbeet 
für die Rückkehr einer zweistel- 
ligen Inflation gelegt werde. Aus 
diesem Grunde beständ die Fe- 
deral Reserve Bank eine Zeit- 
lang darauf, verstärkt von dem 
gängigen Gegenmittel für solch 
eine Krankheit — höhere Zinsfü- 
Be - Gebrauch zu machen. 


Nun hat scheinbar das Denken 
so etwas wie eine Kehrtwendung 
vollzogen. In seinem halbjährli- 
chen Rechenschaftsbericht vor 
dem US-Kongreß führte Alan 
Greenspan, der Vorsitzende des 
Federal Reserve Systems, aus, 
daß die Inflationsraten in den 
letzten Monaten gefallen seien. 
In Verbindung mit anderen rele- 
vanten Statistiken gelesen, deute 
dies darauf hin, daß sich das 
Tempo des Wirtschaftswachs- 
tums verlangsamt. 


Greenspan führte weiter aus, 
daß, da sich die »Balance des Ri- 
sikos« somit von der Inflation 
weg verlagert hat, die Federal 
Reserve Bank jetzt viel mehr 


darauf achte, »eine unnötige und- 


schädliche Wirtschaftsflaute zu 


‚verhindern«. 


Einen deutlichen Beweis dafür, 
daß die offiziellen Worte den 
Taten gleichgesetzt werden, 
kann man in dem Abwärtstrend- 
in den amerikanischen Zinssät- 
zen erkennen, den Washington 
in den letzten ein oder zwei Mo- 
naten in Gang gesetzt hat. 


Vorsichtiger beim Erwerb 
von Aktien 


darauf folgen sollte, hätte erklä- 
ren können. 


Ist es daher nicht denkbar, daß 
wir jederzeit eine weitere 
»Heimsuchung« dieser Art erle- 
ben könnten? Und ist es nicht 
vernünftig darauf hinzuweisen, 
daß, wenn eine solche Erschei- 
nung überhaupt ausgelöst wer- 
den muß, Washingtons Neuent- 
deckung des Böses verkünden- 
den Begriffs »Rezession« in der 
Lage wäre diese Funktion aus- 
zuüben? 


Es muß gesagt werden, daß, in 
Zusammenhang mit dem Aus- 
blick für die amerikanische Bör- 
se gesehen, die »New Look«- 
Darstellung der Federal Reserve 
Bank zweischneidig ist. Die Tat- 
sache, daß eine Wirtschaftsflau- 
te als deutliche - wenn nicht, wie 
Greenspan hervorhob, 
ernsthafte - Möglichkeit erkannt 
wird, deutet stillschweigend dar- 
auf hin, daß die Aufwärtsbewe- 
gung in den Aktienmarktpreisen 
bald gestoppt und sogar in einem 
gewissen Ausmaß rückläufig 
werden könnte. 


Andererseits dürfte ein Auf- 
schwung in den Zinssätzen, 
durch Verringerung der Anzie- 
hungskraft von Investitionen in 
Schuldverschreibungen. mit fe- 
sten Zinssätzen und ähnlichen 
Anlagen, den verhältnismäßig 
guten Zuspruch zu Stammaktien 
noch verstärken und dadurch ei- 
ne Aufwärtshebelwirkung auf 
ihre Preise erzeugen. 


Was dabei herauszukommen 
scheint, ist, daß es wünschens- 
wert sein wird vorsichtiger an 
den Erwerb von Stammaktien 
heranzugehen solange bis die 
Gefahr einer Wirtschaftsflaute, 
wie sie die Federal Reserve 
Bank am Horizont heraufziehen 
sieht, gewichen ist, und daß es 
nichts im amerikanischen Wirt- 
schaftsbild gibt, was eine solide 
Grundlage für eine ernsthafte 
Besorgnis über den möglichen 
Preisverlauf in der vorhersehba- 
ren Zukunft sein könnte. 


Bei diesem Punkt in der Diskus- 
sion ist es angebracht einzuwer- 
fen, daß es auch Anfang Okto- 
ber 1987 nichts im Bild der ame- 
rikanischen Wirtschaft — oder in 
der Tat in der Wirtschaft der 
Welt als Ganzes - gab, das den 
katastrophalen Abrutsch in den 
Aktienmarktpreisen, der bald 


sehr : 


Nicht alle Stränge 
werden reißen 


Es muß zugegeben werden, daß 
es schwierig ist, diese Argumen- 
tation schlichtweg von der Hand 
zu weisen. Keine der vielen Un- 
tersuchungen des Umsturzes von 
1987 hat irgendwelche Beweise 
dafür erbracht, daß so etwas 
nicht noch einmal passieren 
könnte. Sie haben im Gegensatz 
dazu gezeigt, daß die neuen Ak- 
tienmarktstrukturen, die sich in 
den letzten beiden Jahrzehnten 
entwickelt haben, und die damit 
einhergehende Internationalisie- 
rung unseres Kapitalverkehts 
ein höchst verwundbares Investi- 
tionsumfeld geschaffen hat. 


Es ist ein Umfeld, in dem ein 
Einbruch in. den Preisen in ei- 
nem Hauptfinanzzentrum wie 
Wall Street oder die City of Lon- 
don (Englands Finanzzentrum 
wird dort »the City« genannt) 
sich selbst in der Weise ernährt, 
daß die Aktienpreise Hals über 
Kopf in die Tiefe stürzen kön- 
nen, obwohl alle Beteiligten - 
vielleicht abgesehen von den 
professionellen Manipulierern - 
diese Befürchtung als völlig un- 
gerechtfertigt erachten. 


Es gibt jedoch eine Sache, die 
seit dem Crash von 1987 in Er- 
scheinung getreten ist, die Grün- 
de dafür bietet zu hoffen, daß, 
wenn eine neue Heimsuchung 
gleicher Art eintreten sollte, die- 
se in einem viel früheren Sta- 
dium auf der ‚Stelle gestoppt 
werden kann als damals. Die 
Geldanleger aller Art haben 
schließlich gelernt, daß man. 
nicht unbedingt davon ausgehen 
muß, daß alle Stränge reißen, 
wenn ein derartiger Orkan los- 
bricht. Sie haben erlebt, daß der 
ungeheure Schaden, der seiner- 
zeit angerichtet wurde, am Ende 
eher gutgemacht als verschlim- 


mert wurde. E 
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Banken 


Spekulation 
auf Kosten 
der Kunden 


Günther Jansen 


Die kaum noch zu bewältigende Verschuldungslage der süd- und 
lateinamerikanischen Staaten hat Mitte der achtziger Jahre bei vielen 
US-Banken zu ernsthaften Schwierigkeiten geführt. Da einige Ban- 
ken die notwendig gewordenen Abschreibungen nicht verkraften 
konnten, mußten sie ihre Schalter schließen. Andere Banken konn- 
ten nur durch Übernahmen gerettet werden. Während die amerika- 
nischen Banken daraufhin ihr Engagement in diesen Staaten abbau- 
ten, war es bei den deutschen Banken genau umgekehrt. 


Der Anfang August veröffent- 
lichte jüngste Quartalbericht der 
Bank für Internationalen Zah- 
lungsausgleich (BIZ) fand in der 
deutschen Medienlandschaft nur 
geringes Interesse. Dabei ist in 
ihm eine große Brisanz enthal- 
ten. Erstmals sind nämlich die 
deutschen Banken zum bedeu- 
tendsten Bereitsteller von Gel- 
dern für den internationalen 
Bankkreditmarkt avanciert. Mit 
einer Nettogläubigerposition 
von 101 Milliarden Dollar traten 
sie die Nachfolge der US-Ban- 
ken an, deren Forderungen sich 
nur noch auf 39 Milliarden Dol- 
-lar belaufen. 


Das Joch tragen jetzt die 
Deutschen 


Besonders interessant wird es, 
. wenn man sich die vorherige 
letztverfügbare Zahl anschaut, 
nämlich die aus dem Jahr 1983. 
Während die US-Banken damals 
noch Forderungen an andere 
Banken in Höhe von 79 Milliar- 
den Dollar hatten, waren die 
deutschen Banken damals sogar 
15 Milliarden Dollar schuldig. 


Bei Berücksichtigung dieser 
Zahlen darf nicht vergessen wer- 


den, daß auf den ersten Plätzen- 


der größten Banken der Welt al- 
lesamt japanische und amerika- 
nische Banken stehen. Dagegen 
schnellten die Nettoverbindlich- 


keiten der japanischen Banken 


von 17 Milliarden Dollar Ende 
1983 auf nunmehr 135 Milliar- 
den Dollar hoch. 
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Der -Fairneß halber soll aber 
nicht verschwiegen werden, daß 
ein Teil dieser Veränderungen 
der Nicht-US-Banken wechsel- 
kursbedingt ist. So lag der Dol- 
lar-Durchschnittskurs gegenüber 
der DM 1983 bei 2,552 DM ge- 


genüber 1,7584 DM im vergan- - 


genen Jahr. So schätzt die BIZ, 
daß »Wechselkursänderungen 
schätzungsweise 50 Milliarden 
Dollar zu der 209 Milliarden 
Dollar betragenden Zunahme 
der internationalen Forderungen 
deutscher Banken beigetragen 
haben dürften«. 


Dies ändert jedoch nichts an fol- 
gender Tatsache: »Die US-Ban- 
ken verhielten sich anders als die 
japanischen Banken. Von der 
Lage in Lateinamerika beson- 
ders betroffen, legten sie auch 
unter dem Einfluß regulativer 
Änderungen im Inland und fi- 
nanzieller Neuerung weniger 
Gewicht auf ihr internationales 
Kreditgeschäft und machten kei- 
nen‘ Gebrauch von dem erhebli- 
chen Neuzugang internationaler 
Einlagen von Nichtbanken, um 
ihre internationalen Ausleihun- 
gen auszuweiten.« 


Gesamtforderungen an an 
Ausländer sind stark 
gestiegen 


Besonders aufschlußreich wird 
die ganze Geschichte, wenn man 
sich zusätzlich die monatlich von 
der Deutschen Bundesbank her- 
ausgegebene Zahlungsbilanzsta- 
tistik anschaut, in diesem Fall 


"scher 


die August-Statistik und hier vor 
allem Punkt 7d »Forderungen 
und Verbindlichkeiten inländi- 
Kreditinstitute (ohne 
Deutsche Bundesbank) gegen- 
über Ländergruppen und Län- 
dern« (in diesem Punkt sind 
nicht die Auslandsforderungen 
und -verbindlichkeiten der Aus- 
landsfilialen inländischer Kredit- 
institute enthalten). 


Darin läßt sich nämlich erken- 
nen, daß die Gesamtforderun- 
gen an Ausländer von Dezember 
1983 bis Juni dieses Jahres um 
genau 113,8 Prozent von 208,936 
Milliarden DM auf nunmehr 
446,707 Milliarden DM gestie- 
gen sind (diesmal gibt es keine 
Wechselkursbereinigungen). 


Besonders stark gestiegen sind 
dabei die Ausleihungen an indu- 
strialisierte westliche Länder mit 
plus 156,4 Prozent auf 327,601 
Milliarden DM, wobei bei den 


Forderungen an EG-Länder so- 


gar ein Anstieg um 174,7 Pro- 
zent auf 221,868 Milliarden DM 
festzustellen ist. 


Dieses sind auch nicht die Pro- 
blemfälle; ebensowenig wie die 
stark zugenommenen Auslei- 
hungen beziehungsweise Kapi- 
taltransfers an Länder wie 
Hongkong, USA oder den Kai- 


‚ manınseln. Auch die nur. mode- 


rat gewachsenen Forderungen 
an die OPEC- und Staatshan- 
delsländer geben kaum Anlaß 
zur Beunruhigung - Polen jetzt 
einmal ausgenommen -. 


Um so schwerer wiegt dann aber 
die Zunahme der Ausleihungen 
an die Länder in Süd- und La- 
teinamerika um 70,8 Prozent auf 
19,023 Milliarden DM, zumal in 
diese Länder auch keine Kapi- 
taltransfers aus Anlagezwecken 
oder ähnlichem durchgeführt 
wurden. So sind beispielsweise 
die Forderungen an Argentinien 
in den vergangenen fünfeinhalb 
Jahren um 90,3 Prozent auf 
3,882 Milliarden DM, die an 
Brasilien um 58,3 Prozent auf 
8,188 Milliarden DM und die an 


- Mexiko um 61,8 Prozent auf 


2,386 Milliarden DM gestiegen. 


Löcher stopfen durch 
höhere Gebühren 


Na und, wird jetzt mancher sa- 
gen. Gemessen an den Gesamt- 
forderungen von 446,707 Mil- 
lıarden DM sind dies nur lächer- 
liche knapp 4,3 Prozent. Doch 


macht man es sich da zu einfach. 
Das Gleiche gilt für die an sich 
richtige Argumentation, daß die 
meisten deutschen Banken oh- 
nehin schon den Großteil. ihrer 
Südamerika-Ausleihungen abge- 
schrieben haben, so daß im Falle 
eines Zahlungsausfalls zumin- 
dest in der Bundesrepublik kein 
Banken-Crash droht. 


Dies bedeutet aber doch nichts 
anderes, als daß die Banken das 
doppelte an Geld verlieren. 
Denn das Loch muß durch gleich 
hohes Kapital gestopft werden. 
Es kann aber nicht Sache der 
Bankkunden sein, teure Gebüh- 
ren und Zinsen zu zahlen - von 
den Vorstandstantiemen einmal 
gar nicht zu sprechen -, um da- 
mit Löcher zu stopfen, die durch 
Kredite entstanden sind, bei de- 
nen von vorneherein klar war, 
daß sie niemals ordnungsgemäß 
zurückgezahlt werden können. 
Dies bedeutet im Umkehrschluß 
nichts anderes, als daß die ohne- 
hin nicht billigen Bankgebühren 
und -zinsen um einiges niedriger 
liegen könnten. 5 


Daneben würde es trotz der be- | 
reits erfolgten hohen Abschrei- 
bungen dennoch zu einer großen 
Krise am Bankenmarkt kom- 
men, mit all seinen negativen 
Auswirkungen wie eine noch re- 
striktivere _ Kreditpolitik an 
»Normalbürger« und vor allem 
Kleinunternehmer und Mittel- 
stand. Denn bereits heute ist es _ 
doch so, daß während die Ban- 
ken die Gelder an diese Länder 
mit — wie die Statistik es beweist 
- vollen Händen herausschmei- 
Ben, viele klein- und mittelstän- 
dischen Unternehmen oftmals 
wegen wenigen tausend Mark 
Konkurs anmelden müssen. 


Ein weiterer Nachteil betrifft 


den Staat, und damit uns alle. 
Die Rückstellungen mindern 
nämlich die Steuerzahlung. Da 
aber die Banken allesamt mit 
dem höchsten Steuersatz behaf- 
tet sind, bedeutet es Minderein- 
nahmen von moderat geschätzt 
rund zehn Milliarden DM Ein- 
nahmen, die dem Staat für viele 
wichtige Dinge, wie beispiels- 
weise verstärkten Wohnungsbau ° 
und bessere Rentenversorgung 
fehlen. 


Letztendlich zahlt der 
Steuerzahler 


Zwar müssen diese Rückstellun- 
gen aufgelöst werden, wenn 


plötzlich doch die Gelder zu- 
rückgezahlt werden, doch ist 
- dies angesichts der nicht aufge- 
zählt zu werden brauchenden 
mannigfachen Probleme in die- 
sen Ländern im wahrsten Sinne 
des Wortes nur eine theoretische 
Möglichkeit. 


Und nicht vergessen werden 
dürfen auch die Eigentümer der 
Banken, zu denen auch viele 
tausend Kleinaktionäre gehö- 
ren. Diese erhalten dadurch 
aber viel weniger Dividende, als 
ihnen eigentlich zustehen würde, 
außerdem liegt auch der Aktien- 
kurs- unter dem sonst erreichba- 
ren Wert. Diese kurze Aufzäh- 
lung soll an dieser Stelle reichen, 
obwohl noch vieles hinzugefügt 
werden könnte. 


Angesichts dieser von nieman- 
dem zu leugnenden Konsequen- 
zen stellt sich dann zwangsläufig 
die Frage, warum die Banken, 
und was uns jetzt am meisten in- 
teressiert, die deutschen Ban- 
ken, dies dann doch tun? Als 
Grund wird oftmals aufgeführt — 
meist allerdings in den Ausfüh- 
rungen recht versteckt -, daß die 
Kredite sich langfristig auch 
dann lohnen, wenn man zwar 
das ausgeliehene Kapital nicht 
mehr zurückkriegt, dafür aber 
wenigstens Zinsen erhält, die 
meist auch nicht gerade niedrig 
sind. 


Einer der besten Artikel zu die- 
sem Themenkomplex, der vor 
allem die Hintergründe scho- 
nungslos aufdeckte, erschien vor 
mehreren Jahren im US-Pent- 
house mit der Überschrift »Ba- 
nana Republic Bailout« (Autor 
Jim Davidson), was man frei et- 
wa mit »Finanzkollaps der Ba- 


nanenrepubliken« übersetzen 
könnte. 

Das Geschäft mit der 
Umschuldung 


Aus Platzgründen sollen hier nur 
drei Absätze wiedergegeben 
werden, wobei, um jeden Vor- 
wurf der Verfälschung auszu- 
schließen, eine möglichst wort- 
genaue Übersetzung erfolgt: 


»Wie machen die Banken aber 
höhere Profite, wenn ihren größ- 
ten Schuldnern der Konkurs 
droht? Dies geschieht auf zwei 
Arten. Zuerst erreichen sie, daß 
deine Regierung dir tiefer in dei- 
ne Taschen greift, um den aus- 


ländischen Regierungen mehr 
Geld zu überweisen. Diese Re- 
gierungen benutzen dann »den 
elektronischen Bumerang< und 
telexen das Geld in Lichtge- 
schwindigkeit an die Banken zu- 
rück. Als zweites leihen die Ban- 
ken den gleichen Ländern, die 
ihre Schulden nicht zurückzah- 
len können, noch mehr Gelder, 
damit diese ihre Kredite zu hö- 
heren Zinssätzen umschulden 
können. Jede »Umschuldung« ist 
eine Möglichkeit für die Banken 
»Umschuldungs-Gebühren< zu 
verlangen, Vorausgebühren, die 
sie dafür einstreichen, daß sie 
die verschuldete Nation mit wei- 
teren Anleihen überschwem- 
men. 


In dem Fall von Mexiko (ge- 
meint ist die Erklärung Mexikos 
vom 12. August 1982, zahlungs- 
unfähig zu sein, die damaligen 
Geschehnisse gingen als das 
»mexikanische Wochenende« in 
die Bankgeschichte ein; der Ver- 
fasser) machten die Banken 600 
Millionen Dollar zusätzlichen 
Profit, indem sie alte Kredite mit 
einer Umschuldungsgebühr von 
einem Prozent umschuldeten 
plus einem zusätzlichen Zinssatz 
von 2,375 Prozent über den übli- 
chen Bankkösten. In der Addi- 
tion erhielten die Banken zusätz- 
liche 200 Millionen Dollar an 
Vorausprofit für neue Kredite in 
Höhe von 5 Milliarden Dollar an 
Mexiko. 


»Unfaßbar<«, sagt Bank-Expertin 
Karin Lissakers. »Die Banken 
rufen: Hilfe! Hilfe! Der Patient 
stirbt. Der Internationale Wäh- 
rungsfonds, die Bank für Inter- 
nationalen Zahlungsausgleich 
und die US-Regierung müssen 
uns zu Hilfe kommen.< Im glei- 
chen Moment aber quetschen sie 
den letzten Tropfen Blut aus 
dem Körper heraus.« 


Die Banken mauscheln schon 
lange nicht mehr alleine vor sich 
hin. Sie sind durch Kapitalver- 
flechtungen, vor allem aber 
durch die Absprachegremien, 
hier sind vor allem die Trilatera- 
le Kommission mit ihrem Coun- 
cil on Foreign Relations (CFR) 
und die Bilderberger zu nennen, 
miteinander verbunden. Dort 
werden die Taktiken ausgearbei- 
tet, dort wird minutiös abgespro- 
chen, wer was macht, wer von 
wem welche Aufgaben über- 
nimmt. i 


Argeil Enten 


Die 


Verlierer der 
Wahlen sınd 
die Banker 


Dave Hudson 


Die traurige Geschichte vom Niedergang Argentiniens ins soziale 
Chaos und wirtschaftliche Unordnung ist eine Fallstudie über die 


Unvermeidlichkeit der Zerstörung eines Landes durch Schulden und 


durch die Profitgier der Banker. 


Wie von uns vorausgesagt, WUr- 
de der peronistische Präsident- 
schaftskandidat für Argentinien, 
Carlos Saul Menem, am 14. Mai 
dieses Jahres mit überwältigen- 
der Stimmenmehrheit gewählt. 
Auf einer breiten Palette mit 
vielen Kandidaten erhielt Me- 
nem über 48 Prozent der Stim- 
men, im Vergleich zu 36 Prozent 
für Eduardo Angeloz von der 
Radikalen Partei des ehemaligen 
Präsidenten Raul Alfonsin. 


Der Mann der Banker 


.. warf das Handtuch 


Vierzehn weitere Kandidaten 
teilen sich die verbleibenden 16 
Prozent der Stimmen. Nach der 
argentinischen Verfassung sollte 
Menem erst im Dezember sein 
Amt übernehmen, nach einem 
halbjährlichen Interregnum. 
Aber die Ereignisse - in Form 
von Nahrungsmittelstreiks Ende 
Mai — veranlaßten Präsident Al- 
fonsin, über die anfänglichen 
Einwände des gewählten Präsi- 
denten hinweg, am 8. Juli zum 
Rücktritt und zur Übergabe der 
Präsidentschaft. 


Die Nahrungsmittelstreiks wa- 
ren unmittelbare Folge des Ver- 
sagens der Regierung der Radi- 
kalen Partei des Präsidenten Al- 
fonsin — er war von 1983 bis 1989 
im Amt — und dessen Vorgän- 
ger, der Militärregierung -— sie 
amtierte von 1976 bis 1983 -, die 
die frei gewählte peronistische 
Regierung aus dem Sattel warf. 
Argentiniens erste peronistische 


ne u ERST pr ER 


Carlos Menem, der neue. ar- 


gentinische Präsident, soll 
Schulden in Höhe von 60 Mil- 
lionen Dollar zurückweisen. 


Regierung, geführt von dem dy- 
namischen Populisten Juan Do- 
mingo Peron, regierte von 1946 
bis zu einem Militärputsch im 
Jahr 1955. 


Das Versagen der vorherigen 
Regierung Argentiniens war to- 


tal und komplett. Die »Los An- , 


geles Times« schrieb: »Eine der 
größten Kornkammern und 
Rindfleischerzeuger der Welt 
muß jetzt mit der noch nie dage- 
wesenen Realität des Hungers 
fertig werden.« 


Die Folge davon waren Aufstän- 
de nach den Wahlen mit zwölf 
Toten, Hunderten von Verletz- 
ten und Tausenden Verhafteten. 


Hunderte von Supermärkten 
wurden in den Arbeitervierteln 
und Hausbesetzer-Städten um 


Buenos Aires und Rosario, A- 
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Argentinien 

‘Die Verlierer 
der Wahlen 
sind die Banker 


gentiniens. zweitgrößte Stadt, 
265 km von der Hauptstadt ent- 
fernt, verwüstet. Argentiniens 
Hyperinflation — die 1989. um 
800 Prozent betragen wird, falls 
sie nicht noch unter Kontrolle 
gebracht wird - hat die Löhne 
der Arbeiterklasse auf umge- 
rechnet 20 Dollar pro Monat 
oder darunter verringert. 


Eine Larve von einem 
Staatsmann 


Vielleicht der letzte Strohhalm, 
der der Alfonsin-Regierung das 
Rückgrat brach und sie fünf Mo- 
nate früher als vorgesehen dazu 


zwang ihre Koffer zu packen, 


war, deren Suche nach einem 
Sündenbock für die Aufstände. 
Sie warf: die Schuld auf - und 
verhaftete - Jorge Altamira und 
andere Mitglieder von Argenti- 
niens winzigkleiner, weit links 
angesiedelten Arbeiter-Partei. 
Altamira erhielt etwas weniger 
als 50 000 Stimmen - Dreizehn- 
tel von einem Prozent der Ge- 
samtstimmen - als Kandidat für 
die Präsidentschaftswahlen vom 
14. Mai. Ihn zu beschuldigen 
war ein reiner Verzweiflungsakt. 


»Newsweek« nannte Alfonsin 
»eine Larve von einem Staats- 
mann, der einst als Kandidat für 


den Friedensnobelpreis ausge-. 


späht wurde«. 


In den zwanziger Jahren zählte 
Argentinien zu den acht wohlha- 
bensten Länder der Erde, und es 
war. die einzige Nation außer- 
halb Europas und Nordamerikas 
unter diesen Acht. Nun ist seine 
Wirtschaft 
chen. Laut »Wall Street Jour- 
nal« verlieren staatseigene Fir- 
men Milliarden von Dollar und 
doch widerstehen ihre Arbeiter- 
gewerkschaften Entlassungen 
oder Privatisierung; Steuerhin- 
- terziehung greift derartig um 
sich, daß mehr als die Hälfte der 
Wirtschaftstätigkeit in den Un- 
tergrund gegangen sein düfte; 
sieben Prozent der Industriepro- 
dukte werden ins Ausland ver- 
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zusammengebro- . 


kauft; und landwirtschaftliche 
Exporte, die Quelle der Regie- 
rungseinkünfte, stagnieren«. 


Wir gestehen zu, daß die drei 
Hauptkomponenten der argenti- 


nischen Wirtschaft — Geschäft, . 


Arbeit und Regierung - alle end- 
lich einmal zusammenarbeiten 
müssen, um Argentiniens der- 
zeitige Krise zu mildern. Dann 
verbleibt aber immer noch eine 
Komponente der Krise, die alle 
anderen überschattet und mit 
der die neue Regierung durch 
ein Machtwort fertigwerden 
kann. Das ist Argentiniens mas- 
sive Auslandsschuld. 


Die Schulden des Landes 
explodieren 


1988 beliefen sich die Schulden 
auf etwa 55 Milliarden Dollar. 
Seitdem sind sie auf 60 Milliar- 
den Dollar angestiegen. Ist dies 
auf neue Kredite, die durch eifri- 
ge Geldverleiher gewährt wur- 
den, zurückzuführen? Eigentlich 
nicht. Zum Hauptbestandteil 
dieser Schulden gehört der Ver- 
brauch der 1987 durch Handels- 
banken nur widerwillig gewähr- 
ten 3,5 Milliarden Dollar und et- 
wa drei Milliarden Dollar rück- 
ständige Zinszahlungen an inter- 
nationale Banker seit Ende des 
vergangenen Jahres. Alles 
kommt in den Schuldentopf hin- 
ein und belastet die unglückli- 
chen Menschen von Argentinien 
in immer stärkerem Ausmaß. 


Die Argentinier bleiben weiter- 
hin produktiv. »Wall Street 
Journal« beschreibt wie Argenti- 
niens Untergrundwirtschaft ar- 
beitet: »Der Wunsch, den be- 
schwerlichen Steuern zu ent- 
kommen, hat die eigenartige 
Marke von Kapitalismus der ar- 
gentinischen Industrie geformt. 
Ein weltbekannter Hersteller 
von Herrenanzügen in einem 
Vorort von Buenos Aires stellt 
die Hälfte seiner Anzüge in 
heimlichen Werkstätten her. 
Seine Ware windet sich ihren 
Weg vom Großhändler zum Ein- 
zelhändler und zum Kunden oh- 
ne die erforderlichen Verkaufs- 
zettel, wobei das Preisetikett für 
jeden Beteiligten reduziert wird, 
es für die Behörden aber gleich- 
zeitig unmöglich wird, Mehr- 
wertsteuer zu erheben. 


Der Hersteller hat wenig Proble- 
me mit der Anwerbung von Ar- 
beitskräften. Einige von ihnen 
leben in Ruhestand mit Renten, 


die zu mager sind, um sie am 
Leben zu erhalten. Andere sind 


. Unbedeutende in niedrigen Stel- 


lungen der aufgeblähten Regie- 
rungsbehörden, die zwar niedri- 
ge Gehälter zahlen, aber zumin- 
dest eine Krankenversicherung 
unterhalten. 


Die Qualität der argentinischen 
Bekleidung in der Spitzenklasse 
ist unbestreitbar. Touristen keh- 
ren mit Anzügen, Pelzen, Leder- 
jacken und Schuhen zurück, die 
sie mit Schwarzmarkt-Dollar be- 
zahlt haben. Aber Steuern und 
der künstlich niedriggehaltene 
Wechselkurs fördern nicht gera- 
de den Export.« 


Die Exporteure müssen ihre De- 
visen natürlich abgeben, so daß 
die Regierung sie in Form von 
Zinszahlungen den Banken 
übergeben kann. Argentinier 
hungern jetzt, weil Bauern und 
Rancher an behördliche Markt- 
gremien verkaufen müssen, die 
alles, was sie können, exportie- 
ren um Devisen zu gewinnen 
und damit ihre Zinsen zu bedie- 
nen. Das »Wall Street Journal«, 
dessen Schreiber den »Parallel- 
märkten« in Übersee‘ traditions- 
gemäß wohlwollend gegenüber- 
stand, will nun, daß Argentinien 
die »Wirksamkeit« seiner 
Steuereinziehung verbessert. 
Dies würde die Verbraucher- 
nachfrage weiter verringern und 
noch mehr heimische Produk- 
tionsgüter für den Export »frei- 
stellen«. 


38 Milliarden Dollar 
Kapitalflucht 


Die Argentinier haben etwa 
sechs bis acht Milliarden Dollar 
an Hartgeld - hauptsächlich US- 
Dollar - in Banknoten zuhause 
und etwa 30 Milliarden Dollar 
auf Übersee-Bankkonten. Es 
sind diese 36 bis 38 Milliarden 
Dollar, die die Banker als 
»Fluchtkapital« bezeichnen und 
die sie »ins Land zurückführen« 
möchten. 


Angenommen Sie wären ein Ar- 
gentinier mit fünf Millionen Dol- 
lar in Vermögenswerten außer- 
halb des Landes. Und sagen wir 
einmal, Sie wollten Ihr Geld 
wieder nach Hause bringen und 
in Ihrem Land anlegen, um die- 
sem zu helfen. Angenommen Sie 
werden nicht erstens verhaftet 
wegen Übertretung der Devisen- 
bestimmungen, und zweitens mit 
einer deftigen Geldstrafe für 


rückständige Steuern belegt - 


was keineswegs eine sichere An- . 


nahme ist -, was geschieht dann 
mit Ihren fünf Millionen Dollar? 


Sie werden im Wert sinkende 
Australs .zum amtlichen Wech- 
selkurs kaufen und hoffen, sie 
gewinnträchtig in eine Wirt- 
schaft zu investieren, die auf 


Grund von Jahrzehnten des . 


Mißmanagement aus der Kurve 


getragen wird. Dies ist kein at- 


traktiver Vorschlag. 


Argentiniens Schulden haben | 


das-Land zu beträchtlichen Han- 
delsüberschüssen gezwungen 
und dabei Güter aus dem heimi- 
schen Markt auf die Export- 
märkte verdrängt. In dem Zeit- 
raum von sechs Jahren von 1982 
bis 1987 hatte Argentinien einen 
sich ansammelnden Handelsbi- 
lanzüberschuß von 18,75 Milliar- 
den Dollar, aber ein wachsendes 
Kontokorrentdefizit von 15,34 
Milliarden Dollar. Der Schul- 
dendienst ist natürlich der 


Hauptbestandteil dieses Kapital- 


abflusses von 3,4 Milliarden 
Dollar. 


Bei einer Bevölkerungsziffer 
von etwas unter 33 Millionen 
und eine Schuld von 60 Milliar- 
den Dollar »schuldet« jeder 
Mann, Frau und Kind in Argen- 
tinien den internationalen Ban- 
kern fast 2000 Dollar. Es ist eine 
Schuld die sie ganz offensichtlich 
nicht abtragen können. 


Präsident Menem sollte diese 
Schulden nicht anerkennen. 
Schließlich stellen sie Kredite 
dar, die amerikanische und an- 
dere Privatbanken buchstäblich 
aus dem Nichts geschaffen. ha- 
ben; und doch müssen Zinsen 
und Kapital: »zurückgezahlt« 
werden - in letztendlicher Ana- 
lyse - aus der Arbeitskraft des 
Volkes heraus. 


Dann.sollte Menem eine strenge 
protektionistische Politik des 


Importersatzes betreiben und 


Argentiniens Nahrungsmittelex- 
porte zur Ernährung seiner Bür- 
ger umlenken. Wenn der argen- 
tinischen Wirtschaft eine Hypo- 
thek von 60 Milliarden Dollar 
von den Schultern genommen 
wird und über fünf Milliarden 
Dollar pro Jahr an Zinszahlun- 
gen plötzlich für Investitionen 
zur Verfügung stehen, dann. ist 
die Grundlage für eine wirt- 
schaftliche Erholung bei der 
Hand. DO 
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Anzeige 


Eines der größten 
Übel unserer Zeit ist 
das ständig 
zunehmende 
Sauerstoffdefizit in 


den Körperzellen. 


Das körpereigene 
Immunsystem wird 
dadurch geschwächt 
und der vorzeitige 
Alterungsprozeß mit 
allen seinen 
Verschleiß- 
erscheinungen 
eingeleitet. Das 
Sauerstoffdefizit ist 
mit ein Auslöser für 
alle Erkrankungen 
einschließlich der 
Atemwege. 


arum kann dieses Sauer- 
Wi: trotz des hohen 

Sauerstoffgehaltes der Luft 
entstehen? Weil der Sauerstoff 
der Luft, die wir einatmen, ein 
biologisch fast toter Sauerstoff 
ist. Ionisierter Sauerstoff ent- 
steht auf natürliche Weise am 
Fuße von hohen Wasserfällen 
durch den sogenannten Wasser- 
fall-Effekt. 


Regeneration des 
gesamten Organismus 


Biologisch lebendiger Sauer- 
stoff, wie er nach einem Gewit- 
terregen oder an einem Wasser- 
fall entsteht, wird in idealer und 
einfacher Weise durch das Troma- . 
Ion produziert. Das auf Grund 


Biologisch aktiver Sauerstoff versorgt die Haut, sie sieht jünger, 


frischer und gesünder aus. 


Sauersiofi 


vom Wasserhahn 


von Forschungen von Dr. Dr. 
Konstantin von Brunowsky vor 
ungefähr 30 Jahren konstruierte 
Gerät entwickelt Hydro-Ionen. 


* Troma-Ion - erhältlich beim Vi- 


tal-Versand, Bentheimerstraße 
11, D-4460 Nordhorn — schafft 
eine tiefgreifende Regeneration 
des gesamten Organismus mittels 
des Urelements Wasser. Bereits 
zweimal 15 Atemzüge täglich 
können die Bronchien aufatmen 
lassen und die Zellen »trainie- 
ren«, vermehrt Sauerstoff aufzu- 


nehmen und zu verwerten. Da- 
durch kann der Körper den Sau- 
erstoff aus der Luft besser auf- 
nehmen und verwerten. 

Der biologisch aktive Sauerstoff 
kann somit diekörpereigenen Ab- 
wehrkräfte (Immunsystem) stär- 
ken, die Zellerneuerung fördern 
und die Lebenserwartung beacht- 
lich verlängern. Sauerstoffver- 
sorgte Haut sieht jünger, frischer 
und gesünder aus. 

Neben der sauerstoffversorgen- 
den Komponente des Gerätes 


können aber mit Hilfe des Troma- 
Ion auch ein Gefäßtraining und 
die Reflexzonenmassage durch- 
geführt werden. Die siebenstrah- 
lige Hochleistungsdüse des Gerä- 
tes zerlegt den Wasserstrahl in 


10000 einzelne Wassertropfen, 


die mit. hohem Druck auf die 
Hautoberfläche direkt prallen. 
Man gleitet mit dem Körpertrich- 
ter auf der Haut entlang und trifft 
gleichzeitig tausende von Rezep- 
toren-Punkten, ohne daß die 
Haut hin- und hergezerrt wird 
wie bei einer Bürstenmassage. 


Die Blutgefäße 
werden aktiviert 


Bereits nach kurzer Anwendung 
verspürt man die erhöhte Durch- 
blutung des Gewebes. Die Blut- 
gefäße werden aktiviert und opti- 
mal mit Sauerstoff und Nahrung 


- versorgt. Das Bindegewebe wird 


gefestigt und mögliche Fettpol- 
ster können abgebaut werden. 
Die Haut härtet sich ab, man 
fühlt sich wie neugeboren. Zu 
vergleichen mit einem »Kneipp- 
schen Effekt«. 


So kräftigt man 
die Durchblutung 


Wenn diese Wassertropfen auf 
Reflexzonen prallen, so werden 
innere Organe besser durchblu- 
tet. Dadurch bleibt die Leistungs- 
fähigkeit dieser Organe erhalten. 


Bei der Anwendung im Herzbe- 


reich werden die Herzkranzge- 


fäße entkrampft, wird der vorzei- 


tigen Verkalkung vorgebeugt und 
der Herzmuskel durch bessere 
Sauerstoffversorgung gestärkt. 
Eine Behandlung im Gesicht, auf 
Stirn oder Nacken beugt einer 
Gehirnverkalkung vor und besei- 
tig Kopfschmerzen. 

Dr. Andreas Varga vom Hygiene- 
Institut der Universität Heidel- 
berg schreibt über den Troma- 
Ion: »Wir sind der Meinung, daß 
das Gerät durch die Hydro- und 
Luftionenerzeugung, durch die 
Hydromassagewirkung aufgrund 
seiner elektrisch geladenen Parti- 
kel, sowie durch seine Atemluft- 
befeuchtung merklich zur Ge- 
sundheit des Menschen beitragen 
kann.« 

Das Troma-Ion regt auch kräftig 


die Durchblutung der Extremitä- | 
DO 


tenan. 


Nikolaus Bergmüller \ 


Sowjetunion 


Von Lenin 
zur Markt- 
wirtschaft 


Gerhard Fels 


»Die Arbeitsproduktivität ist in letzter Instanz das Allerwichtigste, 
das Ausschlaggebende für den Sieg der neuen Gesellschaftsordnung. 
Der Kapitalismus hat eine Arbeitsproduktivität geschaffen, wie sie 
unter dem Feudalismus unbekannt war. Der Kapitalismus kann end- 
gültig besiegt werden und wird dadurch endgültig besiegt, daß der 
Sozialismus eine neue, weit höhere Arbeitsproduktivität schafft.« 


Dem Maßstab, den Lenin 1919 . 


wählte, ist das von ihm geschaf- 
fene Wirschaftssystem nie ge- 
recht geworden. Ineffizienz und 
somit eine extrem niedrige Ar- 
beitsproduktivität ist das größte 
wirtschaftliche Problem des So- 
zialismus. Das sowjetische Wirt- 
schaftssystem hat sich bis heute 
nicht richtig aus dem stalinisti- 
schen Dogmatismus lösen 
können. 


Arbeit erscheint nicht 
lohnend 


Lenins Utopie war überdies 
durch Romantik geprägt: »Ge- 
genüber der kapitalistischen Ar- 
beitsproduktivität bedeutet der 
Kommunismus eine höhere Ar- 
beitsproduktivität freiwillig, 
bewußt, vereint schaffender 
Menschen, die sich der fortge- 
schrittenen Technik bedienen.« 


Die Realität in der Sowjetunion 
ist dagegen eine niedrige Ar- 
beitsmoral, weil Arbeit nicht 
lohnend erscheint. Siebzig Jahre 
nach der Oktoberrevolution hat 
die Moskauer Führung begon- 
nen, wirtschaftliche Modelle ein- 
zuführen, die die Produktions- 
malaise und den chronischen 
- Warenmangel bekämpfen 
sollen. 


Ein solch kühnes Unterfangen 
balkanisiert zunächst Wirtschaft 
und Gesellschaft. Altes und 
Neues reibt sich. Das Geldver- 
mögen, das die Bürger angesam- 
‚melt haben, weil es nicht genug 
zu kaufen gibt, ist eine latente 
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als das reale Sozialprodukt. Das 


Haushaltsdefizit beläuft sich auf 
rund 100 Milliarden Rubel, 
mehr als ein Zehntel des gesam- 
ten Sozialproduktes. Das Defizit 
wird durch monetäre Expansion 
finanziert, die durch ein zusätzli- 
ches Warenangebot nicht ge- 
deckt ist. 


Der Umgestaltung droht 
eine Inflationswelle 


Bei Lohnerhöhungen um zehn 
Prozent steigen Nationalein- 


kommen und Produktivität nur 
mit Raten zwischen zwei und 
drei Prozent. Ein zunehmender 
Teil des Konsumgüterangebots- 
findet nicht den normalen Weg 
zum Verbraucher, weil das Di- 
stributionssystem mangelhaft ist 


Für harte Währung können die Moskauer in einem der Berezkas 


alle Waren kaufen, die sonst im Angebot fehlen. 


Inflationsgefahr. Die Wirtschaft 
stagniert nach wie vor. Von ei- 
ner Aufbruchstimmung ist nichts 
zu spüren. Die nach marktwirt- 
schaftlichen Grundsätzen arbei- 
tenden Kooperativen spielen 
erst eine Nebenrolle und treffen 
auf den Neid der Bürger und den 
Widerstand der Bürokratie. 


Die Diskrepanz zwischen Geld- 
und Warenangebot verschärft 
sich zudem. Die Sowjetbürger 
verfügen über Spareinlagen und 
Geldwerte von über 400 Milliar- 
den Rubel. Das ist mehr als die 
Hälfte des Sozialprodukts, das 
für die Versorgung der Bevölke- 
rung bereitsteht. Der Geldum- 
lauf ist in den letzten Jahren um 
ein Mehrfaches stärker gestiegen 


und das Gefälle zwischen staat- 
lich fixierten und freien Preisen 
die Waren in wenig überschau- 
bare Vertriebskanäle fließen 
läßt. Die offizielle Inflationsrate 
wird mit vier bis fünf Prozent an- 
gegeben. Das ist aber vermutlich 
viel zu niedrig, weil viele gefrag- 
te Waren aus den Staatsläden 
zunehmend verschwunden sind 
und zu einem Mehrfachen des 
festgesetzten Preises vom freien 
Handel vertrieben werden. 


Die Umgestaltung der Wirt- 
schaft droht somit von einer In- 
flationswelle überflutet zu wer- 
den. Die Arbeitsmoral leidet, 
weil Arbeit mit immer schlechter 
werdendem Geld entlohnt wird 
und begehrte Waren und Dien- 
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ste nur zu Preisen erworben wer- 

den können, die durch künstli- 
che Verknappung hochgetrieben 
werden. Inflationsgewinne fallen 
beim ineffizienten Staatssektor 
und bei den Kooperativen an, 
die die neue Freiheit nutzen. 


Die Versorgung mit Weizen ist 
trotz Maschinen immer noch 
ein Stiefkind in der Sowijet- 
union. 


Lenin verlangte von den Kapi- 
talisten des Westens das Seil, 
mit dem die Sowjets sie eines 
Tages aufhängen. 


Das allgemeine Inflationsklima 
fördert eine spekulative Ange- 
botszurückhaltung. Das Neben- 
einander von einem sehr großen 
staatlich regulierten Sektor und 
kleinen liberalisierten Märkten 
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schafft ein duales Preissystem, 
das zu Korruption, Schiebertum 
und ökonomisch unfundierten 
* Spekulationen einlädt und da- 
durch eine Atmosphäre von 
Neid, Mißgunst und Reformwi- 
derstand schafft. In China hat 
dies zu einer gesellschaftlichen 
Explosion geführt. 


Um die Bauern zu motivieren, 
bietet die sowjetische Regierung 
ihnen für Mehrproduktion jetzt 
sogar Entlohnung in Dollar an - 
ein ebenso atemberaubender 
wie ökonomisch konsequenter 
Vorgang. 


Eine halbe Liberalisierung ist 
möglicherweise schlechter als 
gar keine. Schweden hat vor 
einigen Jahren den Straßenver- 
kehr von »links« auf »rechts« 
umgestellt. Das mußte nach 
gründlicher Vorbereitung selbst- 
verständlich auf einen Schlag ge- 
schehen. Hätte man den Rechts- 
verkehr zunächst nur für Zwei- 
räder und kleine Autos einge- 
führt, für größere Fahrzeuge 
aber nicht, so wären in der 
Übergangszeit ausschließlich 
Geisterfahrer unterwegs ge- 
wesen. 


Der Rückzug des Staates 
geht zu langsam 


Systemtransformation ohne Big 
Bang ist die große Ausnahme - 


aber es gibt sie. So hat die. 


Marktwirtschaft auf leisen Soh- 
len die fernöstlichen Schwellen- 
länder erobert. Die Reformen 
vollziehen sich dort jedoch unter 
ganz anderen Ausgangsbedin- 
gungen. Südkorea oder Singapur 
haben nie am Institut des Privat- 
eigentums gerüttelt. An Motiva- 
tion und Vielfalt hat es deshalb 
dort nie gemangelt. Der Rück- 
zug des Staates erfolgt in kaum 
merklichen Etappen. 


Die Sowjetunion kann diese 
Strategie nicht einschlagen. Ihre 
festgefahrenen Lenkungsstruk- 
turen sind mit der dogmenhaften 
flexiblen Staatswirtschaft der 
»Kleinen Tiger« kaum zu ver- 
gleichen. 


Es gilt in der Sowjetunion jetzt, 


den Kaufkraftüberhang abzu- . 


bauen und so rasch wie möglich 
Bedingungen zu schaffen, die ei- 
ne zügige: Angebotsausweitung 
erlauben. Das ist nur durch eine 


Freigabe der Preise möglich. Die 


Lösung des einen Problems er- 


leichtert die Lösung des an- 


deren. 


Es drängt sich die Frage auf, ob 
dies nicht eine ähnliche Situation 
ist, wie sie sich 1948 in Deutsch- 
land stellte, als in den westlichen 
Zonen eine Währungs- und 
Wirtschaftsreform den Grund- 
stein zum wirtschaftlichen Auf- 
stieg der Bundesrepbulik legte. 
Ludwig Erhard hat die Wirt- 
schaftsreform, also die Liberali- 
sierung : der Binnenmärkte, 
schlagartig auf die Währungsre- 
form folgen lassen. 


Was den Kaufkraftüberhang in 
der Sowjetunion betrifft, so mag 
das. Wort Währungsreform: frei- 
lich eine Nummer zu groß er- 
scheinen. Der existierende 
Überhang ist zwar durchaus ein 
Inflationspotential, doch bei 
weitem nicht von einer Größen- 
ordnung wie derjenige, der 1948 
in Deutschland eine Währungs- 
reform nötig machte. Der Kauf- 
kraftüberhang belief sich auf das 


Zwei- bis Dreifache des Sozial-' 


produkts. Es galt mit einem dra- 
stischen Währungsschnitt zu ver- 
hindern, daß eine zurückgestau- 
te Inflation, die durch die kriegs- 
führungsbedingte Aufblähung 
des Notenumlaufs bei Preisstop 
entstanden war, in eine offene 
Inflation überging, Ein so 
schwerwiegender Schritt war 
nach einem verlorenen Krieg 
von den Bürgern allgemein hin- 
genommen worden. 


“In der heutigen Sowjetunion 
würde es wohl auf erheblichen 
Widerstand stoßen, wenn im Zu- 
ge der Preisbildungsreform die 
Ersparnisse der Bürger ohne 
Gegenleistung abgewertet wür- 
den. Es hat den Anschein, als ob 
die monetären Inflationsursa- 
chen ohne Währungsreform der 
Kaufkraftabschöpfung beseitigt 
werden können. 


Die Wirtschaftsbürokratie 
ist noch allgegenwärtig 


Der Staat müßte durch die Bege- 
bung von Anleihen, durch den 
Verkauf von Anteilsscheinen an 
Staatsbetrieben oder durch den 
Verkauf von Acker- und Bau- 
land an Privatpersonen oder 
durch den Verkauf von impor- 
tierten Konsumgütern - soweit 
Devisen vorhanden sind oder er- 
worben werden können - einen 
Teil der überschüssigen Geld- 
mengen wieder an sich ziehen. 
Notfalls könnte man im Zusam- 


menhang mit der Preisfreigabe 
einen Teil der Spareinlagen für 
eine gewisse Zeit blockieren. 


In Polen hat man offenbar den 
Fehler begangen, daß man die 
Liberalisierung der Konsumen- 
tenpreise nicht mit kaufkraftab- 
schöpfenden Maßnahmen kom- 
biniert hat. Im übrigen wäre dar- 
auf zu achten, daß die Geldmen- 
ge nur noch kontrolliert ausge- 
dehnt wird, etwa dadurch, daß 
die Staatsschuld zum überwie- 
genden Teil durch Anleihen soli- 
de finanziert wird. 


Das eigentliche Problem liegt 
auf der Angebotsseite. Hier hat 
es bisher nur eine Liberalisie- 
rung für die Kooperativen, die 
Einrichtung eines Pachtsystems 
für Kleinbauern sowie mehr Au- 
tonomie für größere Betriebe 
gegeben. Die großen Reform- 
vorhaben stehen noch auf der 
Tagesordnung. Sie betreffen ne- 
ben dem Prozeß der Preisbil- 
dung die Festlegung von priva- 
ten Eigentumsrechten sowie die 
Entmachtung der Bürokratie. 


Es fehlt an einem Klima, in dem 
sich Angebotskräfte spontan 
entfalten. Betriebe, in denen es 
sich nicht lohnt, die Effizienz der 
Produktion zu erhöhen, zeigen 
kein unternehmerisches Verhal- 
ten. Wettbewerbsmärkte, die 
ein neues Angebot hervorbrin- 
gen, existieren erst in Ansätzen. 
Privateigentum an Produktions- 
mitteln gibt es nur in genossen- 
schaftlicher Form. Ob viele Kol- 
chosbauern den Sprung zu selb- 
ständigen Pachtbauern wagen, 
ist zweifelhaft, solange die Un- 
umkehrbarkeit der- Reformen 
nicht feststeht. Der Großhan- 
delsbereich ist unterentwickelt, 
so daß es an dem nötigen Infor- 
mationsfluß zwischen Konsu- 
menten und Produzenten fehlt. 


Die Wirtschaftsbürokratie ist 
immer noch allgegenwärtig. Wie 
sollen mehrere Millionen Wirt- 
schaftsbürokraten anderweitig 
beschäftigt werden können? Wie 
können Staatsmonopole in 
Wettbewerbsmärkte verwandelt 
werden? Solange auf einem 
Markt nicht eine größere Anzahl 
von Anbietern tätig ist, wird ei- 
ne Freigabe der Preisbildung zu 
privaten Monopolrenten führen, 


Die Erfolgsaussichten der Wirt- 
schaftsreform sind deshalb unsi- 
cher, weil man in bezug auf. Ei- 


gentumsrechte und Planungsau- : 
tonomie des Staates nicht ein- 
fach ein westliches marktwirt- 
schaftliches Modell übernehmen 
möchte, sondern nach einer so- ° 
zialistischen Mischform sucht, 
für die es kein Vorbild in der 
Welt gibt. Der Grund liegt dar- 
in, daß die sozialistischen 
Machtstrukturen nicht grund- ' 
sätzlich in Frage gestellt werden 
sollen. 


Auf diesem Weg kann man nur 
vorankommen, wenn die politi- 
sche Führung den Mut zu sozia- 
len Experimenten mit sich 
bringt. Eine naheliegende Mög- 
lichkeit besteht darin, den ein- 
zelnen Republiken der Sowjet- 


‚union 'eine größere Autonomie 


zu gewähren, die es ihnen er- 
laubt, eigene Wirtschaftsmodel- 
le zu erproben. 


Eine Reformaufgabe mit 
Schocktherapie 


Die sowjetische Wirtschaftsre- 
form stellt sich somit in erster 
Linie als eine gewaltige ange- 
botsseitige Reformaufgabe dar, 
die vermutlich ohne Schockthe- 
rapie und ohne langanhaltende 
Unsicherheit nicht zu bewältigen 
ist. Der nachfrageseitige Kauf- 
kraftüberhang scheint dagegen 
beim Einsatz ‚geeigneter Mittel 
kurzfristig beherrschbar. 


Die Hauptlast der deutschen 
Wirtschafts- und Währungsre- 
form von 1948 lag dagegen bei 
der Beseitigung eines gewaltigen 
Kaufkraftüberhangs durch die 
Währungsreform. Die Wirt- 
schaftsreform durch die schlag- 
artige Liberalisierung der Märk- 
te fand dagegen unter wesentlich 
günstigeren Bedingungen statt, 
als sie heute in der Sowjetunion 
anzutreffen sind. Denn es exi- 
stierte eine marktwirtschaftliche 
Grundlage, auf der sich ein ra- 
santer Wirtschaftsaufschwung 
entfalten konnte. 


Es ist gleichwohl eher die Wirt- 

schaftsreform als die Währungs- . 
reform von 1948, aus der Lehren . 
für die Umgestaltung der sowje- 
tischen Wirtschaft gezogen wer- 
den können. DO 


Europa- 


Journal 


Armut wächst 
In der 

Europäischen 
Gemeinschaft 


Die Zwölfergemeinschaft zählt 
derzeit sechs bis zehn Millionen 
Arme. Diese EG-Bürger verfü- 
gen weder über eine angemesse- 
ne Wohnung noch über ein re- 
gelmäßiges Einkommen und er- 
halten keine nennenswerte so- 
ziale Unterstützung. In. einem 
-jetzt veröffentlichten Bericht 
legt der Wirtschafts- und Sozial- 
ausschuß (WSA), dem Vertreter 
der Arbeitgeber, Arbeitnehmer, 
Selbständigen und Verbraucher 
aus den zwölf Mitgliedsstaaten 
angehören, alarmierende Zah- 
len vor. 


So ist der Anteil der Armen zwi- 
schen 1970 und 1985 EG-weit 
um über 15 Prozent gestiegen. 
Angesichts der bedrückenden 
Mißstände müssen Gemein- 
schaft und Mitgliedsstaaten un- 
verzüglich Maßnahmen ergrei- 
fen. In seinem jüngsten Bericht 
fordert der WSA ein garantier- 
tes Mindesteinkommen sowie ei- 
ne Reihe von Informations- und 
Bildungsmaßnahmen. 


Satanismus: 
Kinder aßen 
Menschen- 
fleisch 


Für Opfer des Satanismus wol- 
len kirchliche Organisationen in 
England »sichere Häuser« ein- 
richten. Dort sollen Menschen 
Zuflucht finden, die aus Hexen- 
gemeinschaften oder anderen 
Gruppen von Satans-Anbetern 
aussteigen wollen. Außerdem ist 
der Aufbau eines landesweiten 
Seelsorge-Netzes geplant. Initia- 
tor der Hilfsaktion ıst die engli- 
sche Evangelische Allianz, ein 
Dachverband von etwa einer 
Million theologisch konservati- 
ven Protestanten. 


Generalsekretär Clice Calver, 
London, sagte, die Ausbreitung 
des Satanismus und die Grau- 
. samkeit der Rituale bis hin zu 
‘ Menschenopfern - hätten er- 
schreckende Ausmaße erreicht. 
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Hexerei und schwarze Messen 
erschienen Menschen als harm- 
loser Spaß: »Doch wenn man be- 
denkt, daß Kinder auf Altären 
heidnischer Gottheiten sexuell 
mißbraucht werden, dann müs- 
sen Kirche und Gesellschaft ein- 
greifen.« . 


Immer mehr Fälle von Verge- 
waltigungen, Tier- und 
Menschenopfer würden be- 
kannt. Dem Reachout-Trust - 
einer christlichen Selbsthilfe- 
gruppe in Nord-Wales - sind al- 
lein im letzten Jahr 25 Fälle ritu- 
ellen Mißbrauchs bekannt ge- 
worden: von sexuellen Perver- 


sionen mit einem sechs Monate . 


alten Säugling bis hin zur zwang- 
haften Bindung an Hexenge- 
meinschaften. Ein  Bjähriger 
Junge Sei gezwungen worden, 
Menschenfleisch zu essen und 
sich rituelle Tieropfer anzuse- 
hen. Aussteiger würden sogar 
mit Morddrohungen zum Blei- 
ben gezwungen -— deshalb der 
Bedarf an »sicheren« Zufluchts- 
stätten. Do 


Moskau 
bereitet 
Schritte gegen 
die Türkei vor 


Es gibt immer mehr Anzeichen 
dafür, daß die Sowjetunion 
plant, den politischen Druck auf 
die Türkei, das einzige NATO- 
Mitglied, das an die Sowjetunion 


- grenzt, zu verstärken. 


Das sowjetische Fernsehen 
brachte in seiner Sendung »Vre- 
ımya« Interviews mit Georgiern 
aus dem unruhigen Bezirk Abk- 
hazien, die aussagten,. daß die 
Moslems von Abkhazien »große 
Mengen an Waffen aus der Tür- 


' kei« für ihre Rebellen erhalten 


hätten. Diese Meldung wurde 
ohne jeden Kommentar ausge- 
strahlt. 


Die sowjetische antitürkische 
Kampagne begann ernsthaft im 
Mai, zeitlich abgestimmt mit 
Bulgariens Massenausweisung 
seiner türkischen Minderheit. In 
einer Rede des armenischen er- 
sten Sekretärs, Sueren Arutuny- 
ar, die in der armenischen Par- 
teizeitung »Kommunist« abge- 
druckt wurde, rief dieser zur 
»Rückgabe der Provinz Kars« 
durch die Türkei an Armenien 
auf. Die Provinz Kars und Ar- 
dahan in der nordöstlichen Tür- 
kei waren 1878 vom zaristischer 
Rußland durch den von den 


Russen. diktierten San-Stefano- 
Vertrag annektiert worden und 
fielen 1917 an die Türkei zurück. 
1947 verlangte Stalin ihre 
»Rückkehr« nach Rußland. 


Der Aufruf zur Rückgabe der 
Provinz Kars wurde vor dem so- 
wjetischen Kongreß der Volks- 
abgeordneten durch den armeni- 


“schen Abgeordneten Ambartsu- 


nyan, dem Leiter der armeni- 
schen Akademie der Wissen- 
schaften, wiederholt und in der 
»Isvestia« nachgedruckt. 


Beobachter sind über derartige 
Ereignisse sehr beunruhigt und 
erstaunt über. den Vorhang des 
Schweigens darüber in den west- 
lichen Medien. Dies ist das erste 
Mal, daß die sowjetische Presse 
ohne Kommentar Feststellungen 
von führenden Persönlichkeiten, 
die territoriale Ansprüche an ein 
NATO-Mitglied erheben, veröf- 
fentlicht hat, und das erste Mal, 
daß die Sowjets territoriale An- 
sprüche gegen ein anderes Land 


erheben seit 1947, als Stalin der . 


Türkei sein Ultimatum unter- 
breitete. 


Kommu- 
nistische 
Reformen 
sind nicht 


unabänderlich 


»Die Krise des totalitären Kom- 
munismus ist eklatant« und die 
laufenden Reformen in den 
kommunistischen Ländern kön- 
nen nicht als »unabänderlich be- 
trachtet werden«, erklärte der 
französische Erziehungsminister 
Lionel Jospin in einem Vortrag, 
der im Namen der von Staats- 
präsident Mitterrand geführten 
Mehrheitsfraktion auf dem Kon- 


greß der Sozialistischen Partei 


gehalten wurde. 


»Große Umwälzungen ereignen 
sich vor allem in Osteuropa und 
Asien, die für uns eine völlige 
Veränderung in den Perspekti- 
ven darstellen«, erklärte Jospin. 
»Die Krise: des totalitären Kom- 
munismus ist eklatant, und wird 
zum ersten Mal in der UdSSR, 
in Polen und sogar in China of- 
fen eingestanden. 


Die Reformen haben ungleiche 
Folgen: Die Brutalität der Un- 
terdrückung in China, die Wi- 
dersprüche in Gorbatschows 
Strategie, die unbekannten Fak- 
toren der polnischen Situation 
mit ihrem Wirtschaftsdrama - al- 


les dies veranschaulicht. bestens 
die Zerbrechlichkeit: jener Ent- 
wicklungen, die keineswegs als 
unabänderlich angesehen wer- 
den können.« 


Der Text dieser Ausführungen 
wurde von mehr als 120 Partei- 
Offiziellen unterschrieben. DU 


Gewalt gegen 
Robert 
Faurisson 


Robert Faurisson, Autor von 
CODE, wohnt in Vichy. Jeder 
kann sich an dem berühmten 
Kurort erfreuen, ohne im Ver- 
dacht zu stehen, diesen Ort in 
den Garten irgendeiner Nostal- 
gie zu verwandeln. Am Samstag, 
dem 16. September 1989, ging 
Faurisson mit seinem Hund im 
Park spazieren, nicht weit von 
seinem Haus entfernt. Plötzlich 
tauchten drei junge Männer auf, 
die so taten,.als ob sie Ball spiel- 


ten. Sie fielen über Faurisson ° 


her und zertrümmerten ihm bei- 
nahe den Schädel. Eine Prügelei 


in ihrer ganzen Vulgarität und. 


Dummheit, Methoden : von 


Rowdys. 


Robert Faurisson kam in kriti- 
schem Zustand ins Kranken- 
haus. Zwei Stunden später tele- 
fonierten die Täter und infor- 
mierten die französische Nach- 
richtenagentur AFP in Paris, um 
für ihre »kleine Aktion« anonym 
eine bisher unbekannte Organi- 
sation »Les fils de la m&moire 
juive« als zuständig zu erklären. 


Robert Faurisson ist ein Profes- 
sor von 60 Jahren, der wegen 
seiner revisionistischen Erklä- 
rungen, Schriften und Studien 
sowie seiner Thesen, die die hi- 
storische Wahrheit des jüdischen 
Genozids bestreiten und die Exi- 
stenz von Gaskammern in Abre- 
de stellen, international bekannt 
und anerkannt ist. »Wir wollten 
ihn für seine Lüge bestrafen. 
Dieser Mann ist schuld an der 
Affäre der Karmeliterinnen von 
Auschwitz.« 


Die »Söhne des jüdischen Ge- - 


denkens« wollten mit »dieser 
symbolischen Geste zeigen, daß 
sich die jüdische Gemeinschaft 
nichts gefallen läßt«. Und sie 
warnen: »Professor Faurisson ist 
der erste, aber nicht der letzte. 


Die Verleugner der Shoah sollen- 


vorsichtig sein. Lügen bleibt 
nicht mehr unbestraft.« 

Die »Fils de me&moire juive« ha- 
ben natürlich nichts mit der jüdi- 
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schen Gemeinschaft zu tun. Wie 
Theo Klein von der französi- 
schen jüdischen Gemeinde er- 
klärt, handelt es sich »entweder 
um Provokateure oder Schwach- 
sinnige«. Es steht zu hoffen, daß 
sie schnell entdeckt und dem 
Gericht übergeben werden. 
Denn diese Art von Gewaltakt 
ist nicht nur verurteilenswert 
und dumm, sondern auch ge- 
fährlich, schrecklich und sinnlos. 


Man dient dem »jüdischen Ge- 
danken« nicht mit Provokation, 
indem man der Versuchung der 
Gewalt nachgibt, indem man an- 
onym mit feigem Abreagieren 
den Rächer?spielt. 


In einem Kommentar in der 
französischen Presse hieß es zu 
diesem schrecklichen Ereignis: 
»Der Kampf gegen Antisemitis- 
mus, zerstörerischen Dualismus 
und chauvinistischen Fanatismus 
setzt Kaltblütigkeit und Intelli- 
genz voraus. Man kämpft nicht 
mit der Faust, mit Eisenstangen 
oder anderen Todesinstrumen- 
ten gegen vergiftete Ideologien 
und absichtlich gefälschte Visio- 
nen der Geschichte. Die Ach- 
tung des »Gedenkens< - jüdisch 
oder nicht - beinhaltet eine Bot- 
schaft der Hoffnung und 
Menschlichkeit. Sie wird nicht 
durch Methoden von Strolchen 
oder Terror-Lehrlingen . aufge- 
zwungen. Hinzu kommt, daß die 
verrückten Leidenschaften des 
Extremismus den lodernden ex- 
tremistischen Wahnsinn der an- 
deren noch schüren. Man kann 
“es nicht vergessen, die Geschich- 
te hat es uns gelehrt.« uU 


Schewardnadze 
lobt Iran 

und verdammt 
Pakistan 


Der sowjetische Außenminister 
Eduard Schewardnadze, der 
Afghanistan zum ersten Mal seit 
dem Rückzug der sowjetischen 
Truppen im Februar dieses Jah- 
res besuchte, lobte den Iran da- 
für, daß das Land »in seiner Hal- 
tung zum afghanischen Konflikt 
einen neuen Realismus an den 
Tag legt«. 


»Der Iran«, sagte der sowjeti- 
sche Außenminister, »ruft zu ei- 
nem breiten internen afghani- 
schen Dialog auf, dessen Ziel es 
sein sollte, eine repräsentative 
Regierung zu bilden, die das 
ganze politische Spektrum Af- 
ghanistans widerspiegelt.« 


Aber Schewardnadze beschul- 
digte gleichzeitig Pakistan, wei- 
terhin »ein direkter Übertreter 
der Genfer Friedensvereinba- 
rung vom April 1988 zu sein«. Er 
setzte hinzu, die Sowjetunion 
hoffe, daß Pakistan den Ver- 
handlungen bald beitreten 
werde. 


Die Diplomatie um die afghani- 
sche Krise läuft auf Hochtouren. 
Vor seiner Reise nach Kabul war 
Schewardnadze in Paris mit US- 
Außenminister James Baker und 
dem chinesischen Außenmini- 
ster Qian Qichen zusammenge- 
troffen. Er machte in Teheran 
Station, um die Lage in Afghani- 
stan und andere Fragen mit 
Irans neuem Präsidenten Hashe- 
mi Rafsanjani zu besprechen. 


Der pakistanische Außenmini- 
ster Yaqub Kan war in Washing- 
ton, um die Krise mit Beamten 
des amerikanischen Außenmini- 
steriums zu diskutieren. Vor sei- 
ner Abreise nach Washington 
traf Yaqub Khan mit dem Präsi- 
denten der. afghanischen Inte- 
rimsregierung, Sebghatullah 
Mojaheddedi, einem gemäßig- 
ten: islamischen Führer zusam- 
men, der die Beziehungen zwi- 
schen Ost und West, Iran und 
Saudi-Arabien geschickt auszu- 
gleichen versteht. Mojaheddedi 
traf sich kürzlich auch mit dem 
saudischen König Fahd und be- 
suchte ebenfalls Teheran. Ü 


Kissingers gute 


Geschäfte mit 
China 


Der chinesische Studentenfüh- 
rer, Wu’er. Kaixi, verurteilte 
Henry Kissinger kürzlich in 
mehreren Zeitungen. In einem 
Artikel, der zuvor in der »Wa- 
shington Post« erschien, be- 
zeichnete Kissinger den chinesi- 


schen Führer Deng Xiaoping als’ 


»meinen Freund« und einen 
»Reformer« und wies warnend 
darauf hin, daß jede Kritik an 
dem mörderischen Regime in 
Peking ein Fehler sein könnte. 


Vor einer chinesischen Zuhörer- 
schaft an der University of Ma- 
ryland berichtete Wu’er über 
seine neue Auffassung von Kis- 
singer. »Kissingers jüngster Ar- 
tikel in der »Washington Post«, 
in dem er Den Xiaoping unter- 
stützt, ist beschämend. Er ist 


Hundedreck. Als ich in China’ 


lebte, glaubte ich noch, Kissin- 
ger sei ein Freund Chinas, und 
zwar wegen der Rolle, die er bei 


der Öffnung Chinas gespielt hat- 
te. Mir ist jetzt klar geworden, 
daß Kissinger nur ein Freund der 
chinesischen Diktatur ist. Er ist 
kein Freund des chinesischen 
Volkes. Ich fordere Kissinger je- 
derzeit zu einer Diskussion über 
seine beschämende Verteidi- 
gung von Deng Xiaoping 
heraus.« 

Interessant ist in diesem Zusam- 
menhang, daß Mei Shan, 
Schwiegersohn des zurückgetre- 
tenen Politkommissars der rot- 
chinesischen Armee, bei Kissin- 
ger Associates in New York an- 
gestellt ist. »Kissinger Associa- 
tes macht in China sehr gute Ge- 
schäfte«, verlautete aus einer In- 
formationsquelle. »Die chinesi- 
sche Regierung weiß, daß Henry 
Kissinger in den Vereinigten 
Staaten einen großen Einfluß 
ausübt.« U 


Berlins 
Aspen-Institut 
warnt die USA 


Die Überwachung der amerika- 
nischen Wirtschaft durch den In- 
ternationalen Währungsfonds 
(IWF) wird »unter der Bush- 
Mannschaft wieder auf den Weg 
gebracht«. Das ist die Aussage 
eines Beraters, der an einem 
Projekt des Aspen Institute über 


die Weltwirtschaft arbeitet. Das 


Aspen-Institut wird von Richard 
Gardner geleitet, dem ehemali- 
gen amerikanischen Botschafter 
für Italien während der Carter- 
Regierung. 

Die überstaatliche Bürokratie 
des IWF übt eine fast diktatori- 
sche Herrschaft- über die Wirt- 
schaften vieler Länder der drit- 
ten Welt aus, die sogar soweit 
geht, daß sie’ dazu gezwungen 
werden, narkotische Drogen an- 
zubauen, um ihre Auslands- 
schulden bezahlen zu können. 


Bislang war der IWF noch nicht 
in der Lage,‘ das gleiche Vor- 
recht auch in den USA auszu- 
üben - zumindest nicht offen. 


Der Aspen-Berater meinte jetzt, 


daß der Prozeß, den IWF dazu 
zu bringen die amerikanische 
Wirtschaft zu beaufsichtigen, 
»unter der Reagan-Regierung 
große Fortschritte gemacht 
habe«. 


»Erwarten Sie natürlich nicht, 
darüber etwas auf der ersten Sei- 
te der »New York Times« zu le- 
sen. So etwas wie dies muß hin- 
ter verschlossenen Türen abge- 
wickelt werden, aus offensicht- 


lich politischen Gründen. Aber .- - 


nur weil es im Eingeweihte des 


„IWF vor sich geht, ist es nicht 


weniger nützlich.« 


Ein anderer Pro-IWF-Planer, 
Robert Orr vom Biretton- 
Woods-Ausschuß - einer inoffi- 
ziellen Lobby für den IWF - be- 
hauptet, die Vereinigten Staaten 


‚stünden bereits unter der Ober- 


aufsicht des IWF, obwohl »Sie 
niemanden finden werden, der 
dies offen zugibt. Bestimmt nie- 
mand vom Finanzministerium«. 


IWF-Beamte beraten sich zwei- 
mal im Jahr mit Vertretern der 
US-Regierung. »Diese Beratun- 
gen werden streng geheimgehal- 
ten, aus der starken Befürchtung 
heraus, daß sie an die Öffent- 
lichkeit gelangen könnten. Ich 
kann Ihnen unmöglich sagen, 
was bei diesen Beratungen vor 
sich geht, obwohl ich sicher bin, 
daß es so etwas ist wie: Kürzun- 
gen im Verteidigungshaushalt 
und die Bemühung das US- 
Haushaltsdefizit in den Griff zu 
bekommen.« dl:*: 


Europäische 
Banker sehen 
Parallele zu 


1987 


»Es gibt eine erschreckende Pa- 
rallele zwischen jetzt und dem 
Sommer von 1987. Ich befürchte 
noch vor Ablauf des Jahres ei- 
nen Bankenkrach«, verbreitete 
ein westeuropäischer Insider, 
der den Kreisen um Helmut 
Schmidt und dem Ausschuß für 
eine europäische Währungsuni- 
on nahesteht. »Niemand kann 
etwas tun, um ihn zu verhindern, 
nichts. Die Leute hier und um 
die Bundesbank werden nichts 
darüber sagen, höchstens streng 
vertraulich, aber alle Vorausset- 
zungen liegen vor. Eine wirkli- 
che Verlangsamung in der ame- 
rikanischen Wirtschaft bedeutet 
noch höhere amerikanische De- 
fizite. 


Washington verfolgt einen ein- 
seitigen Kurs, wie die Bank for 
International Settlements schon 
Anfang des Jahres gewarnt 
hatte.« 


Ein Experte aus der City of Lon- 
don nahm zur Verwundbarkeit 
des amerikanischen Finanz- 
marktes wie folgt. Stellung: 
»Zum ersten Mal seit August 
1987 haben wir auf dem Weltfi- 
nanzmarkt eine fast parallele Si- 
tuation.« L 
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Protest 


Frankreich 


a Re 


‚gegen die 
Revolutions- 


Felern 


Jacques Galland 


Der staatliche Festzug am 14. Juli in Frankreich zur Erinnerung an 
die Französische Revolution wurde weitgehend vom französischen 


Volk boykottiert. Aber eine gewaltige Demonstration als Protest 
gegen den Völkermord und das Blutvergießen jener Jahre lockte 


Hunderttausende von Menschen aus ganz Frankreich an. 


Trotz aller Bemühungen seitens 
der Regierung, die peinliche 
Kundgebung des Wissens der 
Franzosen über die wahre Natur 
der »Französischen« Revolution 
zu unterdrücken, erstaunte die 
Öffentlichkeit, daß die Veran- 
staltungen gegen die offiziellen 
Feiern über 200 000 Menschen 
auf die Beine brachten. Sie ver- 
sammelten sich an dem ehemali- 
gen Place de la Revolution - um- 


getauft in Place de la Concor- . 


de -, wo vor 200 Jahren Zehn- 
tausende von unschuldigen Män- 
nern und Frauen getötet 
wurden. 


Die Erben 
der Revolution 


Von dort marschierten die Men- 
schen nach einer feierlichen 


Messe für die Opfer des Holo- . 


caust von 1789 durch Paris bis zu 
den Stufen der Kathedrale von 
Notre Dame, um gegen das 
Schweigen der marxistischen Bi- 
schöfe über den französischen 
Völkermord zu protestieren. 


Die Erben der »Französischen« 
Revolution von. 1789 - Staats- 
präsident Mitterrand, der Ober- 
bürgermeister von Paris Jacques 


"Chirac, das gaullistisch-kommu- 


nistische Establishment, das von 
Simone Weil, Laurent Fabius, 
Jacques Attali und Baron Roth- 
schild repräsentiert wird — sind 


gerade aus den revolutionären 


- Festlichkeiten - die die französi- 
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In den letzten 45 Jahren haben 
die Erben der völkermordarti- 
gen Französischen Revolution in 
Frankreich geherrscht und das 
Geld des Volkes nur zu ihrem 
eigenen Vorteil verschwendet. 
Nach der echten Art von 1984 
berufen sie sich ständig auf 
»Freiheit, Gleichheit, Brüder- 
lichkeit« und tun in Wirklichkeit 
genau das Gegenteil. 


Die Menschen sind 
versklavt 


Die Mehrheit .des Volkes ist 
wirtschaftlich versklavt mit mas- 
siver Besteuerung, politisch ent- 
mündigt durch mainpulierte und 
betrügerische Wahlen und bil- 
dungsmäßig und kulturmäßig 
durch 200 Jahre Geschichtslügen 
verarmt. 


Als ob die Zerstörung von innen 
noch nicht genug wäre, be- 


Jean-Jacques Rousseau übte einen entscheidenden Einfluß auf 
die Drahtzieher der Französischen Revolution aus. 


schen Steuerzahler 1,5 Milliar- 
den Dollar kosten - wiederauf- 
getaucht mit Dotter von faulen 
Eiern auf ihren Gesichtern. 


Kur „Te u er a tie = wre 


schleunigt das Mitterrand-Regi- 
me das Hereinholen von weite- 
ren 4,5 Millionen Fremden aus 
der dritten Welt, zusätzlich zu 


den 8,5 Millionen, die bereits in 
Frankreich leben. Diese Frem- 
den genießen .die Vergünstigun- 
gen und den Schutz der Regie- 
rung die. Einheimischen ver- 
wehrt werden. 


Vor diesem Hintergrund ent- 
schloß sich Mitterrand dazu das 
zweihundertjährige Jubiläum 
der Revolution von 1789 zu fei- 
ern. Mehr als 1,5 Millionen Dol- 
lar wurden unter den Anhängern 
und Speichelleckern des Regi- 
mes verteilt, um die große Schau 
aufzuziehen. Der Kulturminister 
Jack Lang hatte über das »große 
Geldausgeben«, wie die franzö- 
sischen Steuerzahler es nannten, 
den Vorsitz. Andre Dorly, ein 
Berichterstatter, der das große 
Geldausgeben moderierte, 
meinte: »In den letzten zwölf 
Monaten befand sich jeder Ho- 
mosexuelle und sein Hund auf 
einer Nonstop-Bierreise des Lu- 
xuslebens und der Orgie des 
Geldausgebens.« 


Die Verschwendung 
ist zu groß 


Wenn auch die Franzosen dem 
»gloire« und Pomp nicht abge- 
neigt sind, ist diese üppige Ver- 
schwendung doch zu viel für sie, 
besonders in einer Zeit hoher 
Arbeitslosigkeit und schrum- 
pfenden Einkommen und Er- 
wartungen. 


Die Ungeheuerlichkeit der Aus- 
gaben löste landesweit die Frage 
aus: Warum und was feiern die 
mit unserem Geld? 


Als das Establishment in Vorbe- 
reitung auf den großen Tag, den 
14. Juli, ohne Unterlaß dem 
Festessen und Weintrinken frön- 
te, wachte das »France profon- 
de« — das »tiefe Frankreich«, ein 
Ausdruck, der benutzt wird, um 
das französische Volk von seinen 
marxistischen Herrschern, die 
mit dem Begriff »anti-France« 
bezeichnet werden, zu unter- 
scheiden - auf. Plötzlich erschie- 
nen in ganz Frankreich Bücher 
und Schriften, die sich mit dem 
Thema befaßten. 


Der Völkermord in 
Einzelheiten 
Darunter befand sich »The 


French Revolution« von Nesta 
Webster. Kleine Druckereien 


w 


arbeiteten rund um die Uhr, um 
immer wieder das zu drucken 
»was wirklich geschah«. 


Tageszeitungen wie »Present« 
berichteten über jeden Aspekt 


des Völkermords von 1789, und . 


Wochenblätter wie »National 
Hebdo«, »Minute« und: »Riva- 
rol« waren mit von der Partie. 


Das Establishment konnte wenig 
“ tun, um dieses nationale Erwa- 
chen zu verhindern, wenn es 
nicht Millionen hinter Gitter 
bringen wollte. Vor diesem Aus- 
fluß einer verbotenen Literatur 
über die Geschichte war die 
Erinnerung an den Völkermord 
von einer Generation zur ande- 
ren wachgehalten worden. 


Über die wirkliche Geschichte 
wurde aus Angst vor allgegen- 
wärtigen Denunzianten und In- 
formanten der Regierung nur im 
Flüsterton gesprochen. Eine der 
gebräuchlichsten Anklagen, die 
zur Guillotine führte war, ein 
»Konterrevolutionär« oder 
»Zweifler« zu. sein. Später führ- 
ten die gleichen Beschuldigun- 
gen zu dem Verlust von Arbeits- 
plätzen, zur sozialen und politi- 
schen Verfolgung derjenigen, 
die es wagten, die amtliche Aus- 
legung der Geschichte anzuzwei- 
feln. 


Historiker der revisionistischen 
Schule wurden gewohnheitsge- 
mäß verfolgt, ins Gefängnis ge- 
schickt und oft zusammenge- 
schlagen, weil sie Ansichten ver- 
traten, die mit der »amtlichen 
Geschichte« nicht überein- 
stimmten. 


Ein Historiker des »France pro- 
fonde« äußerte sich über die 
Neuerscheinung des Werkes 
»The French Revolution«: »Die- 
ses Buch hat uns elektrisiert. 
Wenn die Amerikaner die Frei- 
heit besitzen, über die französi- 
sche Geschichte die Wahrheit zu 
lesen und zu erfahren, dann ist 
es sicherlich nach 200 Jahren 
höchste Zeit, daß Franzosen 
darüber laut reden können. Wir 
haben unsere Angste abge- 
streift.« 


Das französische Volk 
fehlte bei der Party 


Als der 14. Juli näherkam, gab 
es beim Establishment Stirnrun- 
zeln. Das französische Volk war 
zu dieser Party nicht erschienen. 


Alle Plakattafeln mit den Por- 
träts von Robespierre und Dan- 
ton zur Verherrlichung der Re- 
volution von 1789 waren mit 
Graffiti-Parolen beschmiert wie: 
»Massenmörder« und »Die 'Re- 
volution war Völkermord an 
Frankreich«. 


Die Regierung hatte mehr als 
600 000 solcher Plakate anbrin- 
gen lassen, gab aber schließlich 
auf. Seltsamerweise nahm die 
Polizei, die sonst schnell bei der 
Hand ist, solche Schmierer fest- 
zunehmen, diesmal praktisch 
keine Verhaftungen vor. Dies 
war ein Zeichen, das Mitterrand 
tief beunruhigt hat, so sehr, daß 
er seine eigene polizeiliche Leib- 
wache verstärkte. 


Am 14. Juli fand morgens die 
traditionelle Militärparade statt, 
der später eine absurde marxisti- 
sche Straßenoper folgte, die von 
einem amerikanischen Werbe- 
menschen zum Kostenpunkt von 
112 Millionen Dollar ausgeheckt 
worden war und an der man zwei 
Jahre lang gearbeitet hatte. 


Die Franzosen hatten die Haupt- 
stadt en masse verlassen. Nur 
Touristen aus anderen Ländern 
blieben zurück. Trotz des massi- 
ven Medienspektakels stimmten 
die Franzosen mit den Füßen ab, 
um damit dem skandalösen Fest 
des Geldausgebens zur Verherr- 
lichung eines abscheulichen Völ- 
kermordes ihre Verachtung ent- 
gegenzuschleudern. 


Während verwirrte Touristen 
der Schau zusahen, hatten sie 
auch Gelegenheit, das »Journal 
des Guillotines«, eine neuge- 
gründete Zeitung, zu kaufen, die 
jeden Monat in genauer alpha- 
betischer Reihenfolge die Na- 
men von annähernd 4500 Opfer 
auflistet, die von »Madame 
Guillotine« geköpft wurden. 


Es ist nicht zu verwundern, daß 
der sowjetische Staats- und Par- 


 teichef Michail Gorbatschow die 


Französische Revolution als In- 
spiration für die Bolschewisti- 
sche Revolution von 1917 pries, 
denn in beiden wurde ein Völ- 
kermord an den jeweiligen Völ- 
kern begangen. Gorbatschow 
sagte bei einem vom französi- 
schen Staatspräsidenten im Ely- 
see-Palast gegebenen Staats- 
bankett: »Der Geist der Franzö- 
sischen Revolution war im ge- 
sellschaftlichen Leben unseres 
Landes immer präsent. Oo 


Kirche 


Die 


Amtskirche 


ohne 


Christus 


Beat Christoph Baeschlin 


_ Der Begriff »Kirche« hat heute keine verbindliche Bedeutung mehr. 


Jedoch haben diejenigen, die die Verfügungsgewalt über die »Kir- 
chen« ausüben, ein Interesse daran, den Anschein zu erwecken, als 
ob es sich dabei immer noch um die Gemeinde Christi handelt. 


Vorerst die Tatsache, daß es in 
Kirchen heute zum guten Ton 
gehört, jedes ‘Abweichen von 
den grundlegenden Bekenntnis- 
sen und jede abwegige Phanta- 
sie-Auslegung der Heiligen 
Schrift zu tolerieren, sofern da- 
durch dem Marxismus gedient 
ist. Sozialismus und marxistische 
Weltanschauung werden ziem- 
lich unverblümt als maßgebende 
Richtwerte kirchlichen Lehrauf- 
trages und seelsorgerlicher Tä- 
tigkeit vorgeschoben. Im Gegen- 
satz dazu kommt dem Haushal- 
ten über Gottes-Geheimnisse 
höchstens noch eine verklären- 
de, public-relations-artige Rolle 
zu, um kirchensteuerzahlende 
Mitglieder bei der Stange zu 
halten. 


Die kirchlichen 
Finanzströme 


Unhaltbar ist im weiteren die 
dubiose Art und Weise, wie die 
kirchenleitenden Persönlichkei- 
ten ausgewählt werden. Man 
glaubt sich in die geheimnisum- 
witterte, ‘dumpfe Atmosphäre 
der Republik Venedig einge- 
taucht, sobald es um die Beset- 
zung von Kirchenämtern geht, 
die wirkliche  Entscheidungsbe- 
fugnisse beinhalten. 


Besonders zwei Befugnisse sind 
entscheidend: Erstens, die Ver- 
fügungsgewalt über die enormen 
Einkünfte sowie über die riesi- 
gen Vermögenswerte der Lan- 
deskirchen; zweitens, die kirchli- 


che Meinungsmache. Dazu ge- 


hört auch die Formulierung der 
Glaubensinhalte sowie die Stel- 
lungnahme zu Tagesfragen. 


Es ist kein ‚Geheimnis, daß die 
Evangelische Kirche in Deutsch- 
land (EKD) ein Drittel des 


Haushaltes des Genfer Weltkir- - 


chenrates bestreitet. Es wird 
Jahr für Jahr ‚bekanntgegeben, 
in welcher Höhe die EKD zu- 
dem noch besondere Program- 
me der Genfer Ökumene finan- 
ziell mitträgt. 


Ebenso wird genauestens Rech- 
nung gelegt, welche hohen Be- 
träge Jahr für Jahr zugunsten 
von Bestrebungen gespendet 
werden, wie zum Beispiel die Fi- 
nanzhilfe an die Wehrdienstver- 
weigerer und an bewußtseinsbil- 
dende Organe, wobei das »Be- ° 
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Kirche 

Die 
_Amtskirche 
ohne 

- Christus 


wußtsein« in der Regel nichts 
anderes als Marxismus-Freund- 
lichkeit bedeutet. 


Wie steht es mit der demokrati- 
schen Legitimation solcher Be- 
schlüsse? Inwiefern hat »das 
Volk« auf die Wahl der zuständi- 
gen Kirchenbehörden Einfluß? 
Inwiefern hat »das Volk«, das da 
zur Kasse gebeten wird, irgend- 
welche Kontroll- oder irgend- 
welche Einflußmöglichkeiten bei 
der Lenkung dieser beträchtli- 
chen Finanzströme? 


Das Lehramt 
der Kirche 


Seit 1945 ist es Mode geworden, 
daß die Kirchen sich unverdros- 
sen und vorlaut zu politischen 
und weltanschaulichen Fragen 
vernehmen lassen und ungefragt 
ihre Meinung abgeben zu Anlie- 
gen, die mit keinem religiösen 
Mikroskop wahrnehmbar sind, 
andererseits jedoch sich in eisi- 
ges Schweigen hüllen, wenn vom 
religiösen Standpunkt aus eine 
klare und laute Stimme ertönen 
müßte, wie in der Frage des 
Schwangerschaftsabbruchesoder 
Menschenrechte in Osteuropa. 
: Was da in den letzten Jahrzehn- 
ten von kirchlicher Seite zusam- 


mengeredet worden ist, ist in- - 


zwischen unüberschaubar. 


Das Auffallendste an der Flut 
von angeblich aus dem Geiste 
des Evangeliums geborene Mini- 
Enzykliken ist deren ausgespro- 
chener Linkstrend, politisch wie 
weltanschaulich. Es hieße, die 
Christen für sehr dumm zu ver- 
kaufen, wollte man behaupten, 
alle diese »Denkschriften« und 
kirchlichen _ Äußerungen seien 
vertiefte - Erkenntnisse aus der 
Heiligen Schrift. So pompöse 
Redensarten sind absolut falsch 
am Platz, denn es geht häufig um 
rein prosaische Dinge. 


Sagen wir es doch ganz einfach, 
. wie es ist: die evangelischen Kir- 
chen werden von gewissen poli- 
tisch-ideologischen Gruppen da- 
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zu abgerichtet, ihren reinen 
Machtinteressen zu dienen. Und 
gehorsame, Diener dieser poli- 
tisch-ideologischen Gruppen ha- 
ben im Inneren der Kirchen 
wichtige Schlüsselpositionen be- 
setzt. Damit sind diese moder- 
nen Kirchenmänner in der Lage 
und. willens, diesen Interessen 
gemäß zu schalten und zu 
walten. 


Was die Nationalsozialisten ge- 
plant und geträumt haben, ist 
heute von den Internationalso- 
zialisten in perfekter Weise ver- 


wirklicht worden: eine weltli- - 


chen Mächten dienstbare evan- 
gelische Kirche. 


Die Internationalsozialisten sind 
aber umsichtiger vorgegangen 
als einst die Nationalsozialisten. 
Die Internationalsozialisten ha- 
ben aus dem Kirchenkampf von 
1933 bis 1945 gelernt. Es sollte 
nicht mehr vorkommen, daß es 
Märtyrer gab. Darum wurde 
vorerst und vorsorglich die 
»Theologie« den neuen Bedürf- 
nissen, das heißt den neuen 
Machtstrukturen, angepaßt. 


Das Wächteramt 
als Humbug 


Die Amtskirchen spielen sich 
gerne auf, als wären sie berufen, 
ein Wächteramt gegenüber der 
Welt und der Obrigkeit auszu- 
üben. Solange dies ohne jedes 
Risiko geschieht, wirft sich die 
Amtskirche in die Pose eines alt- 
testamentlichen Propheten und 
läßt ihre Stimme erschallen. 
Aber ebensogut könnte Max 
und Moritz Wächteramt spielen. 
Denn woraus schöpft eine auf 
»Pluralismus« gegründete Kir- 


che die Machtvollkommenheit, . 


um Werturteile in die Welt zu 
schleudern? 


Die »pluralistische« Kirche kann 
höchstens »his masters voice« 
sein, also im Auftrag der sie be- 
herrschenden weltlichen Macht 
sprechen. Das sogenannte 
»Wächteramt« der Kirche ist so- 
lange reiner Hümbug, als diese 
Kirche sich nicht glaubwürdig 
auf die Lehren Jesu und der 
Apostel und auf die Zehn Gebo- 
te berufen kann. 


Wenn die Kirchen wirklich 
»Wächteramt« ausüben wollen, 
hätten sie das vorerst im Inneren 
ihrer Organisation tun müssen, 
indem sie vermieden hätten, daß 


aus ihrer Mitte »die Stimme ei- 
nes Fremden« ertöne. Die 
Amtskirchen haben in sträflicher 
Weise versäumt, darüber zu wa- 
chen, daß nicht in ihrem Namen 
ganz beliebige Dinge verkündet 
und getadelt werden. Deshalb ist 
es nur noch ein makabrer 
Scherz, wenn diese innerlich 
vom Evangelium und von den 
Bekenntnissen der Reformato- 
ren abrückenden Kirchen 
»Wächteramt« spielen - zum 
Beispiel auf den sogenannten 
Kirchentagen. 


Auf den Trümmern des 
Christentums blüht der 
Marxismus 


Professor Hahn hat in: vorzügli- 
cher Weise die Situation in und 
um die Kirchen dargelegt: »In 
fast allen Weltteilen ist in der 
Kirche Bewegung entstanden, 
die erklärt, das bisherige Chri- 
stentum habe Jesus völlig ver- 
kannt, indem es sich auf den 
transzendentalen Gott ausrichte- 
te. Vielmehr sei die Aufgabe der 
Christen, das Reich Gottes mit- 
tels einer Sozialrevolution auf 
dieser Erde zu verwirkli- 
chen... Nach dem Brasilianer 
Guiterez waren solche Schritte 
in Richtung auf das Reich Got- 
tes die Französische Revolution, 
die russisch-bolschewistische 
Oktober-Revolution 1917 und 
Kuba 1959.« 


Professor Hahn faßt zusammen: 
»Die Vertreter der politischen 
Theologie glauben alle, nur mit 
Hilfe des Marxismus die Welt 
retten zu können.« 


Das heißt aus den Trümmern 


des Christentums wuchert die.- 


Giftpflanze des Marxismus her- 
vor, eine geistige Perversion, die 
endlich wieder zu einer ur- 
menschlichen Einrichtung zu- 
rückführt, nämlich der Skla- 
verei. 


Die Komplizenschaft 
mit den Parteien 


Mit eingeschüchterten Seelen 


und Seelchen holt man natürlich 
keine Siegeskränze. Denn man 
hat einen harten Gegner vor 
sich. Die Marxismus-freundli- 
chen Männer und Frauen, die 
das kirchliche »Establishment« 
erobert haben, sind keineswegs 
gewillt, auf Anfrage hin ihre 
Pfründen abzugeben. Da 


braucht es ein hartes Ringen, um 
diese Leute abzulösen. Wer ein- 
mal die Schlüssel zu den Schatz- 
kammern und Schatztruhen der 
Landeskirchen in der Hand hat, 
läßt sich seine Beute nicht gerne 
abjagen. 


Ein weiteres ist zu bedenken: 
Die gegenwärtigen Inhaber der 


entscheidenden Posten in den. 


Kirchenverwaltungen erfreuen 
sich der heimlichen Komplizen- 
schaft aller etablierten Parteien 


sowie aller politischen Instanzen . 


und vor allem der gesamten Mei- 
nungsmacher. Die bekennenden 
Christen stünden also so ziem- 
lich allein auf dem Kampfgefild. 


Es brauchte folglich ein großes 
Stehvermögen und eine unge- 
wöhnliche Standhaftigkeit, um 
diesen Kampf einzuleiten. Das 
heißt: Die ersten, die als Spreng- 
kandidaten anzutreten bereit 
wären, müßten schon eine dicke 
Haut haben, ganz besonders, 
wenn es dann gelänge, irgendwo 
irgend jemanden in ein solches 
Amt einzuschieben. Wenn sich 
einer auf das Barmer Bekenntnis 
beriefe, würde er unverzüglich 
als »Nazi« verschrieen - ja, so 
primitiv geht das zu -‚und wenn 
einer einen freien Volksent- 
scheid im Süden Afrikas ver- 
langte, anstatt ANC- oder SWA- 
PO-Terror, würde er sogleich als 
»Rassist« und »Feind der Demo- 
kratie« angebellt. Der Linken ist 
jedes Mittel des intellektuellen 
Terrors gut genug! 


Aber die Deutschen haben sich 
schließlich als mutige Kämpfer 
vor allen anderen Völkern aus- 


gezeichnet. Warum also würde - 


man nicht auch mutige Kämpfer 
für die »Reconquista« unter ih- 
nen finden? Denn der Kampf ist 


das einzige Mittel, um der asch- - 


grauen Dekadenz im kirchlichen 
Sektor entgegenzutreten. Die 
billige Methode der Absonde- 
rung zur Gründung eines eige- 
nen Kirchenklubs bringt nichts 


ein. Denn die Linken würden 


die ganze Organisation inner- 
halb kürzester Zeit mit ihren 
Techniken der Unterwanderung 
und Infiltrierung durchsetzen 
und ihren Zwecken dienstbar 
machen. Sie hätten auch genü- 
gend Leute zur Verfügung, die 
mit salbungsvollen Reden sich 
als Bekenner ausgäben, um 
dann von innen her Tür und Tor 
zu Öffnen und den ganzen Be- 
trieb zu totaler Wirkungslosig- 
keit und zu leerem Geschwätz 

Ü 


‚auslaufen zu lassen. 
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‚Anzeige 


Bronchitis, Migräne, 
Wetterfühligkeit 
werden gebessert, 
Atemnot und 
Müdigkeit 
schwinden. Das 
Zauberwort heißt 
»negative Ionen« und 
wird unter 
Eingeweihten wie ein 
Geheimtip gehandelt. 
Gemeint sind damit 
elektrische 
Luftladungen, die 
negativ geladen sind. 


ie Gefahren der Luftver- 
schmutzung werden oft 


unterschätzt. Schmutz 
und Giftpartikel von Heizungen, 
Autos und Industrie dringen 
durch Tür und Fenterritzen in die 
Räume ein und werden Tag und 
Nacht von den Bewohnern einge- 
atmet. Gefährlich ist die Luftver- 
schmutzung, weil sie unspürbar, 
unsichtbar und oft auch geruch- 
los ist. Sie wird vom Menschen 
kaum beachtet oder zu spät. Hier 
kann der Vitar-Luftreiniger Ab- 
hilfe schaffen. 


Ein Vergleich 
mit Vitaminen 


Negative Ionen werden häufig 
mit Vitaminen verglichen. Es hat 
lange gebraucht, bis man die Exi- 
stenz und Wirkungsweise der 
Vitamine einigermaßen erforscht 
hat. Wie bei den Vitaminen, gibt 
es auch bei den negativen Ionen 
viele verschiedene Auswirkun- 
gen und Mangelerscheinungen 
treten ebenfalls nicht sofort auf. 


Der amerikanische Professor Dr. 
Krueger warnte daher vor einem 
länger anhaltenden Mangel an 
negativen Ionen. Mit der Schwä- 
chung der Widerstandskraft 
kommt es oft zu Erkrankungen, 
deren eigentliche Ursache uner- 
kannt und damit unbehandelt 
bleibt. 

Der Vergleich geht noch weiter: 
Wie der Kranke und Gestreßte 
einen erhöhten Vitaminbedarf 
hat, so hater auch einen vermehr- 
ten Bedarf an negativen Ionen. 
Diese fünf Wirkungen können 
von einem lonisator, einem Luft- 
reiniger wie es der Vitar ist, er- 
wartet werden: 

Keimtötende Wirkung: Die luft- 
getragenen Krankheitskeime be- 
kommen sozusagen einen »elek- 
trischen Schlag«. Die Schockwir- 
kung reicht aus, um die Keime, 
also auch Grippeviren, abzutö- 
ten, die Infektion wird dadurch 


Gesunde Luft in den Innenräumen 
ist ein gutes Mittel gegen 
Kopfschmerzen und Migräne. 


verhindert. Krankenhäuser ver- 
wenden lonisatoren in Kranken- 
zimmern und Öperationsräu- 
men. In den Büros und in priva- 
ten Haushalten dienen sie dem 
gleichen Zweck. 

Mehr Sauerstoff im Blut: Ein 
reichliches Angebot von negati- 
ven Ionen erleichtert das Ein- 
dringen von Sauerstoff ins Blut 
und das Heraus-Atmen des schäd- 
lichen Kohlendioxides. Am mei- 
sten profitieren davon Menschen 
mit Sauerstoffmangel, also auch 
viele Herzkranke. 


Wirkung einer 
reichlichen Versorgung 
mit negativen Ionen 


Asthmatiker und Bronchitiker er- 
leben eine deutliche Besserung 
ihres Zustandes. Ihnen hilft eine 
weitere Eigenschaft der nega- 
tiven Ionen: Die Flimmerbewe- 
gung des Flimmergewebes in den 
Bronchien wird gut angeregt, da- 
mit wird die Schleimabsonde- 
rung erleichtert. 

Luftreinigende Wirkung: Feinste 
Staubteilchen in der Luft sind po- 
sitiv geladen und können sich an 
positiv geladenen Flächen wie 
Wänden und Böden nicht abset- 
zen, sie bleiben also in der Luft 
schwebend und gelangen in die 
Lungen. Deshalb auch die heute 
weitverbreitete Stauballergie. 


Die allerkleinsten, lungengängi- 
gen Staubteilchen werden vom 


Vitar aus der Luft zum Teil ent- | 


fernt. Gerüche werden vermin- 
dert, Stauballergiker und Bron- 
chitiker haben weniger Be- 
schwerden. 


- Stauballergiker haben 


weniger Beschwerden 


Schmerzlinderung: Die Folge 
von zuviel positiven Ionen ist ein 
Ansteigen des Serotoningehaltes 
im Blut beziehungsweise im Ge- 


hirn. Das eine bewirkt eine er- | 


höhte Embolie- beziehungsweise 
Trombosegefahr, das andere ra- 
sende Kopfschmerzen oder Mi- 
gräne. Da Serotonin auch im 
Darm freigesetzt wird, können 
damit auch heftige Leibschmer- 
zen verbunden sein. All dem 
kann man mit Medikamenten 
beikommen, doch sind damit 
auch häufig unerwünschte Ne- 
benwirkungen zu erwarten. 

Eine reichliche Versorgung mit 
negativen Ionen wirkt derart 


schmerzlindernd, daß zum Bei- |’ 


spiel Frisch-Operierte und bei 
Verletzten die Wunden schneller 
und schöner verheilen, bei gleich- 
zeitiger Senkung der chemischen 
Schmerzmittel auf etwa die 
Hälfte und weniger. 


Ein bewährter 
Luftreiniger 


Gute Wirkung hat der Vitar - wei- 
tere Informationen über das Vi- 
tar-Luftreinigungsverfahren sind 
beim Vital-Versand Tien, Bent- 
heimerstraße 11, D-4460 Nord- 
horn, erhältlich — für Wetterfüh- 
lige. Das schwache elektrische 
Gleichfeld schirmt sozusagen stö- 
rende Wetterfronten ab und ist 
ein Ersatz für das in den Räumen 
verlorene natürliche Gleichge- 
wicht. Die unerwünschten Wir- 
kungen des Föhns werden durch 
negative lonisierung der Luft 
ausgeglichen. 

Die negativen Ionen sind ein na- 
türlicher Bestandteil der Atem- 
luft. In den Innenräumen sind sie 
meist in zu geringer Menge vor- 
handen und müssen daher künst- 
lich ersetzt werden. Nur so kön- 
nen Langzeitschäden vermieden 
werden. Schädliche Nebenwir- 


kungen sind auch bei längerem E 


Gebrauch nicht bekannt. 


Kay Vogel 
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Ende der 


Monroe- 
Doktrin 


Warren Hough und George Nicholas 


Als im August die erste Vorhut des Militärkontingents der Vereinten 
Nationen in Honduras eintraf, gab die amerikanische Regierung 
unter George Bush die einzig ihr noch verbliebene Option gegen die 
Ausschwärmung von internationalen Streitkräften in Mittelamerika 
auf. Diese Option wäre ein Veto im Sicherheitsrat der Vereinten 


Nationen gewesen. 


»Als Gegenleistung für eine sehr 
kleine Konzession - zwei Wörter 
— haben sich die Vereinigten 
Staaten damit einverstanden er- 
klärt, bundesdeutschen, spani- 
schen und niederländischen 
Streifen-Einheiten zu gestatten, 
in den fünf mittelamerikani- 
schen Ländern Polizeidienste zu 
leisten«, berichtete ein Mitarbei- 
ter des UN-Generalsekretärs Ja- 
vier Perez de Cuellar. »Die Kon- 
zession: Die UN-Streitkräfte 
werden sich »Beobachterkräfte« 
und nicht »Friedenstruppen«, 
nennen.« 


Ein Schritt in die 
richtige Richtung? 


Es wird jedoch erwartet, daß der 
Aufgabenbereich dieser Einhei-, 
ten noch weit gefaßter ist als in’ 


anderen tropischen Krisenher- . 


den. Sie beobachten die örtli-' 
chen Grenzwachen und Polizei- 
reviere, stoppen bewaffnete 
Auseinandersetzungen und stel- 
len sicher, daß keine der fünf 
Regierungen in der Region 
»Aufständische« beherbergt 
oder bewaffnet, verlautet aus 
dieser gut informierten Quelle. 


Der kubanische kommunistische 
Diktator Fidel Castro begrüßte 
die Entscheidung als »Schritt in 
‚die richtige Richtung — auf den 
Frieden und auf den Internatio- 
nalismus unter unseren Schwe- 
sterrepubliken zu«. 


Die Tatsache, daß die Aus- 
schwärmung internationaler 
Truppen in Mittelamerika ein 
klarer Verstoß gegen die Mon- 
roe-Doktrin ist, wird in der ame- 


Javier Perez de Cuellar hofft 
mit UN-Truppen aus Europa 
die USA aus Lateinamerika zu 
vertreiben. 


rikanischen Regierung außer 
Acht gelassen. 


Die Präsidenten der mittelame- 
rikanischen Staaten waren an- 
scheinend mit ihrer Stellungnah- 
me zu der Ankunft der UN- 
Truppen sehr zurückhaltend, als 
sie im August auf einem regiona- 
len Gipfeltreffen zusammen- 
trafen. 


Eine Mannschaft von höheren 
Offizieren des UN-Militärkom- 
mandos, begleitet von zivilen 
Beratern und einer Vorausabtei- 
lung aus der Dienststelle des Ge- 


neralsekretärs, flog vorher zu 
vorbereitenden Beratungen mit 
den mittelamerikanischen Füh- 
rern nach Honduras. 


nisten. Ich zweifle nicht daran, 
daß die Vereinten Nationen eine 
Anstrengung unternehmen wer- 
den, um sie zu unterdrücken.« 


Entwaffnung der 
Anti-Kommunisten 


Die Afrikanisierung 
Lateinamerikas 


Tatsache ist, daß die erste Mis- 
sion der UN-Truppen darin be- 
steht, die antikommunistische 
nicaraguanische Legion, die un- 
ter dem Namen »Contras« be- 
kannt ist, zu entwaffnen und in 
die Heimat zurückzuführen. 
Dies wird von UN-Kreisen be- 
stätigt. 


In einer Reihe von persönlichen 
Telefongesprächen drängte der 
amerikanische Präsident‘George 
Bush Jose Azcona, den Präsi- 
denten von Honduras, und an- 
dere mittelamerikanische Staats- 
chefs dazu, die Contras erst 
dann zu entwaffnen, wenn die 
kommunistischen Herrscher von 
Nicaragua ihr Versprechen 
wahrmachen, im kommenden 
Februar allgemeine Wahlen ab- 
zuhalten. 


In Privatgesprächen räumten so- 
gar UN-Kreise ein, daß Wahlen 
nach westlichem Stil in Nicara- 
gua unwahrscheinlich sind. 


»Stimmt, wir haben jetzt das un- 
erwartete Beispiel, daß Kommu- 
nisten sich Wahlen unterwerfen 
- und verlieren, wie es in Polen 
geschah«, erklärte ein bundes- 
deutscher Delegierter in der 
Hauptgeschäftsstelle der Verein- 
ten Nationen in New York. 
»Aber Nicaragua wird von be- 
waffneten fanatischen Marxi- 
sten-Leninisten beherrscht, die 
am harten Kurs von Castro fest- 
halten. Sie glauben an Kugeln, 
nicht an Wahlzetteln.« 


Der mexikanische Chefredak- 
teur Procopio Villaverde, der 
Anfang der achtziger Jahre als 
UN-Delegierter diente und im- 
mer noch häufig New York be- 
sucht, um über die internationa- 
le Organisation zu berichten, 
meinte: »Die Ankunft dieser 
fremden Offiziere auf dem ame- 
rikanischen Festland stellt einen 
Wendepunkt in der Geschichte 
dar. Man sieht wie die amerika- 
nische Macht dahinschwindet 
und durch den steigenden Ein- 
fluß eines vereinigten Europas 
ersetzt wird. 


Die ersten die darunter leiden 
sind die militanten Antikommu- 


Andererseits wird das Eingrei- 
fen der UN von den linksradika- 
len Kräften begrüßt, verlautet 
aus den gleichen Kreisen. »UN- 
Friedenstruppen können wenig 
tun, um die kommunistischen 
Aufständischen in El Salvador, 
Guatemala oder Honduras zu 
entwaffnen«, sagt Villaverde. 
»Auch können sie diese armen, 
unruhigen Länder nicht europäi- 
sieren. 


Ich befürchte, daß einige mittel- 
amerikanische: Länder den un- 
glücklichen afrikanischen Län- 
dern, die von Hunger, Armut 
und bewaffneten Banden von 
linksstehenden _  Hregulären 
heimgesucht werden, bald sehr 
ähnlich sind.« 


Nach Ansicht der meisten dieser 
Experten ist keines dieser Ereig- 
nisse bisher unvermeidlich. 
»Dieser Rückzug aus einer Re- 
gion, wo der amerikanische Ein- 
fluß ein Jahrhundertlang beherr- 
schend war, könnte gestoppt 
werden, wenn sich der US-Kon- 
greß zu einem Eingriff in letzter 
Minute aufraffen könnte«, :be- 
hauptete der Contra-Führer 
Adolfo Calero. »Aber wie die 
Dinge nun aussehen, scheint ein 
solcher Aufschub unwahrschein- 
lich zu sein.« 


Über diese Niederlage der Ver- 
einigten Staaten, die mit Aufga- 
be der wesentlichen Grundsätze 
bezüglich der Washingtoner Au- 
Benpolitik verbunden ist, 
schweigen die Medien des Esta- 
blishments. 


Marcos Almedia, ein antikom- 
munistischer nicaraguanischer 
Journalist, faßt die Tatsache mit 
den Worten zusammen: »Die 
Amerikaner und die anderen 
westlichen. Demokratien haben 
keine Ahnung von diesen tiefen 
Veränderungen südlich der US- 
Grenze. Ist es möglich, daß US- 
Präsident Bush sich dazu ent- 
schlossen hat, den amerikani- 
schen Einfluß in Mittelamerika 
zu liquidieren und sich vollstän- 
dig zurückzuziehen? Ich denke 
schon mit Schaudern an die lang- 
fristigen Konsequenzen, die dies 
haben wird.« 


*% 


“ 


Mittelamerika 


Der 


Rückzug der 


USA 


Warren Hough 


»Die Ankunft der »Friedenstruppe< der Vereinten Nationen in Mit- 
telamerika wird weder »Frieden< noch irgendeinen anderen Nutzen 
bringen, den ich mir vorstellen kann - nicht einmal ein breiteres 
internationales Verständnis für unsere - Region«, das versicherte 
Adolfo Calero, der Führer des antikommunistischen Widerstandes in 


Nicaragua. 


Adolfo Calero fügte hinzu: »Un- 
ter den großen Zeitungen des 
westlichen Establishments ist 
keine bereit, ihren Lesern zu sa- 
gen, was diese Maßnahmen 
wirklich bedeuten.« 


Man geht von 
falschen Erwartungen aus 


»Die Entscheidung der fünf mit- 
telamerikanischen Präsidenten, 
die Contras — die bewaffneten 
Einheiten des nicaraguanischen 
Widerstands — unter der Ober- 
aufsicht der Vereinten Nationen 
aufzulösen, wird nicht funktio- 
nieren. Man geht von falschen 
Erwartungen aus«, erklärte Ca- 
lero. »Sie gehen davon aus, daß 
die Kommunisten, die jetzt über 
Nicaragua herrschen, sich in li- 
berale Demokraten verwandeln 
werden. Das ist höflich ausge- 
drückt, bestenfalls- eine Illu- 
sion.« 


Calero, 58, studierte Betriebs- 
wirtschaftslehre an der Universi- 
tät Notre Dame im US-Bundes- 
staat Indiana. Er ist altgedientes 
Mitglied des Nicaraguan Direc- 
torate, des zivilen Gremiums, 
das den militärischen und zivilen 
Kampf gegen die kommunisti- 
sche Herrschaft in Nicaragua 
koordiniert. 


»Wenn es nach dem amerikani- 
schen Präsidenten Ronald Rea- 
gan gegangen wäre, dann wäre 
Calero jetzt Präsident von Nica- 
ragua«, sagt Richard Clement, 
ein amerikanischer Spezialist für 
die Niederschlagung von Auf- 
ständen, der an Einsätzen gegen 


Fidel Castro (links) und Nicaraguas Diktator Ortega sind beide 


daß es diese große Nation auch 
nicht tun wird. Nicaraguas kom- 
munistische Herrscher ziehen 
zur Zeit >eine Schau der Mäßi- 
gung« ab, weil ein zehnjähriges 
Mißmanagement die Wirtschaft 
Nicaraguas zerstört hat«, erklär- 
te Calero. 


»Eine Reihe von sinnlosen, 
linksradikalen Experimenten hat 
mein Land, das in den siebziger 
Jahren als fortschrittliches und 
sich schnell entwickelndes Land 
bekannt war, in eine wirtschaftli- 
che Krebsstation verwandelt«, 
sagte Calero. 


»Überall herrscht Hunger und 
Armut. Die Leute müssen den 
ganzen Tag lang Schlange ste- 
hen, um ein knappes Stück Seife 
oder ein Pfund Zucker zu ergat- 


starre Marxisten-Leninisten, die Gorbatschows Reformen ab- 


lehnen. 


Aufständische in Lateinamerika 
beteiligt war. 


Aber nach der auf den Gipfel- 
treffen der fünf mittelamerikani- 
schen Präsidenten im August be- 
kanntgegebenen Vereinbarung, 
die nach einer UN-Friedenstrup- 
pe verlangt, um die Streitkräfte 
des nicaraguanischen Wider- 
stands aufzulösen, sind Caleros 
Hoffnungen auf eine kurz bevor- 
stehende Befreiung seines Hei- 
matlandes getrübt. 


Die Kommunisten zeigen 
eine Schau der Mäßigung 


»Dies ist für uns ein schwerer 
Rückschlag, und auch für die 
Vereinigten Staaten«, sagte Ca- 
lero.-»Aber wir werden unsere 
demokratischen Überzeugungen 
oder.unseren Willen, dem Kom- 
munismus zu widerstehen, nicht 
aufgeben, und ich bin sicher, 


tern. Wir haben Haiti als ärm- 
stes Land in der amerikanischen 
Hemisphäre verdrängt. Haitis 
Pro-Kopf-Bruttosozialprodukt 
belief sich im ‚vergangenen Jahr 
auf 330 Dollar, das unsrige war 
weniger als 300 Dollar.« 


Der innere Kreis der 
Trilateralen bestimmt 


Calero räumte ein, daß, abgese- 
hen von kommunistischen Intri- 
ganten, der innere Kreis der Tri- 
lateralen im US-Außenministe- 
rium bei dem Verrat an dem ni- 
caraguanischen Widerstand eine 
Rolle gespielt hat. 


»Das US-Außenministerium 
sieht wie Gorbatschow lächelt 
und möchte zurücklächeln, und 
antikommunistische Bewegun- 
gen wie die unsrige auflösen«, 


Contra-Führer Adolfo Calero 
konnte die USA nicht dazu 
bringen, den antikommunisti- 
schen Widerstand weiterhin 
zu unterstützen. 


sagte Calero. »Aber die kommu- 
nistische Diktatur in Nicaragua 
ist gar nicht über Gorbatschows 
freundschaftliche Annäherung 
begeistert. Sie setzt sich aus mar- 
xistisch-leninistischen Starrköp- 
fen zusammen, die den harten 
Kurs des kubanischen Diktators 
Fidel Castros verfolgen. 


Ideologisch liegen sie mit den 
Vereinigten Staaten im Krieg 
und werden das immer tun, ganz 
gleich welche sanften Töne sie 
auch aus taktischen Gründen 
von sich geben mögen.« 


»Unter diesen Umständen stellt 
die Zustimmung der US-Regie- 
rung zu den UN-Streitkräften in 
Mittelamerika unter dem Kom- 
mando europäischer Offiziere 
einen >tragischen Rückzug« 
dar«, meint Calero. 


»Er signalisiert einen dahin- 
schwindenden amerikanischen 
Einfluß in einer Region, die stets 
nach Amerika blickte. und von 
dort Führung erwartete«, warnte 
Calero. »Aber ob das amerikani- 
sche Außenministerium uns un- 
terstützt oder fallenläßt, wir sind 
uns im Ziel mit dem wunderba- 
ren amerikanischen Volk einig, 
das’uns in unserem Kampf gegen 
den Kommunismus niemals im 
Stich lassen wird.« oJ 
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- Geheimdienste 


/Zusammen- 
b ıt ; 

über Drogen zu sagen hatte«, 

erinnerte sich ein französischer 

Drogenspezialist, der jetzt ‚für 


Warren Hough 


Der Mossad, Israels Geheimdienst, ist seit über 40 Jahren »im inter- 
nationalen Drogengeschäft« verwickelt. Dies behauptet Jaime Del- 
gado Pelletier, ein alter Hase im kolumbianischen Drogengesetzes- 

. vollzug, der jetzt dem Planungsstab für Pespniekinpfnng des UN- 
Generalsekretärs Jaime Perez de Cuellar angehört. 


In drei Tage dauernden Inter- 
views mit Diplomaten und Mit- 
arbeitern am Hauptsitz der 
Weltorganisation in New York 
stießen wir auf erstaunliche Be- 
weise zur Erhärtung eines lange 
gehegten Verdachtes, nämlich, 
daß das weltweite Drogenkartell 
einen Großteil seines Einflusses 
und riesige Einnahmen gehei- 


men Bündnissen verdankt, die , 


es über die Jahre hinweg mit 


mächtigen Geheimdienstorgani- . 


sationen abgeschlossen hat. 


Die Spur führt zum CIA 
und Mossad 


Diese versierten Beobachter leg- 
ten neues Beweismaterial dafür 
vor, daß, zu dem Zeitpunkt als 
Schweizer Behörden Anfang 
dieses Jahres einen riesigen in- 
ternationalen Drogenring hoch- 
gehen ließen, sie verdeckten 
Verbindungen sowohl zum CIA 
als auch zum Mossad auf die 
Spur kamen. - 


Als der Schweizer Vizepräsident 
Achille Casanova im April von 
Journalisten über diesen Skan- 
dal befragt wurde, gab er zu, daß 
»amerikanische und andere Ge- 
heimdienstorganisationen« in 
die Affäre verwickelt waren, die 
zur Entlassung von Elizabeth 
Ikle . Kopp, der ehemaligen 
Schweizer Polizei- und Justizmi- 
nisterin, führte. 


Jene Entlassung erfolgte als Be- 
richte darüber laut wurden, daß 
die private Anwaltskanzlei, die 
‘ Frau Kopp zusammen mit ihrem 
Ehemann. gegründet hatte, als 
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Sie führten den Fall: eines 
Schlüsselagenten des Mossad, 
Max Mermelstein, an, der 1987 
festgenommen wurde, nachdem 
ein zum Informanten geworde- 
ner Dealer ihn als Angelpunkt 
der Drogenfinanzen im südli- 
chen Florida identifiziert hatte. 


»Wir waren begierig zu wissen, 
was dieser interessante Israeli 


die Vereinten Nationen arbeitet. 
»Aber nachdem er vom FBI ver- 
haftet wurde, verschwand Mer- 
melstein ganz einfach von der 
Bildfläche. Uns wurde lediglich 
mitgeteilt, er sei in Schutzhaft 
genommen worden.« 


Jetzt, nachdem der angebliche 
israelische Drogenmagnat sogar 


Die ehemalige Schweizer Innenministerin Elizabeth Kopp 
betrieb mit ihrem Ehemann eine Anwaltskanzlei, die als Fas- 
sade für Drogengeschäfte diente. 


Fassade für die Drogenbände 
diente. 


Pincas Meier, ein ehemaliger is- 
raelischer _Konsulatsbeamter, 
wurde als geheimer Stationschef 
des Mossad in der Schweiz ent- 
larvt und wegen seiner angebli- 


chen Verwicklungen in das Dro- . 


genbankgeschäft 
erfuhren wir. 


ausgewiesen, 


Der Fall des 
verschwundenen Israeli 


Aber Schweizer Kreise und an- 
dere Drogenexperten am Haupt- 
sitz der Vereinten Nationen be- 
klagten sich in Privatgesprächen 
bitterlich darüber, daß sich die 
US-Behörden »taub und 
stumm« stellen, wenn sie aufge- 
fordert werden bei Drogener- 
mittlungen mitzuarbeiten, die is- 
raelische Interessen berühren. 


vor Untersuchungsbeamten des 
US-Kongresses versteckt wurde, 
die ihn verhören wollten, stimm- 
te das amerikanische Justizmini- 
sterium zu, Mermelstein auf ei- 
ner Vorstandssitzung des von 
Senator Joseph Biden geleiteten 
Senate Judiciary Committee (Ju- 
stizausschuß des Senats) vorzu- 
führen. 


Obwohl seine Zeugenaussage 
noch nicht freigegeben worden 
ist, nahmen die mit dem Fall ver- 
trauten Kreise mit den Senato- 
ren einen '»gelenkten Rund- 
gang« durch die Drogengeschäf- 
te vor, mit Dutzenden von Ton- 
nen von Kokain, das in die Ver- 
einigten Staaten geschmuggelt 
wurde und Milliarden an Bar- 
geld, das gewaschen und später 
für die Drogenmagnate inve- 
stiert wurde. 


Innerhalb von Stunden nach die- 
sen Enthüllungen strahlte NBC 


einen auf Videoband aufgenom- 
menen. Filmabschnitt aus, auf 
dem israelische Agenten bei der 
Ausbildung von Schlägertrupps 
für das kolumbianische Drogen- 
kartell zu sehen waren. 


Das Videoband, das der Repor- 
ter von NBC, Brian Ross, wie 
berichtet aus Kreisen der Dro- 
genunterwelt bekam, enthielt 
Filmmeter, auf denen ein Kom- 
mando-Ausbilder zu sehen. ist, 
der die kolumbianischen Mör- 
derlehrlinge auf Hebräisch an- 
brüllt und ein neben ihm stehen- 
der Dolmetscher, der die hebräi- 
schen Sätze ins Spanische über- 
setzt. 


Da sie nur wenige Tage, nach- 
dem ein Drogenschlägertrupp 
sehr ähnlich wie die Revolver- 
helden auf den NBC-Aufnah- 
men, einen führenden kolumbia- 
nischen Präsidentschaftskandi- 
daten niedergestreckt hatten, 
ausgestrahlt wurde, erweckte die 
Nachrichtensendung in Kreisen 
der amerikanischen Drogenge- 
setzvollstreckung naturgemäß 
lebhaftes Interesse. 


Aber altgediente Drogenexper- 
ten waren kaum überrascht. »Is- 
raelische Geheimagenten waren 
schon 1945 im Drogenhandel des 
Mittelmeergebietes verwickelt, 
also schon Jahre bevor ihr Netz 
offiziell als Mossad bekannt wur- 
de«, sagt Delgado. 


»Die Schwierigkeit liegt darin, 
daß der CIA, deren Hauptagent 
im Mittelmeergebiet in jenen 
Tagen James Angleton, ein le- 
benslanger Verbündeter Israels, 
war, auf ähnliche Weise in die 
geheimen Drogengeschäfte ver- 
wickelt wurde. Die Folge: Die 
Rolle solcher Geheimagenten im 
weltweiten Drogenkartell ist bis 
zum heutigen Tage vertuscht 
worden.« 


Jetzt, wo Untersuchungsbeamte 
des Senats Mermelstein verneh- 
men, da Berichte über eine 
wachsende Drogenkrise in Ko- 
lumbien laut.werden, könnte die 
amerikanische Öffentlichkeit 
vielleicht einen kleinen Einblick 
in die verdeckten Geheimdienst- 
verbindungen gewinnen, die 
mitgeholfen haben, daß das 
Drogenkartell zu einem Ge- 
schäft mit "einem jährlichen 
Bruttoeinkommen von über 100 
Milliarden Dollar aus den Ta- 
schen der Drogenabhängigen 
auswuchern konnte. U] 
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Hongkong 


Die 


Einwohner 


zieht es nach 
Kanada 


Peter Blackwood 


Beamte in Vancouver, Britisch Columbien, wollen es nicht öffentlich 
zugeben, aber viele Einwohner Kanadas möchten es gerne wissen, ob 
eine Kampagne der kanadischen Regierung, die Einwanderung in ihr 
Land aus Asien zu verstärken, wirklich eine so gute Idee ist. 


In den letzten Jahren hat sich die 
kanadische Provinz Britisch Co- 
lumbien aggressiv um leichtfüßi- 
e Asiaten bemüht, damit die 
eimische Wirtschaft angekur- 
belt wird. Hierbei war man an- 
scheinend: erfolgreich, da die 
Grundstückspreise in die Höhe 
schnellten und die Produktion 
Konjunktur bekam. 


Hongkong ist zum 
Untergang verurteilt 


Jedoch sprechen jetzt etwa die 
Hälfte der Schüler der weiterbil- 
denden Schulen Vancouvers 
Englisch als Zweitsprache. Aber 
ein Großteil dieser Schüler ge- 
ben Chinesisch als ihre erstrangi- 
ge Verständigungssprache an. 
Chinesisch sprechende Jugendli- 
che machen bis zu 90 Prozent 
der Schülerschaft aus. Viele ih- 
rer Klassenkameraden stammen 
aus Japan, Südkorea und - etwas 
überraschend - aus dem Iran. 


Beschwerden von gebürtigen 
Einwohnern Vancouvers neh- 
men von Tag zu Tag zu, überall 
dort wo immer mehr Emigran- 
ten hereinströmen, vor allem aus 
der britischen Kronkolonie 
Hongkong. 


Die Sintflut begann 1984 als 
Großbritannien sich damit ein- 
verstanden erklärte, Hongkong 
1997 an die kommunistische Re- 
gierung auszuliefern. Die mehr 
als drei Millionen chinesischen 
Einwohner: dort mit britschen 
Pässen suchen seitdem nach ei- 


ren viele der Finanzmagnaten 
von Hongkong, werfe die Stadt 
derzeit noch hohe Profite ab, 
und es bestehe daher kein 
Grund sie zu verlassen, bevor es 
unbedingt nötig ist. 


Kanada hat es verhältnismäßig 
leicht gemacht und den Einwan- 
derern Einreisegenehmigungen 
im: Nettowert von 500 000 Mil- 
lionen Dollar und einen von der 
Regierung gebilligten Plan ange- 
boten, mindestens 150 000 Dol- 
lar in ein neues kanadisches Ge- 
schäft zu investieren. Diese rei- 
chen Personen können jedoch 
ihre weniger bemittelten Ver- 
wandten mitbringen. 


Da Großbritannien es ablehnt, 
den Einwohnern von Hongkong 
Unterschlupf zu gewähren und 
die Vereinigten Staaten strenge 
Quoten auferlegt haben, ist Ka- 
nada für Orientalen sehr attrak- 


Das überfüllte Hongkong soll 1997 an die kommunistische 
Regierung Rotchinas ausgeliefert werden. 


nem sicheren Hafen für den Fall, 
daß Rotchina sein Versprechen, 
den Kapitalismus in Hongkong 
weiterhin blühen zu lassen, nicht 
einhalten sollte. 


Tausende von Hongkong-Chine- 
sen sind nach Kanada und ande- 
re neue Heimstätten geströmt, 
weil sie befürchten, daß die chi- 
nesischen Kommunisten den 


freien Handel einschränken 
werden. 
Die vorsichtigeren Familien 


schaffen sich zumindest fürs er- 
ste einfach ein neues Standbein 
im Ausland, im Falle eines Fal- 
les. Schließlich, so argumentie- 


tiv geworden. Obwohl sich Asia- 
ten in allen größeren städtischen 
Gebieten Kanadas niederlassen, 
scheint der höchste Prozentsatz 
von ihnen in Vancouver zu sein. 
Unter den 1,4 Millionen Ein- 
wohnern der Stadt leben schät- 
zungsweise 200 000 Chinesen. 


Viele Bürger Vancouvers geben 
ihrer Befürchtung Ausdruck, 
daß das Hereinströmen - von 
Asiaten und deren Bargeld mehr 
tun wird, als die heimische Wirt- 
schaft anzukurbeln; man ist dar- 
über besorgt, daß Spekulanten 
aus Hongkong sich dutzendwei- 
se Wohngrundstücke unter den 
Nagel reißen und damit die Prei- 


se stark in die Höhe treiben wer- 
den. Das fängt bereits an, jetzt 
wo Vancouver schätzungsweise 
60 Prozent der Grundstücksinve- 
stitionen in Kanada aus Hong- 


kong an sich zieht. 


Als Folge davon ist der mittlere 
Verkaufspreis für Wohnungen in 
zahlreichen Wohnvierteln der 
Stadt im vergangenen Jahr um 
50 Prozent auf etwa 300 000 US- 
Dollar gestiegen. Dies trieb auch 
die Grundstückssteuern für in 
der Nähe wohnende Hauseigen- 
tümer, die nicht so wohlhabend 
sind wie die Neuankömmlinge 
aus Hongkong und anderswo, in 
die Höhe. 


-Stärkung der asiatischen 


Vorherrschaft 


In dieser Situation ist der Er- 
werb einer Wohnung für junge 
Kanadier fast unmöglich ge- 
worden. 


Als größte Minderheitengruppe 
treten die Chinesen mit aggressi- 
ven Handelspraktiken am au- 
genscheinlichsten hervor, und 
ihre Aktivitäten erstrecken sich 
vor allem auf kommerzielle 
Grundstücke. Wie berichtet, ha- 
ben Finanzleute aus Hongkong 
mehr als zwei Milliarden Dollar 
in Bürotürme und Hotels sowie 
auch in Einkaufsviertel gesteckt. 


Die Übernahme von Vancouver 
ist der letzte Schritt des soge- 
nannten asiatischen Wirtschafts- 
wunders, das durch gewaltige 
Ausgaben der amerikanischen 
Steuerzahler nach dem Zweiten 
Weltkrieg angeheizt wurde. 


Bei dem völlig freien Handel 
zwischen den Vereinigten Staä- 
ten und Kanada, der den USA in 
den nächsten zehn Jahren ins 
Haus steht, könnten die noch nie 
dagewesenen Investitionen in 
kanadische Unternehmen zu ei- 
ner Überflutung von Produkten 
aus dem Fernen Osten über Ka- 
nada in amerikanische Märkte 
führen, unter Umgehung jeder 
Handelsbeschränkung, und da- 
durch Asiens Vorherrschaft in 
der Weltwirtschaft vorantreiben. 


Als Folge davon würden auch. 
die derzeit anlaufenden begrenz- 
ten Versuche der amerikani- 
schen Regierung, die-steigenden 
Einfuhren aus Asien zu verlang- 
samen, völlig zunichte gemacht. 


| weiter Weltkrie 


"Wie London 
die USA 
zum Krieg 
drängte 


Vivian Bird 


Es wird die Öffentlichkeit interessieren zu erfahren, daß H. Montgo- 
mery.Hyde im Alter von 81 Jahren verstorben ist. Hyde spielte eine 
wichtige Rolle bei der Ausarbeitung von Intrigen, um die Vereinig- 
ten Staaten in Großbritanniens Krieg gegen Deutschland hineinzu- 
zerren und ist somit mitverantwortlich für den Tod zahlreicher Euro- 
päer und Amerikaner. Hyde, Rechtsanwalt von Beruf, war Mitglied 
des britischen Parlaments und auch Verfasser zahlreicher Bücher, 
von denen seine Biografien von so wohlbekannten Homosexuellen 
wie Oscar Wilde und Liberace die bekanntesten waren. 


Als Mitglied der Howard Lea- 
gue for Penal Reform (Liga für 
die Reformen des Strafgesetzes) 
war er aktiv an der- Kampagne 
zur Abschaffung der Todesstrafe 
in Großbritannien beteiligt. Hy- 
de spielte in den fünfziger Jah- 
ren eine entscheidende Rolle als 
die Regierung dazu gedrängt 
wurde, die Gesetze gegen die 
Homosexualität zu liberalisieren 
— besonders zur Annahme der 
Empfehlungen des »Wolfenden 
Reports«, in dem vorgeschlagen 
wurde, homosexuelle Beziehun- 
gen zwischen »einwilligenden 
Erwachsenen auf Privatebene« 
zu legalisieren. 


Den Wähler gingen die 
Ansichten zu weit 


Unterstützt durch eine große 
Anzahl von homosexuellen Par- 
lamentsmitgliedern, wurde das 
Gesetz über die »einwilligenden 
Erwachsenen« schließlich zur 
Freude von Kampagnenführern 
wie Hyde verabschiedet. 


Seine Ansichten waren unter 
den Wählern seines Wahlkreises 
in Ulster, wo er Unionist (Con- 
servative)  Parlamentsmitglied 
für Nord-Belfast wurde, nicht 
populär. Er empörte viele in der 
Unionist-Party, als er in West- 
.minster seinen Sitz einnahm, in- 
dem er mitteilte, William. of 
Orange (ein Held der britischen 
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sparsamen und moralisch auf- 
rechten Ulstermen denn doch zu 
weit, um sie -tolerieren zu 
können. 


Kriegserfahrungen im 
Geheimdienst 


Nach seinem Ausscheiden aus 
dem Parlament bekleidete Hyde 
zahlreiche wichtige Stellungen, 
bevor er schließlich in den Ruhe- 
stand trat, um sich ausschließlich 
der .Schriftstellerei zu widmen, 
wobei er sich in erster Linie auf 
berühmte homosexuelle Gestal- 
ten aus der britischen Geschich- 
te konzentrierte, mit einigen be- 
merkenswerten Auslassungen 
aus jüngeren Zeiten wie den 
ehemaligen britischen Premier- 
minister Anthony Eden. 


Aber am bedeutendsten und 
aufschlußreichsten von allen war 
Hydes Studie über Sir William 
Stephenson »The Quiet Cana- 
dian«, in der Hyde viele seiner 


Der britische Meisterspion Sir William Stephenson (rechts), 
Deckname »Intrepid«, wird von John M. Shaheen, dem Vorsit- 
zenden des Office of Strategic Services, geehrt. 


Einwohner von Nordirland, die 
sich Orangemen.nennen) sei ein 
Homosexueller gewesen. 


Trotz aufeinanderfolgender 
Mehrheiten bei den Wählern 
wurde Hyde schließlich vor den 
allgemeinen Wahlen von 1959 
von der örtlichen Partei »abge- 
wählt«. Seine‘ Ansichten über 
die Homosexualität gingen den 


Kriegserfahrungen im britischen 
Geheimdienst verwertete. Sie 
beschreibt in allen Einzelheiten 
die Rolle einer Spionin namens 
Cynthia bei der Aufspürung 
deutscher‘ Geheimnisse in den 
französischen ‘und italienischen 
Botschaften in Washington. 


Cynthia, eine. attraktive engli- 
sche Prostituierte der gehobenen 


Klasse, bot ihren Körper für ihr 
Land an, indem sie ihren sexuel- 
len Liebreiz einsetzte, um die 
zum Ziel auserkorenen Diplo- 
maten ins Bett zu locken. 


Das Buch rief lebhaftes: Interes- 
se hervor, nicht zuletzt seitens 
der beiden ehemaligen Botschaf- 
ter, die beide eine erfolgreiche 
Verleumdungsklage gegen Hyde 
erhoben. Der Fall wurde beson- 
ders lebhaft in Mailand verfolgt, 
wo Hyde zu 18 Monaten Haft- 
strafe und zu einer Geldstrafe 
von 150 000 Lire (zu jener Zeit 
86 Pfund Sterling entsprechend) 
verurteilt wurde. 


Als Stephenson Anfang dieses 
Jahres starb schrieb Hyde einige 
lobende Nachrufe, in denen er 
noch einmal ewigen Ruhm und 
Glanz für den »stillen Kanadier« 
beanspruchte. Sir William, 
selbst ein praktizierender Ho- 
mosexueller, wurde loyal als 
Chef des Geheimdienstes por- 
trätiert - mit dem Decknamen 
»Intrepid«, der ihm von Chur- 
chill zugeteilt wurde, der ihn 
1941 nach Amerika schickte. 


Stephensons geniale Fälschun- 
gen überstürzten Amerikas Ein- 
tritt in den Krieg im Jahre 1941, 
und er spielte auch eine lebens- 
wichtige Rolle beim Knacken 
des deutschen militärischen Ge- 
heimschlüssels, in dem als Enig- 
ma bekannten Projekt. 


Der Streit um die 
Glaubwürdigkeit 


Stephensons Glaubwürdigkeit 
wurde vor einigen Jahren ernst- 
haft in Zweifel gezogen durch 
den verstorbenen Sir John Col- 
ville, Churchills Privatsekretär, 
so daß um die von Hyde und 
Stephenson, veröffentlichte Ver- 
sion der Ereignisse eine Kontro- 
verse entstand. 


- Hyde konterte, indem er versi- 


cherte, daß die Memoiren des 
ältlichen Kanadiers zwar nicht 
unfehlbar seien, Colvilles Skep- 
sis aber durch die Tatsache er- 
klärt werden könnte, daß Chur- 
chill stets dann mit dem Spion 
zusammentraf, wenn sein Sekre- 
tär bereits zu Bett gegangen war. 


In seinem Streit wurde Hyde von 
Hugh Trevor-Roper, jetzt Lord 
Dacre, dem »distinguierten« bri- 
tischen Historiker unterstützt, 
der vor einigen Jahren einen ge- 
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Der britische Geheimdienst nahm auf einer deutschen Karte 
territoriale Veränderungen vor, die dann dem US-Präsidenten 


Roosevelt vorgelegt wurde. 


wissen Bekanntheitsgrad . er- 
reichte, als er erklärte die offen- 
sichtlich gefälschten »Tagebü- 
cher« Adolf Hitlers seien echt. 


Hyde, der homosexuelle Rechts- 
anwalt, arbeitete eng mit Ste- 
phenson zusammen bei der Fäl- 
schung der sogenannten »deut- 
schen« Landkarte von Südame- 
rika, auf der angeblich beabsich- 
tigte deutsche Einflußsphären 
dargestellt wurden und mit der 
man den Zweck verfolgte, die 
Unterstützung der amerikani- 
schen Öffentlichkeit für den Ein- 
tritt der USA in den Krieg wach- 
zurütteln. Aber beide ergingen 
sich auch in zahlreiche andere 
Intrigen und Komplotts, um 
Amerika in den Zweiten Welt- 
krieg zu reizen. Dies wurde sehr 
durch das Aufschlüsseln ameri- 
kanischer Botschaften -erleich- 
tert. 


Die Folge der britischen Spiona- 
ge in den Vereinigten Staaten 


war, daß praktisch alle amerika- 
nischen Pläne und offizielle Ein- 
stellungen Churchill und seiner 
Bande von Kriegstreibern schon 
lange vorher bekannt waren. 


Es kann ohne etwas Falsches zu 
behaupten gesagt werden, daß 
ohne die Anwesenheit des »stil- 
len Kanadiers« und seines briti- 


schen Gegenstücks in Washing- 


ton in den ersten Jahren des 
Zweiten Weltkriegs Amerika 
nicht in einen Konflikt hineinge- 
zogen worden wäre, der die 
USA nichts anging und der in 


keiner Weise wirklich amerika- _ 


nische Interessen bedrohte. Mil- 
lionen von amerikanischen und 
anderen Menschenleben hätten 
somit gerettet werden können. 


Jetzt wo der 50. Jahrestag des 
Ausbruchs des Krieges von 1939 
hinter uns liegt, täte die Öffent- 
lichkeit gut-daran über die sanfte 
und giftige Arroganz solcher 
Männer wie Stephenson und Hy- 
de nachzudenken. uU 
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Eionisien 


Die Sklaven 


der 


Amerikaner 


Carl Freigang 


Amerikanischen Kindern wird in der Schule beigebracht, daß die 
Sklaverei vor mehr als 100 Jahren endete, als Präsident Abraham 

Lincoln die Proklamation der Emanzipation verkündete. Aber Lin- 
colns Edikt betraf nur die Sklaven in den Vereinigten Staaten und 
Teilstaaten, die immer noch uneroberte Gebiete der Südstaaten von 
Amerika waren, wo es natürlich keine Wirkung hatte, gesetzlich oder 
in anderer Weise, außer seinem Propaganda-Wert. 


Diese Fakten werden nicht oft 
gelehrt. Und natürlich ging die 
Sklaverei in Ländern wie Brasi- 
lien bis 1988 weiter. Aber abge- 
sehen von all dem, wurde die 
Praxis, andere Menschen in völ- 
liger Abhängigkeit zu halten, 
wirklich in den Mülleimer der 
Geschichte geworfen? 


Man bekommt keine 
Antwort auf die Fragen 


Man erhält auf diese Fragen un- 
terschiedliche Antworten, je 
nach dem, wem man die Frage 
stellt. Wenn man die Speziali- 
sten des amerikanischen Außen- 
ministeriums befragt, erhält man 
eine bestimmte Kategorie von 
Antworten. Die Antworten die- 
ser Bürokraten zielen darauf ab, 
einem einzureden, die Sklaverei 
sei nur eine kleine, ziemlich un- 
bedeutende Abart des großen 
Problems der Menschenrechts- 


. verletzungen. 


Dann wird einem gesagt, die 
heutigen bedeutendsten Men- 
schenrechtsverletzungen gingen 


‚in Südafrika vor sich, wo die be- 


stehende Apartheid der Mehr- 
heit des dort lebenden Volkes 
wegen seiner Rasse das Wahl- 
recht verweigere. 


Man bekommt zwar eine ganze 
Lektion erteilt, aber keine Ant- 
wort auf seine Fragen. 


Stellt man jedoch die gleiche 
Frage in dem alten verfallenen 


. Hauptsitz der ehrwürdigen Anti- 


Slavery Society in London, jetzt 
- 150 Jahre alt, zum- Beispiel Alan 
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In Indien, teilt die Gesellschaft 
mit, gibt es fünf Millionen »chro- 
nisch versklavte« Arbeiter, laut 
Neu-Delhi sind es 200 000. Die 
Gesellschaft sagt, es gebe Millio- 
nen von Kindern in Indien, die 
unter Bedingungen von ausge- 
sprochener Sklaverei arbeiten. 
Neu-Delhi sagt, das sei Unsinn. 


Versklavte Kinder bilden das 
Rückgrat von Thailands blühen- 
der Textilindustrie, sagt die Ge- 
sellschaft. »Quatsch«, antwortet 
Bangkok darauf. 


Und so weiter, und so weiter, je 
nachdem, mit wem man spricht. 
Aber dann erfährt man doch hin 
und wieder von einer besonde- 
ren Situation, und weder das 
amerikanisch Außenministe- 
rium noch die Vereinten Natio- 
nen kümmern sich darum, daß 


Der indonesische Präsident Suharto (links) erhält einen Preis 
für die erfolgreiche Durchführung eines Familien-Planungs- 
Programms. 


Whitaker, den Sprecher der Ge- 

sellschaft, dann erfährt man, daß 

»die Sklaverei in der einen oder 

a. Form niemals aufgehört 
at«. 


Es gibt ein Wiederaufleben der 
»Leibeigenschaft« in Schwarz- 
Afrika und Nordafrika, beson- 
ders im südlichen Marokko und 
Mauretanien; in Indien, in Tei- 
len der alten »Piratenküste«, 
später die »Waffenstillstandskü- 
ste« des Persischen Golfs; sowie 
in Südostasien, wo Menschen 
gewohnheitsgemäß gekauft und 
verkauft werden. 


Sklaven von der 
altmodischen Sorte 


Und die Sklaverei von Kindern 
und ganzen Familien wegen 
Schulden ist in der dritten Welt 
weit verbreitet. 


das veröffentlicht wird, und man 
ist erstaunt. Ein solcher Fall be- 
trifft das Gebiet des Momoko- 
Flusses in Irian Barat (auch als 
Irian Jaya, Irian Joya, West 
Irian oder West-Neuguinea be- 
kannt). 


Die Leute gehören der melane- 
sisch-papuanischen Unterrasse 
der Negroiden an. Es sind Ein- 
geborene der südlichen Sumpf- 
gebiete von Irian Barat. 


Tief im Inneren des Landes ja- 
gen sie immer noch mit vergifte- 
ten Pfeilen und schlafen auf den 
Schädeln ihrer Vorfahren, um 
deren Seelen festzuhalten. 


Aber längst der Ufer des Momo- 
ko sind ‚viele Veränderungen 
eingetreten. Die meisten Häuser 
haben Blechdächer, die Wälder 
sind gerodet worden und die 
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Leute machen einen aka 
dig passiven Eindruck. Inner- 
halb des letzten Vierteljahrhun- 
derts wurden die meisten Er- 
wachsenen unter Schlägen und 
Todesdrohungen dazu gezwun- 
gen, das Holz für die Holzfirmen 
zu fällen. Sie sind Sklaven von 
der altmodischen Sorte. 


Die Macht 
schafft Recht 


Ihr Lebensverlauf änderte sich 
1962 drastisch. Bis dahin wurde 
die westliche Hälfte von Neugui- 
nea von den Niederländern ver- 
waltet, die das Land auf eine 
Vereinigung mit der anderen 
Hälfte der Insel — Papua-Neu-. 
guinea, damals unter australi- 
scher Vormundschaft - vorberei- 
teten, um einen einzigen souve- 
ränen Staat zu gründen. 


Indonesien beanspruchte jedoch 
alle alten niederländisch-indi- . 
schen Gebiete für sich, und die 
Vereinigten Staaten, die seiner- 
zeit eifrig darauf bedacht waren, 
die Djakarta-Regierung vom 
Pfade Vietnams wegzulocken, 
übten Druck auf die Niederlan- 
de aus, das Gebiet abzutreten. 


Aber die Niederländer wiesen 
darauf hin, daß Indonesier, 
glatthaarig und relativ bleichge- 
sichtig, weltweit von den Einge- 
borenen Neuguineas entfernt 
seien. Und Djakarta, die Haupt- 
stadt Indonesiens, liegt 2500 
Meilen entfernt. Auch Flora und 
Fauna sind hervorstechend ver- 
schieden. Aus-diesem und ande- 
ren Gründen wird Indonesien 
von Geografen als Teil des asia- 
tischen Kontinents angesehen, 
während Neuguinea als An- 
hängsel des australischen Konti- 
nents gesehen wird. 


Indonesien, so behaupteten die 
Niederländer, wolle das Gebiet 
nur wegen seiner Mineralien und 
wegen seiner strategisch günsti- 
gen Lage besitzen. 


Jahre des Streits über das Gebiet 
gipfelten darin, daß Anfang 1962 
indonesische Guerillas und Fall- 
schirmtruppen dort landeten. 
Der US-Präsident John F. Ken- 
nedy, der über die Vereinten 
Nationen agierte, forcierte die 
Dinge und Indonesien nahm das 
Gebiet innerhalb eines Jahres in 
Besitz. Wenn es jemals so etwas 
gegeben hat, dann war dies ein 
glasklarer Fall von »Macht 
schafft Recht«. Für die Einwoh- 


ner von Irian Barat bedeutete 
dies ein völlig neuer Lebensstil. 


Ein heimlicher 
Völkermord 


Es scheint, daß die Indonesier, 
wie die Niederländer vorausge- 
sagt hatten, wenig Mitgefühl für 
die Menschen aufbrachten, die 
sie mit dem Land erworben hat- 
ten. 1963 verboten sie politische 
Parteien und räumten die Kran- 
-kenhäuser und Fabriken aus, die 
die Niederländer hinterlassen 
hatten. Protestierende wurden 
zu Tode gefoltert. 


1964 wurden die UN-Beobach- 
ter aus Irian Barat ausgewiesen 
und ein militärischer Vorhang 
wurde um den größten Teil der 
Provinz gezogen. Hinter dieser 
Absperrung hervor sickerten 
Gerüchte durch und erreichten 
den Westen über Flüchtlinge 
und die wenigen noch Ausgebür- 
gerten. Sie beschrieben die 
Bombardierung und Beschie- 
Bung der »unloyalen« Dörfer, 
völkermordartige Massenhin- 
richtungen in den Wäldern und 
die öffentliche Folterung von 
Stammeshäuptlingen. 


Die einzigen Journalisten, die 
hereinkamen, wurden von der 
indonesischen Armee eskortiert 
und nur auf eine oder zwei be- 
friedete Zonen gehalten. Irian 
Barat wurde für Nachrichten 
zum schwarzen Loch. 


Fünfundzwanzig Jahre nach der 
Übergabe des Landes drangen 
“ zwei westliche Journalisten in 
die Provinz ein. Sie fanden her- 
aus, daß in vielen Gebieten die 
Leute hartnäckig an ihren alten 
Stammessitten und -gebräuchen 
festhalten, ihre Schnürenhem- 
den und Steinbeile beibehalten. 
Eine Rebellen-Armee, die nach 
der Unabhängigkeit strebt, die 
die Niederländer ihnen verspro- 
chen hatten, wird von den fast 
eine Million Eingeborenen pas- 
siv unterstützt, bekämpft die In- 
donesier aber immer noch mit 
Speeren und vergifteten Pfeilen. 
Die Indonesier haben versucht, 
die Einstellung der Leute zu än- 
dern. 


Umerziehung mit Folter 
und Mord 


In den südlichen Sümpfen von 
Irian Barat, den größten der 
Welt, waren die von ihnen ge- 


wählten Methoden 
empfindsam. Die traditionellen 
Langhäuser der Leute wurden 
niedergebrannt und durch lange 
Reihen von blechbedeckten 
Hütten ersetzt. Jagen und Tier- 
haltung sind eingestellt und die 
Dorfbewohner werden stattdes- 
sen gezwungen für die von der 
Armee geleiteten Firmen Bäu- 
me zu fällen. 


Einige wurden für ihre Arbeit 
bezahlt, andere geschlagen. Die 
Polizei hielt Frage- und Anwort- 
sitzungen ab, etwa von der Art: 
»Wer läuft nackt herum?« 


»Tiere«. 


Falsche Antworten werden mit 
Schlägen bestraft. Die Leute 
sind verstört und unterernährt, 
sitzen in apathischen Häuflein 
herum, ihrer in den ungestörten 
Teilen der Wälder so markanten 
‚Gemeinschaft beraubt. 


Das Umerziehungsprogramm, 
zu dem Folterung und Mord ge- 
hört, war jedoch nicht sonder- 
lich erfolgreich. Stattdessen hat 
es die Rebellenbewegung be- 
lebt, die ihrerseits den Abtrans- 
port von Mineralien und die Po- 
lizeistreifen an der Grenze zu 
Papua-Neuguinea behinderte. 


Die westlichen Journalisten fan- 
den heraus, daß die indonesische 
Regierung jetzt neue Mittel an- 
wendet, um das Unabhängig- 
keitsbewußtsein und den Kultur- 
stolz der Menschen in Irian Ba- 
rat mit den Marksteinen einer 
»Endlösung« des ethnischen 
Problems anzugehen. Seit meh- 
reren Jahren wurden durch das 
»Umsiedlungsprogramm« zahl- 
reiche Bauern aus der übervöl- 
kerten indonesischen Insel her- 
aus in die weniger bevölkerten 
Teile der Halbinsel umgesiedelt. 


Jetzt liegt der Schwerpunkt des 
Programms auf Irian Barat. 
Nach allem, was man sah, 
scheint es so zu sein, daß der 
anfängliche vorgebliche Zweck - 
die Umverteilung der überbevöl- 
kerten Javanesen - pervertiert 
worden ist. 


Briten und Sowjets taten 
das Gleiche 


Die javanesischen Einwanderer 
werden in Gebiete verlegt, wo 
sie in vielen: Fällen keinen Le- 
bensunterhalt finden können. 


weniger ' 


Das Land, das ihnen zur Beak- 
kerung zugeteilt wurde, ist un- 
fruchtbar und weit von den 
Märkten entfernt, die sie zu ih- 
rem Lebensunterhalt benötigen. 
Im Süden hungern die javanesi- 
schen Bauern, unfähig entweder 
Getreide anzubauen oder ihren 
Weg heraus und zurück nach Ja- 
va zu erkaufen. Der Grund da- 
für, so glauben britische Men- 
schenrechtsgruppen wie Survival 
International, ist darin zu sehen, 
daß die Standorte eher zu politi- 
schen als zu landwirtschaftlichen 
Zwecken ausgewählt wurden. 


" Viele der 300.000 Einwanderer, 


die bisher von der indonesischen 
Regierung ermutigt wurden 
nach Irian Barat Zu ziehen, sind 
an Stellen angesiedelt worden, 
wo die Einheimischen besonders 
hartnäckig und rebellisch sind. 
Umgeben von Außenseitern, ih- 
rer Ländereien beraubt und ge- 
zwungen, sich einer fremden 
Kultur anzupassen, fühlen sich 
die Stammesleute abgeschnitten, 
verarmt und scharf beobachtet. 


Survival International beschreibt 
dies als einen Versuch, »die 
Stammesleute zu indonesieren«. 
Die Melanesier könnten bald ei- 


“ ne Minderheit in ihrem eigenen 


Lande sein. 


Die Sowjetunion versuchte in 
den baltischen Staaten - Est- 
land, Lettland und Litauen - 
nach dem Zweiten Weltkrieg ein 
ähnliches Programm durchzu- 
führen. Die Sowjets haben tau- 
sende von Einheimischen ver- 
schleppt, sie nach Sibirien und 
anderswo in die UdSSR ver- 
frachtet und von den meisten 
von ihnen, hat man nie wieder 


etwas gehört. Man siedelte dann . 
gebürtige Russen, die. Moskau 


treu ergeben waren, dort an. 
Erst jetzt werden diese Dinge of- 
fen zugegeben und in den Me- 
dien des Establishments veröf- 
fentlicht. 


Das Schicksal der 
Einheimischen ist düster 


Die Briten taten das Gleiche in 
Nordirland — bestehend aus der 
historischen Provinz Ulster - 
und siedelten dort Iren aus und 
Schotten an, die an der Seite 
Englands gestanden hatten als 
die Engländer mit Schottland 
Krieg führten. 


Großbritannien »kennt die Be- 
sorgnisse wegen der Menschen- 
rechtsverletzungen in Indone- 
sien«, glaubt aber, daß sich die 
Lage bessert und sieht »keinen 
Grund sein Hilfsprogramm ein- 
zustellen«. 


Die indonesische Regierung be- 
absichtigt, vier Millionen Au- 
Benseiter nach Irian Barat her- 
einzuholen. Das Schicksal der 
Einheimischen ist in der Tat dü- 
ster. 


Die Vorgeschichte dieser Ge- 
schichte über Sklaverei und Völ- 
kermord begann 1962, als das 
amerikanisch Außenministe- 
rium Druck auf die niederländi- 
sche Regierung ausübte, ihr sou- 
veränes Gebiet den Vereinten 
Nationen zum Zwecke der 
»Selbstbestimmung« zur Verfü- 
gung zu stellen. Die Vereinten 
Nationen lieferten das Gebiet 
dann zur Verwaltung an Indone- 
sien aus, mit dem Versprechen 
eine Volksabstimmung abzuhal- 
ten, um die Wünsche und Inter- 
essen der Eingeborenen zu er- 
forschen. 


Von der Welt- 
Öffentlichkeit vergessen 


Es gab jedoch eine Sprachbar- 
riere. Im ehemaligen Niederlän- 
disch-Westindien werden etwa 
500 Sprachen und Dialekte ge- 
sprochen, von denen keine bei 
den Vereinten Nationen IT 
chen wird. 


Die Schwierigkeit wurde da- 
durch umgangen, daß man eine 
Mannschaft von »Experten« in 
die Szene entsandte, um die 
Wünsche der Eingeborenen zu . 
ermitteln. Die »Experten« be- 
herrschten aber auch keine der 
einheimischen Mundarten. 


Es war daher kaum überra- 
schend, daß in dem Bericht, der 
von dort zurückkam, behauptet 
wurde, daß die Einheimischen - 
fast einstimmig — von Djakarta 
regiert werden möchten. 


Als Folge davon haben die ver- 
sklavten 1,2 Millionen Eingebo- 
renen nun niemand mehr, an 
den sie sich um Hilfe wenden 
können, abgesehen davon, daß 
sie: gelegentlich mit einen »ver- 
antwortungslosen« auf Besuch 


weilenden Journalisten reden °# 


können. 
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Südafrika 


 Wiederholt 
‚sich die _ 
Kapitulatıon 
Rhodesiens 


Carl Freigang 


Die Wahlen in Südafrika sind vorüber. Die neue Regierung scheint 
vom Geist Ian Smith’ geprägt, dem letzten Führer Rhodesiens. Smith 
beugte sich dem Druck des britischen Außenministeriums und des 
US-Außenministeriums und schloß mit den marxistischen Schwarzen 


einen Handel ab. 


Rhodesien wurde »mit Mehr- 
heitsbeschluß« zu Zimbabwe. 
Der Handel bestand darin, den 
Weißen eine gewisse Anzahl von 
Sitzen im Parlament zuzugeste- 
hen, und Smith wollte einen die- 
ser Sitze einnehmen. Das Eigen- 
tum der Weißen sollte geschützt 
werden. 


Drängt die Weißen 
aus dem Land 


Kurz danach war Smith drau- 
Ben, ebenso wie die anderen 
Weißen, die unverzüglich ihr 
Stimmrecht verloren. 


Die Weißen in Südafrika beob- 
achteten die Vorgänge in Rho- 
desien-Zimbabwe mit Bestür- 
zung. Aber in letzter Zeit schei- 
nen sich die Dinge, die jenseits 
der nördlichen Grenze gescha- 
hen, in Südafrika zu wieder- 
holen. 


Nur Wochen bevor. die Südafri- 
kaner zu den Wahlurnen eilen 
sollten, gab Zimbabwes Präsi- 
dent, Robert Mugabe, bekannt, 
daß seine Regierung im kom- 
menden Jahr die »Unabhängig- 
keits-Verfassung« des Landes 
ändern wird, um Zwangserwerb 
(Zwangsverkauf) von Land, das 
den Weißen gehört, wo »not- 
wendig«, zuzulassen. 


In drei Reden in ‚einem Zeit- 
raum von einer Woche sprang 
Mugabe auf den von Joshua 
 Nkomo, seinem langjährigen po- 


Der Präsident Südafrikas F. 
Willem de Klerk wird von den 
Internationalisten als anpas- 
sungsfähig beurteilt. 


litischen Rivalen und jetzigen 
Regierungskollegen, gestarteten 
Wahlpropagandawagen auf. 


Nkomo, Führer des Flügels der 
Zimbabwe African People’ 
Union (ZAPU) innerhalb der 
herrschenden Koalition, hat die 
weißen Farmer warnend darauf 
hingewiesen, daß sie den landlo- 
sen Kleinbauern mehr Land zur 
Verfügung stellen müssen, vor 
allem in seinem Heimatgebiet 
Matabeleland; ZAPU vertritt 
derzeit den Stamm der Mata- 
belen. 


Mugabe griff das Thema auf, das 
für eine Regierung, die in den 
vergangenen 18 Monaten einen 
enormen Verlust an Anhang in 
der Öffentlichkeit verloren hat 
und die sich noch vor Ende 1990 
allgemeinen Wahlen stellen 
muß, politisch attraktiv ist. 


Mugabe sagte, seine Regierung 
sei nicht zufrieden mit dem 
Landansiedlungsprogramm, mit 
dem bis heute nur 52 000 Fami- 
lien von den vorgesehenen 
162 000 umgesiedelt wurden, de- 
nen allen bis 1985 neues Land 
versprochen worden war. »Wir 
brauchen mehr Land und das 
Land muß von dem kommerziel- 
len, das heißt weißen Sektor 
kommen«, sagte er. 


Andries Treurnichts Konser- 
vative Partei hat die Aufgabe 
den Widerstand gegen die 
SWAPO zu verschärfen. 


Auf der konstituierenden Kon- 
ferenz im Lancaster House vor 
zehn Jahren war vereinbart wor- 
den, daß nur auf der Basis »willi- 
ger Verkäufer, williger Käufer« 
Land erworben werden kann. 
Diese Politik wird im kommen- 
den Jahr verschrottet werden, 
verkündete Mugabe. 


Mugabes Erklärungen wirkten 
für die Weißen von Südafrika 
und besonders für die National 
Party und den amtierenden Prä- 
sidenten F. Willem de Klerk wie 
eine kalte Dusche und veranlaß- 
ten letzteren dazu, angesichts 
der derzeitigen Demonstratio- 
nen gegen die Weißen, die lan- 
desweit stattfanden, eine scharfe 
Rechtswendung vorzunehmen. 


Durch Mugabes Erklärungen 
lieferten umgekehrt Dr. Andries 
Treurnicht, dem Vorsitzenden 
der Conservative Party of South 


Africa, zur rechten Zeit ein Ar- 
gument. Dieser hatte de Klerk 
beschuldigt, hinterhältig zu sein 
und den Wählern eine geheime 
Tagesordnung vorzuenthalten, 
nach der mit jenen zusammenge- 
arbeitet werden soll, die ihre 
Rhodesien-Strategie mit den 
gleichen zu erwartenden Ergeb- 
nissen in.Südafrika wiederholen 
wollen. 


Es ist eine dokumentierte Tatsa- 
che, daß die amerikanische Bot- 
schaft in Kapstadt sich in der Ek- 
ke von de Klerk befand, als er 
und seine:Kabinettskollegen sich 
erfolgreich bemühten, P. W. Bo- 
tha zu stürzen. 


Letzterer wurde in Washington 
in der Angelegenheit Südwest- 
afrika/Namibia als unnachgiebi- 
ger angesehen. De Klerk wurde 
hingegen als_ »anpassungsfähi- 
ger« oder »wendiger« betrach- 
tet, das heißt, man war der An- 
sicht, daß er den Anweisungen 
des US-Außenministeriums und 
der Vereinten Nationen eher 
Folge leisten würde als Botha. 


Geld von den 
Vereinten Nationen 


In dieser Sache benutzt das ame- 
rikanischa Außenministerium 
die Vereinten Nationen dazu, 
die vom US-Kongreß beschlos- 
senen Geldmittel zur Hilfelei- 
stung an die Flüchtlinge aus Süd- 
westafrika an Sam Nujoma, den 
marxistischen SWAPO-Führer, 
zu leiten, den die UN als legiti- 
men Sprecher für Namibia an- 
sehen. 


Zu diesem Zweck beziffern die 
Vereinten Nationen die Zahl der 
Flüchtlinge auf 80 000, während 
deren Zahl sich nach der Londo- 
ner »Financial Times« nur auf 
die Hälfte belaufen soll. Nujoma 
verwendete das zusätzliche Bar- 
geld zur Finanzierung der SWA- 
PO-Guerillas in Angola und 
Südwestafrika. 


Wenn de Klerk und die National 
Party an der Macht bleiben, wird 
man beobachten können, daß 
Südafrika in die Fußstapfen von 
Zimbabwe (Rhodesien) treten 
wird. Wenn Treurnicht und sei- 
ne Conservative Party mehr Zu- 
spruch erhalten, dann werden 
wir erleben, daß sich in Südafri- 
ka der Kurs verschärfen und der 
SWAPO erneut Widerstand ge- 
leistet wird. U 


‚John Demjanjuk 


Die Gerech- 
tigkeit wird 
siegen 


Der Schwiegersohn von John Demjanjuk gelobt, für die Gerechtig- 
keit zu kämpfen. Die Gerechtigkeit wird siegen, sagt Edward Nish- 
nic. Sein Schwiegervater, John Demjanjuk, ein Automobilarbeiter 
aus Cleveland, wurde von der US-Regierung nach Israel abgescho- 
ben, um sich dort vor Gericht zu verantworten, weil er während des 
Zweiten Weltkrieges angeblich »Iwan der Schreckliche«, ein berüch- 
tigter Wachmann des Konzentrationslagers i im polnischen Treblinka, 
gewesen sein soll. Demjanjuk wurde von einem israelischen Gericht 
verurteilt, und ihm droht der Tod durch Erhängen. Demjanjuk und 
seine Familie sowie Freunde in den Vereinigten Staaten bleiben 
dabei, daß es sich um eine Personenverwechslung handelt und daß 
das gegen ihn verwendete Beweismaterial vom sowjetischen KGB 
R efälscht wurde. Zu Demjanjuks Verteidigern in den Vereinigten 
taaten gehören der Kongreß-Abgeordnete James Traficant und der 
für mehrere Zeitungen schreibende Journalist Patrick Buchanan. 


Was ist das für ein Gefühl zu 
wissen, daß Ihr Schwiegervater 
in einem fremden Land im Ge- 
fängnis sitzt, nachdem er buch- 
stäblich aus seiner Wohnung ge- 
zerrt wurde und nun dem Tod 
ins Auge schaut? 


Nishnic: Es ist etwas, von dem 
ich wünsche, daß es niemand er- 
leben soll. Es gibt wirklich keine 
Worte dafür. Es gab einmal eine 
Fernsehschau mit dem Titel 
»The Twilight Zone« (»Die 
Dämmerzone«). Wir haben das 
Gefühl, daß wir auch in so etwas 
verfangen sind. Es ist völlig un- 
begreiflich und es ist Unrecht. 


Ihm wurde kein 
fairer Prozeß zuteil 


Edward Nishnic, Schwieger- 
sohn von John Demjanjuk, er- 


Mr. Demjanjuk steht vor einem 
Todesurteil für Verbrechen, die 
er niemals beging. Er ist niemals 
in Treblinka gewesen. Er hat 
auch niemandem irgendwo et- 
was zuleide getan. Und nun sitzt 
er durch die Übereifrigkeit der 
Unterabteilung des amerikani- 
schen Justizministeriums, des 
Office for Special Investigations, 
OSI (Amt für Sonderermittlun- 


gen), in Israel und wurde zum 


Tode verurteilt. Es ist ein sehr 
bedrückendes Gefühl, aber wir 
müssen damit fertig werden. 


hebt schwere Vorwürfe gegen 
das US-Justizministerium. 


Wie ist Ihre Familie damit fertig- 


geworden. Wie lange geht das 
schon so? 


Nishnic: Es geht schon seit zwölf 
Jahren so — konstante Nonstop- 
Verfolgung und Prozesse. Mr. 
Demjanjuk wurde hier in den 
Vereinigten Staaten niemals ein 
fairer Prozeß zuteil wie unsere 
Verfassung garantiert. Er wurde 


mit einer Strafanzeige gegen ihn 
vor ‘ein Zivilgericht gebracht, 
und man zwang ihn dazu, sich 
vor einem Zivilgericht zu vertei- 
digen. Wir waren dieser: »Nazi- 
jagenden Behörde« (OSI) auf 
Gnade und Barmherzigkeit aus- 
geliefert. 


Jetzt, nachdem ich gegen das 
amerikanische Justizministerium 
Strafantrag gestellt habe, erfuh- 
ren wir, daß sie kein ehrliches 
Spiel mit uns getrieben haben, 
als sie uns mit den Informatio- 
nen versorgten, die sie verwen- 
deten, um ihre Anklage vorzu- 
bereiten. Sie haben kritische, 
entlastende Dokumente unter- 
schlagen, die in aller Wahr- 
scheinlichkeit Mr. Demjanjuks 
Ausweisung nach Israel verhin- 
dert hätten. 


janjuk-Prozeß in einem Kino. 


In Israel stehen wir vor einer 
völlig neuen Situation. Mr. 
Demjanjuk wurde tatsächlich 
dort hingebracht und in einem 
Kinotheater abgeurteilt, das 
man in einen Gerichtssaal ver- 
wandelt hatte - 250 000 Men- 
schen wurden mit Bussen heran- 
gekarrt. Dieser »Gerichtssaal« 
war während des ganzen Prozes- 
ses für die breite‘ Öffentlichkeit 
zugänglich, mit Ausnahme von 
zwei Tagen, und das waren die 
Tage, an denen der Schuld- 
spruch und das Todesurteil ver- 
lesen wurden. An diesen Tagen 
wurden auf Einladung nur »Ho- 
locaust-Überlebende« und Par- 
lamentsmitglieder der israeli- 
schen Knesset zugelassen. 


Ich glaube, das war solch eine 
emotionelle Qual für diese Leu- 
te, daß es gar nicht darauf an- 
kam, ob Mr. Demjanjuk nun 


Richter Dov Levin (rechts hinten) verkündet das Urteil im Dem- 


»Iwan der Schreckliche« war 
oder nicht. Es kam ihnen nur 
darauf an, daß die jemand hat- 
ten, von dem sie glaubten, daß 
er ein Nazi war, und sie vollzo- 
gen diese Verurteilung wirklich - 
mit. 


Es ist interessant, daß Sie von 
dem legendären »Iwan dem 
Schrecklichen« sprechen. Ist es 
nicht eine Tatsache, daß einer 
der Zeugen, der gegen Mr. 
Demjanjuk aussagte, und der 
sagte, dieser sei der berüchtigte 
»Iwan«, früher in einem anderen 
Fall ausgesagt hat, »Iwan« sei 
bei einem Häftlingsaufstand ge- 
tötet worden. Wer lügt denn 
nun? 


Nishnic: Der betreffende Zeuge 
ist ein gewisser Elihu Rosen- 


berg. Er gab 1947, als er nach 
Israel auswanderte, eine eides- 
stattliche Erklärung ab, in der er 
behauptete, »Iwan« sei bei einer 
Lagerrevolte getötet worden.- Er 
wurde darüber im Laufe des 
Prozesses in Jerusalem befragt 
und sagte, seine Aussage habe 
nur auf Gerüchten beruht. Er 
habe nicht gesagt, daß er etwas 
mit der Tötung zu tun gehabt 
hätte. Das Ganze war nur Hö- 
rensagen. 


Mal sind es Gerüchte, 
mal die Wahrheit 


Nachdem die Anklage ihren Fall 
vorgetragen hatte, reiste ich 
nach Polen, um herauszufinden, 
ob eine Möglichkeit bestünde, 
weitere Unterlagen zu bekom- 
men, um Mr. Demjanjuk vertei- 
digen zu können. Und siehe da, 
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John Demjanjuk 

Die 

Gerechtigkeit 
wird siegen 

ich grub eine 68seitige Aussage 


in jiddischer Sprache aus, die 
1945, also nur zwei Jahre, nach- 


dem in Treblinka die Grausam- 


keiten begangen wurden, hand- 
schriftlich von dem gleichen Ro- 
senberg niedergelegt wurde. 
Und in dieser 68seitigen Aussa- 
ge behauptete Rosenberg an der 
Tötung von »Iwan« beteiligt ge- 
wesen zu sein. 


Wir brachten Mr. Rosenberg in 
den Zeugenstand zurück, und 
dieser sagte nun, er habe das al- 
les nur gerüchteweise gehört und 
nicht die Wahrheit gesagt, als er 
aussagte, er sei daran beteiltigt 
gewesen, und jetzt, 40 Jahre spä- 
ter, sage er die Wahrheit und 
»Iwan der Schreckliche« könne 
ja nicht tot sein, weil er jetzt 
John Demjanjuk ist und vor ihm 
in einem Gerichtssaal sitzt. 


Und die Richter glaubten die- 
sem Mr. Rosenberg. 


Ist es richtig zu sagen, daß zu 
dem Zeitpunkt, als sie Mr. Dem- 
janjuks Tochter heirateten, Sie 
nicht dachten, daß Sie jemals 
nach Polen reisen würden, um 
zu beweisen, daß Ihr Schwieger- 
vater kein »berüchtigter Nazi- 
Kriegsverbrecher« ist? 


Nishnic: Ich kann sagen, daß ich 
in meinen wildesten Träumen 
niemals damit gerechnet habe, 
etwas Derartiges zu erleben. Ich 
möchte sein wie jeder andere 
Bürger in diesem Lande, ein be- 
quemes Leben führen, für mei- 
nen Lebensunterhalt arbeiten 
und eine nette Familie haben. 
Und unsere Regierung - durch 
das OSI - hat- mir dies genom- 

. men. Und jetzt bin ich entschlos- 
sener als je zuvor, Mr. Demjan- 
juk zu entlasten. 


Demjanjuk war nie 
in Treblinka 


Ich werde bis ans Ende der Erde 
reisen, um sicherzugehen, daß 
die Wahrheit herauskommt. 
Und ich werde die Wahrheit ans 
Tageslicht bringen, früher oder 
- später, sei eszu Mr. Demjanjuks 
Lebenszeit oder danach. 
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BEME .. 


John Demjanjuk wird nach 
der Verkündigung des Todes- 
urteils aus dem Gerichtssaal 
in Jerusalem geführt. 


Dies ist eine Sache, von der ich 
niemals lassen werde. 


Wir wissen, daß er unschuldig 
ist. Er hat niemals den Boden 
von Treblinka betreten. Er hat 
niemals jemand getötet. 


Ich glaube, daß das israelische 
Gericht, das den Prozeß geführt 
hat, dies auch weiß, und ich bin 
völlig sicher, daß das OSI dies 
schon vor 1979 wußte. Und wir 
werden diesen Fall bis an das 
Ende aller Tage weiterver- 
folgen. 


Ich habe zwei Kinder, die ich 
jetzt nicht sehr oft sehe, weil ich 
soviel unterwegs bin. 


Und es ist ihr Großvater, dem 
nun in Israel ein Todesurteil be- 
vorsteht? 


Nishnie: Das ist richtig. Ich wer- 
de dies nicht zulassen, daß mei- 
ne Kinder in der Schule erfah- 
ren, ihre Großvater habe kalt- 
blütig 900 000 Menschen ermor- 
det. Ich weiß es besser. 


Da gab es den geheimnisvollen 
Tod eines israelischen Anwalts, 


-der an die Unschuld Ihres 


Schwiegervaters glaubte. Kön- 
nen Sie uns etwas darüber 
sagen? 


Nishnic: Ich darf vielleicht zuerst 
erwähnen, daß es eigentlich ein 


israelischer Anwalt namens Yo- 
ram Sheftel ist, der die Verteidi- 
gung meines Schwiegervaters in 
Händen hat. Er arbeitet uner- 
müdlich, um dafür zu sorgen, 
daß John eines Tages wieder in 
Freiheit leben kann. 


Was den geheimnisvollen Tod 
betrifft: Sie beziehen sich da auf 
Doy Eitan, einen ehemaligen is- 
raelischen Richter, der jüngste 
Jurist, der jemals in Israel zum 
Richter ernannt wurde.. Mr. 
Eitan war über die Prozeßfüh- 
rung in dieser Sache entsetzt. Er 
fühlte, daß dies nicht ein Spie- 
gelbild der israelischen Justiz 
war und auch nicht als ein sol- 
ches betrachtet werden sollte. 


Ein Fall, der zu den Akten 
gelegt wurde 


Und so entschloß er sich, fünf 
Tage bevor die Berufung gegen 
Mr. Demjanjuks Verurteilung 
beginnen sollte, dem Prozeß bei- 
zutreten. Mr. Eitan war über 
diesen Fall sehr erregt. Er wuß- 
te, daß John unschuldig ist, und 
er sagte es ihm von Angesicht zu 
Angesicht: »Ich weiß, daß Sie 
unschuldig sind.« 


Mr. Eitan konnte es gar nicht 
abwarten, in den Gerichtssaal zu 
gelangen. Am Tage seines Todes 
nahm er um 7.30 Uhr mit seiner 
Frau das Frühstück ein. Er sagte 
zu seiner Frau: »Ich möchte am 
Eröffnungstag der Berufung gut 
aussehen. Warte ‚auf mich um 
11 Uhr am Kaufhaus, und dann 
kannst du mir beim Kauf eines 
neuen Anzugs helfen.« 


Eine Stunde später war Mr. 
Eitan tot. 


Die israelische Polizei behaup- 
tet, daß Mr. Eitan - seine Seele 
ruhe mit Gott - in ein 15stöcki- 
ges Gebäude ging und sich dann 
in guter Laune dazu entschlos- 
sen habe, aus einem Fenster zu 
springen, sich umzubringen und 
seinen Körper vor den Augen 
der ganzen Jerusalemer Innen- 
stadt auf die Straße platschen zu 
lassen. 


Die israelische Polizei kam in- 
nerhalb von zwei Stunden zu der 
Schlußfolgerung, es sei »100 
Prozent Selbstmord« gewesen. 


Keine Obduktion, Keine Blut- 
proben. Und der Fall wurde zu 
den Akten gelegt. 
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Wir haben hier über nichts ande- - 
res als über Tragödien geredet. 
Aber da gibt es doch zu all die- 
sen Dingen eine positive Seite. 
Bitte erzählen Sie uns, was Sie 
getan haben hier in Washington, 
um Ihren Schwiegervater zu ent- 
lasten. 


»Wir werden das 
Problem lösen« 


Nishnie: Wir haben uns mit Kon- 
greßmitgliedern in Verbindung 
gesetzt und ihnen erklärt, nicht 
was in Israel geschah, sondern 
was hier in den Vereinigten 
Staaten passiert ist. Ich glaube 
fest daran, daß wir nach all den 
schrecklichen Erfahrungen, die 
wir im. Bezirksgericht in Israel 
machen mußten, bei der Beru- 
fung vor dem Obersten Gericht 
immer noch eine Chance haben. 


Ich begründe meine Zuversicht 
mit dem, was Mr. Eitan uns ge- 
sagt hat. Er glaubte, daß das 
Oberste Gericht in dieser Sache 
unabhängig entscheiden würde. 


Ich glaube, unser ganzer Fall 
geht auf das OSI in unserem 
Lande zurück. Es ist sehr, sehr 
seltsam, daß diese entlastenden 
Dokumente, von denen ich 
sprach, nicht nur der Verteidi- 
gung, sondern auch der israeli- 
schen Staatsanwaltschaft beim 
Prozeß im Bezirksgericht vor- 
enthalten wurden. 


Fast wäre der Prozeß 
eine Farce 


Ich glaube, man hat den Israelis 
ein paar Schriftstücke unterge- 
schoben unter der Bedingung, 
daß die erwähnten Dokumente 
erst dann auftauchen sollten, 
wenn Mr. Demjanjuk schon lan- 
ge nicht mehr unter den Leben- 
den weilt. Wir haben große An- 
strengungen unternommen, um 
in den Besitz der Dokumente zu 
gelangen. 


So ‘haben wir zu den Kongreß- 
leuten gesagt: »Machen Sie sich 
keine Gedanken darüber, was in 
Israel passiert ist. Wir werden 
das Problem schon lösen. Leiten 
Sie jedoch eine Untersuchung 
gegen das OSI ein. Es ist zu ei- 
nem bösartigen, außerhalb der 
Herde lebenden Elefanten ge- 
worden, der außer Kontrolle ge- 
raten ist und auf niemanden 
mehr hören will.« 


Es gibt mindestens einen Kon- 
greßmann, Jim Traficant, der in 
dieser Sache wirklich kein Blatt 
vor den Mund genommen hat. 


Nishnic: Mr. Traficant hat uns 
sehr geholfen. Ich muß erwäh- 
nen, daß er gegenüber den Fra- 
gen um diese Kriegsverbrecher- 
prozesse herum sehr empfind- 
sam ist. Und er glaubt, daß Leu- 
te, die an irgendwelchen Greuel- 
taten beteiligt waren, bestraft 
werden sollten. Nachdem er je- 
doch das Beweismaterial im Fal- 
le Demjanjuk gründlich durch- 
gesehen hatte, kam er zu dem 
Schluß, daß etwas faul ist. 


Könnten Sie uns etwas über die- 
ses Beweismaterial sagen? 


Nishnic: Es waren alles Aussa- 
gen von »Augenzeugen«. Es gibt 
keine Dokumente, die diese un- 
termauern. Das Beweismaterial, 
das wir seitdem ausfindig ge- 
macht haben - Material, das we- 
der vom israelischen Gericht 
noch von amerikanischen Ge- 
richten bisher gesichtet worden 
ist -, besteht aus sowjetischen 
Vernehmungen und Berichten 
über diese Vernehmungen, die 
das US-Justizministerium zu- 
rückgehalten hat, weil sie mit 
der hier in Amerika gegen Mr. 
Demjanjuk vorgebrachten An- 
klagen nicht übereinstimmen. 


Ein niederländisch-jüdischer 
Professor, Leiter der Sektion für 
experimentale Psychologie an 
der Universität von Leyden, hat 
ein Buch geschrieben. mit dem 
Titel »Identifying Ivan«, das von 
Harvard Press herausgebracht 
wurde. Darin heißt es, daß 37 
von 42 Regeln der Identifizie- 
rung durch die israelischen Straf- 
- verfolgungsbehörden übertreten 
wurden. 


Jeder kann in 
diesem Fall helfen 


Der Verfasser schreibt: »Ich will 
nicht so weit gehen, den Prozeß 
eine Farce zu nennen, aber wenn 
nur noch ganz wenige Regeln 
mehr verletzt worden wären, 
dann wäre er eine vollkommene 
Farce.« 


Alles weist auf jene Einrichtung 
hin, die sich Office of Special In- 
vestigations nennt. Ich höre im- 
mer, daß das OSI behauptet, je- 
der sei darauf aus, es zu schlie- 
ßen. Dem ist nicht so. Ich sage 
vor der Öffentlichkeit, daß ich 
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nicht danach strebe, daß - das 
Amt geschlossen wird. Mir geht 
es nicht darum, es daran zu hin- 
dern, ‘nach wirklichen Nazi- 
Kriegsverbrechern zu forschen. 


Ich bin jedoch der Überzeu- 
gung, daß man durch Unter- 
drückung von Beweismaterial, 
Fehlverhalten, Tricks und Be- 
trug Mr. Demjanjuk zu etwas 
gemacht hat, was er niemals 
war. Sie haben unser Leben zer- 
stört - als amerikanische Bürger. 
Sie haben das Leben der Dem- 
janjuks zerstört. 


Aber wir werden uns nicht un- 
terkriegen lassen. Wir kämpfen 
für die Wahrheit. Schließlich le- 
ben wir in einem freien Land, 
und wenn man uns nicht hört, 
dann ist etwas nicht in Ordnung. 
Ich würde dann alle unsere Frei- 
heiten in Frage stellen. 
Können unsere Leser John 
Demjanjuk helfen? 


Nishnic: Jeder sollte an einen 
amerikanischen Abgeordneten 
schreiben und ihn bitten, uns zu 
helfen, jetzt sofort eine Untersu- 
chung gegen das OSI einzulei- 
ten, soweit es den Fall Demjan- 
juk betrifft. Es gibt viele ernst- 
hafte Fragen und schwerwiegen- 
des Beweismaterial um darzule- 
gen, daß hier Rechtsbeugung 
stattgefunden hat. 


Finanziell liegen wir total am 
Boden. Wir haben 130 000 Dol- 
lar Schulden. Wir wissen noch 
nicht einmal, wie es morgen wei- 
tergehen soll. Aber wir verlassen 
uns auf den guten Willen der 
Menschen, die finanziell in der 
Lage sind, uns zu helfen. 


Gibt es eine Adresse, wohin 
man schreiben kann? 


Nishnic: Ja, sie lautet: The John 
Demjanjuk Defense Fund, P.O. 
Box 92819, Cleveland, Ohio 
44192, USA. Wir haben das mit 
einer Bank in Cleveland verein- 
bart, und wir werden den’ Ein- 
gang bestätigen und den Spen- 
dern als Anerkennung Informa- 
tionsmaterial zusenden. 


Wir sind buchstäblich nur eine 
Familie hier, die ganz allein ge- 
gen drei Supermächte . kämpft, 
und wenn es nicht die Großzü- 
gigkeit der Menschen draußen 
gäbe, dann würde ich sagen, daß 
wir es niemals schaffen werden. 


Naher Osten 


Waffen und 
nochmals 
Waffen 


Victor Marchetti 


Drei Waffenverkäufe an Saudi- 
Arabien in einer Gesamthöhe 
von 850 Millionen Dollar wur- 
den in den letzten Monaten von 
der amerikanischen Bush-Regie- 
rung durch den Kongreß ge- 
schleust und es erhob sich kaum 
ein Murmeln des Protestes sei- 
tens der gewöhnlich wachsamen 
Aufpasser des Staates Israel. Zu 
den Verkäufen gehörten Ausrü- 
stungsteile zur Modernisierung 
von F-5- und F-15-Düsenjägern, 
die zu einem früheren Zeitpunkt 
an das arabische Königreich ver- 
kauft worden waren. 


Als Folge von diesem Vorgehen 
beklagen sich jetzt Abgeordnete 
darüber, daß der amerikanische 
Außenminister James Baker 
dem bei solchen Verkäufen übli- 
chen Beratungs- und Zustim- 
mungsverfahren durch den Kon- 
greß dadurch ausgewichen sei, 
daß er die. Gesetzesmacher nicht 
früh genug in Kenntnis gesetzt 
habe, damit diese gegen die an- 
stehenden Abmachungen Oppo- 
sition einlegen konnten. Der 
Kongreß hat 30 Tage nach Mit- 
teilung der Regierung über ei- 
nen geplanten Waffenverkauf 
Zeit, um eine Resolution zur 
Abblockung des Handels zu er- 
lassen. Wenn keine Resolution 
ergeht, dann ist der Waffenhan- 
del automatisch abgeschlossen. 


Auf einer Anhörung des House 
Foreign Affairs Committee 
(Ausschuß des Repräsentanten- 
hauses für auswärtige Angele- 
genheiten) sagte Baker,-die Re- 
gierung habe die Absicht, in den 
kommenden Monaten weitere 
Waffenverkäufe an die arabi- 
schen Länder vorzuschlagen. Er 
sagte dabei jedoch nichts zu den 
derzeit verhandelten Abma- 
chungen. 


In einem Schreiben an Baker, 


‘das nach der Ausschußsitzung 


verfaßt wurde, erhob der Abge- 
ordnete Levine den Vorwurf, 
daß über die vorgeschlagenen 
Waffenverkäufe an den Nahen 
Osten zwischen der Regierung 
und dem Kongreß »kein ausrei- 
chender Dialog stattgefunden 


hat«. Und er beschuldigte Ba- . 
ker, »die rücksichtslose Waffen- 
verkaufspolitik der vergangenen 
Regierung« weiterzubetreiben. 


‘Dies wird für Ronald Reagan 


und George Shultz eine Überra- 
schung sein. 


Levine forderte Baker auf, sich 
in Zukunft »viel früher« mit dem 
Kongreß über beabsichtigte 


Waffenverkäufe zu beraten, und :.' 


er forderte eine Auflistung von 
unmittelbar . bevorstehenden 
Handelsabschlüssen an. 


Einer der Gründe, warum Isra- 
els selbstgesalbte Wächter die 
jüngsten Waffenverkäufe an 
Saudi-Arabien ° verpaßten, ist 
darin zu sehen, daß sie sich dar- 
auf konzentriert hatten, Waffen- 
Geschenke an ihren Lieblings- 
Wohltätigkeitsempfänger durch- 
zusetzen. In dem soeben verab- . 
schiedeten Defense Authoriza- 
tion Bill (Gesetz zur Genehmi- 
gung von Verteidigungsausga- 
ben) für die Steuerjahre 1990-91 
sind mehr als 400 Millionen Dol- 
lar enthalten, die für zusätzliche 
Militärhilfe an und Käufe aus Is- 
rael vorgesehen sind. 


Ein fairer 
Interessenausgleich 


Die Vereinigten Staaten werden 
weiterhin das Arrow-Programm - 
der antitaktischen ballistischen 
Raketen (65,2 Millionen Dollar) 
finanzieren und israelische Po- 
peye-Luft-Boden-Raketen (24,7 
Millionen Dollar), SINCGARS- 
Fernmeldeeinrichtungen (290,7 
Millionen Dollar) und anderes 
Gerät im Wert von mindestens 
35 Millionen Dollar anschaffen. 


Diese »Verbesserung der strate- 
gischen Zusammenarbeit« zwi- 
schen den Vereinigten Staaten 
und Israel läuft außer den .1,8 
Milliarden Dollar an militäri- 
scher Hilfeleistung, die der zio- 
nistischen Regierung obendrein 


‚gewährt wird. Außerdem leisten 


die USA jährlich 1,2 Milliarden 
Dollar Wirtschaftshilfe an Israel. 


»Es wird oft gesagt, daß der 
Kongreß Hinz beraubt, um 
Kunz zu bezahlen«, bemerkte 
ein Mitarbeiter des Kongresses 
treffend, »aber in diesem Falle 
kann man sagen, daß wir an die 
Araber verkaufen, um es den 
Zionisten zu schenken. Wenn 
man alles berücksichtigt, ist es 
ein fairer Interessenaustausch.« 
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| Weltkontrolle 


ei an 


Aspekte der 
islamischen 
Revolution 


Zweiter Teil und Schluß 


Ivor Benson 


Den zornigen jungen Männern des Ayatollah Khomeini, die nach der 
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Wie kam nun der Vorsitzende 
der Amerikanischen Kommuni- 
stischen Partei dazu, in groben 
Umrissen ein ehrgeiziges Pro- 
gramm für die Entwicklung der 
dritten Welt darzulegen, das 
später mit hohen Kosten durch 
die Vereinigten Staaten und ein 
breites Netzwerk von internatio- 
nalen Agenturen durchgeführt 
werden sollte? Wie geschah es 
und wie war es möglich, daß Ar- 
mand Hammer, Sohn von Julius 
Hammer, einer der Gründer der 
Amerikanischen Kommunisti- 
schen Partei, sich unmittelbar 
nach der. bolschewistischen Re- 
volution nach Rußland begeben 
und sofort damit beginnen konn- 
te, eine umfangreiche Verlage- 


EEE EZTERLEETS VE TEE TE 


ten Zeitraum operiert, und dies 
alles, ohne daß der Idealist in 
ihren Reihen auch nur den ge- 
ringsten Argwohn über diese 
Tatsache hegt.« 


Alles wird vom Geld 
bestimmt 


Diejenigen, die in das Geheim- 
nis der unheimlich doppelwerti- 
gen Beziehungen zwischen 
Hochfinanz und Kommunismus 
eingedrungen sind, werden nicht 
überrascht sein, zu erfahren, daß 
die Sowjetunion dem Schah bis 
zum Ende die Stange gehalten 
hat, und daß Artikel in der 
»Prawda« über die Ereignisse.im 
Iran in Ton und Inhalt fast die 


rung von Geldern, Industrieaus- 
rüstungen und Technologie aus 
dem kapitalistischen Westen zu 
dessen mutmaßlichem Feind, 
dem kommunistischen Osten zu 
organisieren? 


Revolution die amerikanische Botschaft besetzten, entging nicht, 
daß viele der vielsagendsten Polizei-Direktiven vom US-Außenmini- 
sterium in Washington eine völlig andere Tonlage hatten als die 
Berichte und Auslegungen der Männer an Ort und Stelle, jener 
armen Teufel, die hinterher der vollen Wucht der leidenschaftlichen 
iranischen Feindseligkeiten ausgesetzt waren. Angehörige der ameri- 
kanischen Botschaft, schreibt Amir Taheri, begriffen allmählich, daß 
sie nicht das berichten sollten, was sie sahen, sondern vielmehr sehen 


gleichen waren wie die in der 
»New York Times«. 


Wenn man von der sich entfal- 
tenden Geschichte unseres Jahr- 
hunderts sagen kann, sie sei das 
Produkt einer Allianz zwischen 
Geld und Verstand — was könnte 


Die kurze Antwort auf beide 


sollten, was sie auf Washingtons Verlangen berichten sollten. 


Dies bedeutete, daß eine großar- 
tige Strategie und taktisches Sy- 
stem in die Tat umgesetzt wer- 
den sollten, um die nur eine klei- 
ne Minderheit von Politikma- 
chern an der Spitze wußte, wo- 
durch eine Umgebung geschaf- 
fen wurde, in der äußerst gehei- 
me Zwecke mit einer Zurschau- 
stellung von harmlosen und 
wohlwollenden Absichten mas- 
kiert wurden. Die Auswirkung 
davon war eine äußerst verwir- 
rende Mischung von  wider- 
sprüchlichen Außerungen und 
Handlungen. 


Der große Plan und die 
Gegenrevolution 


Amir Taheri formulierte das so: 
»Das in Teheran, Washington, 
Jerusalem, London, Kairo und 


- einem Dutzender anderer Städte 


hinter den Kulissen inszenierte 
Drama spiegelte die Realitäten 
einer Geheimwelt wider, die nur 
wenigen Regeln entweder inter- 
nationalen Verhaltens oder indi- 
vidueller Moralität gehorchte. In 
diesem breiteren Zusammen- 
hang konnte man das Irangate- 
Fiasko vielleicht richtig ver- 
 stehen.« 


Diese Höllenküche der Geheim- 
‘haltung und Intrige außerhalb 
des Irans hatte ein Aquivalent 
‚innerhalb des Landes. In den 
Nachwehen der Revolution wur- 
den alle Freimaurerlogen im 
Br [CODE 
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Der letzte Schah von Persien mit seiner Familie. Er war ein 


Fragen findet man in den Auf- 
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enger Verbündeter Israels und der grausamste Tyrann dieses 


Jahrhunderts. 


Iran geschlossen und ihre Archi- 
ve beschlagnahmt, wodurch das 
eintrat, was viele vermutet hat- 
ten. Viele von ihnen wurden von 
Juden oder Bahais jüdischen Ur- 
sprungs geleitet und stellten ei- 
nen weiteren Kanal der gehei- 
men Kommunikation mit Israel 


und dem Zionismus im allgemei-- 


nen dar. 


zeichnungen, die der deutsche 
Historiker Oswald Spengler un- 
mittelbar nach der bolschewisti- 
schen Revolution zu Papier 
brachte: »Es gibt keine proleta- 
rische Bewegung, nicht einmal 
eine kommunistische, die nicht 
im Interesse des Geldes, in der 
von Geld geprägten Richtung 
und für den vom Geld bestimm- 


sie sonst sein? —, war es die Auf- 
gabe von Earl Browder und sehr 
vielen Figuren seiner Art, von 
denen nur wenige als Kommuni- 
sten identifiziert werden kön- 
nen, sich um die. intellektuelle 
Hälfte dieser Allianz zu küm- 
mern. 


Professor Hamid Algar schreibt 
hierzu: »Die Rückkehr des 
Schahs im Jahre 1953 leitete die 
angespannte Periode eines Vier- 
teljahrhunderts eines nie dage- 
wesenen Massakers und Unter- 
drückung, die intensive Ausbeu- 
tung der natürlichen Hilfsquel- 
len des iranischen Volkes durch 
die Imperialismen des Ostens 
und Westens ein, und das westli- 
che Lager wurde damals eher 
von den Vereinigten Staaten als 
von Großbritannien angeführt.« 


Auseinandersetzung 
zwischen feindlichen 
Hierarchien 


Dies also war der neue Imperia- 
lismus, amerikanisch und isra- 
elisch in der äußeren Erschei- 
nung, aber international und 
kosmopolitisch in seinem Cha- 
rakter, der machtausübende 
Elemente aus allen früheren 
staatlichen Imperialismen, fi- 
nanzielle, politische und: intel- 
lektuelle, in seine Umlaufbahn 
hineinzog. Die iranische Olindu- 
strie, bis dahin ein britisches 
Monopol, wurde »internationali- 
siert«, das nominelle: Staatsei- 


US-Präsident Jimmy Carter 
gratuliert dem Schah persön- 
lich, nach dem großen Massa- 
ker in Teheran bei dem schät- 
zungsweise 4000 Menschen 
getötet wurden. 


gentum beibehalten, aber das 
Management wurde einem Kon- 
sortium anvertraut, dessen Ei- 
gentümer die AIOC, in British 
Petroleum (40 Prozent) umbe- 
nannt, acht amerikanische Kon- 
zerne (40 Prozent), Shell (14 
Prozent) und French Petroleum 
(6 Prozent) sind. 


Wir müssen jetzt versuchen, in 
diese Folge von Gespensterer- 
scheinungen und scheinbar wi- 
dersprüchlichen Tatsachen, die 
sich aus den kurz darauf folgen- 
den Auseinandersetzungen zwi- 
schen dem Schah und seinem 
Volk ergeben, etwas Sinn hin- 
einzubringen. 


Man kann sich den gesamten ira- 
nischen Kampf nach Ende des 
Zweiten Weltkrieges im breite- 
sten Sinne als eine Auseinander- 
setzung zwischen sich gegensei- 
tig feindlich gegenüberstehen- 
den Hierarchien von Ideen, 
Werten und Machtstrudeln, die 
tatsächlich oder potentiell vor- 
handen sind, vorstellen. Die ei- 
ne davon gehört zum Westen 
und die andere zum Osten. Die 
eine sieht in Amerika das Sym- 
bol für menschlichen Fortschritt 
und die andere das Erzsymbol 
der politischen Unrechtmäßig- 
keit, also den »großen Satan«. 


Und der Schah? Weil er sich kei- 
ne Zukunft für Iran außer einer, 
die nach den industriellen Wer- 
ten geformt war, vorstellen 
konnte, und weil auch er die reli- 
giöse Klasse seines Landes als 
das größte Hindernis für den 
Fortschritt in diese Richtung an- 
sah, ließ er es zu, daß er in jeder 
Hinsicht zum Hauptwerkzeug 
der fremden Macht wurde. 


Zusammenarbeit mit der 
außerstaatlichen Macht _ 


Wie Taheri berichtet, entstand 
nach 1953 eine große Vielfalt 
von ideologischen Kräften, die 
die Diktatur des Schahs und sei- 
ne Untertänigkeit gegenüber 
den fremden Mächten bekämp- 
fen wollten. Aber hinter allen 
von ihnen war zunehmend der 
religiöse Einfluß erkennbar; so 
deutlich, daß sogar der Sozialis- 
mus, eine vom Westen ausgelie- 
hene weltliche ‚Ideologie, im 
Iran als »die Bewegung der got- 
tesfürchtigen Sozialisten« wieder 


- auftauchte. 


Der wachsende religiöse Einfluß 
kam 1963 zu einem Höhepunkt, 
als der Ayatollah Khomeini 
plötzlich in den Vordergrund 
trat, der in der Revolution eine 
Rolle spielen sollte, die in vieler 
Hinsicht der des Propheten Mo- 
hammed im siebten Jahrhundert 
ähnelte, in der die Funktionen 
eines Religionsführers mit der 
eines weltlichen Führers auf be- 
merkenswerte Weise kombiniert 


“wurden. 


Eine übermäßige Steigerung der 
Macht des Schahs, um der Be- 
völkerung seinen Willen aufzu- 
zwingen, prallte auf eine ent- 
sprechende Erhöhung der Macht 
und des Einflusses einer religiö- 
sen Klasse, die den Willen und 
Instinkt der Masse. des Volkes 
symbolisierte. So konnten alle 
sehen, was dargeboten. wurde, 
und sie wollten es nicht haben. 


Es gab zwei Möglichkeiten, mit 
denen die Macht des Schahs, sei- 
nen Willen durchzusetzen, 
enorm gesteigert wurde: Er- 
stens, eine Erhöhung der zu sei- 
ner Verfügung stehenden Geld- 
summe, als die -Olproduktion 
wieder aufgenommen wurde und 
noch einmal, als der Olpreis in 
die Höhe schoß; und zweitens ei- 
ne enge Zusammenarbeit mit 
der außerstaatlichen Macht, be- 
sonders mit ihrer israelischen 
Komponente, beim ausgeklügel- 


u ee a u 


ten Gebrauch der Geheimpolizei 
und der Gefängnisse als Instru- 
mente des Terrors und des 
Zwangs. 


Das scharfe Schwert 
der Macht 


Sogar eine gemäßigte Opposi- 
tion nach 1963 wurde mit Exil, 
Gefängnishaft, Folter und Mord 
unterdrückt, und die Armee 
wurde eingesetzt, um die vom 
Ulema in Teheran und anderen 
Städten organisierten Massende- 
monstrationen zu zerschlagen, 
wobei Tausende von Menschen 
getötet wurden. Im Jahr 1975 
bezeichnete der Leiter der briti- 
schen Sektion von Amnesty In- 
ternational den Iran als »Welt- 
führer« in Folterungen, Hinrich- 
tungen nach Schwindelprozessen 
und weitverbreiteter Inhaftie- 
rung aus politischen Gründen. 


Das scharfe Schwert der Macht, 
die der Schah auf seine inneren 
Gegner ausüben konnte, wurde 
ihm fast gänzlich von seinen bei- 
den Hauptunterstützern im Aus- 
land, den Vereinigten Staaten 
und Isreal, zur Verfügung ge- 
stellt; diese waren jedoch nie- 
mals wirklich separat, sondern 
lediglich zwei Aspekte der glei- 
chen weltrevolutionären Kraft. 


Tatsächlich waren der amerika- 
nische und der israelische Ein- 
fluß zu jeder Zeit untrennbar. 
Professor Algar sagt, daß nach 
dem Putsch von 1953, bei dem 
Mossadegh gestürzt wurde, auf 
allen Ebenen, besonders bei der 
Arbeit der Geheim- und Sicher- 
heitsdienste, eine Zusammenar- 
beit bestand. Er schreibt weiter: 


»Nach einem gewissen Punkt hat 
es den Anschein, daß die Beset- 
zung des Savak vom Mossad, 
dem israelischen Sicherheits- 
dienst, und vom CIA übernom- 
men wurde, obwohl der CIA 
sich stets das Recht der Uberwa- 
chung der Operationen des Sa- 
vak vorbehielt. Ich weiß von vie- 
len Leuten, die berichten, sie 
seien von Israelis verhört und 
gefoltert worden, während sie 
sich im Gewahrsam des Savak 
befanden.« 


Algar fährt fort: »Es gab eine 
überwältigende Ähnlichkeit zwi- 
schen den beiden völlig von den 
Vereinigten Staaten abhängigen 
Geheimdiensten. Israel ist kaum 
unabhängig von den Vereinigten 


Staaten - oder vielmehr, die 
Dinge liegen umgekehrt — ver- 
fügt Israel sicherlich über mehr 
Stimmen im US-Senat als das 
Weiße Haus.« 


Das Zeitalter des 
Konflikts 


Die Karriere des Schahs Mo- 
hammed Resa veranschaulicht 
Lord Actons Maxime, daß 
»Macht korrumpiert und absolu- 
te Macht absolut korrumpiert« 
bis zur: Perfektion. Durch den 
Prozeß des ungezügelten persön- 
lichen Ehrgeizes wurde der 
Schah seinem eigenen Volk völ- 
lig entfremdet — die Korruption 
der Führung in ihrer letzten 
Form. Er glaubte an-das, was er 
tat, genoß die Unterstützung der 
größten Machtkonzentration au- 
ßerhalb seines Landes und war 
in der Lage, so viel Vermögen 
aus seiner Ölindustrie herauszu- 
ziehen, daß er von seinem Volk 
nichts benötigte außer seiner 
Unterwerfung. Von 1970 an 
konnte er sogar seine Macht im 
Ausland ausdehnen, indem er 
riesige Geldsummen vergab, 
nachdem er seinem Land zu ei- 
ner Machtstellung und zu einem 
Einfluß verholfen hatte, die seit 
Jahrhunderten ohne Parallele 
sind. 


Tahere schreibt: »Zwischen 1968 
und 1978 nahm der Iran mehr 
als 100 000 Millionen 
(1.000 000 000 000) Dollar 
durch Olexporte ein. Mehr als 
zehn Prozent davon wurden in 
Form von Darlehen oder direk- 
ten Geschenken an befreundete 
Länder verwendet. Das Verei- 
nigte Königreich erhielt 1200 
Millionen Dollar an Darlehen. _ 
In der Bundesrepublik Deutsch- 
land kaufte der Iran beträchtli- 
che Anteile an Krupp und Mer- 
cedes-Benz, um ihnen aus finan- 
ziellen Schwierigkeiten heraus- 
zuhelfen.... mehr als sieben- 
hundert »Schlüsselpersönlichkei- 
ten« standen ab 1979 auf der ge- 
heimen Gehaltsliste des Iran.« 


Irans galoppierende Rüstungs- 
ausgaben im Kielwasser des stei- 
genden Ölpreises von 1973 bis 
1974 half den westlichen Wirt- 
schaften, eine Flaute zu vermei- 
den. Gleichzeitig wurde der Iran 
nach der Nixon-Kissinger-Dok- 
trin als die regionale Macht an- 
gesehen, die im Persischen Golf 
und Indischen Ozean westliche _ 
Interessen als Polizist verteidi- 
gen würde. 


Weltkontrolle 


Aspekte der 
islamischen 
Revolution 


Der Schah hatte sich selbst eine 
Rolle in der Geschichte zuge- 
teilt, die in seiner Vorstellung 
nur mit dem Gründer des Persi- 
schen Reiches im Jahre 600 vor 
Christus vergleichbar war. Da- 
von machte er der Welt im Ok- 
tober 1971 Mitteilung, als er sich 
mit seinen Generalen an der Sei- 
te vor dem Grab des großen Mo- 
narchen, das jetzt wenig mehr 
als ein Haufen Steine in einer 
großen trockenen Ebene ist, auf- 
stellte und feierlich eine. Lobre- 
de. verlas, die mit den Worten 
begann: »Ruhe in Frieden, Ky- 
ros, denn wir sind wach!« 


Auswüchse des 
Größenwahns des Schahs 


Darauf fand zwischen den gran- 
diosen Ruinen bei Persepolis ei- 
ne große Gesellschaft statt, der 
mehr als fünfhundert Würden- 
träger beiwohnten, darunter Kö- 
nige, Präsidenten und Premier- 
minister aus 60 Ländern. All 
dies, so sagte der Schah seiner- 
zeit, sollte ein Markstein für »die 
Wiedergeburt des Persischen 
Reiches und Irans Rückkehr’ in 
den Vordergrund der menschli- 
“ chen Erfahrung« sein. 


* Andere Auswüchse des schah- 
schen Größenwahns waren die 
vorgeschlagene 1200 englische 
Morgen große phantastische ar- 
chitektonische Komposition 
Shahestan-e-Pahlawi bei Teher- 
an und 20 Kernkraftanlagen. 
Diese Art von Entwicklung be- 
günstigte westliche Wirtschaften 
und Vertragspartner, die sich 
den Schmaus mit einer neuen 
Klasse von iranischen Monopol- 
herren und Technokraten teil- 
ten, aber wenig oder gar nichts 
für.die iranische Wirtschaft als 
Ganzes taten. 


Von seinem Traum von nationa- 
ler Größe davongetragen, war 
der Schah anscheinend unfähig 
zu begreifen, daß die Rolle, die 
er sich selbst zugeteilt hatte, ei- 
ner anderen völlig untergeord- 
net war, die ihm von jenen zuge- 
teilt worden war, die ihn in sei- 
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nen Ambitionen ermutigten. Mit 


anderen Worten, daß das irani-- 


sche nationale Drama, so ein- 
drucksvoll es auch war, wenn 
man es für sich betrachtete, dazu 
ausersehen war, nichts weiter als 
eine Episode in einem unerhört 
größeren weltpolitischen Drama 
zu sein. i 


Israel mit Amerika 
gleichsetzen 


Es ist das gleiche Motivations- 
System, entworfen von Henry 
Kissinger — während der läng- 
sten Zeit der siebziger Jahre der 
engste Freund und zuverlässigste 
Berater des Schahs -, das einer 
näheren Betrachtung bedarf. 
Wie und zu welchen Zwecken 
versuchten diese mächtigen Ein- 
zelpersonen den Schah zu be- 
nutzen? 


Eine kurze aber unzureichende 
Antwort besteht darin, daß der 
neue internationale kosmopoliti- 
sche Imperialismus, mit Israel 
als Vorausabteilung, die arabi- 
sche Welt und ihre islamischen 
Religionen inzwischen als das 
größte Hindernis auf dem Wege 
zu ihrem großen Ziel betrachte- 
ten: Eine-Welt-Regierung, die 
er auf allen Ebenen beherrschen 
würde; und der Iran mit seiner 
beträchtlichen nicht-arabischen 
Bevölkerung und seinem. riesi- 
gen Olreichtum wurde als mögli- 
che Ausgleichskraft angesehen, 
die gegen die arabische Welt ein- 
gesetzt werden konnte. 


Der erste Schritt bestand darin, 
Israel in der Wirtschaftshilfe auf 
allen Gebieten praktisch mit 
Amerika gleichzusetzen und 
dann den Schah in stetigem Fort- 
schritt mit einem Mittel zu ver- 
sorgen, jegliche Opposition im 
Inneren seines Landes zu unter- 
drücken. 


Tatsächlich wurden die Sicher- 
heitskräfte des Schahs praktisch 
von den Israelis übernommen 
und mit nicht-islamischem Per- 
sonal verstärkt, das weitgehend 
aus nicht-moslemischen Bevöl- 
kerungsteilen angeworben wur- 
de, vor allem aus der Volksgrup- 
pe der Bahais, die sich aus Men- 
schen weitgehend jüdischer Ab- 
stammung zusammensetzt, die 
jedoch die. jüdische Religion 
nicht mehr praktizieren. Dies 
gab ein Instrument in die Hand, 
das mit äußerster Gnadenlosig- 
keit gegen die Bevölkerung und 
insbesondere gegen die religiöse 


\ 


Klasse werden 


konnte. 


eingesetzt 


Professor Algar beschreibt die 
Lage genau: »Wir finden, daß 
unmittelbar nach dem großen 
Massaker in Teheran am 8. Sep- 
tember 1978, als schätzungswei- 
se 4000 Menschen getötet wur- 
den, Carter seine humanitären 
Bemühungen im Namen eines 
sogenannten Friedens in Camp 
David unterbrach, um eine per- 
sönliche Botschaft zur Unter- 
stützung des Schahs vom Stapel 
zu lassen. Es ist bemerkenswert, 
daß Sadat und Begin sowie die 
anderen, die an diesen humani- 
tären Bemühungen in Camp Da- 
vid Beteiligten, sich ebenfalls die 
Zeit nahmen, um dem’ Schah 
kurz nach dem Massaker per Te- 
lefon ihre besten Wünsche zu 
übermitteln. Angesichts des Ti- 
ming von Carters Gefühlsaus- 
druck der Unterstützung für den 
Schah können wir nicht umhin, 
seinen Besuch in Teheran und 
seine Proklamation der Unter- 
stützung - Anfang 1978 - als aus- 


drückliche Erklärung des Ein- . 


verständnisses mit dem Schah 
und allen seinen Taten des Mas- 
sakers und der Unterdrückung, 
die er im Jahr der Revolution 
beging, anzusehen. Es war nicht 
nur ein Aufstand, der darauf an- 


"gelegt war, die Tyrannenherr- 


schaft des Monarchen zu er- 
schüttern und zu beseitigen, es 
war gleichzeitig in einem realen 
Sinne ein Unabhängigkeitskrieg, 
der gegen eine Macht geführt 
wurde, die den Iran erfolgreich 
in einen Militärstützpunkt ver- 
wandelt hatte, und der den mili- 
tärischen Unterdrückungsappa- 
rat jenes anderen Landes in sein 
eigenes strategisches System ein- 
gegliedert hatte.« 


Die beherrschende Bedeutung, 
die dem Iran als Figur auf dem 
Schachbrett der weltweiten 
Machtpolitik beigemessen wur- 
de, wurde kurz nach dem Sturz 
des Schahs unterstrichen, als 
beide Seiten des sogenannten 
»Eisernen Vorhangs« dem Irak 
ihre Unterstützung zuteilwerden 
ließen, und als die flagrantesten 
Verstöße gegen das Völkerrecht 
durch den Irak, darunter die er- 
sten Angriffe auf die neutrale 
Schiffahrt und sogar der Einsatz 
von Giftgas unbeachtet blieben 
oder entschuldigt wurden. Die- 
außenstehenden Mächte, darun- 


“ter die UdSSR, weigerten sich 


auch hartnäckig, den Irak als 
Angreifer namentlich zu 
nennen. 


Als dann klar wurde, daß der 
Irak nicht gewinnen konnte, 
mußten die vereinten Bemühun- 
gen der außenstehenden Mächte 
eingesetzt werden, um einen 
Sieg des Irans zu verhindern - 
eine Übung, die schließlich eines 
direkten Militäreinsatzes der 
Amerikaner im Persischen Golf 
bedurfte. 


Das Schlachtfeld 
der Gedanken 


Der iranische Kampf wurde auf 
dem Schlachtfeld der Gedanken 
gewonnen und verloren. 


Es stellte sich heraus, daß alle 
Gedanken, die der Schah zugun- 


- sten der sichtbaren Vorzüge .des 


westlichen Gesellschaftsmodells 
vortragen konnte, unterstützt 
durch eine maximale Anwen- 
dung von Gewalt und Terror, ei- 
nem System von Gedanken, von 
den Mullahs gefördert, das das 
Volk wie nie zuvor vereinte und 
ihm einen todesverachtenden 
Mut einflößte, nicht gewachsen 
waren. 


Dies war etwas, was der Schah 
nie ‚verstehen konnte: Eine un- 
besiegbare Einheit des Volkes, 
die die Alten und die Jungen, 
die Ungebildeten und die Gebil- 
deten, einschließlich sogar der- 
jenigen, die ihre Schulausbil- 
dung im Westen erhalten hatten, 
umfaßte. So erfahren wir, daß 
der letzte Besuch des Schahs in 
Washington auf Einladung von 
Präsident Carter im November 
1977 von noch nie dagewesenen 
Demonstrationen durch irani- 
sche Studenten gestört wurde, 
und daß das von der Polizei ein- 
gesetzte Tränengas über den Ra- 
sen des Weißen Hauses abtrieb 
und-den Schah dazu zwang, ein 
paar Tränen zu vergießen. 


Zum Zweck des Studiums und 
der Diskussion kann man dieses 
Ideensystem unter zwei Über- 
schriften betrachten: Populismus 
und Religion. Die Verwendung 
des Begriffs Populismus bedarf 
jedoch einer erklärenden An- 
merkung: Er bedeutet das, was 
Demokratie zu bedeuten pflegte 
und mutmaßlich immer noch be- 
deutet - nämlich Regierung 
durch das Volk, direkt oder re- 
präsentativ. Da jedoch der Be- 
griff Demokratie jetzt fast welt-- 
weit auf Staaten angewendet 
wird, die keine Demokratien, 
wie in den Wörterbüchern defi- 
niert sind, kann nur gesagt wer- 


den, daß es aufgehört hat, »ge- 
setzliches Zahlungsmittel« zu 
- sein. 


Entweder Plutokratien 
oder Oligarchien 


Die Staaten des Westens sind 
tatsächlich Plutokratien oder 
Oligarchien mit besonderen In- 
teressen, die viel von dem 
Schmuck der Demokratie — poli- 
tische Parteien, die Wahlurne 
und alles übrige - tragen. 


Das Wort Populist wird jetzt in 
allen englischsprechenden Län- 
dern verwendet, um die Volks- 
bewegungen zu bezeichnen, die 
den Scheindemokratien Wider- 
stand entgegensetzen. Das Kon- 
zept des Populismus schafft so- 
mit Übereinstimmungen zwi- 
schen politischen Aktivisten, die 
vom Schah verfolgt wurden, und 
jenen im Westen, die jetzt als 
»Rechtsextreme«, »Neonazis« 
oder »Faschisten« verfolgt und 
verflucht werden, wobei jedes 
Gespräch mit ihnen absolut ver- 
boten ist. 


Alle diese populistischen Bewe- 
gungen haben ihren Ursprung in 
einem tiefverwurzelten Instinkt, 
‘einem sozialen oder politischen 
Instinkt, der die Menschen dazu 
anregt, negativ auf jede Herr- 
schaft zu reagieren, von der sie 
glauben, daß sie, gemessen an 


ihren Erfolgen, nicht wirklich 


die ihre ist. Primitive Gesell- 
- schaften, die durch alle Zeitalter 


hindurch bestanden haben, kön-. 


nen als Vorbilder der gesetzmä- 
Bigen Herrschaft und als Bei- 
spiel für die gewaltigen ausge- 
klügelten Gesellschaften der 
modernen Welt, in denen der 
Faktor Rechtmäßigkeit immer 
schwammiger wird, angesehen 
werden. 


‘ Die Demoralisierung 
der Kirche 


treter derer, die beherrscht wer- 
den, angesehen werden können, 
als Führer, die ein Empfinden 
für die Gefühle, Werte, UÜber- 
zeugungen und Gruppenerinne- 
rungen der Beherrschten haben. 


Amir Taheri, ein westlich orien- 
tierter iranischer Journalist und 
kein Freund der Mullahs, sagte 
1976 über den Schah: 


»Er brauchte die Menschen 
nicht wegen ihrer Stimmen in ei- 
ner allgemeinen Wahl. Er be- 
fand sich dort, wo er war, durch 
göttliches Recht, und parlamen- 
tarische Wahlen, die alle vier 
Jahre abgehalten wurden, waren 
kaum mehr als rituale Übungen 
in Wehrlosigkeit.« 


Und der Schah hatte seine Ge- 
wohnheit, im Lande umherzu- 
reisen und hautnahen Kontakt 
mit seinem Volk aufzunehmen, 
längst aufgegeben. 


Andere populistische Bewegun- 
gen im Iran seit vor der Jahrhun- 


.dertwende, von denen einige 


nach dem Vorbild ähnlicher Be- 
wegungen im Westen ausgerich- 
tet waren, waren alle in gewisser 
Weise von religiösen Klassen be- 
einflußt, aber die eine, die 
schließlich triumphierte, war 
durch und durch religiös, inspi- 
riert von einem großen. Reli- 
gionsführer und ganz und gar 
vom Ulema geführt. 


Aus all diesen Dingen scheint zu 
folgen, daß es für den Westen 
mit allen seinen Scheindemokra- 
tien und seiner Kirche, die im- 
mer mehr in Auflösung und De- 
moralisierung verfällt, von der 
Rolle, die die Religion als Mobi- 
lisator massen-politischer Aktio- 
nen spielt und über Politik im 
allgemeinen, noch viel zu lernen 


gibt. 


Die Rolle 
der Religion 


Das eigentliche System spielt 
fast keine Rolle: Es könnte eine 
Monarchie oder eine Diktatur, 
oder eine Oligarchie oder eine 
herkömmliche Demokratie sein. 
Es gibt kein Herrschaftssystem, 
von dem nicht bekannt ist, daß 
es zur Zufriedenheit derjenigen, 
die beherrscht werden, funktio- 
niert hat; jede Regierungsform 
ist akzeptabel, vorausgesetzt, 
daß sie von denen eingesetzt 
wird, die als rechtmäßige Ver- 


Jeder Betrachtung der Rolle der 
Religion im Iran - eine Rolle, 
die heute im Westen undenkbar 


ist - müssen ein paar Gedanken 


über die Rolle der Religion im 
allgemeinen _. vorausgeschickt 
werden, ‚nicht diese oder jene 
Offenbarung von ihr, sondern 
die Religion als ein Faktor von 
beherrschender Bedeutung in 
menschlichen Dingen überall 
und zu allen Zeiten, über die wir 
Aufzeichnungen besitzen. 


Man kann bei der Religion von 
zwei hauptsächlichen Gesichts- 
punkten ausgehen: den persönli- 
chen und den gesellschaftlichen. 
Religion kann eine ausgespro- 
chen persönliche Erscheinung 
sein, verbunden mit oder gänz- 
lich unabhängig von irgendwel- 
cher vorherrschenden Orthodo- 
xie oder Doktrin. Eine gesunde 
Einstellung gegenüber der Ge- 
samtheit des Seins, eine Unter- 
werfung des Willens unter ein 
System des kosmischen Geset- 
zes, das außerhalb des Verstan- 
des liegt und diesem überlegen 
ist, — all das wird benötigt für 
das, was C.G. Jung als »eine re- 
ligiöse Einstellung zum Leben« 
oder Zustand des körperlichen 
Wohlbefindens bezeichnet. Für 
die meisten Menschen in allen 
Zeiten hat eine Religion, die ei- 
nem von den Lehrern beige- 
bracht wurde, den bequemsten 
Zugang zu einer solchen Einstel- 
lung ermöglicht, und der einzig 
nötige Beweis dafür ist, daß es 
funktioniert. 


Die Religion kann daher auch 
ein gesellschaftliches Phänomen 
sein, ein System des überein- 
stimmenden Glaubens, das sei- 
nen Ursprung in irgendeinem 
Propheten hat und einer ganzen 
Gemeinde, ja sogar einer Epo- 
che ein gewisses Maß an schöp- 
ferischer Erlösung darbietet. 
Übereinstimmende Religionen 
sind, wie alle anderen menschli- 
chen Kunsterzeugnisse, den 
Wechselfällen der Zeit und der 
Veränderung ausgesetzt und nei- 
gen somit dazu, etwas von ihrer 
guten alten Wirksamkeit, ihrer 
Macht, den Zweck zu erfüllen, 
zu dem sie entstanden sind, zu 
realisieren. 


Eine Gesellschaft 
auf Kurs halten 


Was ist nun der Zweck einer 
übereinstimmenden Religion, 


“wenn überhaupt, abgesehen da- 


von, den Einzelnen zu einer psy- 
chischen Orientierung zu ver- 
helfen? 


Eine einfache, aber natürlich un- 
vollkommene Antwort darauf 
ist, daß die übereinstimmende 
Religion als Aufbewahrungsort 
für Werte und als System der er- 
probten Erkenntnis dessen, was 
in menschlichen Beziehungen 
»Recht« und »Unrecht« ist, 


dient. Dies schließt stillschwei- 
gend ein, daß kosmische Geset-" 
ze in bezug auf das, was die 


Menschen tun oder was ihnen 
angetan wird, in menschliche 
Natur verschlüsselt werden, 
nicht als fix und fertige Ideen, 
sondern lediglich als instinktmä- 
Bige Bezeugungen, die dann be- 
grifflich festgelegt und in Wor- 
ten ausgedrückt werden müssen, 
als Ideen, die weitergetragen 
und diskutiert werden können. . 


Diese Gesetze stufen wir als 
»moralisch« oder »metaphy- 
sisch« ein, als Gesetze einer 
höchst unbestimmten und 


-schwer definierbaren Art, die 


leicht verloren gehen und stän- 
dig neu entdeckt und auf neue 
Weise in Worte gekleidet wer- 
den müssen. Und diese Gesetze, 
die, wenn sie befolgt und in ganz 
gleich welcher Form angewendet 
werden, halten eine Gesellschaft 
sozusagen »auf Kurs« und schüt- 
zen sie gegen Verfall und 
Unordnung. 


Islam und 
Christentum 


Nur blindes Vorurteil kann je- 
manden, der sich die Mühe ge- 
macht hat, auch nur eine Zusam- 
menfassung des Inhalts des Ko- 
ran zu studieren, daran hindern, 
sich darüber klar zu werden, daß 
Mohammed, der Prophet, ein 
moralisches Genie war, eine 
Person, die unter dem Druck ei- 
ner persönlichen Krise des Gei- 
stes einen ziemlich außerge- 
wöhnlichen Einblick in jene me- 
taphysischen Gesetze gewann, 
die so schwer zu begreifen sind 
und die unerbittlich im menschli- 
chen Gedächtnis und in den 
menschlichen Beziehungen vor- 
herrschen. 


Und es waren die damals vor- 
herrschenden Zustände, die es 
möglich, ja sogar unvermeidlich 
machten, daß der Durchbruch . 


eines Mannes zu einem seltenen . . 


Stand der Aufklärung sich 
schnell zu einer übereinstim- 
menden Religion erweitern wür- 
de, die dazu bestimmt war, sich 
sehr schnell über den größten 
Teil der damals bekannten Welt 
auszubreiten. 


Mohammed, wie Jesus Christus 

etwa 600 Jahre früher, lebte in 
einer Edoche, die man als »End- 
zeit« bezeichnen kann - fast so 
wie die Zustände in der westli- 
chen Welt von heute -, wenn 
Gesellschaften, die sich‘: nicht 


mehr ausreichend im Takt mit : 


. [BopE Eu « 


ae 


Weltkontrolle 


‚Aspekte der 
islamischen 
Revolution 


. den unveränderlichen Realitäten 
der menschlichen Natur befin- 
den, sich aufzulösen beginnen. 
Die gesellschaftliche Existenz 
degeneriert zu einem furchtba- 
ren Gerangel um das persönliche 
Überleben, da die Menschen 
aufhören, in ihrer Gesellschafts- 
gruppe einen Sinn der gemeinsa- 
men Sicherheit und gegenseiti- 
ger Verpflichtung und Pflicht zu 
sehen; viele beginnen, seelisch 
darunter zu leiden. 


Das Bemerkenswerteste daran 
ist, daß die Kirche im Westen 
zusammen mit allem anderen 
auseinanderfällt und sich eher 
mit dem Verfallsprozeß abfindet 
als ihm entgegenzuwirken. 


Das Versagen der Kirche 
im Westen 


Hier mal eine deutliche Unter- 
scheidung zwischen den beiden 
Gesichtspunkten des Christen- 


tums als übereinstimmende Reli- 


gion gemacht werden, nämlich 
zwischen der noch vorhandenen 
und der unsichtbaren Kirche; 
der Kirche als große besitzende 
und machtorientierte Institution 
und der Kirche in ihrer ureigen- 
sten Form als Botschaft der per- 
sönlichen Befreiung. Sowohl das 


Christentum als auch der Islam . 


entspringen den gleichen Ein- 
sichten und haben mit dem frü- 
heren Judentum die gleiche und 
sogar noch ältere monotheisti- 
sche sinnbildliche Darstellung 
gemeinsam. 


Der Koran. lehrt: »Jesus, der 
Messias, der Sohn der Maria, 
war ein Botschafter Gottes, Sei- 
nes Wortes, das Er in Maria leg- 
te, und Seines Geistes« [IV. 
ml. Es gab somit keinen grund- 
legenden Widerstreit zwischen 
dem Islam und dem. Chri- 
stentum. 


Der große Unterschied zwischen 
den beiden Religionen besteht 
darin, daß der Islam keine Kir- 
che oder deren Aquivalent 
“schuf, und daß die christliche 
Kirche, gehorsam gegenüber 
den Gesetzen des menschlichen 
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Wachstums, überall geneigt war, 
mit den Zentren der weltlichen 
Macht gemeinsame Sache zu 
machen. ; 


Das Versagen der Kirche im 
Westen wird zusammengefaßt in 
Balzacs durchdringender Be- 
merkung, daß es »keine univer- 
sale Anwendung des Christen- 
tums geben kann, bis das Geld- 
problem gelöst ist«. Aber leider 
ist sich die Kirche niemals für 
lange Zeit uneins mit dem »Kai- 
ser« in der ultimativen Gestalt 
als konzentrierte Finanzmacht 
gewesen. 


Hauptsächlich aus diesen Grün- 
den wird der: Islam mit seinem 
unnachgiebigen Verbot des Wu- 
chers heute als eine Hauptbe- 
drohung einer ausgedehnten 
Machtstruktur im Westen ange- 
sehen, der die moralischen Fun- 
damente, auf denen sie aufge- 
baut wurde, in Frage stellt. 


mag vielleicht nicht so ganz 
wichtig erschienen sein zu der 
Zeit, als wenige, wenn über- 
haupt einige der Anhänger des 
Propheten am Geldverleih inter- 
essiert gewesen sein mögen. 


Aber heute ist Wucher die Lün- 
se, ohne die die größte Konzen- 
tration weltlicher Macht, die je- 
mals da war, auseinanderfallen 
würde. 


Der Jahrhunderte währende Wi- 
derstreit zwischen der christli- 
chen und moslemischen Lehre 
kann auf eine Vielfalt von Ursa- 
chen zurückgeführt werden, 
aber eine seiner Hauptauswir- 
kungen bestand, wie wir nun 
klarer erkennen können, darin, 
daß die Menschen des Westens 
daran gehindert wurden, einen 
verderblichen Grundsatz, den 
man mitten unter sie gepflanzt 
hatte, zu erkennen und zu be- 


: wältigen. 


Die Probleme 
mit dem Wucher 


Schiismus: Religion der 
Revolution 


Der Verhaltenskodex, sowohl 
für die herrschenden als auch für 
die Beherrschten, klar ausge- 
drückt in der Sharia des Islams, 
kam weitgehend in den Grund- 
lehren des Christentums zum 
Ausdruck (»Behandele andere 
so, wie Du selbst behandelt wer- 
den möchtest.« »Was Du nicht 
willst, das man Dir tue, das füg’ 
auch keinem anderen zu«). Der 
wesentliche Unterschied zwi- 
schen den beiden Religionen er- 
gab sich aus der Tatsache, daß 
Mohammed durch die Umstän- 
de seiner. Zeit gezwungen wuf- 
de, ein politischer Führer, Ver- 
walter und Soldat ebenso wie ein 
Religionsführer zu werden. Die 
Bedeutungen, die einem »Reich, 
das nicht von dieser Welt ist«, 
zugrunde liegen, wurden somit 
in engen Zusammenhang mit 
Bedeutungen gebracht, die eher 
für die unvermeidlichen Gege- 
benheiten :»dieser Welt« rele- 
vant sind. 


Die vielleicht bedeutsamste Tat- 
sache von allen im Zusammen- 
hang mit der derzeitigen Weltla- 
ge ist, daß der Islam im klaren 
Überblick die moralische Ge- 
staltung des Wirtschaftsmen- 
schen darbietet: Arbeiter, Ei- 
gentümer, Händler in den Pro- 
dukten der Arbeit, seiner Pflich- 
ten, Verpflichtungen und Rech- 
te. Die dringende Einschärfung 


des Islam zum Thema Wucher . 


Für eine Erklärung der irani- 
schen Revolution ist es nicht der 


. Islam im allgemeinen, sondern 


eine besondere Version von 
ihm, Schiismus genannt, der nä- 
her untersucht werden muß. Es 
ist eine Art Fundamentalismus, 
der, abgesehen davon, daß er 
den Iran zum leidenschaftlichen 
Gegner der westlichen Welt ge- 
macht hat, auch die Auswirkung 
hatte, den Iran in die Isolation, 
getrennt auch von der übrigen 
islamischen Welt, zu treiben. 


Professor Algar scheibt zu die- 
sem Thema: »Die Revolution im 
Iran und die Gründung der isla- 
mischen Republik ist die Kulmi- 
nation einer Reihe von Ereignis- 
sen, die im sechzehnten Jahr- 
hundert des christlichen Zeital- 
ters mit der Anhänglichkeit der 
Mehrheit des iranischen Volkes 
an der Schil-Gedankenschule 
des Islam begann. In der Tat, 
einer der bedeutenden Fakto- 
ren, der die iranische Revolution 
von allen anderen revolutionä- 
ren Unruhen des gegenwärtigen 
Jahrhunderts unterscheidet, ist 
seine tiefe Verwurzelung in der 
geschichtlichen Vergangönheit.« 


Es ist jedoch nicht notwendig, 
den Unterschied zwischen dem 
Schiismus und anderen Schulen 
des islamischen Gedankens zu 
erforschen, weil dieser Unter- 
schied zur relativen Bedeutungs- 


losigkeit verblaßt, wenn man ihn 
mit der Veränderung vergleicht, 
die im Schtismus selbst nach sei- 
ner Einführung durch den türki- 
schen Eroberer und Errichtung 
der Safawi-Dynastie im Jahre 
1502 eintrat. Daher ist es eher 
das, was die Perser aus den Schi- 
ismus gemacht haben, als das, 
was sie empfingen, was ihn jetzt 
scharf von anderen Schulen des 
islamischen Gedankens unter- 
scheidet. 


.Dynastien sind gekommen | 


und gegangen 


Was geschah, kann mit wenigen 
Worten gesagt werden: ‚Der 
Schiismus hat das in schärferen 
und deutlicheren Konturen dar- 
geboten, was wir den politischen 
Menschen nennen könnten. 
Dies zog die Politisierung des 
Ulema und seine Verwicklung in 
öffentliche Angelegenheiten in 
einem Ausmaß nach sich, für 
den es nirgendwo außerhalb des _ 
Irans eine Parallele gibt. Die 
Führer der anderen islamischen 
Staaten, wenn sie auch ihre tiefe 


- Besorgnis über die von den west- 


lichen Mächten in Nahen Osten 
durchgeführte Politik mit dem 
Iran teilen, sehen das, was im 
Iran geschehen ist, als Ursurpa- 
tion seitens der religiösen Klasse 
an, die ihre eigenen Regime in 
Gefahr bringen könnte. 


Der Verfall der politischen 
Autorität 


Diese Verwicklung der religiö- 
sen Klasse in die Politik hat tiefe 
Wurzeln in der Geschichte und 


‚wird mit beträchtlicher Gelehr- 


samkeit unterstützt. Professor 


Algar schreibt: 


»Mit der. späten Einsicht, die uns 
die. islamische Revolution ver- 
schafft hat, wird es angemesse- 
ner sein, die iranische Geschich- 
te der letzten drei oder vier Jahr- 
hunderte nicht so sehr nach Dy- 
nastien als vielmehr nach der 
Entwicklung des iranischen Ule- 
ma zu schreiben. Dynastien sind 
gekommen und gegangen und 
hinterließen in vielen Fällen we- 
nig mehr als ein paar Kunstge- 
genstände, um ihr Vorhanden- 
sein nachzuweisen, aber es gab 
eine sich fortsetzende Entwick- 
lung der Klasse des Schii-Ulema 
im Iran, der sonstwo in der isla- 
mischen Welt völlig ohne Bei- 
spiel war.« 


Professor Algar erklärt kurz, wie 
die Lasten des Staates auf die 
Schultern der religiösen Gelehr- 
ten gelegt wurden, und wie sie es 
gelernt haben, damit fertigzu- 
werden: 


‘»Mit dem Niedergang der Safa- 
wi-Dynastie im Jahre 1724 setzte 


im Iran ein Zeitabschnitt der - 


Anarchie ein. An einem Punkt 
innerhalb des 18. Jahrhunderts 
“finden wir nicht weniger als 13 
verschiedene Anwärter auf den 
Thron, die gegeneinander kämp- 
fen. Der totale Verfall der politi- 
schen Authorität beschleunigt 
den Prozeß der Trennung zwi- 
schen den religiösen’ Institutio- 
nen und der Monarchie. Wir 
können sagen, daß in Abwesen- 
heit einer funktionierenden zen- 
.tralisierten Monarchie durch das 
ganze 18.Jahrhundert hindurch 
der Ulema auf praktische Weise 
die Rolle der örtlichen Gouver- 
neure, Schiedsrichter, Gesetzes- 
vollstrecker übernahm.« 


Diese Erfahrung über einen län- 
. geren Zeitraum hinweg führte 
eine Veränderung im Schiismus 
herbei, denn es mußte in der 
Theorie und in der Gelehrten- 
schaft eine Veränderung erfol- 
gen, um sich einem ausgedehn- 
ten Bereich von Pflichten und 
geistiger Tätigkeit anpassen zu 
können. Und so erhob sich eine 
große Debatte über die Pflichten 
des religiösen Gelehrten, ob sie 
sich auf die Sichtung der Lehren 
des Propheten und ihrer Ausle- 
gungen beschränken sollte, oder 
ob es zulässig war, daß er sich in 
. eine unabhängige Erörterung in 
bezug auf rechtliche Fragen ein- 
ließ. Die erstere Einstellung er- 
hielt den arabischen Namen 
Akhbari und die andere den Na- 
“ men Usuli. 


Khomeini hatte die Macht 
des Volkes hinter sich 


Es wäre schwer, die Tiefgründig- 
keit und die weitreichenden Fol- 
gen dieser Debatte zu. übertrei- 
ben. Die anstehende Frage lau- 
tet, ob eine. übereinstimmende 
Religion für irgendeine Gesell- 
schaft ein »totaler Lebensweg« 
sein kann, es sei denn, ihre Ge- 
lehrten und Lehrer seien auch 
Fachleute in der Rechtspre- 
chung und in anderen Angele- 
genheiten des Staates und wären 
. ausgebildet worden, um ihren 
Verstand in weltlichen sowohl 
als auch in religiösen Dingen zu 


gebrauchen und sich dabei die 
Fähigkeit anzuzeignen, die Lei- 
stung der Herrschenden zu über- 
wachen. 


Wäre es nicht um den Triumph 


der Usuli-Position im 18. Jahr- 
hundert gegangen, dann hätten 
sich die Religionsführer auf eine 
Position am äußersten Rande 
der Gesellschaft beschränken 
müssen und die iranische Revo- 
lution von 1978 wäre unmöglich 
gewesen. Die ganze Bedeutung 
des Ayatollah Khomeini ergibt 
sich aus der Tatsache, daß er die 
lebendige Verkörperung dieser 
aktivistischen Tradition war, der 
Vollgenuß einer langjährigen 
politischen, geistigen und intel- 
lektuellen Entwicklung. 


Da die Masse der iranischen Be- 
völkerung instinktiv von den Le- 
bensbedingungen, die im Namen 
der Verwestlichung und des 
Fortschritts geschaffen wurden, 
abgestoßen war, und nachdem 
die vielen Versuche verschiede- 


ner Volksbewegungen, wie Mos- 


sadeghs Nationale Front, der 
diktatorischen Macht des Schahs 
Einhalt zu bieten, fehlgeschla- 
gen waren, wandten sich alle an 
das Priestertum (den Ulema), 
akzeptierten es vorbehaltlos als 
einzige rechtmäßige Autorität 
und gehorchten von da ab auto- 
matisch seinen Befehlen. Kho- 
meini konnte sich daher in der 
Erkenntnis sicher fühlen, die 
Macht hinter sich zu haben, als 
er Anfang 1963 mit einer Reihe 
von öffentlichen Erklärungen in 
Qum praktisch den Startschuß 
für die Revolution abfeuerte. 


Unterwürfigkeit des 
Schahs gegenüber dem 
Westen 


In diesen Erklärungen beschul- 
digte er den Schah, gegen die 
Verfassung und gegen den von 
ihm bei seiner Inthronisierung 
geleisteten Eid, den Islam zu 
schützen, verstoßen zu haben. 
Er griff den Schah auch wegen 
seiner _ Unterwürfigkeit gegen- 
über den fremden Mächten an 
und nannte dabei die Vereinig- 
ten Staaten und Israel. Die Ge- 
heimpolizei hatte zwar eine ein- 
geschränkte Kritik an Amerika 
zugelassen, hatte aber zu jeder 
Zeit unerbittlich die Regel er- 
zwungen, daß nicht einnmal der 
Name Israels jemals in einer öf- 
fentlichen Diskussion erwähnt 
werden dürfe. 


Nach einer dieser Ansprachen 
wurde Khomeinis Zentrum in 
Qum von Fallschirmjägern und 
Angehörigen der Savak ge- 
stürmt, einige Menschen wurden 
getötet und der Ayatollah ver- 
haftet. Ein paar Tage später frei- 
gelassen, setzte dieser seine An- 
griffe auf den Schah fort mit der 
Folge, daß am 5. Juni 1963 in 
vielen iranischen Städten ein ge- 
waltiger Aufstand losbrach. 


Dieser wurde mit großer Ge- 
waltanwendung zerschlagen, 
und es wurde geschätzt, daß in- 
nerhalb von wenigen Tagen min- 
destens 15 000 Menschen bei der 
vom Schah befohlenen Schieße- 
rei getötet wurden. Khomeini 
wurde erneut festgenommen 
und in die Türkei ins Exil ver- 
bannt, von wo er später nach 
Irak und dann nach Paris ging. 


Zwei herausragende Merkmale 
der nachfolgenden Revolution, 
die gegen Ende 1978 schließlich 
in eine Explosion des Volks- 
zorns gipfelte, verlangen nach 
besonderer Aufmerksamkeit: 
Das bedeutendste von ihnen war 
der Faktor des Märtyrertums, 
das heißt Widerstand von einer 
Art, der sich nicht von der To- 
desfurcht abschrecken läßt. Das 
andere war der Faktor der Ge- 
dankenvermittlung durch Wort 
und Schrift, die scheinbare Ma- 
gik, mit der der Führer der Re- 
volution sogar aus dem entfern- 
ten Paris eine weitverstreute Be- 
völkerung mit Informationen 
und Anweisungen erreichen 
konnte. j 


Die Botschaften 
aus Paris 


Der Faktor der Gedankenver- 
mittlung läßt sich leichter erklä- 
ren: Der Ulema stellte ein lan- 
desweites Nachrichtennetz dar, 
mit seinen Moscheen, seinen 
Mullahs und seinen Studenten, 
weit ausgedehnt und beschleu- 
nigt mit Hilfe von zwei Produk- 
ten der modernen Technologie, 
dem Telefon und dem Tonband. 
Eine Erklärung des Ayatollahs, 
in Paris in ein Telefon gespro- 
chen, wurde in Teheran oder ei- 
ner anderen iranischen Stadt 
aufgezeichnet, kopiert und in 
andere Teile des Landes weiter- 
geleitet, wo der Vorgang wieder- 
holt wurde, bis die Botschaft in- 
nerhalb von wenigen Stunden 
auch die kleinsten und weit ab- 
gelegenen Dörfer erreicht hatte. 


All dies war jedoch nur möglich 
durch die Vernunft, das ange- 
sammelte Wissen und durch 
Vorbereitungsarbeit von vier 
Jahrhunderten, die den Ulema . 


für eine solche Rolle befähigt 


hatten, so daß alle genau wuß- 
ten, was man von ihnen erwarte- 
te und warum - ein seltener Zu- 
stand in einer Gesellschaft. Die- 


ses Nachrichtensystem, das völ- ° 


lig abhängig von der eifrigen 
Teilnahme von tausenden von 
Einzelpersonen war, erwies sich 
letztendlich einer mächtigen 
Presse, Rundfunk und Fernse- 
hen, die’älle vehement das Regi- 
me des Schahs unterstützten, 
mehr als gewachsen. 


Israel als Verbündeter 
des Schahs 


Alles, was über ‚den äußerst 
schwer verständlichen Faktor 
des Märtyrertums gesagt werden 
muß, ist, daß dieses Konzept im 
Schiismus als Hauptbestandteil 
des islamischen Glaubens gründ- 
licher herausgearbeitet worden 
ist. Es ist etwas Allgegengwärti- 
ges im Bewußtsein der Iraner. 
Daher die Maxime des Schiis- 
mus: »Jeder Tag ist Ashura und 
jeder Ort ist Karbala« - wobei 
auf das Märtyrertum des Imam 
Hussain Bezug genommen wird. 


Es war dieser Faktor, der der 
massenpolitischen Aktion im Ir- 
an, vor allem durch das Jahr 
1978 hindurch, eine diamanten- 
artige Härte verlieh, die sich ge- 
genüber der geballten grausa- 
men und ausgeklügelten pysi- 
schen Gewalt, die der Schah und 
sein enger Verbündeter Israel 
dagegensetzen konnten, als 
überlegen erwies. In den ersten 
Dezembertagen von 1978 gingen 
sehr viele Leute in Teheran und 
anderen Städten in Tüchern ver- 
hüllt, auf Märtyrertum gefaßt, 
auf die Straßen und unbewaffnet 
gegen die Reihen von Maschi- 
nengewehren vor, die im An-. 
schlag lagen, um ihre tödliche 


Ladung abzufeuern. 


Mit keinem anderen Mittel hätte 
das iranische Volk einen der 
mächtigsten und grausamsten 
Tyrannen des 20. UNE 


- stürzen können. 


Nahost-Journall 


Der Fatah- 
Kongreß _ 


‚Wird Jassit Arafat gezwungen 
werden, den militanteren Palä- 
stinensern sein »Machen Sie wei- 
ter!« zuzurufen, um die Einig- 
keit zu bewahren und um seine 
Führungsrolle weiter spielen zu 
können? Dies war eine der Fra- 
gen, die nach der kürzlich been- 
deten Konferenz der 1200. Mit- 
glieder von Arafats »Haupt- 
strom«-Bewegung Al Fatah ge- 
stellt wurde. 


Arafat und seine Spitzenleute 
wurden auf dem Kongreß - hin- 
ter verschlossenen Türen - einer 
‘ ärgerlichen Revolte durch Mili- 
tärkommandeure und Guerilla- 
kämpfer unterworfen. Sie sind 
der Ansicht, die Führung hätte 
an Israel und die Vereinigten 
Staaten zu viele Konzessionen 
gemacht und nichts dafür be- 
kommen. 


Die sozusagen an der »Haupt- 
kampflinie« stehenden Verbän- 
de glauben, daß Zugeständisse, 
wie : Arafats Anerkennung von 
Israels Recht zu ‚bestehen und 
der Verzicht der PLO auf militä- 
rische Angriffe auf das nördliche 
Israel und eine Bereitschaft über 
den israelischen Vorschlag zu 
Wahlen in den besetzten Gebie- 
ten zu reden, sie ihrem Ziel des 
israelischen Abzugs aus der 
West Bank und dem Gaza-Strei- 
fen und eines unabhängigen pa- 
lästinensischen Heimatlandes 
nicht näher gebracht habe. 


In einem Interview in Tunis be- 
klagte sich der PLO-Sprecher 
Jamil Hilal darüber, daß nach 
‘acht Monaten Gespräche die 
Vereinigten Staaten sich 'wei- 
gern, den Palästinensern klar 
und deutlich zu eröffnen, was 
das amerikanische Außenmini- 
sterium mit »palästinensischen 
„ hationalen Rechten« meint. Er 
sagte: »Wir und die Vereinigten 
Staaten befinden uns mehr oder 
weniger immer noch im Plan- 
quadrat eins.« 


Um die Macht behalten zu kön- 
nen, kann es durchaus sein, daß 
Arafat sich stärker denen zunei- 
gen muß, die die Wucht der isra- 
elischen Besetzung ertragen 
müssen. Das Gelöbnis der PLO, 
ihre Ziele mit friedlichen Mitteln 
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zu verfolgen, kann nicht bedin- 
gungslos sein, meinten einige 
Teilnehmer an der Konferenz. 
Ein Fatah-Führer, der darum 
bat, nicht namentlich genannt zu 
werden, sagte: »Wir mußten das 
Versprechen abgeben, daß wir 
zum bewaffneten Kampf zurück- 
kehren werden, wenn es bei dem 
Friedensvorstoß keine Fort- 
schritte gibt.« 


Ihrerseits beharrte die PLO- 
Führung fest darauf, keine Wah- 
len oder Verhandlungen zuzu- 
lassen ohne die Gewährleistung, 
daß diese auch zur Selbstbestim- 
mung für Palästinenser in einem 
unabhängigen Staat an der Seite 
Israels führen werden - ein Ge- 
danke, dem sich die israelischen 
Politiker wiedersetzen und der, 
wie amerikanische Regierungs- 
beamte glauben, unrealistisch 
ist. 


Indessen glauben eine beträcht- 
liche Anzahl von Palästinensern, 
daß der Staat Israel zum Zusam- 
menbruch verurteilt ist, untermi- 
niert durch die Auswanderung 
von Juden nach Europa und in 
die Vereinigten Staaten sowie 
durch eine hohe palästinensische 
Geburtenquote. Sie sagen: 
»Warum machen wir jetzt Zuge- 
ständnisse,. wenn das in 50 oder 
60 Jahren keine Rolle mehr 
spielt.« 


Am Ende faßte die Konferenz 
den Beschluß, daß »die Frie- 
densinitiative immer noch die 
Hauptstrategie ist«, während die 
PLO nach Methoden strebt, um 
den Druck auf Tel Aviv und 
Washington zu erhöhen. »Wir 
müssen ernsthaft über Möglich- 
keiten nachdenken, die Verei- 
nigten Staaten und Israel in eine 
Lage zu bringen, in der sie die 
Intifada (Aufstand) nicht mehr 
übersehen können«, meinte 
Khalid Hassan, ein Gründungs- 
mitglied der Al Fatah. Er wollte 
nicht dazu Stellung nehmen, was 
dieser Druck mit sich bringen 
würde. 


Israelische 
Repressalien 


Die israelische Regierung ist 
nicht die einzige Nutznießerin 
des Tourismus ins Heilige Land. 
Nicht stimmberechtigte Araber 
— meist Palästinenser - können 
ihre mageren Einkünfte mit Ver- 
käufen an die Besucher aufbes- 
sern. So wurde eine Gruppe von 
Touristen in einem palästinensi- 


schen Bezirk von Bethlehem 


s 


willkommen geheißen. Dann zo- 
gen einige der »Touristen« ihre 
Waffen und. begannen eine 
Schießerei, wobei einige Araber 
verwundet wurden. Die Revo- 
lerhelden wurden als Angehöri- 
ge der israelischen Streitkräfte 
identifiziert. 


Bei einem anderen Zwischenfall 
verschwand kürzlich an einem 
Mittwochabend ein vierzehn 
Jahre alter palästinensischer 
Junge - der zufällig die amerika- 
nische Staatsbürgerschaft besaß. 
Das letzte Mal, daß seine Mutter 


ihn sah, war als er sich auf dem . 


Weg zu einer Moschee befand, 
um dort zu beten. Augenzeugen 
eines Tumults am späten Abend 
des gleichen Tages an der Mo- 
schee sahen Amjad Hussein Ji- 
bril in einem Jeep der israeli- 
schen Armee. 


Zwei Tage später wurde die Lei- 
che des Jungen »furchtbar gefol- 
tert« aufgefunden. Laut Dr. Wa- 
lid Tawil, einem Kriegsveteran 
aus Vietnam, der. ebenfalls die 
amerikanische Staatsbürger- 
schaft besitzt, wurden Amjads 
Zähne eingeschlagen, er erlitt ei- 
nen Schädelbruch, sein Körper 
war mit Brennstellen von Ziga- 
retten übersät und sein rechtes 
Auge fehlte. Er starb durch ei- 
nen Schuß ins Herz. 


Wegen der Staatsbürgerschaft 
des Jungen verlangte die ameri- 
kanische Regierung eine Unter- 
suchung durch die israelische 
Regierung. Ein nicht identifi- 
zierter Sprecher der israelischen 
Armee sagte, der Junge sei von 
Arabern gefoltert und getötet 
worden, um das Ansehen der is- 
raelischen Besatzungsstreitkräf- 
te zu »beeinträchtigen«. 


Diese beiden Zwischenfälle sind 
die jüngsten in einer Reihe von 
Schritten seitens der israelischen 
Regierung als Reaktion auf die 
Intifada, den palästinensischen 
heiligen Krieg um Unabhängig- 
keit, der in den besetzten Gebie- 
ten des Gaza-Streifens und der 
West Bank geführt wird. 


Und die Palästinenser haben es 
mit mehr als den israelischen Be- 
satzungsstreitkräften zu tun. Ei- 
ne zweite - und immer gefährli- 
cher werdende - Kraft setzt sich 
aus bewaffneten jüdischen Sied- 
lern zusammen. Diese Siedler 
haben eine Reihe von Progro- 
men in palästinensischen Städ- 
ten und Flüchtlingslagern durch- 
geführt und ihr Wachdienst - so 


wird. befürchtet - könnte zu 
Massakern eskalieren. 


in den letzten Monaten fielen 
bewaffnete jüdische Siedler in 
Scharen über palästinensische 
Städte und Flüchtlingslager her 
und führten Feldzüge des Ter- 
rors, Beschießungen von Woh- 
nungen, Zerstörungen von ge- 
parkten Autos sowie Nieder- 
brennen von Getreide durch. In 
den meisten Fällen standen isra- 
elische Soldaten dabei und beobt! 
achten die Vorgänge ohne einzu- 
greifen. 


In einem bekannt gewordenen 
Fall in der Stadt Azariyeh bei 
Jerusalem halfen israelische Sol- 
daten den Siedlern dadurch, daß 
sie ihre Scheinwerfer einsetzten, 
um das: Gebiet zu beleuchten, 
während sich die Siedler an ihr 
Zerstörungswerk machten. Man 
erinnert sich dabei an vergange- 
ne Schrecken als israelische 
Truppen Scheinwerfen einsetz- 
ten, um den Tätern der Massa- 
ker in Sabra und Shatila in Bei- 
rut, Libanon, im September 
1982 Hilfestellung zu geben. 


Manchmal begehen die Siedler 
Gewalttaten, um Aufmerksam- 
keit zu erregen, um die Armee 
zu zwingen härter gegen die Pa- 
lästinenser vorzugehen oder um 
die Möglichkeiten für eine aus- 
gehandelte politische Regelung 
auf der Grundlage des Austau- 
ches von Land gegen Frieden zu 
untergraben. »Wenn man kei- 
nen arabischen Wagen in Flam- 
men setzt«, sagte ein Siedler der 
»Jerusalem Post«, »dann be- 
kommt man keine Story im 
Fernsehen.« 


Im Dorf Kifl Harrith bei Nablus 
töteten. bewaffnete Siedler ein 
dreizehnjähriges Mädchen. In 
der Stadt Sinjil, an der Straße 
von Nablus nach Ramallah, ver- 
wüsteten und verbrannten sie 
Bäume und Erntevorräte. Die 
Einwohner von Sinjil wandten 
sich an die Vereinten Nationen 
und baten um Schutz - bislang 
geschah noch nichts. 


Wie in dem Schreiben an die 
Vereinten Nationen berichtet 
wird, haben jüdische Siedler Ge- 
treide verbrannt, Bäume ent- 
wurzelt,. das Trinkwasser ver- 
seucht, . Wasserreservoirs ZEr- 
stört, sie brachen in Häuser ein, 
zerschmetterten Autos und Mö- 
bel, schossen auf die Einwohner, 
um sie in Angst und Schrecken 
zu versetzen und sie daran zu 


hindern auf ihren Feldern zu ar- 
beiten. Die Siedler taten diese 
Dinge, so heißt es in dem Schrei- 
ben, »unter dem wachsamen 
Auge der israelischen Soldaten«. 


Die »Jerusalem Post« berichte- 
te, daß die israelische Armee da- 
bei geholfen habe, örtliche »Ein- 


satzkräfte« unter den Siedlern zu‘ 


organisieren und daß solche 
Siedler sich aktiv an dem soge- 
nannten Wachdienst in den be- 
setzten Gebieten beteiligt 
hätten. 


Der amerikanische Kongreß 
wurde über die Tätlichkeiten ge- 
gen die Palästinenser, auch über 
die Schießerei durch »Touri- 
sten« und die Folterung sowie 
den Mord an dem palästinen- 
sisch-amerikanischen Schüler 
unterrichtet. Kein Kongreßab- 
geordneter legte jedoch einen 
Gesetzentwurf vor, um Aus- 
landshilfe mit humaner Behand- 
lung der Palästinenser zu ver- 
knüpfen. Das wird auch ange- 
sichts des Drücks der Pro-Israel- 
Lobby kaumjemandtun. . U 


Kein Ende 
®. 

der Intifada 
‚In Sicht 
Trotz der besten Bemühungen 
der israelischen Regierung und 
der Unterstützung durch die 
amerikanischen Medien will der 
palästinensische Kampf um die 
Unabhängigkeit nicht aufhören. 
. Die Intifada wurde in den ameri- 
. ‚kanischen Medien häufig ge- 

“ nannt, aber für die Palästinenser 
bedeutet sie nur eine Schlacht 
um die grundlegenden Men- 
schenrechte und Selbstbestim- 
mung. 


Die Intifada ist nicht ein zufälli- 
ges Unternehmen einiger mürri- 
scher Fanatiker, wie einige der 
Öffentlichkeit glauben machen 
wollen. Es ist ein Massenkampf. 
Er umfaßt Streiks, bürgerlichen 
Ungehorsam, Steinwürfe, Molo- 
tow-Cocktails - eine mit Benzin 
gefüllte Flasche, in die ein Lap- 
pen hineingestopft und angezün- 
det wird - sowie passiven Wider- 
stand gegenüber der israelischen 
Herrschaft. 


Diese Taktik ist nicht neu. Sie 
gehört zu einem palästinensi- 
schen Erbe, das fast ein Jahr- 
hundert zurückgeht. 


Die Intifada begann nicht erst 
vor ‚anderthalb Jahren. Sie be- 


gann vor dem. Zweiten Welt- 
krieg, lange bevor Israel ein un- 
abhängiger Staat wurde. Palästi- 
nensische Bauern begannen mit 
ihrem Widerstand schon um die 
Jahrhundertwende, als die zioni- 
stischen Kolonisatoren in das 
Land einzufallen begannen. Es 
gab seitdem viele arabische Re- 
volutionen und den längsten lan- 
desweiten Streik in der neueren 
Geschichte - den im Jahr 1936, 
der sechs Monate währte. 


»Mit Stolz in unserem langen na- 
tionalen Kampf wurde der Stein 
das erste Werkzeug dieser Revo- 
lution«, sagte die palästinensi- 
sche Schriftstellerin Nabila 
Quaddoumi, »und unsere Kin- 
der wurden zum Zünder der Re- 
volution.« 


. Frau Quaddoumi ist Mitglied 


des Palästinensischen National- 
rats und Ehefrau von Farouq 
Quaddoumi (Abu Lutof), Chef 
der politischen Abteilung des 
Palästinensischen Befreiungsor- 
ganisation (PLO). 


Diese Generation von vertriebe- 
nen Palästinensern ist unter der 
israelischen Besatzung aufge- 
wachsen, viele von ihnen in 
Flüchtlingslagern, und weiß, daß 
»ein politischer Schritt ohne 


.Macht dahinter keine Besatzung 


beendet, die Selbstbestimmung 
herbeiführen und den palästi- 
nensischen Staat 
kann«, sagt Frau Quaddoumi. 
Die Intifada. ist gut organisiert 
und verschanzt. Man kann sie 
mit dem organisierten Kampf 
der Juden während des briti- 
schen Mandats zur Schaffung ei- 
nes unabhängigen israelischen 
Staates vergleichen. 


Die täglichen Angelegenheiten 
des Kampfes werden von: der 
UNLU, der United National 
Leadership of the Uprising (Ver- 
einigte Landesführung des Auf- 
standes), koordiniert, die Flug- 


blätter mit Anweisungen heraus- 


gibt. Auf diesen Flugblättern 
werden Streiktage angegeben 
und Stunden der ‚Handelstätig- 
keit sowie Zeiten des Sit-in und 
der Zusammenstöße mit den Be- 
satzungsstreitkräften bestimmt. 


Volksausschüsse wurden gebil- 
det, um die Angelegenheiten der 
Städte, Universitäten und 
Flüchtlingslager zu regeln. Es 
gibt auch Ausschüsse, die sich 
um die Angelegenheiten der 
Kaufleute kümmern und Preise 


sowie Verbrauchsgüter überwa- 


errichten . 


chen. Bildungsausschüsse ent- 
standen, um volksbewußte Schu- 
len in Wohnungen zu arrangie- 
ren, in dem Bemühen, der Ent- 
scheidung der israelischen Mili- 
tärbehörden, Bildungseinrich- 
tungen zu schließen, entgegen- 
zutreten. 


Es gibt ‚auch Wohlfahrtsaus- 
schüsse, die Gelder aufbringen 
und in die belagerten und heim- 
gesuchten Gebiete Hilfe schik- 
ken. Politische Ausschüsse un- 
tersuchen und bewerten die poli- 
tischen Entwicklungen. 


Es wurden sogar Landwirt- 
schaftsausschüsse gegründet, um 
die Bauern zu unterstützen und 
sie anzuleiten, jeden Zoll bebau- 
bares Land einschließlich Hin- 
terhofgärten zu bestellen. 


Diese Volksausschüsse sind zur 
realen alternativen Behörde im 
besetzten Palästina geworden. 
Die Intifada.. wird nicht ver- 
schwinden. Die Palästinenser 
sind entschlossen, ungeachtet 
der brutalen und blutigen Vor- 
gehensweise seitens der Israelis, 
den Kampf weiterzuführen. U 


Rabbis 
sagen »Nein« 
zum: Frieden 


Israels Rat der Rabbiner unter- 
stützte vor einigen Wochen ein- 
stimmig den Beschluß der Ober- 


rabbiner Avraham Shapira und 


Mordechai Eliahu, daß die Tho- 
ra verbiete, irgendeinen Teil von 
Großisrael aufzugeben. So wäre 
es nach Meinung des Rates eine 
Sünde, wenn die israelische Re- 
gierung an das palästinensische 
Volk territoriale Zugeständnisse 
machen würde. DU 


ADL 
fordert den 


Papst heraus 


Die Anti-Defamation League 
(ADL) der B’nai. B’rith-Loge 
kritisierte kürzlich 
Schreiben an den Vatikan die 
Auslegung der Bibel durch Papst 
Johannes Paul II.. Die ADL be- 
hauptet, der Papst habe das Ex- 
klusiv-Abkommen der Juden 
mit Gott bestritten, als er sagte, 
daß wegen der »vielen Vorfälle 
von Israels Untreue... Gott 
die Propheten als Botschafter 
entsandte, um die Menschen zur 
Umkehr zu bewegen, sie wegen 


in einem - 


ihrer verhärteten Herzen zu war- 
nen und ein neues Abkommen 
(mit Jesus) vorauszusagen, das 
noch kommen werde.« m 


»Frieden-jetzt«- 
Bewegung 
verlegt _ 
Hauptsitz. 
nach Tel Aviv 


»Frieden jetzt«, eine israelische 
Organisation mit Zweigstellen in: 
Europa und in den Vereinigten 
Staaten, richtet zum ersten Mal 
in ihrer 16jährigen Geschichte 
ihren Hauptsitz in Tel Aviv ein. 
Nach Jahren des Zögerns berei- 
tet sich die Bewegung »Frieden 
jetzt« darauf vor, regelmäßig als 
Lobby in der Knesseth aufzutre- 
ten und ihre Tätigkeit außerhalb 
der größeren Städte Israels aus- 
zudehnen. Wie ein Sprecher mit- 
teilte, war die Bewegung nie- 
mals so geeint wie jetzt nach ih- 
rem Beschluß, direkte Gesprä- 


‘che zwischen den Israelis und 


der PLO zu fördern. 


Freie 
Unterneh- 
menszonen 
. & 
inder _ 

® ® 
Sowjetunion 
»Freie Unternehmenszonen für 
gemeinsame Ost-West-Projekte 
in den nordwestlichen Regionen 
der Sowjetunion sind . einer 
Überlegung wert«, schrieb die 
sowjetische Propaganda-Wo- 
chenzeitung: »New Times«. »Es 
würde sich sicherlich bezahlt ma- 
chen, eine Kette von besonderen 
Wirtschaftszonen einzurichten, 


die sich von der Barentssee bis 
zur Ostsee erstrecken. 


Die auf der Halbinsel Kola abge- 
bauten Mineralien werden nach 
Vyborg bei Leningrad gebracht 
und dort zu Produkten verarbei- 
tet, mit denen das Fundament 
für hochtechnologische Indu- 
strien in Lettland, Estland und 


-Litauen gelegt wird. Tallinns 


neuer Hafen wird einen freien. 
Status bekommen und ein Aus- 
gangstor für unsere Exporte 
werden. Leningrad wird einen 
Großteil der Forschungs- und 
Entwicklungsarbeit für Kunden 
in der Sowjetunion und im Aus-. 
land übernehmen.« m 
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ügner und 


Feiglinge 


David Irving 


Als Dr. Wilfried Rott vom Sender Freies Berlin (SFB) sein an mich 
gerichtetes Schreiben am 15. August dieses Jahres verfaßte, tat er 
dies zweifellos in der Absicht, mich als Gast für seine »Live«-Sen- 
dung »Berliner Salon« am 3. Oktober zu gewinnen. Aus seiner 
Einladung konnte ich entnehmen, daß er als verantwortlicher Redak- 
teur mit namhaften Historikern über Bücher zum Zweiten Weltkrieg 
diskutieren wollte. Über meine Teilnahme an seiner Sendung »würde 
er sich ganz besonders freuen«, versicherte er mir an exponierter 
Stelle seines Einladungsschreibens. Alle weiteren Einzelheiten — wei- 
tere Gäste und Anreise - seien am besten mündlich zu erörtern, 
meinte Dr. Rott und beendete seinen Brief mit dem Wunsch, ich 
möge mich bitte telefonisch bei ihm melden. 


Seinem Wunsch folgend, melde- 
te ich mich drei Tage später am 
18. August, um 9.45 Uhr, fern- 
mündlich bei ihm. Nachdem wir 
alle Einzelheiten besprochen 
hatten, erwähnte Herr Rott,‘er 
habe von dem in: England er- 
scheinenden Leuchter-Gutach- 
ten und von meinem damit im 


Zusammenhang stehenden Vor- 


wort gehört. Dr. Rott bat mich, 
ihm ein weiteres Exemplar des 
Leuchtner-Gutachtens ZUZU- 
schicken und verlieh zum Schluß 
des Telefons seiner Freude Aus- 
druck, mich am 3. Oktober eine 
Stunde vor Sendebeginn begrü- 
Ben zu dürfen. Ein weiteres Gut- 
achten gab ich sogleich in die 
Post und buchte meine Flüge 
nach Berlin. Am nächsten Tag 
erhielt ich von Herrn Rott noch- 
mals ein: Telegramm, worin er 
die am Tag zuvor ausgesproche- 
ne Einladung schriftlich bestä- 
tigte. 


Er hat unter 
Druck gehandelt 


Kaum eine Woche später wurde 
mir überraschenderweise durch 
Telegramm die Ausladung zur 
gleichnamigen Sendung zuge- 
stellt, weshalb ich Herrn Rott im 
Sender anrief und ihn bat, sich 
zu erklären. 


Er klang beschämt und antwor- 


tete sehr verunsichert. Er beteu- 


erte, daß die Ausladung kein bö- 
ser Wille seinerseits sei. Viel- 


mehr hätte er unter Druck ge- 


handelt. Die bereits eingelade- 


David Irving sieht die Zeit ge- 
kommen, um revisionistische 
Probleme mit den etablierten 
Historikern zu diskutieren. 


nen Historiker Jäckel, Mayer, 
Rosendorfer und Schneider hät- 
ten es abgelehnt, mit mir an ei- 
nem Tisch zu diskutieren. Sofern 
diese Herren ihre Drohung 
wahrmachen und die Sendung 
durch Fernbleiben boykottieren 
würden, wäre seine Sendung ge- 
platzt. Und das könne er sich 
nicht leisten, gab er mir ent- 
schuldigend zu verstehen. 


Ich hielt ihm vor, daß BBC-Pro- 
duzenten sich niemals vorschrei- 
ben lassen würden, wen sie zu 
einer Diskussion einzuladen hät- 
ten und machte ihm den Vor- 
schlag, auf feige Historiker zu 
verzichten. Stattdessen möge er 
Hans Mommsen, Bernd Martin, 
Hans-Adolf Jacobsen oder Mar- 
tin Broszat einladen, da diese 
höchst wahrscheinlich bereit wä- 


wet tn 


ren, mit mir zu diskutieren. Ver- 
geblich. Herr Rott zog es vor, an 
seinen Einladungen festzuhalten 
und mich hingegen zu »opfern«. 
Er versicherte mir, daß ihm ab- 
solut nicht wohl dabei sei und 
daß er diese Entwicklung zu- 
tiefst bedauere, allerdings au- 
Berstande sei, noch etwas zu än- 
dern. 


Auf jeden Fall aber wollte er in 
seiner Einleitung zur Sendung 
diesen beschämenden Vorgang 
zur Sprache bringen und mit den 
übrigen Herren darüber disku- 
tieren. Ich erklärte ihm, daß die- 
se Regelung keineswegs befrie- 
digend und meinerseits abzuleh- 
nen sei. Ich machte deutlich, daß 
es wissenschaftlichen Gebräu- 
chen zuwiderläuft, über jeman- 
den zu sprechen, womöglich zu 
urteilen, ohne daß dem Betrof- 


.fenen die Möglichkeit einge- 


räumt wird, selbst zu entgegnen. 
Den genannten Herren wäre 
aufgrund meiner Abwesenheit 
die Möglichkeit gegeben, mich 
vor den Zuschauern zu diffamie- 
ren, ohne daß ich mich faktisch 
dagegen wehren könnte. 


Was mögen wohl die Beweg- 
gründe sein, die beispielsweise 
einen Herrn Jäckel dazu treiben, 
sich vor einer Debatte mit mir zu 
fürchten? Ich erinnere mich 
noch gut an die vom Nachrich- 
tenmagazin »Stern« im April 
1983 einberufene Pressekonfe- 
renz in Hamburg. Das Magazin 
platzte mit der Sensation heraus, 
es seien bislang unentdeckt ge- 
bliebene Hitler-Tagebücher ge- 
funden worden. Die Folge sei, 
so resümierten die »Stern«-Leu- 
te, daß die Geschichte des Drit- 
ten Reiches in weiten Teilen neu 
geschrieben werden müßte. 


Kein seriöses Nachrichtenmaga- 
zin, auch der »Stern« nicht, läßt 
geschichtsrevisionsfähige  Ent- 
hüllungen »aus dem Sack«, ohne 
sie vorher von Historikern auf 
Echtheit überprüfen zu lassen. 
Einer der vom »Stern« zur Prü- 
fung der Tagebücher beauftrag- 
ten Historiker war kein geringe- 
rer als Herr Jäckel. Herr Jäckel 
bewertete nicht nur die besagten 
Hitler-Tagebücher als authen- 
tisch, sondern er veröffentlichte 
in seinem DVA-Dokumenta- 
tionsband 78 weitere Kujau-Fäl- 
schungen. 


Kurzum, es war nicht Jäckel, der 
auf der »sensationellen« Presse- 
konferenz des »Stern« im April 


an Mn En br Wehe > ae an ie rin De nn a Fr En 


1983 die dort vorgestellten Hit- 
ler-Tagebücher als Fälschung 
entlarvte. Ganz im Gegenteil. 
Ich war es. Ich erlaubte mir die- 
se »Ungeheuerlichkeit« und 
wurde im gleißenden Scheinwer- 
ferlicht des anwesenden Fernse- 
hens von den »Stern«-Leuten ge- 


zwungen, die Pressekonferenz . 


zu verlassen. 


Die selbstherrlich sich = 
gebärdenden Historiker 


Fürchtete sich Herr Jäckel am 3. 
Oktober wieder einmal vor der 
Wahrheit? Sorgte er sich etwa 
um einen weiteren Jäckel-Ge- 
schichtsmythos, den ich in dieser 
Fernsehsendung erneut zu Fall 
hätte bringen können? 


Die so selbstherrlich sich gebär- 
denden Historiker Jäckel, May- 
er, Rosendorfer und Schneider 
maßen sich an, im Fernsehen 
über Zeitgeschichte zu diskutie- 
ren, obgleich meines Wissens 
nicht einer von ihnen jemals im 
Nationalarchiv Washington, im 
Hooverarchiv Kalifornien, im 
Public-Record-Office London 
und ähnlichen ausländischen 
Dokumentationszentren recher- 
chiert hat. 


Im Gegensatz zu Herrn: Jäckel 
und den meisten anderen teil- 
nehmenden Historikern wurden 
meine-mehr als 30 Bücher über 
die Ara des Dritten Reiches von 
den namhaftesten internationa- 
len Verlagen publiziert. Selbst in 
der DDR und der UdSSR wer- 
den meine Bücher verlegt. Wer 
von diesen Herren kann das von 
seinen Veröffentlichungen be- 
haupten? 


Von meinen mehr als 30 Werken 
über das Dritte Reich möchte 
ich an dieser Stelle nur beispiel- 
haft den Widerhall auf meine 
Göring-Biographie anführen, 
um den Unterschied zwischen 
abschreibenden und recherchie- 
renden Historikern deutlich zu 
machen. 


Keiner der Gäste des »Berliner 
Salons« am 3. Oktober kann von 
sich behaupten, daß beispiels- 
weise »Der Spiegel« eine sie- 
benseitige Rezension über auch 
nur eines seiner Bücher veröf- 
fentlicht hätte. Dabei ist zu be- 
rücksichtigen, daß ich als der ek- 
kige Außenseiter, als der ewige 
Quertreiber, als der unbequeme 
Geschichtsschreiber gelte. Nicht 
so die anderen Herren. Diese 


haben ihre, egal was sie über das 


. Dritte Reich schreiben, Vor- 


schußlorbeeren sicher. Das sind 
die Annehmlichkeiten eines an- 
gepaßten und gleichgeschalteten 
Historikers. Dennoch spendete 
gerade »Der Spiegel« meiner 
Göring-Biographie auf sieben 
Seiten Beifall. 


Im März dieses Jahres erschien 
selbige Biographie in den USA 
und erfreute sich dort eines 
- übergroßen Interesses. In Eng- 
land veröffentlichte ab Mitte 
August dieses Jahres Britan- 
niens größter Verleger Macmil- 


. lan unter fast tosendem Beifall 


mein Göring-Buch. 


»David Irving, der wohl meist- 
talentierteste und lesenswerteste 
Historiker«, attestierte Norman 
Cook am 3. August in der Pro- 
vinzzeitung »The Daily Post«, 
»veröffentlichte einen neuen 
Selbstläufer (Göring-Biogra- 
phie). Zugute kamen ihm dabei 
sein umfassendes Wissen über 
Aufstieg und Fall Nazideutsch- 
lands sowie sein in den Archiven 
neu entdecktes enthüllendes 
Material.« 


Nie leichtfertig ein 
Dokument oder eine 
Aussage verarbeitet 


Professor Hugh Trevor-Roper 
von »The Sunday Telegraph« 
bemerkte am 20. August zum 
selben Buch: »Sein Leben (das 
von Göring) ist lückenlos nieder- 
geschrieben und David Irving, 
ein bemerkenswerter Forscher, 
ein brillanter Entdecker von Do- 
kumenten und ein äußerst ta- 
lentierter Schreiber, erzählt die- 
se Lebensgeschichte vortrefflich. 
Seine Sympathien sind hinrei- 
chend bekannt, jedoch vermei- 
det er es mit Geschick, sie dem 
Leser aggressiv aufzudrängen. 
Er verarbeitet sein Material mei- 
sterhaft, und verfaßt eine lesens- 
werte Biographie... Herr Ir- 
ving ist entschlossen, seinem 
Buch eine Note .des Triumphs 
anzuhängen! So. sehen wir Gö- 
ring, »diesen Löwen von einem 


Mann, in die Geschichte einge-: 


hendes ideologisches Gedanken- 
gut wortgewaltig und verachtend 
seinen Häschern des Willkürtri- 
bunals in Nürnberg entgegen- 
schleudern in dieser letzten 
Schlacht für sein Land.« 


»David Irving ist einer der unbe- 
liebtesten und der am meisten 


verfluchten Geschichtsschreiber 


Britanniens«, urteilt Professor 
Donald Cameron Watt in seiner 
eineinhalbseitigen Rezension in 
»The Sunday Times« am 13. Au- 
gust. »Viele glauben, das Irving 
mit jedem neuen Buch der ver- 
öffentlichen Meinung einen 
Schock versetzt. Das macht ihn 
zum gefürchtetsten Gegner der 
angepaßten Geschichtsschrei- 
ber. Er erforscht wie kein ande- 
rer, im Rahmen seiner linguisti- 
schen Fähigkeiten, emsig und 
hartnäckig, die heutzutage zur 
Verfügung stehenden Doku- 
mente... Was immer man von 
Irvings literarischer Konstruk- 
tion halten mag, die nachvoll- 
ziehbaren Einzelheiten sind fas- 
zinierend.« 


Ich möchte mit diesen Beispie- 


len von Bücherbesprechungen . 


namhafter Zeitungen der Dik- 
tatur von Unwissenheit und 
selbstherrlicher Arroganz bewei- 
sen, daß ich zeitgeschichtliche 
Kompetenz entgegenzusetzen 
vermag. 


Ich habe mir das Forschen nie 
einfach gemacht. Niemals habe 
ich leichtfertig ein Dokument 
oder eine Aussage verarbeitet. 
Immer mußte sich eine weitere 
Bestätigung dafür finden. Wie 
oft habe ich gefälschte Doku- 
mente entlarvt. Neben den Ku- 
jausschen Hitler-Tagebüchern 
enthüllte ich unter anderem Tei- 
le der Tagebücher von Wilhelm 
Canaris als Fälschung. 


An meinem bisher größten 
Werk, der Hitler-Biographie 
»Führer und Reichskanzler« 
(Adolf Hitler 1933 bis 1945) 
schuftete ich 13 Jahre. Ich habe 
versucht, die Ereignisse vom 
Schreibtisch Hitlers aus zu be- 
schreiben, jede Begebenheit 


gleichsam mit seinen Augen zu’ 


sehen. Meines Wissens hat das 
bisher niemand unternommen. 


Ich habe in diesem Buch den Be- 


weis angetreten, daß es niemals 
einen Führerbefehl zur Ausrot- 
tung der Juden gegeben hat. 


Ein Aufschrei unter 
den Historikern 


Die meisten meiner Kritiker ha- 
ben sich auf unzulängliche und 
historisch nicht stichhaltige Be- 
weise gestützt. So legen sie bei- 
spielsweise gewitzte abwegige 
Deutungen von Äußerungen 
Hitlers in seinen Reden vor - of- 
fenbar war dann die Liquidie- 


rung so geheim, als daß er einen 
Befehl unterzeichnet hätte, aber 
wieder nicht so geheim, daß er in 
seinen öffentlichen Reden nicht 
damit geprahlt hätte - und Zita- 
te aus einzelnen Dokumenten, 
die allerdings von ernst zu neh- 
menden Historikern schon 
längst als Fälschungen verwor- 
fen worden sind, wie der Ger- 
stein-Bericht oder die sogenann- 
ten Bunkergespräche. 


Professor Martin Broszat, Di- 
rektor des Instituts für Zeitge- 
schichte in München, sah sich 
letzten Endes zu dem Zuge- 
ständnis gezwungen: »David Ir- 
ving hat einen Umstand richtig 
gesehen, wenn er .nämlich 
schreibt, daß nach seiner Auffas- 
sung die Tötung der Juden zum 
Teil eine Verlegenheitslösung 
war, der »Ausweg aus einem 
peinlichen Dilemma«.« 


Broszats Folgerung, es habe für 
diese Maßnahme keinen direk- 
ten Befehl Hitlers gegeben, löste 
einen Aufschrei unter den Histo- 
rikern in aller Welt aus, einen, 
man könnte sagen »Historiker- 
krieg«, der nicht auf eine nur po- 
litiische Kontroverse zwischen 
rechts und links beschränkt 
blieb. 


Neuerdings stützt sich der jüdi- 
sche Princeton-Professor Arno 
Mayer gleichsam auf meine For- 
schungsarbeiten im Zusammen- 
hang mit meiner Hitler-Biogra- 
phie. In seinem kürzlich erschie- 
nenen Buch »Why Heavens Did 
Not Darken?« (»Warum hat sich 
der Himmel nicht verdunkelt?«) 
macht er das Nichtvorhanden- 
sein eines Generalplanes zur 
Ausrottung der europäischen Ju- 
den zu seiner zentralen These. 
Mayer trägt vor, daß Mordtaten 
an Juden nicht Teil eines staatli- 
chen Programms waren. Er 
weist vielmehr nach, daß an Ju- 
den begangene Verbrechen 
meist als Produkt widriger Um- 
stände zustande kamen. Als eine 
Konsequenz anderer Vorkomm- 
nisse definiert Mayer jene Ereig- 
nisse. 


Die Nazis, so Mayer, sollen 
mehr an der Ausbeutung der jü- 
dischen Arbeitskraft, als an de- 
ren Tötung interessiert gewesen 
sein. Speziell in Auschwitz seien 
mehr Juden eines natürlichen als 
eines unnatürlichen Todes ge- 
storben. Professor Mayer. hat 
sich also meinen Ansichten ge- 
nähert. 


Lehnte er deshalb meine Teil- 
nahme an der Diskussion am 3. 
Oktober im Berliner Fernsehen 
ab? Weil er dann meine For- 
schungsarbeiten als »seine Quel- 
len« zu seinem aufsehenerregen- 
den Buch preisgeben müßte? 
Meine Hitler-Biographie ist be- 
reits zur Pflichtlektüre für Offi- 
ziere der Militärakademie von 
Sandhurst bis Westpoint und 
Carlisle geworden. Sie hat Bei- 
fall von Experten hinter dem Ei- 
sernen Vorhang gefunden, aber 
auch von Angehörigen des äu- 
Bersten rechten Flügels. 


Dafür mußte ich erleben, daß 
meine Wohnung von Gangstern 
in Stücke geschlagen, meine Fa- 
milie terrorisiert, mein Name in 
den Schmutz gezogen und meine 
Verleger mit Brandsätzen be- 
worfen wurden. Ich entschuldige 
mich nicht dafür, daß ich die be- 
stehenden Ansichten über Adolf 
Hitler revidiert habe. 


Ich habe versucht, ihm die glei- 
che Gerechtigkeit widerfahren 
zu lassen, die ihm von einem 
englischen Gericht zuteil gewor- 
den wäre, wo die normalen Re- 
geln der Wahrheitsfindung Gül- 
tigkeit besitzen, aber ein gewis- 
ses Maß an Verständnis statthaft 
ist. 


Auch in der Bundesrepublik 
macht dieses Buch seit April die- 
ses Jahres durch reißenden Ab- 
satz von sich reden und es sieht 
ganz danach aus, als stünde im 
Ullstein-Verlag bereits jetzt eine 
Neuauflage an. 


Ich habe mich von der ersten la- 
borwissenschaftlichen Untersu- 
chung der Konzentrationslager 
Auschwitz, Birkenau und Maj-, 
danek nunmehr davon überzeu- 
gen lassen, daß es dort keine 
Massentötungen durch Giftgas 
gegeben hat. Diese Erkenntnisse 
werden durch die von mir ent- 
deckten Dokumente aus dem 
Amt für psychologische Kriegs- 
führung (PWE) gestützt. Diese 
Schriftstücke beweisen zwin- 
gend, daß die Gaskammerpro- 
paganda den brillanten Köpfen. 
jener englischen Abteilung für . 
psychologische Kriegsführung 
entsprungen ist. Ich fordere die 
deutschen Historiker auf, sich 
endlich dieser längst überfälligen. 
Diskussion zu stellen. Falls sie 
sich weiter weigern, kann ich 
nicht anders, als sie Lügner und 
Feiglinge zu nennen. D 
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Mein Leben 


‚als 
_ Revisionist 


. Erster Teil 


Robert Faurisson 


Was gewöhnlich die »Affäre Faurisson« genannt wird, begann am 
16. November 1978 mit der Veröffentlichung eines Artikels über 
Robert Faurisson in der Zeitung »Le Matin de Paris«. Faurisson war 
‚schon seit Jahren klargeworden, daß ihm ein Sturm des Widerstan- 
des ins Gesicht blasen würde, sobald die Presse seine Ansichten über 
den Revisionismus veröffentlichte. 


Von seiner Natur her kann der 
" Revisionismus nur die öffentli- 
che Ordnung stören; wo Gewiß- 
heiten ruhig herrschen, stellt der 
Geist der freien Forschung einen 
Eingriff dar und schockiert die 
Öffentlichkeit. Die erste Pflicht 
der Gerichte besteht nicht so 
sehr darin, die" Gerechtigkeit zu 
verteidigen, als vielmehr Gesetz 
und Ordnung zu bewahren. Die 
Wahrheit in dem Sinne, wie ich 
das Wort verstehe — das heißt, 
das, was überprüfbar ist -, inter- 
essiert die Richter nur, wenn sie 
Gesetz und Ordnung nicht stört. 
Ich hatte: niemals irgendwelche 
Illusionen: Man würde mich vor 
Gericht zerren, ich würde verur- 
teilt werden und es würden auch 
tätliche Angriffe, Pressekam- 
pagnen und eine ziemliche Um- 
wälzung in meinem persönlichen 
Leben, meinem Familienleben 
und in meinem Berufsleben er- 
folgen. 


Ein ernsthafter 
Geschichtsforscher 


Die Zeit zwischen 1979 und 1983. 


war gekennzeichnet durch den 
Einsatz von juristischen Waffen 
gegen den Revisionismus, die 
Zeit von 1983 bis 1987 von ei- 
nem Nachlassen dieser Tätig- 
keit. In Frankreich waren die 
zionistischen Organisationen, 
die rechtliche Schritte gegen uns 
einleiteten, enttäuscht und sogar 
in furchtbarer Aufregung über 
die verhältnismäßige Milde mei- 
ner Verurteilung im April 1983. 
Sie hatten von den französischen 
Gerichten mehr erwartet. Sie 
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Der französische Professor 
Dr. Robert Faurisson ist einer 
der entschiedenen Wegberei- 
ter des Revisionismus. 


wollten mein Fell, bekamen aber 
nur ein Pfund Fleisch. Sie hatten 
gehofft, daß die Richter sagen 
würden: »Faurisson ist ein Ge- 
schichtsfälscher; seine Arbeit 


über die Gaskammern ist voller , 


Oberflächlichkeiten, Nachlässig- 
keiten, willkürliches Übersehen 
(von Beweisen) und Lügen; Fau- 
risson ist böswillig und gefähr- 
lich.« 


Aber am 26. April 1983 vefkün- 
deten die Richter der Ersten 
Kammer des Pariser Berufungs- 
gerichts sinngemäß: »Faurisson 
ist ein ernsthafter Forscher; wir 
haben keine Oberflächlichkeit, 
Nachlässigkeit, willkürliches 
Übersehen oder Lügen in seinen 
Niederschriften über die Gas- 
kammern festgestellt; aber viel- 
leicht ist er böswillig und gewiß 


ihn wegen seiner wahrscheinli- 
chen Böswilligkeit und der Ge- 
fahr, die er darstellt, aber wir 
verurteilen nicht seine Arbeit 
über die Gaskammern, die ist se- 
riös. Im Gegenteil, weil seine 
Arbeit seriös ist, garantieren wir 
jedem Franzosen das Recht zu 
sagen, wenn er diese Meinung 
vertritt, daß es keine Gaskam- 


mern gab.« 


Der Revisionismus 
ist nicht aufzuhalten 


Was die zionistischen Verbände 
in Frankreich in der Zeit: von 
1979 bis 1983 nicht erreichen 
konnten, das versuchten sie in 
anderen Ländern zu vollbringen, 
vor allem mit dem langen Prozeß 
gegen Ernst Zündel in Kanada. 
1984 und 1985 nahm ich aktiv an 
Zündels Verteidigung teil. Der 
Revisionismus ist heute so ge- 
waltig, daß ihn nichts mehr auf- 
halten wird; wir brauchen das 
Übergehen mit Stillschweigen 
nicht mehr zu befürchten. Es ist 
möglich, daß wir uns in einigen 
Ländern auf eine Art Unter- 
grundtätigkeit gefaßt machen 
müssen, denn wir sehen uns poli- 
tischen und juristischen Gefah- 
ren gegenüber und unsere finan- 
ziellen Mittel schwinden dahin. 


Das Jahr 1985 ist ein großes Da- 
tum in der Geschichte des Revi- 
sionismus. Man wird sich daran 
erinnern als das Jahr des Zün- 
del-Prozesses - oder genauer ge- 
sagt, des ersten Zündel-Prozes- 
ses, denn ein zweiter Zündel- 
Prozeß fand 1988 statt. 


Der Prozeß gegen 
Ernst Zünde 


Ich glaube, ich kenne Ernst Zün- 
del ziemlich gut. Ich traf ihn zum 
ersten Mal 1979 in Los Angeles 
auf der ersten Konferenz des In- 
stitute für Historical ° Review. 
Wir haben seitdem ein gutes 
Einvernehmen miteinander. Im 
Juni 1983 flog ich nach Toronto, 
wo er zu Hause ist, um ihm bei 
seinen »Voruntersuchungsver- 
fahren« zu helfen. »Voruntersu- 
chung« ist die Zeit, in der ein 
kanadischer Richter entscheidet, 
ob im vorliegenden Fall vor ei- 
nem Richter und einem. Ge- 
schworenengericht verhandelt 
werden soll oder nicht. 


Ich kehrte im Januar 1985 nach 
Toronto zurück, wo ich während 


ist er gefährlich; wir verurteilen 


fast der ganzen sieben Wochen 
seines Prozesses Ernst Zündel 


“abermals. half. Ich werde ihn 


auch in der Zukunft soweit un- 
terstützen, wie ich das kann. Er 
ist eine außergewöhnliche Per- 
sönlichkeit. 


Bis zu diesem Prozeß war er als 
Grafiker und Publizist tätig. Er 
ist 50 Jähre alt. 1938 in Deutsch- 
land geboren, hat er seine deut- 
sche Staatsbürgerschaft auch in 
Kanada weiterbehalten. Sein 
Leben war von schweren Um- 
wälzungen gekennzeichnet seit 
den Tagen, als er Anfang der 
achtziger Jahre damit begann, 
Richard Harwoods revisionisti- ° 
sche Schrift: »Did Six Million 
Really Die?« (»Starben wirklich 
sechs Millionen?«) zu vertrei- 
ben. Die Schrift, die 1974 zum 
ersten Mal in Großbritannien 
veröffentlicht wurde, rief im dar- 
auffolgenden Jahr in dem briti- 
schen Magazin »Books and 
Bookmen« eine. lange Kontro- 
verse hervor. Auf Betreiben der 
jüdischen Gemeinde von Süd- 
afrika wurde Harwoods Schrift 
dort verbannt. 


1984 in Kanada organisierte Sa- 
bina Citron, Vorsitzende, der 
Holocaust Remembrance Asso- 
ciation, gewaltsame Demonstra- 
tionen gegen Zündel. An seinem 
Haus explodierte eine Bombe. 
Die kanadische Post, die revisio- 
nistische Literatur in einen Topf 
mit Pornografie warf, verweiger- 
te Ernst Zündel das Recht, Post 
zu versenden und zu empfangen; 
er erhielt seine Postrechte erst 
nach einem Jahr des juristischen 
Gerangels wieder zurück. 


Inzwischen gingen seine Ge- 
schäfte trotz seines ausgezeich- 
neten Rufs in professionellen 
Kreisen zurück. Auf Betreiben 
von Frau Sabina Citron erhob 
der Generalstaatsanwalt der 
Provinz Ontario Anklage wegen 
Veröffentlichung einer falschen 
Aussage, Erzählung oder Nach- 
richt, die geeignet ist, das öffent- 
liche Interesse zu gefährden. 


Paragraph 177 des Kanadischen 
Strafgesetzbuches besagt: »Wer 
absichtlich eine Aussage, Erzäh- 
lung oder Nachricht veröffent- 
licht, von der er weiß, daß sie 
falsch ist und die das öffentliche 
Interesse gefährdet oder gefähr- 
den könnte, macht sich einer 
strafbaren Handlung schuldig 
und kann mit Gefängnis bis zu 
zwei Jahren bestraft werden.« 


Die Anklage gegen Zündel ging 
nach folgender Argumentation 
“vor: Der Angeklagte hat sein 
Recht zur freien Meinungsäuße- 
rung mißbraucht; durch den 
Vertrieb der Harwood-Broschü- 
re verbreitete er eine Geschich- 
te, von der er wußte, daß sie 
falsch war; ihm hätte doch nicht 
unbekannt sein können, daß der 
»Völkermord an den Juden« und 
die »Gaskammern« feststehende 
Tatsachen waren, hieß es. Durch 
seine Handlungen könne er »den 
gesellschaftlichen und rassischen 
Frieden in der. kanadischen Ge- 
meinde beeinträchtigen« (Pro- 
zeß-Niederschrift, $. 1682). 


Zündel wurde auch angeklagt, 
persönlich ein Flugblatt mit dem 
Titel »The West, the War and 
Islam« verfaßt und versandt zu 
haben, in dem er die gleichen 
Gedankengänge wie die in der 
Harwood-Schrift zum Ausdruck 
gebracht habe. 


Zündel errang 
einen Mediensieg 


Richter Hugh Locke hatte den 
Vorsitz; der Staatsanwalt war 
Peter Griffiths. Ernst Zündel 
wurde von dem Anwalt Douglas 
Christie aus British Columbia, 
- assistiert von Keltie Zubko, ver- 
teidigt. Das Geschworenenge- 
richt setzte sich aus zwölf Perso- 
nen zusammen. Die englisch- 
sprachigen Medien berichteten 
ausführlich über den Prozeß. 


Es sollte in diesem Zusammen- 
hang gesagt werden, daß die Ko- 
sten für den Prozeß vom kanadi- 
schen Steuerzahler und nicht et- 
wa von der Holocaust Remem- 
brance Association von Sabina 
Citron aufgebracht wurden. 


Das Geschworenengericht 
. sprach Zündel wegen der Ver- 
breitung der Harwood-Schrift, 
jedoch nicht wegen der Abfas- 
sung des Flugblattes schuldig. 
Richter Locke verurteilte ihn zu 
fünfzehn Monaten Freiheitsent- 
zug und verbot ihm, über den 
Holocaust zu reden oder zu 
schreiben. Das deutsche Konsu- 
lat in Toronto entzog ihm den 
Paß. Die kanadische Regierung 
leitete ein Ausbürgerungsver- 
fahren gegen ihn ein. Vorher 
hatten die westdeutschen Behör- 
den an einem einzigen . Tage 
massive koordinierte Polizeiraz- 
zien auf alle Anhänger Zündels 
in der ganzen Bundesrepublik 
Deutschland in Szene gesetzt. 


Aber Zündel hatte einen Me- 
diensieg errungen. Trotz ihrer 
offensichtlichen 
hatten die Medien im allgemei- 
nen und das Fernsehen im be- 
sonderen der englischsprechen- 
den kanadischen Öffentlichkeit 
dargelegt, daß die Revisionisten 
über Dokumente und Argumen- 
te von höchster Qualität verfü- 
gen, während die Verfechter der 


. Vernichtungsthese mit schweren 


Problemen zu kämpfen hätten. 


Man berief sich auf 
den Nürnberger Prozeß 


In den vierzig Jahren, die seit 
dem Ende des Zweiten Welt- 
krieges vergangen sind, hat sich 
eine neue Religion entwickelt: 
die Religion des Holocaust. Sie 
entstand während des Nürnber- 
ger Prozesses, dem viele andere 
derartigen Prozesse folgten, von 


. denen einige heute noch fortge- 


führt werden. 


Zahlreiche Historiker haben mit 
dieser Religion Karriere ge- 
macht: der berühmteste unter 
ihnen. ist zweifellos Raul Hil- 
berg. Ein, Schwarm von Zeugen, 
oder sogenannten Zeugen, 
strömten in die Zeugenstände 
der Gerichte, um den Völker- 
mord an den Juden und den Ein- 
satz von Gaskammern zur 
Menschentötung zu beweisen, 
einer der wichtigsten von ihnen 
war ein gewisser Rudolf Vrba. 


1985 beim Zündel-Prozeß berief 
sich die Anklage vor allem auf 
den Nürnberger Prozeß und 
sorgte für das Erscheinen sowohl 
von Hilberg als auch von Vrba 
vor Gericht. Zündel sagte vor- 
aus, daß sein Prözeß »den Nürn- 
berger Prozeß vor Gericht brin- 
gen würde« und das »Stalingrad 
der Verfechter der Vernich- 
tungsthese« sein würde. 


Die Ereignisse sollten ihm Recht 
geben. Die Rechtlosigkeit des 
Nürnberger Prozesses wurde of- 
fensichtlich. Hilberg wurde als 
unfähiger Historiker entlarvt, 
und Vrba als Hochstapler. 


Ich möchte nicht über die ande- 
ren Zeugen sprechen, die von 
Staatsanwalt Griffiths in den 
Zeugenstand gerufen wurden, 
am wenigsten über Arnold 
Friedmann, der als Zeuge für die 
Vergasungen in Auschwitz auf- 
geboten wurde. Von den Fragen 
des Anwalts Doug Christie in die 


Feindseligkeit | 


Enge getrieben, gab Friedmann 
schließlich zu, daß er, obwohl er 
in Auschwitz-Birkenau war - wo 
er nur einmal zur Arbeit ge- 
zwungen wurde beim Abladen 
von Kartoffeln -, über die an- 
geblichen Vergasungen nichts 


als Hörensagen berichten 
könne. 

Das Unrecht des 
Nürnberger Prozesses 


»Internationaler Militärgerichts- 
hof«: Leute haben festgestellt, 
daß dieser Begriff drei Lügen 
enthält: Dieser »Gerichtshof« 
war kein Gericht im üblichen 
Sinne des Wortes, sondern viel- 
mehr eine Vereinigung von Er- 
oberern, die beabsichtigten, mit 
den Besiegten nach dem Grund- 
satz zu verfahren, daß Macht vor 
Recht geht. Er war nicht »militä- 
risch«, da von den acht Rich- 
tern, die ihm vorsaßen — zwei 
Amerikaner, zwei Briten, zwei 
Franzosen und zwei Sowjets -, 
nur die beiden Sowjets Militär- 
richter waren, von denen der be- 
deutendste I. T. Nikischenko, 
ein prominenter Stalinist war, 
der den Vorsitz über die berüch- 
tigten Prozesse von 1936 bis 1937 
geführt hatte. 


Der »Gerichtshof« war nicht »in- 
ternational«, sondern interalli- 
iert. Er basierte auf dem Londo- 
ner Abkommen, das Kriegsver- 
brechen, Verbrechen gegen den 
Frieden (Vorbereitung und Be- 
ginn eines Angriffskrieges) und 
Verbrechen gegen die Mensch- 
lichkeit festgelegt hatte. Das 
Londoner Abkommen trug das 
Datum vom 8. August 1945, was 
bedeutet, daß es erst zwei Tage 
vor.der Auslöschung Hiroshimas 
und gerade 14 Stunden vor der 
Zerstörung von Nagasaki abge- 
schlossen wurde, während auf 
den Tag genau am 8. August die 
Sowjetunion einen Angriffskrieg 
gegen Japan begann. 


Die Atombombe war ursprüng- 
lich mit der Absicht entwickelt 
worden, sie gegen die Städte 
Deutschlands einzusetzen; wenn 
das geschehen wäre, dann hätte 
man sicher gerne wissen wollen, 
welche moralische Lektion die 
Allüerten vorgegeben hätten, 
um sie den Deutschen zu ertei- 
len. Wie man auch gerne wissen 
möchte, mit welchem Recht ein 
anderer »Internationaler Mili- 
tärgerichtshof« über die Japaner 


in Tokio Gericht gehalten hat. 


Der Gerichtshof griff auf ex- 
post-facto-Gesetze und eine 
Theorie über Kollektivschuld 
zurück. Er urteilte ohne die 
Möglichkeit der Berufung, was 
bedeutete, daß er willkürlich 
vorgehen konnte, ohne befürch- 
ten zu müssen, daß sein Urteil 
umgestoßen oder überstimmt 
werden konnte. Es war ein Straf- 
verfahren, aber es gab kein Ge- 
schworenengericht. 


Die Anklage hatte beträchtliche 
Mittel zu ihrer Verfügung, vor 
allem durch ihre Kontrolle über 
das erbeutete Kriegsarchiv des 
Feindes. Die Verteidigung ver- 
fügte nur über lächerliche Hilfs- 
mittel; sie wurde in dem, was sie 
tun konnte, schwer behindert 
und stand unter sorgfältiger 
Überwachung. Zum Beispiel 
konnte die Verteidigung .nicht _ 
den Vertrag von Versailles zur 
Sprache bringen, um darzule- 
gen, daß sich der Nationalsozia- 
lismus teilweise als Reaktion auf 
die Auswirkungen des Vertrages 
entwickelt hatte. 


Arroganz und aan 
der Alliierten 


Die Artikel 19 und 21 der Charta 
des Internationalen Militärge- 
richtshofes besagten: »Der Ge- 
richtshof ist nicht an technische 
Regeln der Beweisführung ge- 
bunden ... (und) bedarf kei- 
nerlei Beweise für Tatsachen, 
die allgemein bekannt sind, son- 
dern wird diese von Gerichts we- 
gen zur Kenntnis nehmen.« 


Schlimmer noch, der gleiche Ar- 
tikel 21 verlieh gewissermaßen 
den Berichten, der von den Alli- 
ierten ins Leben gerufenen Aus- 
schüssen für Kriegsverbrechen, 
Gesetzeskraft. 


Der Nürnberger Prozeß regt 
mich zu folgender Analogie an: 
Am Ende eines Boxkampfes, 
der mit einem K.o. endet, schen 
sich der Riese, der immer noch 
auf den Füßen steht, als Gewin- 
ner, und sein auf der Matte lie- 
gendes blutiges Opfer, der Ver- 
lierer, gegenseitig an. Der Riese 
hilft seinem Opfer auf die Beine 
und sagt.zu ihm: »Glaube ja 
nicht, daß der Kampf vorüber 
ist! Zunächst begebe ıch mich in 
deri Umkleideraum. Wenn ich 
zurückkomme, werde. ich in der 
Robe eines Richters gekleidet 
sein, um Dich nach meinem Ge- 
setz abzuurteilen. Du wirst je- 
den Schlag, den Du mir versetzt 
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hast, erklären müssen, aber 
bringe ja nicht die Schläge zur 
Sprache, die ich Dir versetzt ha- 
be, denn du hast kein Recht sie 
zu erwähnen - es sei denn, ich 
befände mich in äußerst guter 
Laune und entschlösse mich da- 
zu, das Gerede darüber zu 
dulden.« 


Indem sie so 1945 handelten, 
gingen die Alliierten auf dem 
falschen Fuß vor. Sie behandel- 
ten die Besiegten mit Arroganz 
und Zynismus. Sie erlaubten 
sich völlige Freiheit zu erfinden 
und zu lügen, aber vor allem wa- 
ren sie nachlässig. Sie hätten 
versuchen müssen, ihre An- 
schuldigungen mit einer gesun- 
den gerichtlichen Verfahrens- 
weise zu beweisen. Es gab und 
gibt immer noch festgesetzte 
Methoden, um dies zu tun. 


Zum Beispiel, wenn die Deut- 
schen tatsächlich die Tötung al- 
‚ler Juden geplant und befohlen 
hätten, dann wäre es für die Alli- 
ierten zwingend erforderlich ge- 
wesen, das Vorhandensein eines 
solchen Befehls oder Planes fest- 
zustellen; mit anderen Worten, 
.es wäre notwendig gewesen, den 

: strafrechtlichen Vorsatz nachzu- 
weisen. 


. Wenn die Deutschen tatsächlich 
riesige Todesfabriken, das heißt 
Gaskammern, verwendet hät- 
ten, dann war es zwingend not- 
wendig, das Vorhandensein die- 
ser Gastötungsanlagen nachzu- 
weisen. Mit anderen Worten: 
Die Alliierten hätten die Tatwaf- 

. fe untersuchen müssen; man hät- 
te Gutachten darüber anfordern 
müssen. Wenn die Deutschen 
tatsächlich diese Waffe benutzt 
hätten, dann oblag es den Alli- 
ierten, nachzuweisen, daß La- 
gerinsassen mit Giftgas getötet 
wurden; und dazu wären Ob- 
duktionsberichte erforderlich 
gewesen. 


Aber weder während des Nürn- : 


berger Prozesses, noch in all den 
späteren . Prozessen ähnlicher 
Art, haben die Eroberer auch 
nur einen einzigen Beweis für 
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den strafrechtlichen Vorsatz 
noch ein einziges Gutachten 
über die bei der Tat verwendete 
Waffe angefordert oder vorge- 
legt. Hier haben wir es mit ei- 
nem angeblichen Verbrechen gi- 
gantischen Ausmaßes zu tun, 
und doch anscheinend besteht 
kein strafrechtlicher Vorsatz, 
keine Waffe oder auch nur eine 
einzige mit Gift getötete Leiche 
kann nachgewiesen werden. Die 
Sieger begnügten sich mit un- 
überprüften Geständnissen und 
Zeugenaussagen, ohne Kreuz- 
verhör über die physikalische 
Natur der Fakten. 


Die Rückkehr 
zu den Fakten 


Das Charisma von Ernst Zündel 
liegt in seinem Verständnis be- 
gründet, daß die Historiker der 
revisionistischen Schule recht 
haben, wenn ’sie behaupten, daß 
sie, um die Wahrheit’ über den 
Holocaust herauszufinden, nur 
zu den traditionellen Methoden 
sowohl der Juristen als auch 
der Historiker zurückzukehren 
brauchen. 


Zündels Genius bestand darin, 
einfach und direkt in einer Sache 
vorzugehen, in der vierzig Jahre 
lang alle Anwälte oder Verteidi-. 
ger von Personen, die wegen so- 
genannter »Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit« angeklagt 
waren, auf verschlungenen We- 
gen taktisch vorgehen zu müssen 
glaubten. 27 


Seit 1945 bis einschließlich des 
Falles Barbie im Jahre 1987 hat 
es nämlich kein einziger Anwalt 
gewagt, den Stier bei den Hör- 
nern zu packen. Nicht einer von 
ihnen verlangte, daß die Staats- 
anwaltschaft die Realität des: 
Völkermords und die Gaskam- 
mern unter Beweis stellen möge. 
Alle Anwälte der Verteidigung 
wandten Verzögerungstaktiken 
an. Im: allgemeinen plädierten 
sie dahingehend, daß ihr Man- 
dant nicht persönlich in ein der- 
artiges Verbrechen- verwickelt 
war; ihr Mandant, so pflegten sie 
zu sagen, sei nicht am Tatort ge- 
wesen oder wirklich weit davon 
entfernt, um eine klare Erkennt- 
nis darüber zu haben oder über- 
haupt etwas davon gewußt zu 
haben. 


Sogar Jacques Verges, Barbies 
Verteidiger, plädierte dahinge- 
hend, daß sein Mandant nach 


der traditionellen Formel »nichts 
gewußt haben. kann«. Diese 
mehr als subtile Formel bedeu- 
tet, daß, nach Verges, die Ver- 
nichtung der Juden zwar in 
Auschwitz oder sonstwo in Po- 
len stattgefunden hat, daß aber 
der Untersturmführer Barbie, 
der in Lyon in Frankreich lebte, 
darüber nichts gewußt haben 
kann. 


Wilhelm Stäglich beschreibt in 
seinem Buch »Der Auschwitz- 
Mythos« recht überzeugend, wie 
im Frankfurter Auschwitz-Pro- 
zeß (1963 bis 1965) die Verteidi- 


. ger. die Staatsanwaltschaft auf 


diese Weise unterstützten; sie 
akzeptierten schlichtweg den 
Mythos der planmäßigen Juden- 
vernichtung. Die Motive für ein 
solches Verhalten konnten ent- 
weder die innere Überzeugung 
sowohl bei den Verteidigern als 
auch bei einigen der Angeklag- 
ten sein, daß das schreckliche 
Verbrechen tatsächlich began- 
gen worden sei, oder sie hätten 
unter der Befürchtung leben 
können, einen Skandal herauf- 
zubeschwören, indem sie einfach 
eine Klärung hinsichtlich der 
Realität des Verbrechens ver- 
langt hätten. 


Für fast alle Beteiligten wäre es 


geradezu gotteslästerlich gewe- 


sen, Achtung für die herkömmili- 
chen Rechtsverfahrensweisen 
auch im Prozeß gegen einen 
»Nazi« zu verlangen; es versteht 


‚sich, daß ein »Nazi« eben kein 


Mensch »wie andere« ist, und 
daß folglich kein Raum dafür 
vorhanden ist, ihn »wie andere 
Menschen« zu beurteilen. 


Meine persönliche, Erfahrung 
mit Anwälten in Prozessen die- 
ser Art veranlaßt mich, zu glau- 
ben, daß viele von ihnen auch 
wegen ihrer Inkompetenz im hi- 
storischen oder. wissenschaftli- 
chen Bereich eingeschüchtert 
sind. Sie haben den Eindruck ge- 
wonnen, daß es unmöglich ist, 
auf die Argumente der Verfech- 
ter. der Vernichtungsthese zu 
antworten, und es ist daher sehr 
schwierig für sie, sich auch nur 
vorzustellen, wie man es anfan- 
gen soll, die Argumente der Re- 
visionisten vor Gericht darzu- 
legen. 


Ein Prozeß 
wie ein Alptraum 


In Douglas Cristie fand Zündel 
einen Anwalt, der mehr als mu- 


tig, ja sogar heldenhaft war. Aus 
diesem Grunde war ich bereit, 
Doug Cristie Tag für Tag zu un- 
terstützen, als dieser sich auf sei- 
ne Aufgabe vorbereitete und sie 
ausführte. Ich muß hinzufügen, 
daß wir ohne seine Assistentin 
Keltie Zubko im Prozeß von 
1985 nicht so erfolgreich gewe- 
sen wären. 


Im Nachhinein kommt uns die- 
ser Prozeß wie ein Alptraum 
vor. Die im Gerichtssaal herr- 
schende Atmosphäre war beina- 
he unerträglich, vor allem wegen 
der Haltung des Richters Hugh 
Locke. Ich selbst habe. vielen 
Prozessen in meinem Leben bei- 
gewohnt, darunter denen in 
Frankreich während der großen 
»Epuration«, der Säuberung 
Frankreichs von sogenannten 
»Kollaborateuren«. Niemals be- 
gegnete ich jedoch einem Rich- 
ter, der so vorurteilsvoll, auto- 
kratisch und ausfallend war wie 
Richter Locke. 


Das angelsächsische Gesetz bie- 
tet zwar viel mehr Garantien als 
das französische Gesetz, aber es 
gehört nur ein Mann dazu, um 
das Beste der Rechtssysteme zu 
pervertieren. Richter Locke war 
dieser Mann. Ich erinnere mich 
daran, wie Richter Locke mich 
anschrie: »Shut up!« (Ruhe!), 
als ich ohne ein Wort zu sagen 
dem Verteidiger Doug Cristie 
ein Dokument übergab (Ausrufe 
wie diese und andere sind natür- 
lich nicht in den Prozeßnieder- 
schriften wiedergegeben). 


Unter den zahlreichen Ausfällen : 
des Richters wurde einer von 
dem Begriff... Quadratmeter 
provoziert. Um dem Richter 
verständlich zu machen, daß es 
unmöglich sei, 28 bis 32 Perso- 
nen auf einem Quadratmeter zu- 
sammenzudrängen - was der 
ehemalige SS-Offizier Kurt 
Gertein nach seinen eigenen 
Aussagen gesehen haben will -, 
brachten wir vier Stöcke von je- 
weils einem Meter Länge mit in 
den Gerichtssaal, aus denen wir 
einen Quadratmeter formten. 
Wir wollten dann 28 bis 32 Leute 
aufrufen und sie bitten, sich dort 
hineinzustellen. Der Richter 
schoß in die Höhe, schrie uns an, ° 
dieses Verfahren erscheine ihm 
unwürdig, und er verbot uns, es 
anzuwenden. Um das Maß voll: 
zumachen, setzte er eine Bemer- 
kung hinzu, die es wert ist, für 
die Nachwelt festgehalten zu 
werden: 


»Bevor ich dem Geschworenen- 
gericht gestatte, einen Quadrat- 
meter zu akzeptieren, müßte ich 
(in Abwesenheit der Geschwo- 
renen) viele Zeugen anhören, 
die das abgemessen haben« 
(Prozeßniederschrift, S. 912). 


_ Zündels Methode 
beunruhigte die Richter 


Unsere Methode beunruhigte 
unsere Gegner ebenso wie den 
Richter, denn sie war entschie- 
den sachlich. Wir verfügten über 
viele Karten und Zeichnungen 
von Konzentrationslagern, dar- 
unter Luftaufnahmen, die wäh- 
rend des Krieges von den Alli- 
ierten gemacht wurden. Uns 
standen zahlreiche Fotografien 
zur Verfügung, von denen wir 
die meisten dem schwedischen 
Forscher Ditlieb Felderer ver- 


danken, der sich in den versteck- - 


testen Ecken und Kanten der 
Lager Auschwitz und Majdanek 
auskennt. Wir besaßen - viele 
technische Unterlagen über Lei- 
chenverbrennungen unter frei- 
em Himmel oder in Kremato- 
rien, über Zyklon B, über Ent- 
wesungskammern. Ich selbst 
hatte fünf Koffer voller Bücher 
und Dokumente mit nach To- 
ronto gebracht, aber ich war nur 
einer von den Forschern, die 
Zündel aus allen Teilen der Welt 
um sich geschart hatte. 


Locke versuchte, unsere Bemü- 
hungen zu neutralisieren. Er 
sprach mir zum Beispiel das 
Recht ab, über Zyklon B, über 
Luftaufnahmen und über Ge- 
bäude zu sprechen, von denen 
behauptet wird, sie enthielten 
Gaskammern zur Menschentö- 
tung. Und doch war ich der erste 
in der Welt gewesen, der die 
Zeichnungen dieser Gebäude 
veröffentlichte und damit gleich- 
zeitig bewies, daß diese »Gas- 
kammern« in Wirklichkeit nur 
Aufbewahrungsorte für Leichen 
(Leichenhalle oder Leichenkel- 
- ler) waren. 


Auf der Grundlage dieser Zeich- 
nungen hatte Zündel maßstabs- 
gerechte Modelle anfertigen las- 
sen, um diese den Geschwore- 
nen zur Veranschaulichung der 
Ortlichkeiten vorzuführen, aber 
der Richter schritt wiederum ein 
und untersagte uns, diese prä- 
ofessionell angefertigten Model- 
le zu verwenden. Und was noch 
wichtiger ist, Locke untersagte 
uns, über die in den Vereinigten 
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Staaten zur Hinrichtung verwen- 


deten Gaskammern zu sprechen, 
indem er schlichtweg behaupte- 
tet, er sehe hier keine Relevanz. 


In Wirklichkeit haben die ameri- 
kanischen Gaskammern sehr 
wohl einen Bezug zu den angeb- 
lichen Gaskammern in den KZ. 


Die Amerikaner benutzen näm- 
lich Zyanwasserstoffgas zur Hin- 
richtung, und Zyklon B, mit 


dem die Deutschen, wie behaup-- 


tet wird, Millionen von Häftlin- 
gen töteten, besteht im wesentli- 
chen aus Zyanwasserstoffgas. 


Jeder, der die Hauptwaffe unter- 
suchen möchte, die angeblich 
von den Deutschen zur Aus- 
übung ihres Verbrechens be- 
nutzt wurde, müßte daher mei- 
ner Meinung nach die amerika- 
nischen Gaskammern untersu- 
chen. Und das hatte ich bereits 
getan und war von dieser Studie 
aus zu der Schlußfolgerung ge- 
langt, daß die den Deutschen zu- 
geschriebenen Vergasungen 
physikalisch und chemisch völlig 
unmöglich waren... 


Nichtsdestoweniger gelang es 
uns - Doug Christie und mir - 
trotz der Anordnungen Lockes 
den Gutachter Raul Hilberg und 
die Zeugenaussagen eines ande- 
ren »Experten«, Rudolf Vrba, 
völlig auseinanderzunehmen. 


Die Unfähigkeit ihres 
Experten Nummer Eins 


Raul Hilberg wurde 1926 als 
Sohn jüdischer Eltern in Wien 
geboren, ihm wurde 1955 ein 
Doktortitel in »Staatsrecht und 
Geschichte« verliehen. Wie die 
große Mehrheit der Autoren, so- 
wohl unter den Verfechtern der 
Vernichtungsthese als auch un- 
ter den Revisionisten, die über 
den Holocaust geschrieben ha- 
ben, ist er kein ausgebildeter Hi- 
storiker. Er wurde von Jimmy 
Carter zum Mitglied des Holo- 
caust Memorial Council er- 
nannt. Er ist auch Mitglied der 
Jewish Studies Association (Ge- 
sellschaft für Jüdische Studien). 


Er ist Verfasser eines Standard- 


werks »The Desctuction of the 


“ European Jews«, das 1961 her- 


auskam. Eine zweite - »revidier- 
te und endgültige« - Auflage 
dieses Buches wurde 1985, nur 
wenige Monate nach der Zeu- 
genaussage des Verfassers im 
Zündel-Prozeß veröffentlicht. 


Dieser Punkt ist wichtig. Ich. 


werde später darauf zurück- 
kommen. 


Raul Hilberg trug den Titel 
Sachverständiger. Er kam mit 
seinem Prestige ummantelt nach 
Toronto, ohne Bücher, ohne 
Notizen, ohne Dokumente, an- 
scheinend seiner selbst sicher, 
ein Mann, der in zahlreichen 
Prozessen gegen »Kriegsverbre- 
cher« seine Aussagen gemacht 
hatte. Er sagte im Zündel-Pro- 
zeß zu einem Stundensatz von 
wahrscheinlich 150 Dollar aus. 
Befragt vom Staatsanwalt Grif- 
fiths, trug Hilberg seine These 
über die Judenvernichtung vor: 
Nach seiner Aussage gab Hitler 
Befehle zur Judenvernichtung; 
die Deutschen gingen planmäßig 


vor; sie benutzten Gaskammern; . 


die Gesamtzahl der jüdischen 
Verluste habe 5 100.000 betra- 
gen. Hilberg hatte keine Hem- 
mung sich selbst als Empiriker 
zu bezeichnen, der sich nach be- 
weiserheblichem Material um- 
sieht (Prozeßniederschrift, Seite 
687). 


Sobald aber das Kreuzverhör be- 
gann, verlor Hilberg den Boden 
unter den Füßen. Zum ersten 
Male hatte er es mit einem An- 
geklagten zu tun, der entschlos- 
sen war sich zu verteidigen und 
auch fähig war dies zu tun. Doug 
Christie, dem ich zur Seite saß, 
nahm Hilberg zwei Tage lang 
unbarmherzig ins Kreuzverhör. 
Seine Fragen waren gezielt, prä- 
zise und unnachgiebig. Bis dahin 
hatte ich noch einen gewissen 
Respekt vor Hilberg wegen der 
Quantität, nicht der Qualität sei- 
nes Werkes; jedenfalls stand er 
kopfhoch über den Poliakovs, 
Wellers, Klarsfelds und den üb- 
rigen. Als er aussagte, wich mei- 
ne verhältnismäßige Wertschät- 
zung einem Gefühl des Argers 
und des Mitleids: Arger, weil 
Hilberg sich fortlaufend in Aus- 
weichmanöver erging, und Mit- 
leid, weil Christie ihm fast jedes- 
mal einen Schlag versetzte. 


Niemals die 
Ortlichkeiten überprüft 


Auf jeden Fall wurde hier deut- 
lich, daß Hilberg in keiner Weise 
der »Empiriker war, der sich 
nach beweiserheblichem Mate- 
rial umsieht«. Er war genau das 


“ Gegenteil; ein Mann, der sich in 


den Wolken seiner Gedanken 
verloren hatte, eine Art Theolo- 


ge, der für sich selbst ein geisti- 
ges Universum. aufgebaut hat, in - 
dem die physikalischen Aspekte 
der Tatsachen keinen Raum ha- 
ben. Er war ein allzu akademi-: 
scher Professor, ein »Papier-Hi- 
storiker« wie Vidal-Naquet. 


Bei der ersten Frage geriet er 
schon ins Wanken. Doug Chri- 
stie verkündete, daß er ihm eine 
Aufstellung von Konzentrations- 
lagern verlesen und ihn dann fra- 
gen werde, welches von ihnen er 
untersucht und wie oft er das ge- 
tan habe. Daraufhin räumte Hil- 
berg ein, daß er weder vor Ver- 
öffentlichung der ersten Auflage 
seines Hauptwerks im Jahre 
1961 noch danach, auch nicht 
vor der Veröffentlichung der _ 
»endgültigen« Ausgabe im Jahre 
1985, auch nur eines dieser La- 
ger untersucht habe. Da er aber 
seine Erforschung der Geschich- 
te des Holocaust schon 1948 be- 
gonnen hatte, hatten wir es hier 
mit einem Mann zu tun, der sich 
den Ruhm, auf seinem eigenen 
Forschungsgebiet der. erstrangi- 
ge Historiker der Welt zu sein, 
erworben hatte, ohne in 37 Jah- 
ren auch nur einmal ein einziges 
KZ untersucht zu haben. Er hat- 
te lediglich 1979 zwei Lager be- 
sucht, Auschwitz und Treblinka 
- »Einen Tag: in Treblinka und 
vielleicht einen halben Tag in 
Auschwitz und einen halben Tag 
in Birkenau« (Prozeßnieder- 
schrift, Seite 779 -; aber selbst 
diese Besuche erfolgten nur, um 
einer Feier beizuwohnen. Er be- 
saß nicht die Neugier, entweder 
die Anlagen selbst oder das 
Auschwitz-Archiv in Augen- 
schein zu nehmen. Er hat nie- 
mals die Bereiche inspiziert, die 
als »Gaskammern« bezeichnet 
werden - Prozeßniederschrift, 
Seite 771-773 und 822-823 -. 


Als er gebeten wurde, die Zeich- 
nungen, Fotografien und grafi- 
schen Darstellungen der Krema- 
torien zu erläutern, lehnte Hil- 
berg dies ab und sagte: »Wenn 
Sie mir Baupläne, Fotos, grafi- 
sche Darstellungen zeigen wol- 
len, bin ich nicht so kompetent 
wie bei Dokumenten, die sich in 
Worten ausdrücken« (Prozeß- 
niederschrift, Seite 826). Er 
schätze, daß mehr als eine Mil- 
lion , Juden und »vielleicht 
300 000 Nichtjuden in Ausch-. 
witz umgekommen sind« — Pro- 
zeßniederschrift, Seite 826 -, er- : 
klärte aber nicht, wie er zu die- 
sen Schätzungen gekommen ist, 
und auch nicht warum die Polen 
und Sowjets zu einer Gesamt- 
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Revisionismus 


Mein Leben 
als 
Revisionist 


zahl von vier Millionen gekom- 
men sind, eine Zahl, die auf dem 
Denkmal in Birkenau zu lesen 
N Prozeßniederschrift, Seite 
826 -. 


Doug Christie befragte Hilberg 
“ dann über die Lager, die angeb- 
lich über Gaskammern zur 
Menschentötung verfügten. Er 
verlas die Namen der Lager und 
fragte Hilberg jedesmal, ob das 
Lager eine oder mehrere solcher 
Gaskammern enthielt oder 
nicht. Für einen derart eminen- 
ten Spezialisten müßte diese 
Frage doch eigentlich sehr leicht 
zu beantworten sein, aber auch 
hier verlor Hilberg völlig den 
Boden unter den Füßen. Neben 
den Lagern »mit« und den La- 
gern »ohne« Gaskammern schuf 
er . improvisierend und unge- 
schickt noch zwei weitere Kate- 
gorien von Lagern: jene, die 
»vielleicht« eine Gaskammer 
hatten - Dachau, Flossenbürg, 
Neuengamme, Sachsenhausen - 
und jene, die eine »ganz kleine 
Gaskammer« hatten - zum Bei- 
spiel Struthof-Natzweiler im EI- 
saß -, so klein, daß er sich frage, 
ob es überhaupt wert sei darüber 
zu reden - Prozeßniederschrift, 
$. 896 -. Er ließ uns jedoch im 
unklaren über seine Kriterien 
zur Unterscheidung, unter jenen 
vier Kategorien von Lagern. 


Zweifel an den Gerstein- 
Geständnissen 


Dann wurde Hilberg befragt, ob 
er etwas von einem S$achverstän- 
digen-Gutachten wisse, in- dem 
festgestellt wird, daß die er- 
wähnten Einrichtungen tatsäch- 
lich Gaskammern zur Men- 
schentötung waren. Zunächst 
stellte er sich taub, griff dann auf 
ausweichende Antworten zurück 
und wiederholte die unpassend- 
sten: Antworten. Seine Verzöge- 
rungstaktik wurde so. offensicht- 
lich, daß Richter Locke, der im 
allgemeinen schnell bei der 
* Hand war, um der Anklage zu- 
helfen, sich verpflichtet fühlte, 
zu unterbrechen und eine klare 
Antwort zu verlangen. Erst dann 
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antwortete Hilberg ohne Aus- 
flüchte, daß er nichts von einem 
derartigen Gutachten wisse. Die 
Prozeßniederschrift umfaßt 14 
Seiten (Seite 968-981) von dem 
Augenblick an, als ihm diese für 
ihn peinliche Frage gestellt wur- 
de bis zu dem Augenblick als er 
sie schließlich beantwortete. 


Wußte Hilberg etwas von einem 
Obduktionsberich, aus dem 
hervorgeht, daß die eine oder 
andere Leiche eines Häftlings 
der Körper von jemandem war, 
der mit Giftgas getötet wurde? 
Die Antwort war wiederum 
»Nein« - Prozeßniederschrift 
Seite 983-984 -. 


Da Hilberg jedoch andererseits 
so viele Wert auf Zeugenaussa- 
gen legt, wurde er über die Aus- 
sage des Kurt Gerstein befragt. 
Er behauptete, er habe die Ge- 
ständnisse dieses SS-Offiziers in 
seinem Buch kaum verarbeitet. 
Darauf erwiderte Christie, daß 
der Name Gerstein in dem Buch 
»The Destruction of the Euro- 
pean Jews« 23mal vorkommt, 
und daß das Dokument 
PS-1553, eine angebliche Aussa- 
ge des gleichen Gerstein, darin 
14mal zitiert wird. Dann wurden 
Bruchstücke jener Geständnisse 
in verschiedener Form vor den 


Geschworenen verlesen. Hilberg 


räumte schließlich ein, daß ge- 
wisse Teile der Geständnisse des 
Kurt Gerstein »purer Unsinn« 
seien — Prozeßniederschrift Seite 


. 


Das gleiche gschah bei den Ge- 
ständnisen von Rudolf Höss (ei- 
ner der Kommandanten des La- 
gers Auschwitz; der Übers.). 
Der aus der Fassung gebrachte 
Hilberg mußte in einem Fall zu- 
geben: »Es ist furchtbar« - Pro- 
zeßniederschrift, Seite 1076 -. 


Bezüglich eines der wichtigsten 
von Höss unterzeichneten »Ge- 
ständnisse« (PS-3868) gab er zu, 
daß wir es hier mit einem Mann 
«zu tun hätten, der eine Aussage 
macht in einer Sprache (Eng- 
lisch), die nicht seine eigene 
war, eine völlig unmögliche Aus- 
sage, die »eine Zusammenfas- 
sung dessen zu sein scheint, was 
er gesagt oder gesagt haben 
könnte oder geglaubt haben 
könnte gesagt zu haben, als ihm 
jemand eine Zusammenfassung 
vorlegte und er diese unter- 
schrieb, was zu bedauern ist« 
-  Prozeßniederschrift, Seite 
230 -. 


Über den Punkt, daß laut die- 
sem »Geständnis« 2500 000 
Menschen in’ Auschwitz vergast 
worden sein sollen, ging Hilberg 
so weit zu sagen, dies sei »eine 
offensichtlich unüberprüfte, völ- 
lig übertriebene Ziffer, eine die 
sehr wohl bekannt geworden 
oder in Umlauf gebracht worden 
sein könnte als Ergebnis von 
fehlerhaften Erkenntnissen ei- 


‚ner polnischen Untersuchungs- 


kommission in Auschwitz« - 
Prozeßniederschrift, Seite 1087, 


Plötzlich änderte der 
Zeuge die Taktik 


Da er nun spürte, daß die Zeit 
für ihn gekommen war, etwas 
Ballast über Bord zu werfen, 
hatte Hilberg keine Probleme, 
mit Christie darin übereinzu- 
stimmen, daß einige »Histori- 
ker« wie William Shirer keinen 
Wert haben - Prozeßnieder- 
schrift, Seite 1202. Er wurde ge- 
fragt, ob er von der Zeugenaus- 
sage des Filip Müller, Verfasser 
des Buches »Eyewitness Ausch- 
witz — Three Years in the Gas 
Chambers« halte. 


Einige Passagen aus diesem 
Buch, voll mit dem reinsten Sex- 
Shop-Antinazismus, wurden ihm 
vorgelesen, und Christie demon- 
strierte vor dem Geschworeren- 
gericht, dank einer Analyse des 
Revisionisten Carlo Mattogno, 
daß Filip Müller oder sein 
Ghostwriter Helmut Freitag sich 
ganz einfach des Plagiats, des li- 
terarischen Diebstahls, schuldig 
gemacht haben, indem sie eine 
ganze Episode praktisch wort- 
wörtlich aus »Doctor at Ausch- 
witz«, der falschen Darstellung 
unter dem Namen eines Miklos 
Nyisli entnommen haben. 


An dieser Stelle änderte Hilberg 
plötzlich seine Taktik; er heu- 
chelte eine Gefühlsaufwallung 
vor und erklärte mit einem pa- 
thetischen Tonfall, daß die Zeu- 
genaussage des Filip Müller viel 
zu bewegend sei, als daß irgend 
jemand seine Aufrichtigkeit in 
Zweifel ziehen könne - Prozeß- 
niederschrift, Seite 1151-1152. 


Aber alles an diesem neuen Hil- 
berg klang verlogen, denn bis 
dahin hatte er sich in einem mo- 
notonen Tonfall und mit der 
Umsicht einer Katze, die Angst 
hatte, der glühenden Kohle ei- 
nes Feuers nahezukommen, arti- 
kuliert. Christie hielt es daher 


nicht für sinnvoll, diesen Punkt 
auszuschlachten. 


Bei zwei Fragen mußte Hilberg 
wirklich leiden: Erstens, in be- 
zug auf die angeblichen Befehle 
Hitlers zur Ausrottung der Ju- 
den und dann bezüglich dessen, 
was ich persönlich den »Grund- 
pfeiler der Hilbergthese« nenne. 
Auf Seite 177 seines Buches 
(Ausgabe von 1961) befaßt sich 
Hilberg endlich mit dem Kem 
seines Themas, der Judenver- 
nichtungspolitik. Auf einer Sei- 
te, die als allgemeine Einfüh- 
rung dient, erläutert er die 
Grundlage dessen, was er bewei- 
sen will. 


Für Hilberg begann alles mit 
zwei aufeinanderfolgenden Be- 
fehlen Hitlers. Der erste Befehl 
rief dazu auf, die Juden an Ort 
und Stelle, vor allem in Rußland’ 
zu töten — den Einsatzgruppen 
sei diese Aufgabe übertragen 
worden; im zweiten sei befohlen 
worden, die Juden zu ergreifen 
und in die Vernichtungslager zu 
bringen - dies sei die Rolle Eich- 
manns und seiner Leute ge- 
wesen. 


Hilberg gab weder das genaue 
Datum noch seine Quelle für, 
diese beiden Befehle an; ande- 
rerseits gab er ein genaues Da- 
tum (25. November 1944) und 
einen Bezu (Dokument 
PS-3762) für einen Befehl an, 
den, wie er sagte, Himmler er- 
teilt habe, um die Judenvernich- 
tung zu beenden, als er spürte, 


.daß die Niederlage kurz bevor- 


stand (»The Destruction of the 
European Jews«, Seite 631). 


Der Streit 
um die Hitler-Befehle 


Es wäre ja nichts falsch an der 
These Hilbergs, wenn es wahr 
wäre, daß es diese Befehle gege- 
ben hat. Aber keiner der drei 
Befehle - die beiden Hitler-Be- 
fehle und der Himmler-Befehl - 
ist jemals erteilt worden; Hil- 
bergs gesamte These beruhte auf 
einer geistigen Konstruktion. 


Aber Christie mußte buchstäb- 
lich einen Belagerungskrieg füh- 
ren, bevor Hilberg seine Aussa- 
ge schließlich berichtigte und 
zugab, daß er diese Befehle 
nicht vorlegen könne. Es waren 
31 Seiten Prozeßniederschrift er- 
forderlich (Seite 826-858) von 
der Stelle, an der Hilberg gefragt 


wird, wo diese Befehle sind, bis 
er schließlich nach verlorener 
Schlacht einräumt, daß es keine 
»Spuren« davon gibt. Christie 


erinnerte Hilberg auch an einige | 


Aussagen, die dieser im Februar 
1983 in der Avery Fisher Hall in 
New York City gemacht hatte. 
Dort entwickelte Hilberg selbst 
eine These, die kaum mit dem 
Vorhandensein eines Befehls zur 
Judenvernichtung in Einklang 
gebracht werden kann. Er sagte 
seinerzeit: 


»Aber was 1941 begann, war ein 
Prozeß der Vernichtung, der 
nicht im voraus geplant, nicht 
zentral von irgendeiner Stelle or- 
ganisiert worden war. Es gab 
keine Blaupause und kein Bud- 
get für Vernichtungsmaßnah- 
men. Sie wurden Schritt für 
Schritt getroffen, ein Schritt 
nach dem anderen. So kam nicht 
so sehr ein Plan zur Ausführung, 
- sondern vielmehr ein unglaubli- 
ches Zusammentreffen von Ge- 
danken, ein Konsensus im Ge- 
dankenlesen (a consensus mind 
reading) durch eine weit ausge- 
dehnte Bürokratie zustande« 
(»Newsday«, Long Island, New 
York, 23. Februar 1983, Ab- 
schnitt II, Seite 3). 


Diese verschlungene Erklärung 
stürzt uns in das Dickicht der 
Theologie und der Parapsycho- 
logie. Die Judenverbrennung - 
ein gigantisches Unternehmen - 
wurde also durchgeführt, ohne 
. irgendeinen Plan, ohne eine 
Zentralstelle, ohne Blaupause, 
ohne Haushaltsplanung, aber 
mit einem .übereinstimmenden 
Gedankenlesen einer weit ver- 
streuten Bürokratie, einer Büro- 
kratie, die eine Maschinerie dar- 
stellt, von der man meiner Mei- 
nung nach alles andere als Ge- 
dankenlesen und Gedanken- 
übertragung erwarten sollte. 


Was den Himmler-Befehl be- 
trifft, so gab Hilberg ebenfalls 
zu, daß es »keine Spur« davon 
gibt - Prozeßniederschrift, Seite 
860 -; der »Bezug«, den er ange- 
geben hatte, ebenso wie das ge- 
naue Datum, erwiesen sich so- 
mit als nichts anderes als ein 
Versuch, den Leser einzu- 
schüchtern. 


Ein deutsches Wörterbuch 
mußte klären 


Aber was. wäre über den 
»Grundpfeiler seiner These« zu 


sagen? In »The Hoax of the 
Twentieth Century« schrieb Ar- 


thur R. Butz klar und deutlich: 


»Hilbergs Buch erreichte, was 
die gegnerische Literatur — die 
revisionistische Literatur — nie- 
mals erreicht haben könnte. Ich 
wurde nicht nur davon über- 
zeugt, daß die Legende von den 
sechs Millionen vergasten Juden 
ein Schwindel sein muß, sondern 
ich entwickelte etwas, was sich 
als ziemlich zuverlässiges »Ge- 
fühl« für die bemerkenswert ka- 
balistische Mentalität heraus- 
stellte, die der Lüge ihre spezifi- 
sche Form verliehen hatte (wer 
wie ich das ziemlich »rüde Erwa- 
chen« erleben möchte, mag an 
dieser Stelle innehalten und die 
Seiten 567-571 von Hilbergs 
Buch zu Rate ziehen« (»Hoax, 
Seite 7). 


A. R. Butz verweist somit — un- 
ter bezug auf die Seiten 567-571 
von Hilbergs Buch - auf das, was 
den Mittelpunkt der These Hil- 
bergs darstellt. Ich wollte mei- 
nerseits »das Herzstück dieses 
Mittelpunktes«, sozusagen den 
»Grundpfeiler« jener kabalisti- 
schen geistigen Konstruktion er- 
forschen. Ich glaube diesen oben 
auf der Seite 570 gefunden zu 
haben, wo wir folgendes lesen: 


»Die durch Auschwitz benötig- 
ten Mengen an (Zyklon) waren 
nicht groß, aber sie waren merk- 
lich. Fast die gesamte Ausch- 
witz-Lieferung wurde zur Verga- 
sung der Menschen benötigt; nur 
sehr wenig zur Begasung. Die 
Lagerverwaltung selbst kaufte 
das Gas nicht ein. Der Einkäufer 
war Obersturmführer Gerstein, 
Chefdesinfektionsoffizier in der 
Dienststelle des Gesundheits- 
chefs der Waffen-SS (Mugrow- 
sky). In der Regel gingen alle 
Befehle durch die Hände von 
Testa, Degesch und Dessau. 
Aus den Dessauer Werken gin- 
gen die Lieferungen direkt zur 
Ausschwitz Extermination and 
Fumigation Division (Abteilung 
Entwesung und Entseuchung).« 


In dies Passage seines Buches 
sagt Hilberg klar und deutlich, 
daß es zwei Verwendungszwek- 
ke für Zyklon gab: zur Verga- 
sung von Menschen und zur. Be- 
gasung von Objekten. Eine ein- 
zige Dienststelle leitete diese 
beiden Tätigkeiten: die eine war 


krimineller und die andere sani-- 


tärer Natur. Diese Dienststelle 


"sammensetze - 


hatte sogar nur einen Namen: 
»Abteilung Entwesung und Ent- 
seuchung«, was Hilberg mit »Ex- 
termination and Fumigation Di- 
vision« übersetzt. 


Mit anderen Worten, die Deut- 
schen machten kein Geheimnis 
aus der Menschenvernichtung 
mit Gas, denn es gab ja in die- 
sem Lager eine Dienststelle, die 
ordnungsgemäß und klar er- 
kennbar für diese kriminelle Tä- 
tigkeit vorgesehen war. Nur gab 
es da ein Problem für Hilberg: 
»Entwesung« heißt- »Vertilgung 
von Ungeziefer« und nicht »Ver- 
nichtung« von Menschen, und 
»Entseuchung« heißt »Entkei- 
mung« (Desinfektion), das heißt 
Beseitigung der Seuchengefahr 
und nichts anderes. 


Mit diesen Beweisen konfron- 
tiert, was mit Hilfe von Wörter- 
büchern geschah, machte Hil- 
berg den Fehler, seine eigene 
Übersetzung zu belegen zu ver- 
suchen, und während seines er- 
neuten Kreuzverhörs durch Mr. 
Griffiths legte er ein deutsches 
Wörterbuch vor, um zu bewei- 
sen, daß sich der Begriff »Ent- 
wesung« aus »ent-«, das heißt 
Trennung und »Wesen«, das 
heißt »Lebewesen« (being) zu- 
Prozeßnieder- 
schrift Seite 1237. Er tat dies - 
oder versuchte um seiner Sache 
willen -, um Ethymologie und 
Bedeutung 
bringen. Selbst der Staatsanwalt 
Griffiths schien durch die ange- 
strengten Ausflüchte seines 
Sachverständigen verärgert zu 
sein. War Hilberg doch so weit- 
gegangen, ein deutsches Wörter- 
buch zu wählen, in dem der Be- 
griff »Entwesung« nicht aufge- 
führt ist, sondern nur das Wort 
»Wesen«. 


Der Fehlschlag 
eines Lebens 


Kurze Zeit nach dem Prozeß 
stellte ich fest, daß Hilberg einen 
Meineid begangen hatte. Als er 
noch unter Eid stand, den er im 
Januar 1985 abgelegt hatte, wag- 
te es Hilberg vor dem Richter 
auszusagen, daß er in der Neu- 
auflage seines Buches, das sich 
zu dem Zeitpunkt im Druck be- 
fand, das Vorhandensein jener 
Befehle von Hitler, von denen er 
soeben zugegeben hatte, daß 
keine Spur davon zu finden sei, 
immer noch aufrechterhalte - 
Prozeßniederschrift, Seite 852. 


durcheinanderzu- 


Aber er log. In der Neuauflage, 
deren Vorwort vom September 
1984 datiert ist - Hilberg sagte 
unter Eid aus - ist jeder Hinweis 
auf einen Hitler-Befehl automa- 
tisch weggelassen worden; sein 
Kollege und Freund, Christo- 
pher Browning, wies in einem 
Überblick mit dem Titel »The 
Revised. Hilberg« (»Simon Wie- 
senthal Center Annual«, 1988, 
Seite 294) wie folgt darauf hin: 


»In der Neuauflage wurden alle 
Hinweise im Text auf eine Ent- 
scheidung oder Befehl Hitlers 
ur‘ »Endlösung« systematisch 
ausgemerzt. Am Schluß einer 
einzigen Fußnote vergraben 
steht der einsame Hinweis: 
»Chronologie und Umstände 


weisen auf eine Entscheidung 


Hitlers vor dem Ende des Som- 
mers (von 1941) hin.< In der 
Neuauflage wurden keine Ent- _ 
scheidungen getroffen und keine - 
Befehle erteilt.« 


Diese Tatsache ist wichtig. Sie 
beweist, daß, um sicherzugehen, 
damit Ernst Zündel verurteilt 
wird — dessen These besagt, daß 
es niemals einen Befehl von Hit- 
ler oder: einer anderen Person 
gab, die Juden zu vernichten -, 
ein Universitätsprofessor nicht 
davor zurückschreckte, auf Lüge 
und Meineid zurückzugreifen. 
So eine Person ist dieser Raul 
Hilberg, ein Professor und For- 
scher, der in den kommenden 
Jahren mit »dem Fehlschlag sei- 
nes Lebens« fertigwerden muß - 
Prozeßniederschrift, Seite 948. = 


Geschichte 


Theodor Waigel, CSU-Vorsit- 
zender und Bundesfinanzmini- 
ster: »Diese Gesamtschau ist ge- 
rade der jungen Generation und 
gegenüber kommenden Genera- 
tionen geboten, weil eine einsei- 
tige Geschichtsbetrachtung mit 
der Schlußfolgerung, daß nur die 
Deutschen Schuld auf sich gela- 
den hätten, auf Dauer unerträg- 
lich wäre und zu gefährlichen 
Verwerfungen führen müßte.« 


‘Sowjetunion 


Michail Gorbatschow, sowjeti- 
scher Staats- und Parteichef: »Es 
gibt Kritiken von rechts und von 
links, einige sind offen antisozia- 
listisch. Einige Stimmen spre- 
chen von Chaos, Staatsstreich, 
ja sogar Bürgerkrieg und versu- 
chen Unruhe zu verbreiten. Es 
fällt schwer, nicht zu glauben, 
daß jemand daran ein Interesse 
hat.« 


Krise 

Boris Jelzin, sowjetischer Refor- 
mer: »Unsere Wirtschaft ist in 
einer Krise, unsere Finanzen 
stecken in einer Krise, die Partei 
befindet sich in einer Krise und 
die verschiedenen Nationalitä- 
ten sind in einer Krise.« 


CDU 


Lothar Späth, Ministerpräsident 
von Baden-Württemberg und 
Landesvorsitzender der CDU: 


: Wir müssen uns stärker auf die 
-- Werte besinnen, aus denen her- 


aus sich eine breite Konsenspoli- 
tik entwickelt. Und dabei müs- 
sen wir auf die Sensibilität unter- 
schiedlicher Generationen ach- 
ten. Die ältere Generation, die 
noch den Krieg und die schwere 
Zeit danach in Erinnerung hat, 
denkt anders. Sie ist jedenfalls 
zufrieden unter dem. Aspekt: 
Die Verhältnisse sind stabil, die 
Wirtschaft funktioniert, ‘die 


Renten sind sicher. Diese Gene- 


ration beschäftigt sich dann in- 
tensiv mit den. »kleineren Unge- 
rechtigkeiten«. Sie ärgert sich, 
wenn Aussiedler früher als ihre 


* Kinder Wohnungen bekommen 


oder wenn Aussiedier Renten 
erhalten, obwohl sie bei uns 


nicht gearbeitet haben. Die jun- 
60 


. Zeitungsartikeln 
lautet: Die Geschichte wird es ‘ 


ge Generation hingegen sucht ei- 
nen neuen Aufbruch, sie sucht 


mehr Ideale in der Politik. Die 


jungen Leute beschäftigen sich 
zunehmend mehr mit den »gro- 
Ben Ungerechtigkeiten« in dieser 
Welt - Reichtum und Armut, Si- 
cherung der ökologischen Le- 
bensgrundlagen. Die Debatten 
über den Tropenwald und das 
Ozonloch sind symptomatisch 
dafür. Das heißt, die CDU muß 
hier sensibler werden, auch den 
»großen Ungerechtigkeiten< in 
ihren Entwürfen Rechnung tra- 
gen. Sie muß im Konsens mit 
den Interessen verschiedener 
Generationen handeln.« 


Kirche 


Joachim Kardinal Meisner, Erz- 
bischof von Köln: »Meine größte 
Sorge ist, daß die Kirche eines 
Tages verschwindet — und viel- 
leicht merken wir es gar nicht.« 


Geschichte 


Allan Bullock, britischer Histo- . 


riker: »Ein Satz, den man oft in 
lesen kann, 


beweisen. Das ist eine törichte 


‚Aussage. Es gibt kein endgülti- 


ges Urteil der Geschichte. Ge- 
schichte ist ein Mittelding zwi- 
schen Wissenschaft und Kunst. 
Wir sind in der Geschichtsschrei- 
bung nicht frei zu erfinden, aber 
wir sind auch nicht in der Lage, 
die »einzig gültige< Antwort zu 
geben. Die ganze Geschichte ist 
revisionistisch. Jede Generation 
ist gehalten, sich ihr eigenes Ur- 
teil zu bilden.« 


Grenzfrage 


Professor Krzystof Skubiszew-: 


ski, Völkerrechtler und neuer 
polnischer Außenminister: » Aus 
polnischer und gleichzeitig juri- 
stischer Sicht war der Vertrag 
über die Westgrenze ein Ab- 


kommen zwischen den Sieger- 


mächten zugunsten Polens (Ab- 
kommen zugunsten eines Drit- 
ten, pactum in favorem tertü). 
Die Akzeptierung und Verwirk- 
lichung des Abkommens durch 
Polen hatte also zur Folge, daß 
die Siegermächte ohne Polens 
Einverständnis nicht mehr da- 
von abrücken konnten, was sie 
im Potsdamer Abkommen be- 
schlossen hatten. Das Potsdamer 
Abkommen spricht von einer 
Unterstellung dieser Gebiete, 
die es übrigens als »frühere deut- 
sche Gebiete< bezeichnet, unter 
die >Verwaltung (administra- 


tion) des polnischen Staates«. 
Das Wort administration hat be- 
ziehungsweise kann in der briti- 
schen und amerikanischen Ter- 
minologie verschiedene Bedeu- 
tungen haben, so auch eine um- 
fassendere als der polnische Sinn 
von »Verwaltung«. In der polni- 
schen, insbesondere der juristi- 
schen Sprache ist die Verwal- 
tung nur ein Teil der Staatlich- 
keit; neben der Verwaltung exi- 
stieren auch die Legislative und 
die Judikative. Jedoch die Ge- 
biete, die Polen kraft des Pots- 
damer Abkommens zugewiesen 
worden sind, unterlagen nicht 
nur seiner Verwaltung im enge- 
ren Sinne, sondern seiner Staats- 
gewalt im vollem Umfang. Zwar 
bedienen sich die Besatzungs- 
mächte in einigen Dokumenten 
aus den Jahren 1944 und 1945 
des Begriffs »Deutschland in den 
Grenzen von 1937«, doch die Be- 
setzung durch die Siegermächte 
erstreckte sich ausschließlich auf 
Deutschland in den Potsdamer 
Grenzen; aus dem an Polen ab- 
getretenen Territorium hatten 
die Siegermächte nie eine fünfte 
Besatzungszone gemacht. Die 
Siegermächte garantierten keine 
deutschen Grenzen nach dem 
Stand von 1937, und nach.der 
Gründung der Bundesrepublik 
und der DDR hatten sie auch nie 
behauptet, daß die Machtbefug- 
nisse irgendeiner der beiden 
deutschen Regierungen sich auf 
das durch die Grenzen von 1937 
abgesteckte Territorium erstrek- 
ken dürften. Die Siegermächte 
hatten die Absicht, eine Revi- 
sion der deutsch-polnischen 
Vorkriegsgrenze herbeizufüh- 
ren, und das Abkommen von 
Potsdam war nichts anderes als 
eine Grundsatzentscheidung; die 
diese Absicht in die Tat umge- 
setzt hat.« 


Tabus 


Elisabeth Noelle-Neumann, 
Meinungsforscherin: »Wenn ge- 
wisse Parteien glauben, daß man 
bestimmte Themen als Tabu- 
Themen behandeln kann, dann 
greifen andere Kräfte diese The- 
men auf. Recht und Ordnung 
sind zum Beispiel heute berühm- 
te Tabu-Themen.« 


- Drogen 


Peter Gaüweiler, Staatssekretär 
im bayerischen Innenministe- 
rium: »Die Drogenbosse setzen 
mit der Verbreitung der Sucht 
Tausende von. Menschen außer 


Gefecht. Die Drogenhändler be- 


drohen unsere Zivilisation wie 
die Sklavenhändler im 19. Jahr- 
hundert. Damals rafften sich die 
europäischen Mächte zu einem 
international verpflichtenden 
Abkommen - dem Quintupel- 
vertrag des Jahres 1842 - auf, 
der ihnen sogar gegenseitig das 
Recht zur Durchsuchung ihrer 
Schiffe einräumte. Eine gleiche 
Kraftanstrengung wie damals ge- 
gen die Sklaverei ist heute gegen 
den Drogenhandel nötig. Über- 
all auf der Welt, wo sich der 
Drogenhandel zeigt und wo die 
entsprechende Regierung allein 
nicht zu seiner Bekämpfung in 
der Lage ist, sind die zivilisierten 
Länder gefordert, zur Verfü- 
gung zu stehen.« 


Kriegs- 
ausbruch 


Ernst Freiherr von Weizsäcker, 
Staatsekretär im Auswärfigen 
Amt in den Jahren 1938 bis 1943 
und SS-General: »Damit ist die 
Saat der Männer aufgegangen, 
die in England seit Jahren Ver- 
nichtung Deutschlands predi- 
gen. Dieser Verlauf zeigt klar 
volle Verantwortlichkeit Eng- 


. lands für Kriegsausbruch.« 


Rückblick 


Richard von Weizsäcker, Bun- 
despräsident: »Die NS-Führung 
hat den Krieg voller Mißachtung 
der Menschlichkeit, des Völker- 
rechts und ‘des Verständigungs- 
gebots vom Zaun gebrochen.« 
Politik 

Reinhard Löw, Professor für 
Philosophie: »Ernst Albrecht 
sagte unlängst, daß die Misere 
der Politik-Kultur damit zusam- 
menhänge, daß es immer weni- 
ger politisch Engagierte aus den 
verschiedenen Parteien gäbe, 
die noch die Diktatur, die ge- 
meinsame Not erlebt haben, 
vielleicht zusammen im Gefäng- 
nis gesessen sind. Männer- 
freundschaft-Wanderungen oder 
Treffen: im Bonner Politik-Yup- 
pie-Bistro scheinen kein Ersatz 
dafür zu sein. Der Wiederge- 
winn des Vertrauens in Politik, 
übrigens auch die Zukunft der 
Volksparteien, wird maßgeblich 
davon abhängen, ob es den Ver- 
antwortlichen gelingt; die Ernst- 
‚haftigkeit ihres persönlichen 
Ethos und der sie prägenden an- 
thropologischen Überzeugungen 
den Menschen unseres Landes 
zu vermitteln.« 


UHUEEEGEEEEEEEEEEEE Eu A — 


»Unser Schicksal sind die Strahlen — 
der Mensch und sein strahlender Lebensraum« ist ein Buch, 
das über die bioenergetischen und bioplasmatischen 
; Funktionen des menschlichen Organismus, das energetische 
Milieu als Ursache von Zellfunktionsstörungen 
und Krankheiten berichtet. 


UNSER 
SCHICHSAL 


Josef Oberbach »Unser Schicksal sind die Strahlen« 
200 Seiten mit 25 Abbildungen. DM/Sfr 28,- ISBN 3-923864-03-5 


Verlag Diagnosen, D-7250 Leonberg 
Zu beziehen über den Buchhandel 


Technik 


Gefahren 
durch Hoch- 
spannungs- 
Freileitungen 


Werner Berends 


»Neuartiges Waldsterben«, 


folgenschwere Erkrankungen von 


Mensch und Tier, Zerstörung wertvoller Bausubstanz, Versauerung 
der Atmosphäre, des Bodens, der Seen und des Trinkwassers sowie 
eine erhebliche Verschwendung elektrischer Energie vor allem durch 


Hochspannungs-Freileitungen. 


Freileitungen zur elektrischen 
Energieübertragung sind schon 
seit vielen Jahrzehnten in allen 
Industrieländern ein großes Ar- 
gernis. Gewaltige Stromschie- 
nen mit riesigen Gittermasten 
durchziehen das Land in den 
Wäldern, in Naturschutzgebie- 
ten und besonders in den Bal- 
lungsräumen. Die weltweit *zu- 
nehmenden Forderungen nach 
einer unterirdischen  Verkabe- 
- Jung werden von der internatio- 


nal verflochtenen Elektrizitäts- 


wirtschaft mit unsachlichen Ar- 
gumenten bezüglich .der großen 
Gefahrenspotentiale von Freilei- 
tungen und mit nachweislich fal- 
. schen Aussagen in bezug auf die 
seit zwei Jahrzehnten bekannte, 
in Großversuchen erprobte und 
seitdem im Einsatz befindliche 
technisch optimale Lösung des 
Problems durch ein neuartiges 
Kabelsystem grundsätzlich abge- 
lehnt. 


Ein Übeltäter 
für das Waldsterben 


Aufgrund von systematischen 
Schadenserhebungen in den 
Wäldern der Bundesrepublik, 
Österreich und der Schweiz kön- 
nen Waldschäden durch Freilei- 
tungstrassen für 110, 220 und be- 
sonders 380 kV nicht mehr in 
Abrede gestellt werden. In den 
»VDI-Nachrichten« vom 5. Fe- 
bruar 1988 ist zu lesen, daß ein 
neues Verfahren zum Nachweis 
‚von Salpetersäure in der Luft 
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Bei feuchter Witterung und da- 
durch bedingten starken Koro- 
naentladungen an diesen Syste- 
men werden also nach bewähr- 
ten technischen Verfahren 
gleichzeitig Stickoxyde, Ozon, 
Radikale und weitere Schadgase 
hergestellt. In den Tröpfchen 
werden um mehrere Größenord- 
nungen stärkere Säurekonzen- 
trationen gemessen als im Re- 


. genniederschlag. 


In Höhe der Baumkronen ent- 
steht dabei vor allem Salpeter- 
säure und nur bei Anwesenheit 
von Schwefeldioxyd auch 
Schwefelsäure. Das Leitungs- 


ozon fungiert dabei als Leitsub- 


stanz für Oxydationsprozesse, 
weshalb auch bei sehr starken 


. Koronaentladungen kaum höhe- 


re Ozonwerte als bei trockener 
Witterung gemessen werden 
können. ’ 


Besonders gefährliche Salpetersäure entsteht an den Freilei- 
tungstrassen bei Nebel und Regen. 


entwickelt wurde und Wissen- 
schaftler vermuten, »daß gerade 
“ diese Säure in der Luft einer der 
Übeltäter ist, der für Waldster- 
ben, Versauerung der Seen und 
Schäden an Bauwerken und 
Denkmälern verantwortlich sei, 
weil sie im Wasser leicht löslich 
ist«. 


»Der neue Brockhaus« zeigt auf, 
daß eine Zeitlang die »Luftver- 
brennung« durch starke elektri- 
sche Entladung - Birkeland-Ey- 
de-Verfahren - Grundlage der 
Salpetersäure-Gewinnung war. 
Glimmentladungen werden für 


eine wirtschaftliche Ozonpro- 
‘duktion in entsprechenden An- 


lagen ebenso verwendet, wie sie 
an Freileitungen zur Gewährlei- 
stung der Betriebssicherheit not- 
wendig sind. 


Eine an 
enormen Ausmaßes 


Die besonders gefährliche Salpe- 
tersäure entsteht an den Leitun- 


- gen bei Nebel und Regen auch in 


den sogenannten Reinluftgebie- 


ten, ohne daß weitere Emitten- 


den wie Kraftwerke und Kraft- 
fahrzeuge mitwirken müssen. 


Die an besonders heißen Som- 
mertagen gelegentlich und nur 
kurzfristig überhöhten Ozon- 
werte in Reinluftgebieten sind 
weder für die menschliche Ge- 
sundheit, noch für den Wald von 
besonderer Bedeutung. Das 
meist in Schüben oder sogar 
schlagartig auftretende »neuarti- 
ge Waldsterben« erfolgt vor al- 
lem im Spätherbst und immer 


nur bei dichtem Nebel- oder 
Nieselwetter. Besonders. in 
Bergregionen kann dabei schon 
mit Minustemperaturen gerech- 
net werden, bei denen die Bäu- 
me weniger resistent sind. 


Die Strom-Lobby scheut die 
hohen Investitionen für eine 


Verkabelung der Freilei- 


tungen. 


Der seit vielen Jahren sogenann- 
te »saure Regen« hat nach ver- 
schiedenen Quellenangaben ei- 
nen ph-Mittelwert von 4,5 und 
kann deshalb für das Waldster- 
ben nicht verantwortlich sein. 
Nachweislich gibt es auf Wald- 
böden mit einem ph-Wert 3 ei- 
nen völlig gesunden Baumbe- 
stand. Obwohl erst bei einem 
ph-Wert unterhalb 5 das Fisch- 
sterben beginnt, gab es bereits 
zu Beginn der achtziger Jahre in 
Skandinavien Zigtausende von 
Seen, die keine Fische mehr ent- 
hielten. 


Auf der kürzlich durchgeführten 
Dahlem-Konferenz in Berlin 
stellten international führende 
Wissenschaftler fest, daß derzeit 
Bäche, Flüsse, Seen auf der 
nördlichen Erdhalbkugel von 
Kanada bis Skandinavien eine 
Versauerung enormen Ausma- 
Bes erleben. 


Über die Medien war ebenfalls 
kürzlich zu erfahren, daß wegen 
der Versauerung von Stauseen 


im Harz unsere Trinkwasserver- 
sorgung gefährdet ist. Tatsäch- 
lich wurden dort jetzt ph-Werte 
bis zu 1,7 gemessen. Für diese 
extrem niedrigen Werte gibt es 
nur eine plausible Erklärung: In 
den schwer geschädigten Wäl- 
dern oberhalb und um die Seen 
herum, wird der hohe Schad- 
stoffkonzentrationen tragende 
Bodennebel gründlich ausge- 
kämmt, da es sich hier um die 
Nebeleinzugstäler in den Harz 
hinein handelt. Die von .den 
kranken Bäumen dann abtrop- 
fenden Säuren sammeln sich wie 
der Regenniederschlag in den 
 Trinkwasserstaubecken. 


Die Gefahren, 
die im Nebel lauern 


Es ist bemerkenswert, daß erst 
1987 im Laboratorium für Aero- 
sol- und Filtertechnik des Kern- 
forschungszentrums Karlsruhe 
(KFK) erste Experimente mit ei- 
nem Aerosolreaktor begannen 
und schon im selben Jahr Ergeb- 
nisse über die Bildung von 
Schwefelsäure-Aerosole be- 
kannt wurden, angeblich we- 
sentlicher Bestandteil von Smog 
‚ und saurem Regen. 


So bildet sich aus Wasserdampf 
und Ozon das Hydroxylradikal, 
das wiederum mit Schwefeldio- 
.xyd zu Schwefelsäure reagiert. 
Die Wirkung von Stickoxyden 
sind den Expertenangaben zu- 
folge Gegenstand des weiteren 
Versuchsprogramms. Nach Aus- 
kunft der KFK haben die ersten 
Ergebnisse gezeigt, daß entge- 
gen bisherigen Modellvorstel- 
lungen eine unerwartete und 
noch nicht erklärbare Wachs- 
tumsgeschwindigkeit festgestellt 
wurde. 


Die KFK-Wissenschaftler schlie- | 


Ben daraus, daß selbst in Rein- 
luftgebieten mit geringen SO;- 
Konzentrationen mit einem er- 
heblichen Größenwachstum der 
sauren Aerosole zu rechnen ist. 
“Außerdem soll mit den gewon- 
nenen Daten der Einfluß von 
Schadgasen analysiert und die 
damit möglicherweise verbunde- 
nen klimatischen Veränderun- 
gen experimentell erfaßt 
werden. 


Es ist jedoch allgemein bekannt, 
daß Säure nicht verdunsten kann 
und deshalb stark säurehaltiger 
Nebel sich auch bei kräftiger 
Sonneneinstrahlung nicht auf- 


löst, sondern eine restlose Abla- 
gerung am Boden beziehungs- 
weise der Vegetation erfolgen 
muß. Darum wird in diversen 
Veröffentlichungen über das 


"Waldsterben auf die großen Ge- 


fahren hingewiesen, die im Ne- 
bel lauern. 


Es ist nicht verwunderlich; daß 
in der KFK ausschließlich Son- 
nenenergie für die beschriebe- 
nen Prozesse verantwortlich ge- 
macht wird, doch wird man dort 
wissen, daß an Freileitungssyste- 
men vor allem bei Nebel die glei- 
chen Vorgänge ablaufen und die 
für Koronaentladungen benötig- 


° te elektrische Energie bis zu 100 
kW pro Systemkilometer dafür 


ausreicht. Auch hierbei entsteht 
das Hydroxylradikal, welches 
selbst äußerst pflanzenschädi- 
gend und praktisch unausrottbar 
ist, da bei Oxydationsprozessen 
eine ständige Neubildung erfolgt 
und damit eine katalysatorische 
Funktion erfüllt wird. 


Dem Leitungsplan des Europäi- 
schen Verbundnetzes der 
U.C.PT.E. ist zu entnehmen, 
daß strömender Bodennebel 
überall auf dem Kontinent ioni- 
siert wird, wodurch die Tröpfen 
gerade in Reinluftgebieten mit 
Salpetersäure angereichert und 
bis in den Millionenvoltbereich 
elektrisch abwechselnd positiv 
und negativ aufgeladen werden. 
Befindet sich in den Tröpfchen 
bereits SO,, so wird es auch zur 
Bildung von Schwefelsäure be- 
ziehungsweise auch zu einer Mi- 
schung aus beiden Wald- und 
Wassergiften kommen. Von der 
KFK wird man nach mehrjähri- 
ger Aerosolforschung wohl bald 
eine erschöpfende Auskunft 
über dieses lebenswichtige Pro- 
blem erwarten können. 


Die elektrische Aufladung 
der Umwelt: 


Wird bei uns im Land Smog- 
Alarm gegeben, so heißt es da- 
bei grundsätzlich, daß SO,-ver- 
seuchte Luft aus der DDR die 
Ursache ist, obwohl an solchen 
Tagen meist Windstille herrscht. 
Es kann sich hier also nur um 
hausgemachte Salpeter-- und 
eventuell Schwefelsäure-Aero- 
sole handeln, die für Atemwegs- 
erkrankungen bis hin zum Lun- 
genkrebs verantwortlich sind. 
Darum sollen Kinder, alte Leute 
und Kranke im Haus bleiben 


und wird der Kraftfahrzeugver- 
kehr weitgehend stillgelegt. 


Es ist bezeichnend, daß bei der 
vor kurzem bekanntgegebenen 
Waldschadenserhebung in Ost 
und West die DDR besser ab- 
schneidet als die Bundesrepu- 
blik, wo drüben doch zweifellos 
pro Flächeneinheit erheblich 
mehr Schwefeldioxyd emittiert 
wird. Auf dem U.C.P-T.E.-Lei- 
tungsplan ist jedoch klar zu er- 
kennen, daß in der DDR bedeu- 
tend weniger Freileitungen für 
die Höchstspannungsebene exi- 
stieren. 


Neben den vorstehend beschrie- 
benen unabsehbaren Gefahren 
für alle Lebensvorgänge auf der 
Erde durch elektrochemische 
Prozesse an Freileitungssyste- 
men gibt es natürlich auch die 
Gefahr der direkten Einwirkung 
elektromagnetischer Felder, 
Wellen und Strahlen auf 
Mensch, Tier und Pflanze. Wie 
nicht anders zu erwarten ist, 
werden auch diese Gefahren von 
den Verursachern bagatellisiert. 


Dabei gibt es inzwischen eine er- 
schlagende Anhäufung von Be- 
weisen über die krankmachen- 
den Wirkungen elektrotechni- 
scher Einrichtungen. Allein in 
den USA werden derzeit jähr- 
lich 300 bis 400 Forschungsbe- 
richte zum Thema Elektrosmog 
veröffentlicht mit dem Erfolg, 
daß sich dort zunehmender Bür- 


. gerprotest gegen die sich immer 


verhängnisvoller auswirkende 
elektrische Aufladung der Um- 
welt ballt. Der Bau einiger 
Starkstromtrassen wurde bereits 
durch Gerichtsbeschlüsse verbo- 
ten, und ein kanadisches Elektri- 


'zitätswerk sieht sich zur Zeit ge- 


zwungen, alle Grundstücke ent- 
lang einer 90 Meilen langen 
Hochspannungsleitung aufzu- 
kaufen, um den Aufruhr im 
Zaum zu halten. 


Bürgerinitiativen und sogar Wi- 
derstandsbewegungen haben 
weltweit durch ihre Forderungen 
nach Erdverkabelung die mäch- 
tigste Lobby jetzt derart in Be- 
drängnis gebracht, daß die seit 
eineinhalb Jahrzehnten betrie- 
bene Polemik. gegen die ein- 
gangs erwähnte neue Kabeltech- 
nik jetzt völlig neue Formen an- 
genommen hat. 


Um den gegenwärtigen giganti- 
schen Ausbau des Freileitungs- 
netzes auf der Höchstspannungs- 
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ebene, der durch den gemeinsa- 
men Markt in Europa noch be- 
schleunigt wird, ‘ungestört wei- 
terzutreiben, wurde die auf sie- 
ben unterschiedlichen Hypothe- 
sen basierende FCKW-Story er- 
funden. Mit dem in auffälliger 
Einigkeit geforderten weltwei- 
ten, totalen Produktionsverbot 
für FCKW wird eine Verkabe- 
lung der Höchstspannungsebene 
absolut unmöglich gemacht, weil 
das neuartige Rohrgaskabel oh- 
ne dieses in geschlossenen Zel- 
len des Polyurethan-Hart- 
schaums befindliche Gas nicht 
funktionsfähig ist. 


Die Herrschaft 
der Strom-Lobby 


Freileitungen auf der 400-kV- 
Ebene haben schon im normalen 
Betriebsfall bis zu einem Mega- 
watt Verluste pro Systemkilome- 
ter und im praktizierten Überla- 
stungsfall bei Spitzenlast bis zu 
zwei MW. Der durch zahlreiche 
weitere Trassen jetzt in Vorbe- 
reitung befindliche Stromaus- 
tausch zwischen Ost- und West- 
europa zum Ausgleich der Spit- 
zenlastfälle infolge der Zeitdiffe- 
renz, wird zum Stromtransport 
über Tausende von Kilometern 


mit gewaltigen Verlusten 
führen. 
Mit dem PUR-Rohrgaskabel 


werden. diese Verluste bei glei- 
cher Übertragungsleistung um 
90 Prozent vermindert, das heißt 
auf nur noch zehn Prozent redu- 
ziert. Gerade der in jeder Hin- 
sicht unwirtschaftliche Spitzen- 
lastbedarf könnte dadurch ent- 
sprechend abgebaut und eine 
Vielzahl von Großkraftwerken 


wäre damit überflüssig. 


Weil der die Welt beherrschende 
Strom-Staat jedoch hohe Inve- 
stitionskosten scheut, einen 
noch größeren Stromüberhang 
und damit einen geringeren 
Stromverkauf befürchtet, wird - 
die profitable Umweltvernich- 
tung mit noch weiter zunehmen- 
dem Freileitungsbau fortgesetzt. 


Bezüglich des neuartigen Kabel- 
systems gibt es ein sehr umfang- 
reiches Schrifttum, auf das. hier 
im einzelnen nicht eingegangen 
werden kann. Es soll deshalb 
nur auf die amerikanische EPRI- 
Studie EL-532 vom April 1977 
hingewiesen werden, die bei je- 
der Technischen Hochschule an- 
gefordert werden kann. 


63 


Vertrauliches 


Israel 


Diplomatie 
und die Bombe 


Ein Rätsel: Wann hat ein Land, 
das über Kernkraft verfügt - das 
heißt »die Bombe«, keine Kern- 
kraft? Antwort: Wenn das Land 
Israel ist. Nicht begriffen? Nun, 
vielleicht sind Sie über die Dop- 
pelzüngigkeit und die internatio- 
nale Diplomatie nicht auf dem 
neuesten Stand. 


Der Trick besteht darin, über 
Kernkraft zu verfügen, mit der 
. man seine Feinde bedrohen 
kann, es aber abzustreiten sie zu 
besitzen, um nicht gegen das 
Nichtverbreitungs-Abkommen 
für Atomwaffen der Vereinten 
Nationen (Nuclear Nonprolife- 
ration Treaty) zu verstoßen und 
somit immer noch zur Auslands- 
hilfe aus den Vereinigten Staa- 
ten berechtigt zu sein. 


Kurz gesagt, die Sowjetunion 
und Großbritannien haben sich 
zusammengesetzt und entschie- 
den, daß ein Land mit Kern- 
: kraft, das diese an ein Land wei- 
ter gibt, das vorher keine hat, 
oder ein Land, das die Atom- 
bombe auf eigene Faust bekom- 
men hat, von der Völkergemein- 
schaft geächtet werden soll. 


Frankreich, eine Atommacht, 
weigerte sich mitzuspielen. Der 
Hintergedanke war natürlich, 
daß kein Land Atomwaffen in 
die Hand bekommen sollte, au- 
Ber ‚den »Hauptmächten«. Auf 
diese Weise hätten sich die 
Großmächte nur darüber - zu 
beunruhigen brauchen, gegen- 
seitig mit Atomwaffen beharkt 
zu werden und nicht von einem 
kleinen Land mit einer eigenen 
politischen Tagesordnung. Man 
kann kaum Abkommen über 
Atomwaffen treffen, wenn es 
Atommächte gibt, die solchen 
Abkommen nicht beigetreten 
sind. 


Da Israel Kernwaffen besitzt - 
eine glaubhafte Abschreckung 
gegen eine arabische Invasion -, 
sollte man meinen, es benötige 
keine amerikanische Militärhilfe 
mehr. 


Der amerikanische Kongreß be- 
schloß dann, dem UN-Doku- 
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ment Zähne zu verleihen durch 
den Beschluß, daß Amerika mit 
keinem Land Geschäfte treiben 
wird, das die Bombe ohne. die 
Zustimmung durch die großen 
Atommächte - USA, UdSSR 
und Großbritannien - erworben 
hat. Und deswegen bestreitet Is- 
rael, daß es eine streng geheime 
Atomwaffenfäabrik in Dimona in 
der Negev-Wüste hat und die 
Vereinigten Staaten machen die- 
ses Spiel mit. 


Und dann kam. Mordechai Va- 


nunu, ein Techniker in der Fa- 


brik von Dimona, die schwer- 
wiegende Personalprobleme hat. 
Er verließ Israeli 1986, begann 
zu reisen und landete schließlich 
in. Sidney. Dort enthüllte Vanu- 
nun in einer Kirchenversamm- 
lung, daß Israel im Reaktor von 
Dimona Atomsprengköpfe hat, 
und er zeigte Fotografien her- 
um, um dies zu beweisen. Es 
dauerte nicht lange bis die briti- 
sche Presse die Geschichte auf- 


griff. 


Die Sache »wirbelte Staub auf« 
und kam auf die erste Seite der 
Londoner »Sunday Times«, ein- 
schließlich eines dreiseitigen Ex- 
poses mit einem Schema des Ge- 
bäudes am Reaktor, wo Pluto- 
nium-Sprengköpfe hergestellt 
werden. Und jetzt? Wie können 
Israels Freunde - an allererster 
Stelle die Vereinigten Staaten - 
weiterhin abstreiten, daß Israel 
die Atombombe hat, obwohl der 
Beweis dafür ans Tageslicht ge- 
zerrt worden ist? 


"Und dies führt zu einigen ande- 


ren Fragen. Wenn Israel die 
Bombe hat, warum braucht es 
dann solche. fortschrittlichen 
herkömmlichen Waffen, wie sie 
fortlaufend durch den amerika- 
nischen Kongreß gedrückt wer- 
den? Und was ist mit jenen ara- 
bischen Staaten, die zu den Ver- 
einigteh Staaten kommen "und 
sich dort nach konventionellen 
Waffen umschauen? Wenn sie 
darauf hinweisen, daß Israel die 
Bombe hat und sie nicht, dann 
bekommt der Begriff militäri- 
sche Gleichberechtigung. eine 
ganz neue Bedeutung. 


Die Bombe bedeutet Sicherheit 


‘ohne amerikanische Hilfe. Und 


Sicherheit-ohne US-Hilfe bedeu- 
tet, daß Israel seine militärische 
Strategie völlig umkrempeln 
muß. Ein Land mit Atompo- 
tential hat es nicht nötig in Nach- 
barländern - wie Libanon - aus 
»Sicherheitsgründen« einzufal- 


len. Ein Land, das die Atom- 


bombe besitzt, braucht die West 
Bank und den Gaza-Streifen 
nicht als »Pufferzone« gegen sei- 
ne Feinde. 


Deswegen darf Israel eben keine 
Atombombe haben - auch wenn 
es sie schon hat. Deswegen müs- 
sen die. Vereinigten Staaten so 
tun als habe Israel'keine Atom- 
bomben, obwohl sogar die ame- 
rikanische Öffentlichkeit verspä- 
tet einzuräumen beginnt, daß Is- 
rael »wahrscheinlich« die Atom- 
bombe hat. Darum mußte Vanu- 
nu zum Schweigen gebracht wer- 
den und möglichst rasch. Vanu- 
nuns Enthülluingen bedeuteten, 
daß Israel sich nicht an eine der 
grundsätzlichen Regeln der in- 
ternationalen Diplomatie gehal- 
ten hat, nämlich stets eine plau- 


'sible Möglichkeit zur Bestrei- 


tung dieser Tatsache zu be- 
wahren. 


Jetzt mußte die Welt der Tatsa- 
che ins Auge sehen, daß Israel 
die Bombe besitzt - aber tut sie 
das? Israel handelte schnell. Es 
entsandte zunächst Propaganda- 


‘ Experten um Vanunu unglaub- 


würdig zu machen, hauptsäch- 
lich in Großbritannien und den 
Vereinigten Staaten. Dann plan- 
te es seine Entführung mit Hilfe 
des Mossad, des israelischen Ge- 
heimdienstes, wie kürzlich im 
südlichen Libanon bewiesen 
wurde. 


Vanunu kam nach London, wie 
er geplant hatte, in der Absicht, 
sich dort mit gewissen Zeitungs- 
leuten: zu treffen. Aber das ge- 
plante Gespräch kam niemals 
zustande. Er wurde aus seinem 
Hotel gelockt, ergriffen und 
nach Israel gebracht, wo er als 
Verräter ‘vor Gericht gestellt 
wurde. Nach seiner Verurteilung 
wurde Vanunu an einem ‘Ort 
eingesperrt, wo er mit nieman- 
dem in Verbindung treten kann. 
Die Medien, vor allem in den 
Vereinigten Staaten, »vergaßen« 
Vanunu pflichtgemäß und er 
verschwand in der Gedächtnis- 
lücke. 


Ergebnis: Kein. Vanunu und da- 
her kein israelisches Atompo- 
tential. Jeder in der Völkerge- 
meinschaft nickte zustimmend 
und der amerikanische Kongreß 
wurde erneut mit Forderungen 
nach neuen konventionellen 
Waffen für seinen besten Ver- 
bündeten bombardiert. Alles 
war wieder normal. Aber wie 
lange wird dassobleiben? U 


Niederlande 


Philippinische 
Terroristen 
aufgespürt 


Bis zu 28 der 35 von der philippi- 
nischen Regierung gesuchten, 
führenden, aufrührerischen Ter- 
roristen leben nach niederländi- 
schen Presseberichten in den 
Niederlanden. 


Unter ihnen befinden sich Luis 


. Jalandoni, internationaler Re- 


präsentant der National Demo- 
cratic Front, die in der Stadt Ut- 
recht eine Geschäftsstelle unter- 
hält; Jose Maria Sisson, Gründer 
der New People’s Army; seine 
Frau Juliette Sisson und Sixtos 
Carlos. Sie operieren alle von 
der Dienststelle der NDF in Ut- 
recht aus. 


Die niederländische Presse be- 
richtet auch, daß auf den Philip- 
pinen Plakate erschienen sind, 
auf denen eine Million Pesos 
(50 000 Dollar) für die obenge- 
nannten Vier »lebendig oder 
tot« angeboten werden. Ein . 
Sprecher des niederländischen 
Außenministeriums sagte, die 
Story sei eine Erfindung der 
Presse und die philippinische 
Regierung setze die Belohnung 
nur für Mitteilungen aus, die »zu 
ihrer Ergreifung beitragen«. Es 
wird angenommen, daß Jalan- 
doni diese Falschmeldung selbst 
angestiftet hat, um Polizeischutz 
zu bekommen, der auch gewährt 
wurde. 


Philippinische Behörden führen 
zur Zeit eine Razzia auf Mitglie- 
der der Kommunistischen Partei 
der Philippinen durch. Saturnino 
Ocampo, ein Mitglied des Polit- 
büros, und seine Frau Carolina 
Malay wurden bereits festge- 
nommen. DI 


USA 
Die 
Wandlungen 
des 


George Bush 


Die amerikanische Regierung 
unter George Bush hat eine der 
bemerkenswertesten politischen 
Wandlungen der letzten Jahre . 
vollzogen. Während des Wahl- 


i 


kampfes im Jahr 1988 traten der 
Präsidentschaftskandidat Geor- 


ge Bush und der angehende Au- : 


Benminister James Baker wie 
Karrikaturen willfähriger Politi- 
ker auf, wenn es um die Frage 
Israels und der pro-israelischen 
Gemeinde ging. Aber seitdem 
sie im Amt sind, bildet sich die 
amerikanische Regierung in Sa- 
chen Naher Osten als eine der 
‚unparteilichsten Regierungen 
seit den Tagen Dwight D. Eisen- 
hower heraus. 


Worauf ist diese Wandlung von 
Unterwürfigkeit zu einer harten 
Haltung zurückzuführen? Es gab 
vor der Wahl nur einige wenige 
Hinweise darauf, daß Bush und 
seine Männer nicht so auf Israel 
eingeschworen sein würden wie 
die vorherige Regierung, die mit 
Sicherheit in ihrer sklavischen 
Hingabe zu Israel den Rekord 
aller Zeiten aufgestellt hatte. 


Sogar zu dem Zeitpunkt als 
Bush sich während des Wahl- 
kampfes noch am stärksten an- 
schmeichelte, gab es bereits 
Stimmen in der jüdischen Ge- 
meinde, die das, was er sagte, 
- nicht für bare Münze nahmen. 
Wie wir bereits im September 
1988 feststellten, berichtete die 
Washingtoner »Jewish Week« 
über Bushs Auftreten auf dem 
Nationalkonvent der Republika- 
ner in New Orleans im Septem- 
ber 1988 wie folgt: 


»Vom Parteiprogramm mit sei- 
nem Gepränge von pro-israeli- 
schen Erklärungen und Gelüb- 
den bis zu dem Spektakel der 
angehenden First Lady, Barbara 
Bush, die vor einer jüdischen 
Zuhörerschaft Liebe für Israel 
ausströmte, ergoß sich ein israel- 
freundlicher Schauer über die 
kleine Abordnung jüdischer De- 
legierter.« 


Aber die jüdische Presse berich- 
tete darüber so, was man als 
»kaum verhüllten Hohn« be- 
zeichnen könnte. Man traute 
Bush nicht so recht, und selbst 
seine Frau fühlte sich verpflich- 
tet zu erklären: »George Bush 
hat keine Schattenseite.« Man 
kann dies auch als »Anspielung 
darauf verstehen, daß verschie- 
dene Handlungen und Stellung- 
nahmen seitens des Vizepräsi- 
denten während seiner Dienst- 
zeit unter Reagan dem jüdischen 


Staat gegenüber nicht gerade‘ 


freundlich waren«. 


Es gab bereits vor der Wahl An- 
zeichen dafür, daß eine Bush- 
Präsidentschaft der Wendepunkt 
in den amerikanisch-israelischen 
Beziehungen sein würde. Diese 
Anzeichen wurden nach der 
Wahl sogar noch augenscheinli- 
cher. Die schockierendste Hand- 
lung, die Bush vornahm, war die 
Ernennung des ehemaligen 
Gouverneurs von New Hamps- 
hire, John Sununu, zum Stabs- 
chef des Weißen Hauses. Sunu- 
nu wurde von der amerikanisch- 
jüdischen Gemeinde als anti-is- 
raelisch angesehen; man hatte 
ihm niemals seine Proklamation 
als Gouverneur zum Gedächtnis 


.an die 34 Mannschaftsmitglieder 


der »USS Liberty«, die 1967 bei 
einem provozierten hinterhälti- 
gen Angriff der Israelis ums Le- 
ben kamen, verziehen. 


Da war auch noch die Tatsache, 
daß Sununu teilweise Libanese 
ist, ein nicht unerheblicher zu 
berücksichtigender Beweggrund 
angesichts der Bedeutung, die 
der Nationalität, Volkszugehö- 
rigkeit und Religion in Fragen 
des Nahen Osten beigemessen 
wird. 


Dann ernannte Bush eine Nah- 
ost-Mannschaft im Außenmini- 
sterium, die weitgehend als äu- 
Berst freundlich gegenüber den 
Interessen Israels angesehen 
wird — darunter Lawrence Eagle- 
burger als stellvertretender Au- 
Benminister und Dennis Ross, 
ein loyaler Israelfreund, als Chef 
des Politik- -Planungsstabes. Die 
Israel-Lobby war über die Geste 
der Zusicherung erfreut. Aber 
kaum hatte der neue Präsident 
dies getan, als sein Außenmini- 
ster auch schon als Ein-Mann- 
Kapelle in Fragen des Nahen 
Ostens zu spielen begann. In der 
Tat beklagten sich die auf der 
unteren Stufe Ernannten bald 
öffentlich darüber, daß sie »aus 
dem Rennen geworfen« und vor 
wichtigen politischen Entschei- 
dungen oder Erklärungen nicht 
zu Rate gezogen worden sind. 


Im Mai dieses Jahres trat jedoch 
etwas ein, was allem die Krone 
aufsetzte, und zwar auf dem 
30. Jahreskonvent der AIPAC 
in Washington. Es handelt sich 
um die Affäre bei der Baker sei- 
ne jetzt berühmte Warnung an 
die zionistischen Aktivisten aus- 
sprach: »Für Israel ist jetzt die 
Zeit gekommen, die unrealisti- 
sche Vision eines »Großisrael« - 
ein für allemal beiseitezulegen.« 


'Israel-Lobby 


Alle diese Ereignisse trugen zu 
der Beobachtung bei, daß die 
Winde der Veränderung endlich 
durch die oberen Etagen des 
Washingtoner Beamtentums we- 
hen, und daß ein neues Zeitalter 
der Ausgewogenheit und was 
noch wichtiger ist, eine Neube- 
wertung: und neue Betonung auf 
amerikanische Interessen im 
Nahost-Konflikt eingetreten ist. 


Die Israelis und ihre Freunde in 
den USA konnten die fortlau- 
fenden Gespräche zwischen den 
Vereinigten Staaten und der 
PLO in Tunis, trotz schrill klin- 
gender Verurteilung und 
schmutziger und grober Tricks in 
Israel, nicht zum Entgleisen 
bringen, Bemühungen innerhalb 
des US-Kongresses, dem Um- 
fang der Gespräche enge Gren- 
zen aufzuerlegen, schlugen fehl. 


Darüber hinaus erhielt die Pro- 
Israel-Lobby keinerlei »Zusiche- 
rung« von der amerikanischen 
Regierung, daß sie das, was sie 
gesagt hat, etwa nicht wirklich 
meint. Auch nicht, daß die har- 
ten Worte von Baker und Bush 
lediglich eine Beschwichtigung 
gegenüber den Arabern und den 
Palästinensern sei, oder daß die 
Vereinigten Staaten nicht beab- 
sichtigen Israel auf einem knap- 
peren Niveau zu halten. 


Und es scheint, daß die »Un- 
nachgiebigkeit« der US-Regie- 
rung, die sich bislang trotz des 
pro-israeliscen Drucks als 
standhaft erwiesen hat, sich nun 
einer Gegenoffensive seitens der 
gegenübersieht. 
Anzeichen hierfür sind unter an- 
deren in der amerikanisch-jüdi- 
schen Presse zu finden, die in 
letzter Zeit einen Tonfall ange- 
nommen hat, als ob man die 
Notwendigkeit spüre, Leiden- 
schaften unter der Leserschaft 
zu entfachen, um die Ernsthaf- 
tigkeit der Situation zu dramati- 
sieren. 


Offensichtlich haben die Zioni- 
sten allerlei Gründe, um mür- 
risch zu sein. Es gibt mehr Seg- 
mente der amerikanischen Ge- 
sellschaft als nur die Bush-Re- 


'gierung, die zu einer Neubewer- 


tung der besonderen Beziehun- 
gen zwischen den Vereinigten 
Staaten und Israel aufrufen. 


So hat zum Beispiel keine ge- 
ringere Bastion des Establish- 
ments als der Council on Foreign 


Relations (CFR) ein Buch über 
den Nahen Osten von einem 
Professor am Dartmouth Colle- 
ge, Ian Lustick, mit dem Titel 


‘»For the Land and the Lord« 
“herausgebracht, in dem ein düs- 


teres Bild über die Zukunft Isra- 
els gezeichnet wird. Das Buch 
enthält die ernste Warnung: 
»Wir sollten kristallklar machen, 
daß die Vereinigten Staaten das 
von den Fundamentalisten ange- 
peilte »Großisrael« als nicht zu 
verwirklichen erachten.« 


Für die Kritiker Israels ist es ein 
weiterer. Hoffnungsstrahl, daß 
Amerika sich langsam auf eine 


' vernünftige Nahostpolitik zube- 


wegt. Für die Israel-Freunde 
kann das Buch nur als Warnung 
angesehen werden, daß sich die 
Stimmung der amerikanischen 
Politikplaner verschlechtert - 
zumindest in bezug auf Israels 
zionistische territoriale Ambi- 
tionen. 


Die Ereignisse das ganze Jahr 
1989 hindurch haben dieser Ein- 
schätzung der Lage mehr Sub- 
stanz und weitere Beweise dafür 
geliefert. Wenn auch der Fort- 
schritt in Richtung auf eine Nah- 
ostpolitik, die in allererster Linie 
amerikanische Interessen wahr- 
nimmt, langsam ist, so ist er un- 
ter der neuen amerikanischen 
Regierung immerhin beständig. 

oO 


Hongkong j 
Kardinal ruft 
zur Hilfe auf 


Der römisch-katholische Bischof 
von Hongkong, Kardinal John 
Baptist Wu Chengchung, rief in 
einem Schreiben an über 2000 
Kardinäle zum internationalen 
Druck auf Großbritannien auf, 
das »Recht auf Wohnsitz« für 
die Menschen in Hongkong si- 
cherzustellen. 


Öffentliches Mißtrauen über die 
zukünftige Politik Pekings und 
der Kommunistischen Partei 
Chinas hat zu einem Massenaus- 
zug von talentierten Kräften ge- 
führt, der nicht nur große wirt- 
schaftliche Verluste, sondern 
auch Zerrüttungen von Familien 
mit sich gebracht hat, warnte der 
Kardinal Wu, und Großbritan- 
nien habe die verfassungsmäßige 
und moralische Verpflichtung . 
das Problem Hongkong zu lö- 
oO 
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Betr.: US-Dollar 
»Der Untergang einer 
Weltmacht«, 

Nr. 9/89 


Den meisten Menschen im westlichen 
Währungsgebiet ist unser zur Zeit gülti- 
ges Geldsystem ein Buch mit sieben 
Siegeln, denn was darüber bekannt ist, 
ist wenig, und was darüber veröffent- 

“ Jicht wird, soll nicht klärend, sondern 
verschleiernd wirken. 


Dabei ist dieses - uns und anderen Völ- 
kern seit langem aufgezwungene - 
Geldsystem_ keine Geheimwissen- 
schaft, sondern nur ein raffinierter 
Plan, ganze Volkswirtschaften, ja, die 
ganze Weltwirtschaft einer Gruppe von 
Menschen zu unterwerfen und uns in 
Abhängigkeit zu bringen und zu halten. 


Wenn man in die Geschichte des Han- 
dels kurz zurückschaut, stellt man 
schnell fest, daß immer nur Ware mit 
Ware bezahlt wurde, bevor das Geld 
erstmals als Verrechnungsfaktor (unter 
Krösus) auftauchte. 


Es ist verständlich, daß in einer kompli- 
zierter werdenden (Handels)-Welt, das 
System des Warentausches teilweise 
ein Hemmnis sein’ mußte - obwohl es 
auch heute noch Staaten gibt (man den- 
ke an die DDR und den Ostblock) - die 
in diesem Tausch-System eine Möglich- 
keit sehen, sich vor einer Verschuldung 
- westlicher Prägung - zu bewahren. 


Die Erfindung des Talers (= Dollar), 
des Joachimsthalers, des Geldes als an- 
onyme, neutrale und einfache Verrech- 
nungseinheit, lag somit nahe. Die Her- 
stellungsrechte dieses Tauschmittels 
und das Recht, dieses erstellte Tausch- 
mittel in Umlauf zu bringen, wurde 
schnell eines der begehrtesten Rechte 
und so mancher Krieg um dieses 
»Münzrecht« - wie man es früher nann- 
te - wurde in den vergangenen Jahren 
"ausgetragen. 


Bei uns hat dieses Recht heute die Bun- 
desbank. Sie druckt unsere Geldschei- 
ne. Die Münzen werden von den bun- 
deseigenen Prägeanstalten hergestellt, 
dürfen aber nicht von der Bundesregie- 
rung in Umlauf gebracht werden, son- 
dern werden bedauerlicherweise von 
der Bundesbank käuflich übernommen 
und dann auch nur von dieser Bank in 
Umlauf gebracht. 


Aber hier liegt — weltweit - für »unser« 
Geldsystem die Ungeheuerlichkeit. 
Die Bundesbank, die Bank von Eng- 
land und wie die »Institute« in anderen 
Ländern heißen mögen, stellen dieses - 
eigentlich — wertlose Papier (zuzüglich 
Münzen), das Tauschmittel Geld, we- 
der uns Bürgern, noch dem Handel, ja, 
nicht einmal den Banken kostenlos zur 
Verfügung, sondern bringen dieses 
Geld »nur« in Form von Krediten in 
»Umlauf«, ». . . in Pension«. 


Dieser Umstand trifft auch für die Bun- 
desregierung zu, die sich, im Falle des 
Geldbedarfes, nur in Form von Kredi- 
ten benötigte Zahlungsmittel beschaf- 
fen kann (darf). Ein direkter Zugriff 
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Briefe _ 


auf »unser« Geld, ist also auch der 
Bundesregierung - systembedingt — un- 
möglich. 


‚Der Zinssatz, der »Leihsatz«, für »un- 


ser« derzeitig in Umlauf befindlichen 
Geldes liegt in der Bundesrepublik bei 
3,50 Prozent. Der Preis für unser Geld 
steigt, wenn die Wirtschaft floriert. 


Raffinierterweise bleibt die Bundes- 
bank also immer Eigentümerin des 
»Tauschmittels Geld« (da es immer zu- 
rückgezahlt werden .muß) und kassiert 
außerdem auch noch laufend Gebüh- 
ren, pardon, Zinsen. 


Man könnte auch sagen: Das bloße 
Vorhandensein unseres Geldes, müs- 
sen wir bezahlen, oder: Der Umlauf 
des Geldes wird heimlich — aber un- 
heimlich besteuert. 


Durch die Gewißheit, daß das Tausch- 
mittel Geld immer wieder in die Hände 
der Bundesbank zurückkommen muß, 
steigt die Macht dieser »Bundesbank« 
ins Unermeßliche. Denn der Zeitraum, 
über den diese »Wertpapierpensionsge- 


‚schäfte« abgeschlossen werden, beträgt 


im allgemeinen nur 35 Tage. 
So kommt es, daß auch für das Geld, 


das wir als »unser« scheinbares Eigen-. 


tum ansehen und in unserer Tasche tra- 
gen, irgendein armer Schlucker - bezie- 
hungsweise die gesamte Volkswirt- 
schaft - Zinsen zahlen muß. 


Hierher paßt der Ausspruch des Ban- 
kiers Warburg, der sich wie folgt ge- 
äußert hat: »Was interessieren mich die 
Gesetze eines: Landes... wenn mir 
seine Währung gehört!« 


Wir stellen also fest: Was uns mangelt, 
ist nicht die Möglichkeit zu produzieren 
(Menschen, die arbeitswillig und Auf- 
gaben für diese Menschen sind genü- 
gend vorhanden), was uns fehlt, ist das 
Tauschmittel Geld, das nicht entspre- 
chend: den Vorstellungen der Men- 
schen - der Produzenten wie der Käu- 
fer - zur Verfügung gestellt wird. 


Hier liegt ein Grund unserer derzeiti- 
gen Misere. Ein anderer Grund liegt in 
den zu teuer erzeugten Produkten, die 


ja künstlich - mit dem Pensionspreis. 


des Geldes in Höhe von rund 3,50 Pro- 
zent -— (wie schon’ erwähnt) belastet 
sind. 


Da die Bundesbank praktisch unkon- 
trollierbar ist (angeblich hat dieses Sy- 
stem Verfassungsrang), ist diese 
»Bank« -. die Bank der Banken - die 
wahre Herrscherin der-Republik! 


Dieses perfide System haben Deutsche 
nicht erfunden. Der Volksmund nennt 
das Ergebnis eines derartig abartigen 
Geldsystems: Zinsknechtschaft! Denn 
je höher die Investitionen einer Volks- 
wirtschaft werden, um so höher werden 
die Schulden und damit die Zinsen, die 
eine Volkswirtschaft - wir — zu tragen 
haben. 


Eine Ablösung der Schulden und damit 
der Zinsen, ist nach diesem System 


nicht möglich, da das Geld zur Ware an. 


sich gemacht worden ist und das Geld 
für eine Ablösung der Kredite ja auch 
wiederum erst neu, als Kredit aufge- 


nommen, »erkauft« werden müßte. 
Die Abhängigkeit bleibt also immer 
»gewährleistet«! 


Die so derzeitig von der deutschen 
Volkswirtschaft - von uns allen - aufge- 
nommene Kreditsumme nähert sich - 
allein bei der Öffentlichen Hand 
(Bund, Länder, Gemeinden) der Bil- 
lionengrenze (1 000 Milliarden DM). 
Für diese Summe haben wir heute 
schon je Sekunde 1 000 DM aufzubrin- 
gen. Kreditgeber: die Bundesbank. 
Denn ihr gehört ja das Geld. 


Der Zinsgewinn der Bundesbank geht 
- das Bundesbankgesetz ermöglicht es 
- in »verlustreiche Außenhandelsunter- 
nehmungen« wie zum Beispiel im 
Herbst 1987, als die Bundesbank es für 
nötig hielt, für 26 Milliarden DM wert- 
lose US-Dollar zu kaufen oder anders 
ausgedrückt: unsere Währung zu ver- 
kaufen und auszuliefern. 


Wir stützen also täglich grundlos die 
Währung unserer wirtschaftlichen und 
politischen Gegner, die Besatzer. 


Erhard Kemper, Münster 


Betr.: China »Der Verrat 
begann vor Jahrzehnten«, 
Nr. 9/89 


In diesem Beitrag wird auf Owen Latti- 
more hingewiesen. Gewissermaßen.als 
Haupt-Lobbyist der Kommunisten. In 
dem Buch »Listen - Lügen - Lobbies« 
von Felix Greene, Darmstadt 1966, 
werden aber noch weitere Personen ge- 
nannt, die zur »pro-sowjetischen Grup- 
pe« gehören. In dem Buch heißt es: 


Eines der eifrigsten amerikanischen 
Mitglieder der China-Lobby war der in- 
zwischen verstorbene Alfred Kohlberg. 
Er war der Chef einer erfolgreichen 
Firma mit einem Jahresumsatz von ei- 
ner Million Dollar, die Textilien aus 
China importierte. Kohlberg wurde zur 
rechten Zeit eine wichtige Figur in der 
China-Lobby. Auch er verhalf Politi- 
kern zu den »richtigen« Ansichten-über 
Tschiang. 


In einer Sondernummer von »Congres- 
sional Quarterly« wird berichtet, daß er 
1948 einen großen Beitrag zur Wahl- 
kampagne. von Styles Bridges leistete. 


Kohlberg finanzierte eine Zeitschrift 


mit Namen »Plain Talk«, durch die er 
das Institute of Pacific Relations, ob- 
wohl er dort Mitglied war, die »pro- 
sowjetische Gruppe« in der China-Ab- 
teilung des Außenministeriums Gene- 


‘ral Marshall, Owen Lattimore, General 


Stitwell, Henry Wallace und andere at- 
tackierte. 


Es waren also noch mehr führende 
Amerikaner eifrig dabei den Kommu- 
nisten zu helfen. Ein erneutes Zeichen, 
wie wenig die USA überhaupt die 
Weltprobleme kannten. 


Seit 1917 stand Europa, insbesondere 
das Deutsche Reich unter Beschuß der 
Bolschewisten. Wer Deutschland hat, 
hat zugleich Europa, so Lenin. Daß 
was Moskau als Faschismus kennzeich- 
nete, war doch eine ganz natürliche 


Abwehrbewegung der europäischen 
Staaten. Naturgemäß war sie in 
Deutschland, dem Hauptangriffspunkt 
am ausgeprägtesten. »Ohne Bolsche- 
wismus, kein Faschismus«. 


Herbert Bolz, Regensburg 


Betr.: Richard von : _ 
Weizsäcker » Verzicht auf 
deutsche Ost-Gebiete«, 
Nr. 9/89 


Der amerikanische Botschafter in 
Bonn warnt vor der Verletzung der Ge- 
fühlsbindungen an die USA. - Unsere 
Gefühlsbindungen an die durch westli- 
che Atomwaffen bedrohten Menschen 
in der DDR sollten stärker sein als die 
an die USA! 


Unmenschlich haben sich die Staats- 
führungen verhalten, die Menschen an- 
derer Staaten wie  Ungeziefer mit 
Atomwaffen bedrohen. Wir Deutschen 
haben diese Unmenschlichkeit ge- 
krönt, als wir der atomaren Bedrohung 
von Menschen des gleichen Volkes zu- . 
gestimmt haben, 5 


Sich christlich nennende Menschen 
sind Heuchler, wenn sie bereit sind, am 
aktiven Kriegsgeschehen Unbeteiligte 
atomar zu vernichten oder solcher Ver- 
nichtung zuzustimmen. 


Unterstellt, es gibt keinen Krieg, dann 
bei Fortdauer der gegenwärtigen Gei- 
steshaltung ein jahrzehnte- oder jahr- 
hundertelanges Wettrüsten ohne 
Krieg; denn scheinbare oder wirkliche 
Fenster der Verwundbarkeit lassen sich 
immer entdecken. Solches Wettrüsten 
wäre absurd, wenn auch weit weniger 
als der Krieg. 


Ähnlich Tag und Nacht haben im Zeit- 
alter der konventionellen Bewaffnung 
Krieg und Frieden gewechselt. Motor 
ist wesentlich die Bevölkerungsent- 
wicklung gewesen. Man muß auf diesen 
Faktor achten, sollen auch im Zeitalter 
der Massenvernichtungsmittel der 
Krieg sowie sonstige Mittel der Bevöl- 
kerungsdezimierung ausbleiben. 


Herr Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker irrt, wenn er meint, Vertei- 
digungsbemühungen, auch mit zum 
Angriff geeigneten Atomraketen bezie- 
hungsweise deren Billigung und militä- 
rischer Schutz durch konventionelle 
Waffen ergänzten die Entspannung. 
Angriffswaffen erregen Mißtrauen und 
begründen oder vergrößern die Span- 
nungen, die zum Krieg führen können. 
Aufgabe von uns Deutschen in beiden 
Staaten ist die Bemühung um Aussöh- 
nung der beiden Supermächte. 


Gottfried Jahn, Siegen 


»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 

anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
- einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 
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Die umfassende Dokumentation über Hintergründe zur 
Geschichte von Krieg und Revolutionen. Die Autoren haben 
sich eingehend mit dem internationalistischen Netzwerk 
beschäftigt, das die Welt regiert. 
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